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Regionalplan OWL (Planungsraum Ostwestfalen-Lippe) 

Stellungnahme der nordrhein-westfälischen Naturschutzverbände Bund für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt 
(LNU) und Naturschutzbund Deutschland (NABU) vom 31. März 2021 im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf des Regionalplans OWL (Stand 05.10.2020, Er-
arbeitungsbeschluss). 

Hinweis: Die Naturschutzverbände behalten sich aufgrund des für das Ehrenamt unzu-
mutbaren und deutlich zu kurzen Beteiligungszeitraums vor, zu den eingebrachten Be-
denken und Anregungen ergänzende Ausführungen, Präzisierungen und Begründun-
gen einzureichen und erwarten, dass diese im weiteren Verfahren Berücksichtigung fin-
den werden.  
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A. Zusammenfassung 

Die Naturschutzverbände beobachten mit Sorge und Unverständnis, dass die Regionalpla-
nung in Federführung des Regionalrates Detmold sich noch immer nicht den Herausforderun-
gen stellt, die sich nicht zuletzt durch den lange absehbaren und akut spürbaren Klimawandel 
und den dramatischen Verlust der biologischen Vielfalt ergeben. Der Regionalplan ist ein lang-
fristig angelegter Plan, der die Entwicklungsperspektiven in Form von Erfordernissen der 
Raumordnung (Ziele, Grundsätze, sonstige Erfordernisse) in Konkretisierung und Berücksich-
tigung der Landesplanung für die Region OWL für die kommenden 20 Jahre festlegen soll. 
Dabei müssen übergeordnete gesetzliche und programmatische Ziele (Flächensparen, Bo-
den, Wasser, Klima, Naturschutz, Artenschutz, Umsetzung Natura 2000, Biodiversitäts- und 
Nachhaltigkeitsstrategie) beachtet werden und regionalplanerische Vorgaben zu deren Um-
setzung erfolgen.  

Der vorliegende Planentwurf wird der gesetzlich festgelegten Aufgabe einer zukunftsfähigen 
Raumplanung/ Regionalplanung, die unterschiedlichen Anforderungen an den Raum aufei-
nander abzustimmen und Konflikte auszugleichen sowie Vorsorge für einzelne Nutzungen und 
Funktionen des Raums zu treffen, in keiner Weise gerecht. Er entwickelt für die bestimmenden 
Themen der Zukunftsfähigkeit der Planung - Klimaschutz/ Klimaanpassung, Biodiversitäts-/ 
Biotopschutz und dem eng damit verbunden Flächensparen - keine klar definierte, für den 
Gesamtraum geltende, nachhaltige Zielvorstellung. Statt auf regionaler Ebene mit Hilfe eines 
planerischen Gesamtkonzeptes durch konfliktlösende, gerecht und gesamthaft abgewogene 
und verbindliche Vorgaben den Rahmen für eine nachhaltige und zukunftsfähige Raument-
wicklung zu schaffen, wird diese den flächen- und ressourcenverbrauchenden Nutzungsinte-
ressen überlassen und der Flächenverbrauch noch angeheizt. Die Umwelt- und Naturschutz-
belange werden weder ausreichend planerisch ausgestaltet, noch werden die wenigen plane-
rischen Zielaussagen dazu in der Abwägung gegenüber ressourcen- und flächenverbrauchen-
den Nutzungen und Flächenfestlegungen durchgesetzt (s. SUP-Ergebnisse). Der Regional-
planentwurf erweckt den Eindruck einer vornehmlichen Angebotsplanung. Dieser massiv de-
regulierende Ansatz wird auch darin deutlich, dass der Entwurf hinsichtlich der Ziele und 
Grundsätze weit hinter den Regelungsinhalten der gültigen Regionalpläne – Teilabschnitte 
„Bielefeld“, „Höxter/ Paderborn“ – zurückbleibt.  

Textliche Ziele/ Grundsätze geben in den regionalplanerischen Handlungsfeldern vorrangig 
die nach der Planzeichendefinition bestimmten Themen/ Planzeichen zugewiesenen räumli-
chen Funktionen wieder. Die erforderlichen raumordnerischen Regelungsgehalte in Zielen und 
Grundsätzen zu Schutz/ Entwicklung/ Wiederherstellung der räumlichen Funktionen fallen zu 
knapp aus oder fehlen gänzlich. Die Begründungsabschnitte geben häufig zutreffende Rege-
lungserfordernisse wieder, die in den darauf aufbauenden Zielen und Grundsätzen dann aber 
vielfach keinen Eingang finden. Die Erläuterungen wiederholen vielfach die Inhalte der Be-
gründungsabschnitte und stellen häufig keine rein erklärenden Sachverhalte für die Erleichte-
rung der Umsetzung auf den nachfolgenden Planungsebenen dar, wie dies in den Vorbemer-
kungen zu den Inhalten des Regionalplans angegeben wird (Kapitel 1.4, S. 25). Sie enthalten 
vielmehr weitergehende Vorgaben, die in den formulierten Zielen und Grundsätzen vom Wort-
laut her nicht enthalten sind und daher auch keine Interpretations- und Auslegungsinhalte sein 
können. Sie weisen häufig den Charakter von Zielen und Grundsätzen auf und müssen auch 
als solche formuliert werden, um rechtlich belastbar eine Steuerungswirkung zu entfalten.  

Der Aufgabe/ Funktion eines Landschaftsrahmenplans und des forstlichen Rahmenplans wird 
dieser Regionalplan ebenfalls nicht gerecht. Es ist kein Gesamtkonzept zum Schutz, zur 
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Entwicklung und ggf. Wiederherstellung von Natur und Landschaft erkennbar, ebenso wenig 
für die forstliche Entwicklung einschließlich der Waldwildnis, dem Waldschutz und dem drin-
gend regelungsbedürftigen Umgang mit Schadflächen im Zuge des Klimawandels. 

Die Naturschutzverbände fordern daher eine grundlegende Überarbeitung des Planent-
wurfs. Den auch in Zukunft absehbar weiter zunehmenden, zentralen Herausforderun-
gen (Flächenverbrauch, Klimaschutz, Klimaanpassung, Biodiversitätserhalt, Wasser-
knappheit, Bodenschutz etc.) muss im Regionalplan mit den steuernden/ regulierenden 
Instrumenten der Raumordnung entsprochen werden. Natur und Landschaft und ihr 
Entwicklungspotenzial müssen unter Ausschöpfung der regionalplanerischen Möglich-
keiten für die Zukunft auf dieser Ebene langfristig gesichert werden, da nur diese Pla-
nungsebne überörtliche Erfordernisse erkennen, beplanen und verbindlich regeln kann. 
Die ökologische Säule der Nachhaltigkeit inklusive der Umweltvorsorge und der Erhal-
tung von Entwicklungspotenzialen bleibt ansonsten in Bezug auf ihre Durchsetzung ein 
Randthema. Dies gilt sowohl für die Regionalplanung selbst bei der Ausweisung von 
Flächen für umweltbelastende Raumnutzungen, als auch in der Bauleitplanung und der 
Zulassung und Genehmigung von Vorhaben. 

Zu einzelnen Planthemen: 

Siedlung 

Die Planrechtfertigung für den Bereich Siedlung wird grundlegend angezweifelt, da der 
Planentwurf sämtliche Anforderungen an eine nachhaltige Siedlungsentwicklung nicht 
erfüllt. 

Das „neue“ Konzept der bedarfsunabhängigen Darstellung von Siedlungsflächen wird von den 
Naturschutzverbänden entschieden abgelehnt, da es die Aufgabe der Regionalplanung, für 
eine flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung zu sorgen und bedarfsge-
recht Siedlungsflächen festzulegen, in keiner Weise erfüllt. Es ist keine raumordnende Steue-
rung erkennbar und es fehlt eine in Zielen und Grundsätzen klar formulierte, regionale Zielvor-
stellung. Insbesondere das Thema Verringerung der Flächeninanspruchnahme wird nur auf 
bagatellisierende Weise behandelt, ein quantitatives Flächensparziel für die Region fehlt. Der 
Flächenverbrauch wird durch das Konzept im Gegenteil befördert und einer übergeordneten 
Steuerung weitestgehend entzogen.  

Der Planentwurf stellt in großem Umfang Siedlungsflächen mit erheblichen Umweltauswirkun-
gen dar, eine wirksame Steuerung des Siedlungsgeschehens auf konfliktarme Standorte ge-
lingt nicht. Ein flexibleres Angebot an Auswahlflächen für die Baulandentwicklung im Sinne der 
Vorbeugung vor Umsetzungsproblemen wird damit nicht geschaffen. Anstatt zur Lösung der 
Probleme der kommunalen Bauleitplanung beizutragen, werden diese nur fortgeschrieben.  

Die Planung ignoriert zudem die absehbaren Auswirkungen der Bevölkerungsentwicklung (v.a. 
starke Alterungsprozesse, veränderte Wohnraumbedarfe). Auf die drängenden und absehba-
ren Anforderungen hinsichtlich Klimavorsorge im Siedlungsbereich findet der Regionalplan 
keine zukunftsfähigen Antworten. 

Freiraum 

Der Entwurf des Regionalplans wird mit seinen textlichen und zeichnerischen Festle-
gungen für den Freiraum den großen Herausforderungen des Klimawandels und Arten-
sterbens und des damit eng verbundenen Problems des Flächenverbrauchs nicht ge-
recht.  
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Die differenziertere Darstellung von Freiraumflächen ab einer Größe von 2 ha stellt zwar die 
schutzwürdigen und schutzbedürftigen Flächen, insbesondere auch die Bereiche zum Schutz 
der Natur, differenzierter dar und verbessert damit die Grundlage für die Berücksichtigung der 
Freiraumbelange bei planerischen Entscheidungen. Es mangelt aber an einer vollständigen 
zeichnerischen Darstellung und an ausreichenden textlichen Festlegungen von Zielen und 
Grundsätzen. 

Besonderen landschaftlichen Qualitäten im Plangebiet wird durch Ziele und Grundsätze 
nicht oder nicht ausreichend entsprochen, so u.a. zu den großen unzerschnitten Räumen. Für 
die Senne mit angrenzendem Teutoburger Wald und nördlichem Eggegebirge wird gefor-
dert, dieses Gebiet als Gebiet zum Schutz der Natur mit einem Symbol „Nationalpark“ sowohl 
zeichnerisch als auch textlich eindeutig als Ziel der Raumordnung und Landesplanung darzu-
stellen.  

Bei den BSN-Darstellungen gibt es im Plangebiet Flächenrücknahmen, die angelehnt wer-
den. Sie erfolgen auch in größerem Umfang und stehen teilweise auch in Widerspruch zu dem 
landesweiten Biotopverbund des LEP oder Unterschutzstellungen in Landschaftsplänen. Die 
Naturschutzverbände bringen zur Vervollständigung der BSN-Darstellungen eine Vielzahl an 
Forderungen zur Erweiterung oder Neudarstellung von BSN-Bereichen ein. 

Bei den Regionalen Grünzügen fehlt eine innovative Fortentwicklung der gültigen Regio-
nalpläne/ des Planzeichens für den Schutz der Biodiversität und im Hinblick auf Maßnahmen 
zu Klimaschutz und Klimaanpassung. Insbesondere zu Letzterem fehlen in erheblichem Um-
fang zeichnerische Darstellungen. 

Der Bereich der Wildnisentwicklung bleibt in den Kapiteln zu den Bereichen zum Schutz der 
Natur und Wald weitgehend unberücksichtigt. Dies sollte insbesondere beim Umgang mit 
Schadflächen im Wald thematisiert werden, ebenso wie eine vorrangig anzustrebende Natur-
verjüngung auf den Flächen. Eine nachhaltige Waldnutzung in allen Waldbereichen sollte als 
Zielvorgabe entwickelt werden. 

Im Bereich Wasser wird der Regelungsgehalt gegenüber den geltenden Teilplänen massiv 
zurückgenommen. Die bislang als Zielvorgaben formulierten Vorgaben dienen nunmehr ledig-
lich als Erläuterungen zu wenigen, zumeist auch noch wenig konkreten Zielen oder Grundsät-
zen. Derartige Deregulierungen in Bezug auf den Schutz von Gewässern und Grundwasser 
werden von den Naturschutzverbänden strikt abgelehnt. Es sind zusätzliche Regelungen zum 
Schutz und zur Sanierung der Grundwasservorkommen erforderlich. Eine Überlagerung von 
Siedlungsbereichen mit Wasserschutzgebieten ist zu vermeiden. Der Platzbedarf, der erfor-
derlich ist, damit die Oberflächengewässer einen guten Zustand gemäß EU-Wasserrahmen-
richtlinie erreichen können, ist strenger zu sichern, ebenso wie rezente Auenbereiche, die für 
den Erhalt der Biodiversität von erheblicher Bedeutung sind. Die Darstellung neuer Siedlungs-
bereiche in Überschwemmungsbereichen ist zurückzunehmen. 

Für den Bereich Landwirtschaft fehlen textliche Festlegungen für eine zukunftsfähige land-
wirtschaftliche Bodennutzung unter Berücksichtigung aktueller umweltfachlicher und -politi-
scher Anforderungen (Nachhaltigkeitsstrategie, Biodiversitätsstrategien, Insektenschutzpro-
gramm). Der angestrebte verstärkte Schutz landwirtschaftlicher Flächen vor Flächeninan-
spruchnahme durch Siedlungen, Infrastruktur oder Abgrabungen wird begrüßt, darf sich aber 
nicht gegen die erforderlichen flächendeckenden Maßnahmen des Naturschutzes oder auch 
des Gewässerschutzes stellen. 
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Der Kulturlandschaftsschutz ist wenig ambitioniert ausgestaltet und sollte durch weitere 
Ziele und Grundsätze zur Erhaltung der Vielfalt und besonders bedeutsamer Bereiche gestärkt 
werden. Der Alleenschutz sollte zur langfristigen Erhaltung (Pflege und Nachpflanzung) die-
ser nach dem Landesnaturschutzgesetz geschützten Biotope im Regionalplan aufgenommen 
werden. 

Die großen Herausforderungen, die sich zur Bewältigung des Klimawandels für Klimaschutz 
und Klimaanpassung stellen, werden mit dem vorliegenden Entwurf zu wenig ambitioniert 
planerisch angegangen. Die Naturschutzverbände fordern statt der zahlreichen und wenig ver-
bindlichen Einzelregelungen in den verschiedenen Planungsfeldern einen gesamthaften An-
satz, der vor allem für Eines sorgt: zuverlässigen Schutz für Flächen und Funktionen für diesen 
unverhandelbaren Teil der Daseinsvorsorge. Dazu gehören insbesondere ein strikter Schutz 
von Kohlenstoffsenken (klimarelevante Böden) und Speicherbiotopen (Moore, Grünland, 
Waldbestände) sowie zentraler klimatischer Ausgleichsräume und -funktionen (Kaltluftleitbah-
nen, Grünräume im Übergang zwischen Siedlung und Freiraum) und klimatisch bedeutsame 
Biotopverbundelemente (klimarelevante Arten). Der Biotopverbund (Stufe I und II) ist insge-
samt als Vorsorgeinstrument für Klimaschutz und Klimaanpassung zu betrachten und auch in 
dieser Funktion angemessen zu schützen und in die Abwägung einzustellen. 

Rohstoffsicherung 

Das Konzept zur Steuerung der Rohstoffsicherung bzw. des Abgrabungsgeschehens für die 
Region überzeugt nicht. Der Planentwurf legt Vorranggebiete ohne Eignungswirkung fest, so-
dass Abgrabungen auch außerhalb der dafür freizuhaltenden Bereiche möglich sind. Dieser 
Ansatz wird nicht ausreichend durch Ziele flankiert, die eine konfliktbewältigende und wirk-
same Steuerung des Abgrabungsgeschehens in der Region ermöglichen. Es gelingt mit den 
vorgestellten Zielen und Grundsätzen nicht, dieses vorrangig in den dafür vorgesehenen Be-
reichen stattfinden zu lassen, es auf konfliktarme, umweltverträgliche Flächen zu lenken und 
einen flächensparenden Rohstoffabbau zu gewährleisten. Auch die Rekultivierung muss nach 
regionalplanerisch relevanten Kriterien stärker in den Blick genommen und insbesondere zur 
Förderung des Naturschutzes gesteuert werden. Die Naturschutzverbände fordern deutliche 
Nachbesserungen.  

Energieversorgung 

Das Kapitel Energieversorgung muss grundsätzlich überarbeitet werden. Es sollen die raum-
ordnerisch relevanten Handlungsfelder zum Klimaschutz/ Klimaanpassung in allen Bereichen 
„querschnittsorientiert“ aufgezeigt werden. Dabei geht es um die erforderliche massive Verrin-
gerung des Energie- und Ressourcenverbrauchs und erhebliche Effizienzsteigerungen sowie 
den naturverträglichen Ausbau aller erneuerbaren Energieträger. Es sind zeichnerische Dar-
stellungen von Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungsgebieten für Windenergie und 
Freiflächenphotovoltaikanlagen aufzunehmen und bisher fehlende Regelungen zu Biomasse, 
Wasserkraft und Geothermie zu ergänzen. 

Strategische Umweltprüfung (SUP) 

Der vorgelegte Umweltbericht ist in weiten Teilen unbrauchbar und wird seiner Funktion als 
Entscheidungsgrundlage für die regionalplanerische Abwägung in keiner Weise gerecht. Die 
Umweltauswirkungen der vorliegenden Planung werden nicht in der erforderlichen Art und 
Weise aufgezeigt und können so auch keinen Eingang in die Entscheidung finden. Zu bean-
standen ist hierbei zum einen die Kriterienauswahl, anhand der die Bewertung der Umwelt-
auswirkung für die einzelnen Flächen erfolgt. Zum anderen erfolgt keine 
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Gesamtplanbeurteilung, bei der die Umweltauswirkungen der einzelnen Flächendarstellungen 
in Summation betrachtet werden. Insbesondere fehlt eine Auseinandersetzung mit dem 
Schutzgut „Fläche“. So wird der Umweltprüfung ein Flächensparziel weder zugrunde gelegt 
noch auf nachvollziehbare Weise operationalisiert, um die Diskussion und Berücksichtigung 
dieses wichtigen Umweltzieles zu befördern und anzustoßen.  
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B. Bedenken zur Beteiligung der Naturschutzverbände und zu verfahrensrechtlichen Fra-
gen  

B.1 Erarbeitung der „Leitlinien für die Raumentwicklung von OWL“ ohne Beteiligung  

Die Erarbeitung von Leitlinien für einen neuen Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold 
hätte die Chance geboten, mit den an Regionalplanverfahren zu beteiligenden Akteuren wie 
den Naturschutzverbänden sehr frühzeitig über Eckpunkte eines neuen Regionalplans zu dis-
kutieren. In anderen Planungsregionen bestand für die zu Beteiligenden die Möglichkeit, sich 
im Vorfeld der Erarbeitung neuer Regionalpläne im Rahmen von „Runden Tischen“ und auch 
durch Stellungnahme zu „Leitbildern“ frühzeitig in die Diskussion zu Themenschwerpunkten 
der Regionalpläne einzubringen. Die „Leitlinien für die Raumentwicklung von OWL“ wurden 
dagegen ausschließlich im Regionalrat erörtert und beschlossen (67. RR-Sitzung vom 
19.12.2019).  

Die Leitlinien enthalten sehr weitreichende Festlegungen für den neuen Regionalplan, wie u.a. 
das neue Konzept zur Flexibilisierung der Siedlungsflächenausweisungen durch eine bedarfs-
unabhängige Darstellung von Siedlungsflächen oder die Ausweisung von Bereichen für die 
Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB) als Vorranggebiete ohne 
Ausschlusswirkung. Dadurch wurden textliche Ziele und Grundsätze des Regionalplanent-
wurfs zu wichtigen Themen maßgeblich vorbestimmt. Dass der Regionalrat Leitlinien solcher 
Tragweite „in einem intensiven Prozess – unter fachlicher Einbindung der Regionalplanungs-
behörde“ (Leitlinien, S. 1) ohne jegliche Einbindung und Beteiligungsmöglichkeiten für Ver-
bände und andere Interessenvertretungen erarbeitet und beschließt, entspricht nicht den 
heute üblichen Anforderungen an Partizipation in Planungsprozessen.  

B.2 Unzureichende Ausgestaltung der Umweltprüfung – Anregungen aus SUP-Stellung-
nahme ohne Resonanz  

Die Naturschutzverbände hatten in ihrer Stellungnahme vom 12. Juli 2019 zum Scoping zur 
Strategischen Umweltprüfung angeregt, die bei den Naturschutzverbänden und auch bei den 
Biologischen Stationen vorhandene Fachexpertise zu Teilräumen des Plangebietes im Erar-
beitungsprozess der SUP und des Regionalplanentwurfs frühzeitig - noch im Prozess der Er-
arbeitung der SUP-Prüfbögen - zu berücksichtigen. Ziel war es, die Datenlage, die der Um-
weltprüfung einzelner Darstellungsbereiche des Regionalplans zugrunde liegt, zu verbessern 
und die Stellungnahmen und Erörterung im formalen Erarbeitungsverfahren um diese Belange 
zu entlasten (vgl. Ziffer 2 der Stellungnahme vom 12.7.2019, S. 2). Leider gab es seitens der 
Regionalplanungsbehörde zu diesem Vorschlag keine Reaktion. 

Auch auf die Forderung nach der Vorlage ergänzender Scoping-Unterlagen zur konkreten Me-
thodik der Ermittlung erheblicher Umweltauswirkungen für die einzelnen Schutzgüter und für 
die Bewertung der Gesamtplanauswirkungen wurde nicht eingegangen. Ebenso wurde der 
Erwartung, dass den Beteiligten Gelegenheit dazu gegeben wird, sich zu der geplanten und 
grundsätzlichen Änderung bei der Konzeption der Siedlungsflächendarstellung mit einer zeich-
nerisch bedarfsunabhängigen Festzulegung von Siedlungsflächen und der nur noch textlichen 
Festlegung von Bedarfen zu äußern, nicht entsprochen (vgl. Ziffern 2 und 4 der Stellungnahme 
vom 12.7.2019). 
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B.3 Kritik an Offenlagezeitraum  

Als Verfahrenskritik werden der zu knapp bemessene Offenlagezeitraum von 5 Monaten und 
die massiven Erschwernisse der verbandlichen Arbeit an der Prüfung und Verfassung von 
Stellungnahmen durch die Coronaschutzmaßnahmen geltend gemacht.  

Der Offenlagezeitraum von 5 Monaten für einen neuen Entwurf eines Regionalplans für den 
gesamten Regierungsbezirk Detmold ist angesichts des Umfangs der zu prüfenden Planun-
terlagen für eine sachgerechte Prüfung und Erarbeitung von Stellungnahmen zu knapp ge-
fasst. Allein der textliche Entwurfsteil und der Umweltbericht einschließlich der Anhänge um-
fassen ca. 4.800 Seiten, hinzu kommen die zeichnerischen Festlegungen und eine Vielzahl an 
planerischen Grundlagen, wie die verschiedenen Fachbeiträge. Ein Beteiligungszeitraum von 
6 Monaten wäre hier mindestens erforderlich gewesen. 

Die massiven Einschränkungen durch die erforderlichen Corona-Schutzmaßnahmen, insbe-
sondere in den verschiedenen Phasen des Lockdowns ab dem 2. November 2020, haben die 
Mitwirkung an dem Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit und der nach § 33 LPlG DVO 
zu beteiligenden Stellen, wie auch den anerkannten Naturschutzverbänden, in erheblichem 
Maße erschwert. Die Prüfung der textlichen und zeichnerischen Darstellungen und die Formu-
lierung von verbandlichen Stellungnahmen erfordert einen intensiven Austausch, der trotz aller 
technischer Möglichkeiten nur eingeschränkt möglich war und insbesondere wesentlich mehr 
Zeit beansprucht hat. Eine intensive Prüfung und Verfassung von Stellungnahmen zu allen für 
die Naturschutzverbände relevanten Planinhalten war unter diesen Rahmenbedingungen nicht 
möglich.  

Das Ausmaß der erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor der Ausbreitung der Corona-
Pandemie mag zum Zeitpunkt des Erarbeitungsbeschlusses am 5.10.2020 noch nicht erkenn-
bar gewesen sein, spätestens aber zum Zeitpunkt des Lockdowns am 2.11.2020, der Verlän-
gerung vom 16.12.2020 und den Verschärfungen zum 11.1.2021, hätten seitens des Regio-
nalrats und der Regionalplanungsbehörde die Auswirkungen auf die Beteiligung der Öffent-
lichkeit, Verbände und weiterer Beteiligter erkannt und eine Fristverlängerung veranlasst wer-
den müssen. Der gegen eine Fristverlängerung geltend gemachte Grund, dass die Ausle-
gungsfrist im Sinne einer möglichst rechtssicheren Umsetzung das Ende des Gültigkeitszeit-
raums des Plansicherstellungsgesetzes (PlanSiG), also den 31.03.2021, nicht überschreiten 
soll, ist seit dem Bekanntwerden der Verlängerung des PlanSiG über dieses Datum hinaus1 
hinfällig.  

B.4 Kritik an unvollständigen/ nicht zugänglichen Planungsgrundlagen (Fachbeitrag Natur-
schutz und Landschaftspflege des LANUV)  

Zur Beurteilung von Auswirkungen geplanter Darstellungen auf Natur und Landschaft, wie 
bspw. durch Siedlungsflächen oder Abgrabungsbereiche, und der Prüfung und Beurteilung 
von Freiraumdarstellungen, wie u.a. der Bereiche für den Schutz der Natur und der Bereiche 
zum Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung, kommt dem Fachbeitrag 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege des LANUV NRW eine zentrale Bedeutung zu. 
Die entscheidenden Inhalte des Fachbeitrags finden sich dabei in den Darstellungen zum lan-
desweiten Biotopverbund, differenziert in Flächen herausragender Bedeutung und besonderer 

                                                           
1 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Pressedienst Nr. 010/ 21 - Berlin, 20. Januar 
2021: Umweltschutz / Planungsrecht: Beteiligungsverfahren bei Bauvorhaben können weiter digital erfolgen; 
Bundeskabinett bringt Verlängerung des Planungssicherstellungsgesetzes auf den Weg 
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Bedeutung. Die Begründungen zu der Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit der Flächen 
finden sich dabei in Biotopverbunddokumenten.  

Der Fachbeitrag für die Planungsregion Detmold ist auf den Webseiten des LANUV zwar ver-
öffentlicht, die Biotopverbundflächen finden sich dort aber nur in Übersichtskarten im Maßstab 
von 1:110.00 bis 1:150.000. Die Biotopverbunddokumente sind dort gar nicht veröffentlicht. 
Der veröffentlichte Fachbeitrag eignet sich deshalb weder vom Maßstab noch von den Inhalten 
her als Beurteilungsgrundlage für den Regionalplanentwurf. Dieses wäre erst über das LA-
NUV-Infosystem möglich, dass sowohl die Flächen und damit verknüpft auch die Dokumente 
veröffentlicht, sodass sowohl eine dem Maßstab des Regionalplans entsprechende Ansicht 
(Maßstab 1:50.000), als auch die erforderlichen Informationen zu den einzelnen Verbundflä-
chen hier abgerufen werden können. Allerdings standen diese Informationen zum Biotopver-
bund im Informationssystem des LANUV im Rahmen der Offenlage vom 1.11.2020 bis zum 
7.3.2021 fast im ganzen Zeitraum der Planoffenlage nicht zur Verfügung. Eine sachgerechte 
und vollständige Bewertung vieler Darstellungen des Entwurfs war damit nicht möglich. Die 
Leitlinien zum Regionalplan unterstreichen die Bedeutung der Informationen aus den Fach-
beiträgen (vgl. dort unter F2), u.a. wird dabei auch auf die Sicherstellung der öffentlichen Zu-
gänglichkeit der freiraum- und umweltbezogenen Fachbeiträge hingewiesen. Die den Natur-
schutzverbänden während der Offenlage von der Bezirksregierung dankenswerterweise zur 
Verfügung gestellten Karten der Biotopverbundflächen im Maßstab 1:50.000 können dieses 
Defizit nicht beheben, da es maßgeblich auch auf die Biotopverbunddokumente ankommt, 
insbesondere wenn Auswirkungen auf Flächen oder die Schutzwürdigkeit von Flächen zu be-
urteilen sind. 

B.5 Anmerkungen zu den verfügbaren digitalen Karten 

Bedingt durch kostenfreie Lösungen im open source-Bereich werden auch im ehrenamtlichen 
Bereich zunehmend GIS-Systeme eingesetzt. Dieses schafft gerade für raumbedeutsame Pla-
nungen wie zum Beispiel den Regionalplan Möglichkeiten zu einer effizienten Öffentlichkeits-
beteiligung. Die Regionalplanungsbehörde hat diese Möglichkeiten leider nicht genutzt. Zwar 
wird ein WMS-Dienst zur Verfügung gestellt (mit stark begrenzten Möglichkeiten des Hinein-
zoomens), dieser beinhaltet allerdings nur einen Gesamtlayer für alle zeichnerischen Darstel-
lungen. Damit geht er kaum über die Möglichkeit einer pdf-Datei oder einer Papierkarte hinaus. 
Ein WMS-Dienst z.B., der verschiedene Themen in unterschiedlichen Layern behandelt, wäre 
eine große Erleichterung bei der Lesbarkeit gewesen. Gerade die im Planzeichenverzeichnis 
festgelegten Darstellungen bedingen bei einer Gesamtkarte, dass Festlegungen durch Schat-
tierungen kaum zu unterscheiden sind und Grenzen von Strichdarstellungen unklar bleiben. 
Diese Chancen der erleichterten Öffentlichkeitbeteiligung wurde durch die Regionalplanungs-
behörde vertan. 

B.6 Fehlende Transparenz/ Nachvollziehbarkeit von Planalternativen 

Dem Planentwurf mangelt es gänzlich an einer Alternativenprüfung, die nach Anlage 1 zu § 8 
Abs. 1 ROG vorgeschrieben ist und sich auf die in Betracht kommenden anderweitigen Pla-
nungsmöglichkeiten beziehen muss. Auch die in der Umweltprüfung darzustellenden Maßnah-
men zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen müs-
sen hier im Hinblick auf die jeweiligen Möglichkeiten einbezogen werden. 

Für das neue Plankonzept für den Bereich Siedlung fehlt eine Auseinandersetzung mit der 
Frage, ob das Konzept die damit anvisierten Ziele erreicht und welche Alternativen bestehen, 
um die Konflikte bestmöglich im Sinne der Nachhaltigkeit zu lösen und damit die Aufgabe der 
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Regionalplanung zu erfüllen. Die SUP und ihre Ergebnisse sind offensichtlich nicht dazu ge-
nutzt worden, das Konzept zu überprüfen. Auch für das Konzept der Steuerung der Rohstoff-
sicherung bzw. des Abgrabungsgeschehens wurden keine Alternativen geprüft, insbesondere 
findet keine ausreichende Auseinandersetzung mit der Frage der Ausweisung von Vorrangge-
bieten mit oder ohne Eignungswirkung statt. 

Für die einzelnen Flächenausweisungen (ASB, GIB, BSAB) finden sich in der SUP ebenfalls 
keine Angaben zu Alternativenprüfungen. Dieses ist insbesondere bei der hier anvisierten Ent-
koppelung von Bedarfen und Flächenausweisungen für Siedlungsbereiche unerlässlich, wer-
den hier doch in großem Umfang mehr Flächen als Vorranggebiete festgelegt, als der Bedarfs-
berechnung zu folge auszuweisen wären. Es findet auch keine Prüfung von Alternativen zur 
Art und Weise der Festlegung der Flächengrößen und räumlichen Verortung dieser Flächen 
statt. 

B.7 Unzureichende Planbegründung  

Eine belastbare und nachvollziehbare Planbegründung fehlt, womit die Abwägungsergebnisse 
und damit auch die Planrechtfertigung in Frage zu stellen sind. Es ist in keiner Weise nach-
vollziehbar, 

 welche konzeptionellen Ziele für die Steuerung der einzelnen Raumnutzungen und die Lösung 
der Konflikte zwischen den Raumnutzungen im Einzelnen zugrunde liegen und wie diese in 
Form von Zielen und Grundsätzen umgesetzt werden – es ergeben sich im Gegenteil zahlrei-
che Widersprüche und offensichtliche Fehlplanungen im Hinblick auf widerstreitende Zielset-
zungen, 

 auf welcher Grundlage Bedarfe ermittelt, räumlich verteilt und festgesetzt wurden, 

 aufgrund welcher Kriterien Vorranggebiete in Lage und Ausdehnung abgegrenzt werden und 
wie für diese Flächen der Vorrang einzelner Nutzungen vor anderen begründet wird. 

Die für Regionalpläne vorzulegenden Berechnungsgrundlagen für die Siedlungsflächen (Zah-
len zur Bevölkerungsentwicklung, errechnete Bedarfe für die einzelnen Kommunen, ermittelte 
Dichtewerte und Flächenberechnung für die einzelnen Kommunen, vorhandene Reserveflä-
chen aus den bestehenden Siedlungsbereichen und Flächennutzungsplänen, kommunenge-
naue Gegenüberstellung) sind nicht wie sonst üblich in den offengelegten Unterlagen enthal-
ten. Auch für die Rohstoffsicherung findet sich keine Bedarfsbegründung. Für die Abgrenzung 
der Siedlungsflächen und Abgrabungsbereiche finden sich keinerlei Angaben zu Auswahl- und 
Bewertungskriterien, Bewertungs- und Abwägungsvorgängen und Abwägungsergebnissen. 

In den Vorbemerkungen zum Inhalt des Regionalplans (Kapitel 1.4, S. 24f.) wird ausgeführt, 
dass die gemäß § 7 Abs. 5 ROG erforderliche Planbegründung im Textteil vor jeder Festlegung 
(Ziele/ Grundsätze) erfolgt. Die Begründung für die konkrete Abgrenzung und jeweilige Zuord-
nung der zeichnerischen Ziele und Grundsätze (Vorrang- und Vorbehaltsgebiete) finde sich 
danach in den einzelnen Sachkapiteln. Die vorliegenden Textabschnitte erfüllen diese Aufgabe 
aber nicht. Es ist im Gegenteil vielfach unverständlich, warum sich die oftmals zutreffenden 
Darstellungen von Erfordernissen dann nicht auch in dementsprechenden Zielen und Grunds-
ätzen wiederfinden und stattdessen in den Erläuterungen oftmals wiederholt werden.  
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C. Bedenken und Anregungen zu den textlichen Festlegungen 

C.1 Siedlung (zu Kapitel 3)  

Die vorgelegte Planung zur Siedlungsentwicklung für die Region wird von den Naturschutz-
verbänden entschieden abgelehnt. Aufgabe der Regionalplanung ist es, die räumliche Ent-
wicklung einer Region übergeordnet und für die gesamte Region nach einheitlichen Zielen und 
Grundsätzen planerisch zu steuern und den einzelnen Flächennutzungen verbindlich Flächen 
zuzuordnen. Das vorliegende Konzept erfüllt diese Aufgabe für die Siedlungsnutzung nicht, 
den Grundsätzen einer nachhaltigen Raumentwicklung nach § 2 ROG wird nicht entsprochen. 
Die Zielvorgabe des LEP (Ziel 6.1-1), nach der  

 die Siedlungsentwicklung flächensparend und bedarfsgerecht an der Bevölkerungsentwick-
lung, der Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen Infrastrukturen sowie den naturräumli-
chen und kulturlandschaftlichen Entwicklungspotenzialen auszurichten ist und 

 die Regionalplanung bedarfsgerecht Allgemeine Siedlungsbereiche und Bereiche für gewerb-
liche und industrielle Nutzungen festzulegen hat,  

wird eindeutig nicht erreicht. Die vorgelegten Unterlagen überzeugen in Gänze nicht - von der 
Begründung für die Notwendigkeit eines neuen Planungsansatzes über das Fehlen eines er-
kennbaren gesamtplanerischen Konzeptes für die Region und die erforderliche, abschlie-
ßende und belastbare Abwägung mit den anderen regionalplanerischen Raumnutzungen (in-
klusive unzulänglicher Umweltprüfung), die Konsistenz und Nachvollziehbarkeit der Planung 
bis hin zur Frage der Vereinbarkeit mit den Vorgaben von LEP und ROG. Es bleibt vollkommen 
intransparent, wie die dargestellten ASB und GIB in ihrer räumlichen Ausdehnung und Lage 
zustande gekommen sind – hierfür ist kein planerischer Ansatz zur Flächenauswahl erkenn-
bar, es findet sich keine ausreichende Erläuterung und Begründung dazu und es ergeben sich 
zahlreiche Widersprüche. Hinsichtlich der Umweltverträglichkeitsprüfung fehlt sowohl eine Al-
ternativenprüfung zum konzeptionellen Ansatz als auch zu den einzelnen Flächenausweisun-
gen.  

Die Planung räumt der Entwicklung von Bauland einen nicht belastbar begründeten, unver-
hältnismäßigen Vorrang gegenüber den anderen Raumnutzungen und Flächenbedarfen ein. 
Sie überlässt die Siedlungsentwicklung mehr oder weniger ohne eine übergeordnete Steue-
rung den Kommunen und ermöglicht eine ungehemmte Baulandentwicklung und damit weite-
ren massiven Flächenverbrauch. Das Gegenstromprinzip besagt zwar, dass die Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung des Gesamtraums die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teil-
räume berücksichtigen soll, aber die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume hat 
sich auch in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einzufügen (§ 1 Abs. 3 
ROG). Dieses Plankonzept entbindet die Teilräume nun aber weitgehend von einem überge-
ordneten Zielrahmen für die Siedlungsentwicklung. Damit entfernt sich der Regionalplan deut-
lich von den geltenden Teilplänen mit ihren eindeutigen Zielen im Rahmen einer erkennbaren 
und rahmensetzenden regionalen Zielvorstellung zur Siedlungsentwicklung. 

Was sich schon allein durch die Auswertung der Ergebnisse der defizitären Umweltverträg-
lichkeitsprüfung mehr als deutlich zeigt ist, dass das Problem der fehlenden Umsetzbarkeit 
und Entwickelbarkeit von Flächen für die Bauleitplanung eben nicht dadurch gelöst werden 
kann, dass immer mehr Flächen vorgehalten werden. Die SUP zeigt deutlich auf, dass eine 
Lenkung der Siedlungsbereiche auf möglichst konfliktarme Flächen mit dem angewendeten 
Konzept nicht gelungen ist (s. Abschnitt C.1.1). Die SUP wurde offensichtlich nicht dafür ge-
nutzt, um dessen Wirksamkeit zu überprüfen. Es gibt aufgrund der immer weiter zunehmenden 
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Flächenkonkurrenzen schlicht einfach nicht „mehr“ realisierbares Bauland. Die einzige Strate-
gie, die hier helfen kann, ist das Flächensparen. Dies hat sich sehr eindrücklich auch bei der 
1. Änderung des Regionalplans Düsseldorf (Mehr Wohnbauland am Rhein) gezeigt, wo die 
Kommunen über ein Flächenranking-System dazu angehalten waren, möglichst Flächen mit 
einer voraussichtlich guten städtebaulichen Umsetzbarkeit (u.a. Kriterium Verfügbarkeit über 
Eigentumsverhältnisse, zeitliche Verfügbarkeit) der Flächen zu melden. In der Summe hat sich 
herausgestellt, dass solche Flächen offenbar kaum noch existieren2. 

Ausgerechnet das Thema Flächensparen wird im Planentwurf nur marginal behandelt und in 
einem unbrauchbaren Grundsatz (S 3) abgewickelt, der keinerlei Wirkung entfalten dürfte, weil 
er nur eine Empfehlung bleibt und einen unbrauchbaren Maßstab für eine höhere Siedlungs-
dichte einführt (s. Abschnitt C.1.1). Es wird darauf verwiesen, dass die Vorgabe einer Mindest-
dichte nicht möglich sei – dies ist aber zumindest als Anreizinstrument sehr wohl möglich. So 
wurde im Flächenrankingsystem für die 1. Änderung zum Regionalplan Düsseldorf (s.o.) ein 
hoher Punktwert für Flächenmeldungen mit hoher Dichte veranschlagt. Die Vorgaben des LEP 
NRW zur flächensparenden Siedlungsentwicklung werden hier planerisch überhaupt nicht in 
Angriff genommen. Auch nach Streichung des 5-ha-Grundsatzes aus dem LEP bleiben die 
übergeordneten Zielvorgaben für die Regionalplanung bestehen. Dazu gehören der Grundsatz 
der Raumordnung, nach dem die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke insbesondere durch quantifizierte Vorgaben zu verringern ist (§ 2 Abs. 2 
Nr. 6 S. 3 ROG), sowie die Leitlinien aus der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und der Bio-
diversitätsstrategie von Bund und Land (Land NRW: Verringerung der Flächenneuinanspruch-
nahme auf 5 ha pro Tag langfristig Netto-Null).  

Die bestehende Situation wird auch bei der Berechnung des Bedarfs an Wohnbauland trotz 
vielfach sinkender Bevölkerungszahlen, der zunehmenden Alterung der Bevölkerung gerade 
im ländlichen Raum, sich verändernder Bedarfe an Wohnraumtypen und Wohnortwünschen 
für die nächsten 20 Jahre einfach fortgeschrieben. Die Bevölkerungsvorausberechnung prog-
nostiziert generell eine Zunahme der älteren Bevölkerung auch auf dem Land. Hier bedarf es 
altersgerechten Wohnraums und der Entwicklung gezielter Nachnutzungskonzepte im Rah-
men der Innenentwicklung für frei werdende Ein- und Zweifamilienhäuser, anstatt über neue 
Baufläche auf der grünen Wiese an den Ortsrändern die „Donut-Problematik“ (Verödung der 
Ortskerne) noch weiter zu verschärfen. Es ist dringend geboten, dass die Regionalplanung 
endlich ihre Möglichkeiten nutzt, um den Flächenverbrauch wirksam zu steuern/ zu reduzieren. 
Dazu gehören Anreize für kompaktes und flächensparendes Bauen und die Vorgabe von Min-
destdichten genauso wie konkrete Vorgaben und Anreize zur Ausnutzung von Innenraumpo-
tenzialen und eine verbindlich durchzuführende Erfassung solcher Potenziale durch die Kom-
munen. Vorhandene Konversionsflächen sind zwingend einzubeziehen. Alternative Hand-
lungsoptionen und Rahmensetzungen z.B. über verschiedene „Dichtepfade“ wären in der SUP 
zu prüfen gewesen. 

Anstatt die weitestgehende Planungshoheit der Kommunen als Problemlösung zu propagie-
ren, sollte die Regionalplanung ihre Möglichkeiten dazu nutzen, die Flächenkonflikte gesamt-
planerisch zu lösen und endlich die Kommunen in die Pflicht nehmen, ihren im BauGB veran-
kerten Verpflichtungen im Hinblick auf eine nachhaltige und flächensparende Baulandentwick-
lung nachzukommen. Die Kommunen müssen selbst dafür Sorge tragen, dass die von ihnen 

                                                           
2 Erläuterungsunterlage zur 1. Änderung des Regionalplans Düsseldorf, „Mehr Wohnbauland am Rhein; Stellung-
nahme der anerkannten Naturschutzverbände vom 30.09.2019,  
https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/erneute-ausweisung-von-siedlungsflaechen-fuer-die-planungsregion-duessel-
dorf-mehr-wohnbauland-am-rhein-naturschutzverbaende-nehmen-umfassend-stellung.html  
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eingebrachten Flächenvorschläge auch in längeren Planungszeiträumen Bestand haben. Die 
örtlichen Verhältnisse hinsichtlich städtebaulicher Restriktionen (mangelnde Baugrundeig-
nung, topografische Probleme wie Hanglage, fehlende Erschließbarkeit oder Immissions-
schutzgründe, S. 112) sollten von Seiten der Kommunen zumindest in Teilen frühzeitig abge-
schätzt werden können. Für die Regionalplanung ist die fehlende Bereitschaft von Grundstück-
seigentümern, ihre Flächen zur Verfügung zu stellen, jedenfalls kein relevanter Belang und 
tragender Grund dafür, die Aufgabe der Steuerung mehr oder weniger aufzugeben. Dies wird 
im Regionalplan selbst auch zutreffend als nicht relevanter Grund für die Anwendung der Aus-
nahmeregelungen eingestuft (ebd.). Regionalplanung/ Regionalrat und Kommunen haben zu-
sammen die Aufgabe, ein tragfähiges Gerüst für die Siedlungsflächenentwicklung aufzustel-
len, das Aussicht auf Wirksamkeit und Umsetzungserfolg hat und den zahlreichen Ansprüchen 
an den Raum Rechnung trägt – auch die Kommunen werden z.B. zunehmend Flächen für die 
Klimaanpassung einplanen und überörtlich bedeutsame Klimaflächen anbinden müssen.  

Ganz abgesehen davon werden hier auch die Beteiligungsrechte der Naturschutzverbände 
beschnitten, da sie zwar an der Ausweisung der „Arrondierungsflächen“ beteiligt werden, 
durch die fehlende konkrete räumliche Kulisse aber gar keine Möglichkeit mehr haben, zu den 
regional bedeutsamen Belangen von Natur und Landschaft im Rahmen einer regionalplaneri-
schen Gesamtabwägung zielgerichtet Stellung zu nehmen. Bei der landesplanerischen An-
passung, in der dann die konkreten Flächen im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den Zielen 
der Raumordnung geprüft werden, werden die Verbände nicht beteiligt. 

Die Naturschutzverbände fordern: 

 dass der Regionalplan die gesetzlich festgelegte Aufgabe der nachhaltigen Siedlungssteue-
rung erfüllt, 

 eine belastbare und planerisch für den Gesamtraum der Region einheitliche Konzeption für 
die Ausweisung der konkreten Flächen in Lage und Größe, verbindlich gekoppelt an die Kon-
tingente (der Ansatz der Ausweisung von beliebigen Auswahlflächen wird in der hier vorlie-
genden Form entschieden abgelehnt), 

 eine klare Zielvorgabe darüber, dass die Siedlungsentwicklung in den dargestellten Siedlungs-
flächen zu erfolgen hat, 

 eine Anrechnung von Kontingenten auf die in ihrer räumlichen Ausdehnung und Lage ab-
schließend dargestellten Siedlungsflächen – inklusive Siedlungsflächen, die über weitere Mög-
lichkeiten der Baulandentwicklung entstehen und im Rahmen des Siedlungsflächenmonito-
rings zu erfassen und einzurechnen sind, 

 eine konsistente und wirksame Strategie zur Lenkung der Siedlungsflächen auf die konflikt-
ärmsten Bereiche für Umwelt- und Naturschutz/ Freiraumschutz, konkrete Bewertungskriterien 
und eine nachvollziehbare Bewertung (konfliktärmste Bereiche sind zuerst und vollständig 
auszunutzen!), 

 eine klare Ausrichtung auf das prioritäre Ziel des Flächensparens durch Festlegung von Zielen  

­ zur flächensparenden Baulandentwicklung durch wirksame Ziele für ein regionalisiertes, 
konkretes Flächensparziel (langfristig Netto-Null) und Mindest-Bebauungsdichten für die 
verschiedenen Raumkategorien, 

­ zur vorrangigen Innenentwicklung vor Außenentwicklung verbunden mit der Pflicht zur 
Führung kommunaler Kataster für Flächenpotenziale zur Nachverdichtung (Brachflächen, 
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andere Wieder- und Nachnutzungspotenziale, Konversionsflächen) und deren Ausnut-
zung, 

­ zur kompakten Baulandentwicklung durch Ziele für den Anschluss an bestehende Sied-
lungsansätze, zusammen mit den üblichen Vorgaben zur Vermeidung bandartiger Sied-
lungen und Splittersiedlungen sowie Neubegründungen von Siedlungsarealen im Frei-
raum, 

­ zur Ausrichtung der Siedlungsentwicklung an bestehenden Infrastrukturen und Verkehrs-
wegen, insbesondere dem ÖPNV. 

Diese bisher in den Regionalplänen zum Teil schon gängigen Vorgaben sind das Mindestmaß 
an planerisch erforderlicher Steuerung auf Regionsebene, ohne diese ist die laut ROG anzu-
strebende nachhaltige Entwicklung nicht zu erreichen.  

C.1.1 Detailkritik zum Konzept für die Siedlungsflächenplanung 

Das neue Konzept zur Steuerung der Siedlungsentwicklung und für die Ausweisung von Sied-
lungsflächen beinhaltet (S. 80) 

 die Entkoppelung von bisher kombinierter Standort- und Mengensteuerung, 

 die bedarfsunabhängige, zeichnerische Darstellung eines auswahlfähigen Flächenangebots 
für die künftige Siedlungsentwicklung nach planerischen Vorgaben („Arrondierungsflächen“) 
und  

 eine Mengensteuerung durch (Flächennutzungsplan-)Flächenkontingente als Bruttobauflä-
chen. 

Fehlende Nachvollziehbarkeit der zeichnerischen Festlegungen der ASB/ GIB (Vorrangflä-
chen) 

Die zeichnerischen Festlegungen haben nach den Erläuterungen einen „groben, arrondieren-
den und den kleinräumigen Betrachtungsmaßstab ausblendenden Charakter“ (S. 82). Die 
Festlegung erfolgt unter Berücksichtigung der errechneten Bedarfe, der gemeindlichen Ent-
wicklungsabsichten und unter Beachtung rechtlicher Vorgaben (S. 78 f./ 81). Zu den planeri-
schen Kriterien gehören insbesondere: 

 das Freihalten von Freiraumbereichen mit Vorbehalt für Natur- und Landschaftsschutz, Land- 
und Forstwirtschaft, Erholung, Verkehr, Abbau von Bodenschätzen, 

 die Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf zentrale Siedlungsbereiche mit einer gebündel-
ten Infrastrukturausstattung, 

 die Berücksichtigung der Erfordernisse zu Klimaschutz/ Klimaanpassung durch das Freihalten 
klimasensibler Flächen über RGZ und zum Kulturlandschaftsschutz. 

Konkurrierende Nutzungsansprüche wie z.B. Naturschutz, Hochwasserschutz, Wald oder Ver-
kehrsplanungen sollen dem auswahlfähigen Flächenangebot nicht entgegenstehen. Flächen 
mit besonders hochwertigen ökologischen Funktionen in regionalplanerisch relevanter Grö-
ßenordnung werden den Angaben nach nicht überplant, neben Wald insbesondere Stufe I 
Biotopverbund, Natura-2000, Oberflächengewässer und Überschwemmungsgebiete (S. 83 f.). 
Weitere Erläuterungen zur Auswahl der Flächen, also der Lage im Raum, gibt es nicht, eine 
nachvollziehbare Kriterienentwicklung mit den üblichen Formulierungen von regionsweit anzu-
wendenden Ausschlusskriterien, Einzelfallkriterien und Bewertungsmaßstäben für die ge-
samte Region fehlt. Auch die Umweltprüfung gibt hier keine ausreichenden Anhaltspunkte.  
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Genauso wenig gibt es eine Erläuterung dazu, auf welcher Basis die Ausweisung der Sied-
lungsflächen – bedarfsunabhängig – erfolgt: Warum und nach welchen Kriterien werden die 
Siedlungsflächen in der dargestellten Flächengröße für welche Kommune/ Stadt, für welchen 
Kreis und für die Gesamtregion ausgewiesen? Diese Frage kann anhand der vorliegenden 
Unterlagen nicht beantwortet werden. Ebenso wenig wie die Frage, auf welche Weise, nach 
welchen Kriterien und mit welcher Begründung diese Flächenfestlegungen in der Abwägung 
mit konkurrierenden Nutzungsansprüchen und Erfordernissen der Raumplanung den Vorrang 
zugewiesen bekommen sollen. Die Begründung über den ermittelten Bedarf entfällt – wie soll 
dann eine Ausweisung von 12100 ha Siedlungsfläche (gegenüber einem Kontingent/ Bedarf 
von 7026 ha) im Rahmen der Planrechtfertigung belastbar begründet werden? Für Wohnbau-
land stehen hier 7997 ha einem Kontingent/ Bedarf von 3217 ha gegenüber. Für die ermittelten 
Flächenkontingente werden als Flexibilisierungskulisse „Arrondierungsflächen“ ausgewiesen, 
die auf die Gesamtregion gesehen das 1,7-fache der Flächenkontingente an Fläche als Vor-
ranggebiete festlegen, für ASB sogar das 2,5-fache (GIB 1,1-fach). Bei sieben Städten/ Kom-
munen erfolgt eine Ausweisung des 10- bis 16-fachen des ermittelten Flächenkontingents für 
Wohnbauland. In allen Kreisen wird mindestens das Doppelte der festgelegten Kontingente 
an ASB-Flächen ausgewiesen, nur in 18 von insgesamt 70 Städten/ Kommunen wird weniger 
als das Doppelte ausgewiesen.  

Dies wird umso weniger nachvollziehbar, wenn dazu die Zahlen der Bevölkerungsentwicklung 
in Bezug gesetzt werden (s. Tabelle 1, Abschnitt C.1.2). Für die Städte Paderborn und Biele-
feld mit einer Bevölkerungszunahme von 8,6 % und 2,0 % (über 65-Jährige: + 58,2 % und 
+37,9 %) zwischen 2018 und 2040 wird das 2,1- bzw. 2,5-fache der errechneten Kontingent-
fläche ausgewiesen. Für die Gemeinde Hövelhof und die Stadt Salzkotten, die beide deutlich 
schrumpfen (-5,7 %/ - 6,0 %) und massiv an älteren Bevölkerungsteilen zunehmen (+81,9 %/ 
+54,9 %) werden statt der errechneten Bedarfe das 10- und 16-fache an Fläche ausgewiesen. 
Hier kann von einer bedarfsgerechten und flächensparenden Festlegung von Siedlungsberei-
chen keine Rede mehr sein.  

Es werden als Flexibilisierungskulisse großräumig „Arrondierungsflächen“ mit dem Vorrang 
Siedlung dargestellt, die dann für andere Nutzungen und insbesondere auch für die Entwick-
lung von anderen Potenzialen als der Siedlungsentwicklung und einen nachhaltigen Ressour-
censchutz nicht zur Verfügung stehen (§ 2 Abs. 2 Nr.1 ROG). Dies widerspricht dem Grund-
satz der langfristigen Offenhaltung von Gestaltungsmöglichkeiten der Raumnutzung im Sinne 
einer nachhaltigen Raumentwicklung (ebd.) – die Naturschutzverbände können hier aufgrund 
der nicht belastbaren Herleitung entgegen der Behauptung im Regionalpanentwurf (S. 83) 
keine Vereinbarkeit erkennen.  

Keine Steuerung der Flächenausweisungen auf konfliktarme Räume 

Anhand der Auswertungen der Unterlagen zur Umweltprüfung wird deutlich, dass hier in gro-
ßem Umfang Flächen dargestellt werden, die erhebliche Konflikte mit dem Umwelt- und Na-
turschutz aufweisen – und das, obwohl die Umweltprüfung aus Sicht der Naturschutzverbände 
deutliche Defizite aufweist (s. Abschnitt D). So weisen von den 411 ASB-Flächen 205 als zu-
sammenfassende Bewertung in der SUP voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen auf, 
von den 8000 ha betrifft das mit rd. 4400 ha über die Hälfte der Fläche. Bei den GIB ist das 
Verhältnis ähnlich, von 144 Flächen mit rd. 4100 ha wurden für 70 Flächen mit rd. 2140 ha 
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen festgestellt. Das laut Regionalplan verfolgte 
Ziel, die Siedlungsentwicklung im Planungsraum auf geeignete und möglichst konfliktarme 
Standorte zu steuern (S. 75), wird mit diesem Konzept offensichtlich grundlegend verfehlt. Das 
gilt insbesondere für die wenigen genannten Flächenauswahlkriterien, bspw.:  
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Biotopverbund: 

Für 249 von 550 Siedlungsflächen (ASB und GIB; rd. 7020 ha von insgesamt 12100 ha) wer-
den voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf den Biotopverbund festgestellt oder sie wer-
den als Plangebiet eingestuft, das voraussichtlich nicht mit erheblichen Umweltauswirkungen 
verbunden ist oder für das die Umweltauswirkungen auf dieser Ebene noch nicht konkret sind. 
Die Umweltauswirkung wird im Prüfbogen dokumentiert und hat Bedeutung für die nachgeord-
nete Planungs- und Zulassungsebene. Für den regionalen Biotopverbund sollte hier eine deut-
lich aussagekräftigere Einschätzung erfolgen, eine Bewertung im regionalen Zusammenhang 
erfolgt auf der nachfolgenden Ebene i.d.R. nicht mehr. 

Flächen mit lufthygienischer und klimatischer Ausgleichsfunktion 

Für 79 Flächen (rd. 2140 ha) werden voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen festge-
stellt, für weitere 151 Flächen (rd. 3325 ha) wird die Umweltauswirkung dokumentiert und ihre 
Bearbeitung und Beurteilung auf die nachfolgende Planungsebene verschoben. Damit sind 
230 Flächen mit rd. 5465 ha von den insgesamt 12100 ha betroffen. Inwiefern hier die Grunds-
ätze zu Klimaschutz und Klimaanpassung „bei der Zuordnung, der Verortung und beim Zu-
schnitt der zeichnerischen Siedlungsbereiche“ (S. 79) berücksichtigt wurden, erschließt sich 
nicht. Damit dürften dann auch zahlreiche geeignete oder bereits als RGZ ausgewiesene Be-
reiche betroffen sein. 

Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche 

Für 106 Flächen (rd. 2764 ha) werden voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen fest-
gestellt, für weitere 222 Flächen (rd. 4764 ha) wird die Umweltauswirkung dokumentiert und 
ihre Bearbeitung und Beurteilung auf die nachfolgende Planungsebene verschoben. Damit 
sind 328 Flächen mit rd. 7528 ha von den insgesamt 12100 ha betroffen. Inwiefern hier die 
bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche „bei der Standortfindung und beim Zuschnitt der 
Siedlungsbereiche“ (S. 78) berücksichtigt wurden, erschließt sich nicht. Damit wird auch die 
Anforderung zur erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung im Rahmen von raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen aus dem LEP (Grundsatz 3-3) nicht erfüllt.  

Aus welchem Grund für „Arrondierungsflächen“ in diesem Umfang ein Vorrang für Siedlung 
gewährt werden soll, der die Umwelt- und Naturschutzbelange und damit auch die Ziele und 
Grundsätze für die damit verbundenen regionalplanerisch relevanten Raumnutzungen/ -an-
sprüche aus dem LEP und dem Regionalplan selbst massiv beeinträchtigen kann, erschließt 
sich nicht – eine Begründung gibt es dazu nicht. Es findet auch in der SUP keine diesbezügli-
che Gesamtplanbetrachtung statt.  

Die vom Bedarf entkoppelte, flexible Angebotsfläche ist bei einer Berücksichtigung der aufge-
zeigten Umweltkonflikte außerdem bei den ASB real kaum größer als der errechnete Bedarf. 
Für die 3220 ha Bedarf stehen nur 3600 ha ohne voraussichtlich erhebliche Umweltauswir-
kungen (nach SUP-Gesamtbewertung) zur Verfügung, und bei den GIB ergibt sich überhaupt 
kein Spielraum. Hier stehen 3809 ha Bedarf nur einer Fläche von 1960 ha ohne voraussichtlich 
erhebliche Umweltauswirkungen gegenüber. 

Hier muss von einem absehbaren, grundlegenden Abwägungsfehler ausgegangen wer-
den. Es wäre zu erwarten, dass bei einer Ausweisung von Auswahlflächen überhaupt 
nur noch solche dargestellt werden, die keine erheblichen Konflikte aufweisen – denn 
ansonsten sind die Umsetzungsprobleme dieser Flächen in der Bauleitplanung vorpro-
grammiert und der Plan ist zumindest in großen Teilen voraussehbar gar nicht vollzugs-
fähig.  
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Keine Steuerungswirkung über Flächenkontingente 

Auch die Kontingentierung in Verbindung mit der Anrechnung in Bezug auf die Flächennut-
zungspläne anstatt auf die Regionalplanreserven wirft Fragen hinsichtlich der Steuerungswir-
kung auf. Die Siedlungsentwicklung muss sich nach Ziel 2-3 LEP innerhalb der regionalplane-
risch festgelegten Siedlungsbereiche vollziehen - was entgegen der üblichen Vorgehensweise 
in diesem Regionalplan nicht mehr konkret als Ziel formuliert wird. Die FNPs müssen sich 
dementsprechend an den ausgewiesenen Siedlungsbereichen ausrichten, die jetzt aber nur 
noch Auswahlflächen darstellen. Der Bezug/ Zusammenhang zwischen Kontingentierung/ Flä-
chenanrechnung in den FNPs und ASB/ GIB wird im Hinblick auf die Erfüllung der Aufgabe 
der Regionalplanung in keiner Weise hinreichend erläutert und begründet. 

Dazu kommt, dass die Ziele zur Kontingentierung überhaupt keinen Anreiz für eine flächen-
sparende Baulandentwicklung bieten. Zwar wird über die Ziele S 9 und S 11 festgelegt, dass 
die errechneten Kontingente nicht überschritten werden dürfen. Alle 5 Jahre soll aber durch 
die Regionalplanungsbehörde eine Bedarfsprüfung und ggf. eine Nachjustierung erfolgen. Die 
Ausnahmeregelung zur Überschreitung der Flächenkontingente, jeweils nach Abs. 3, eröffnet 
den Kommunen außerdem die Möglichkeit, zusätzliche Flächen in Anspruch zu nehmen. Vo-
raussetzung ist das vorzeitige Aufbrauchen des Kontingents, die weiteren Anforderungen bie-
ten über  

 die Formulierung eines unbestimmten Begriffs („unwesentliche“ Überschreitung im Verhältnis 
zur festgelegten Obergrenze),  

 dem nicht näher bestimmten „Nachweis des Bedarfs der Gemeinde für neue Wohnbau-/ Wirt-
schaftsflächen“ und  

 der ebenfalls nicht weiter bestimmten Anforderung, dass die Flächenreserven des FNP mit 
mehr als 0,2 ha für ein bedarfsgerechtes Angebot nicht ausreichen oder diese aus städtebau-
lichen Gründen nicht verfügbar gemacht werden können, 

eine breite Palette an Überschreitungsmöglichkeiten, die jegliche Anforderung an eine flächen-
sparende Planung konterkarieren. Die Kommunen können das Kontingent für Wohnbauland 
z.B. komplett über den flächenintensiven Einfamilienhausbau aufbrauchen und dann bei der 
5-jährlichen Überprüfung nach nicht erkennbar festgelegten Kriterien erhöhte Kontingente zu-
gewiesen bekommen und unabhängig davon auch nach den genannten Voraussetzungen 
nach Aufbrauchen der Kontingente zusätzliche Flächen nutzen. Sie werden genau davon ent-
bunden, sich im Rahmen der Planaufstellung intensiv damit auseinanderzusetzen, dass die 
von ihnen eingebrachten Flächeninteressen städtebaulich auch entwickelbar sind – diese 
müssen sie dann nach dieser Festlegung noch nicht mal mehr tauschen. Da helfen auch die 
nur als Grundsätze formulierten Hinweise auf eine möglichst flächensparende Realisierung (S 
3 und S 8) nicht weiter, zumal eine Orientierung an den Obergrenzen der BauNVO kein ge-
eigneter Maßstab ist, weil diese Werte nicht mit einem regionalen/ regionalplanerischen Be-
zug, nur für einzelne Bebauungspläne und auch nur fakultativ festgelegt werden.  

Für die 5-jährliche Nachjustierung und auch die Inanspruchnahme der Ausnahmerege-
lung sind konkrete, regionalplanerische und regionsweit geltende Anforderungen zu 
formulieren. Als Voraussetzung muss grundsätzlich die erfolgte Ausnutzung der vorhande-
nen Innen- und Nachverdichtungspotenziale definiert werden – nach den Erläuterungen der 
Anrechnungsregeln werden diese noch nicht mal in die Flächenkontingente einbezogen (S. 
115), ebenso wie eine flächensparend erfolgte Baulandentwicklung. Wenn das Bauland nicht 
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mit einer vorzugebenden Mindestdichte entwickelt worden ist, die mindestens der ermittelten 
kommunalen Siedlungsdichte entspricht, darf auch keine Kontingentserweiterung erfolgen.  

Darüber hinaus erschließt sich nicht, wie im Rahmen dieser Konzeption überhaupt noch das 
LEP-Ziel 6.1.1 zur Rückführung nicht mehr benötigter Flächen an den Freiraum umgesetzt 
werden kann. Danach sind bisher in Regional- oder Flächennutzungsplänen für Siedlungs-
zwecke vorgehaltene Flächen, für die kein Bedarf mehr besteht, wieder dem Freiraum zuzu-
führen, sofern sie noch nicht in verbindliche Bauleitpläne umgesetzt sind. 

C.1.2 Berechnung der Bedarfe/ Kontingente und Anrechnungsregeln  

Die Berechnung der Bedarfe/ Kontingente ist nicht nachvollziehbar dargelegt, die üblichen 
Übersichten und Tabellen dazu fehlen in der Begründung. Was den Unterlagen entnommen 
werden kann, ist die Anwendung der – nicht mehr zeitgemäßen - Vorgaben des LEP. Für die 
Flächen für Wohnen/ ASB wird für die Bedarfe für öffentliche Infrastruktur, Verkehrsanlagen 
und Grünflächen ein unüblicher 25 %-Zuschlag zugerechnet, dessen Begründung nicht über-
zeugt (s. Abschnitt C.1.3). Die Umrechnung der Wohneinheitenbedarfe auf Flächenzahlen (ha) 
erfolgt anhand gemeindespezifisch ermittelter Dichtewerte und schreibt damit die bestehende 
Raumsituation fort. Auf die im Gesamtraum und in vielen Teilräumen negative Bevölkerungs-
entwicklung in der Region, die zunehmende Alterung der Bevölkerung gerade im ländlichen 
Raum, sich verändernde Bedarfe an Wohnraumtypen und Wohnortwünschen für die Zukunft 
und viele andere aktuelle und absehbare Entwicklungen wird überhaupt nicht eingegangen. 

Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung und Bedarfs-/ Flächenfestlegungen für Wohnbauflächen in der Pla-
nungsregion Detmold 

BE = Bevölkerungsentwicklung 
AG = Altersgruppe 
 BE 

2018-
2040  
in % 
 

AG  
unter 19 

AG  
19-65 

AG  
65 + 

Bedarfe/ 
Kontin-
gente 
ASB in 
ha 

Darge-
stellte 
ASB  
in ha 

x-fache 
des Be-
darfs 

Regie-
rungsbe-
zirk Det-
mold 

–1,7 % –6,4 % –13,8 % +38,2 % 3217 7997 2,5 

Bielefeld 
Stadt +2,0 % +1,4 % –6,1 % +27,9 % 385 956,1 2,5 

Kreis Gü-
tersloh +1,6 % –6,1 % –12,0 % +52,3 % 688 1882,4 2,7 

Kreis 
Herford –2,8 % –5,8 % –15,2 % +33,6 % 429 853,1 2,0 

Kreis Höx-
ter –9,3 % –16,8 % –24,4 % +37,3 % 122 402,2 3,3 

Kreis 
Lippe –5,9 % –9,6 % –17,6 % +28,1 % 524 1247,1 2,4 

Kreis Min-
den-Lüb-
becke 

–4,7 % –9,1 % –17,7 % +34,8 % 437 1076,5 2,5 
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Kreis Pa-
derborn +2,5 % –4,5 % –10,6 % +56,3 % 632 1580,0 2,5 

Stadt 
Salzkotten –6,0 % –15,4 % –21,1 % +54,9 % 14 223,5 16 

Gemeinde 
Hövelhof 

–5,7 % –11,6 % –29,5 % +81,9 % 9 93 10,2 

Stadt Pa-
derborn 

+8,7 % +5,9 % –3,5 % +58,2 % 369 763 2,1 

Die Tabelle, zusammengestellt nach den aktuellen Zahlen zur Bevölkerungsprognose von IT 
NRW3, den errechneten Flächenbedarfen/ -kontingenten und einer eigenen Flächenauswer-
tung auf Basis der Planunterlagen zeigt die Widersprüchlichkeit der Siedlungsplanung deutlich 
auf. 

Die Bevölkerung nimmt in der Planungsregion insgesamt ab, eine Zunahme ergibt sich für die 
Städte Bielefeld und Paderborn sowie eine leichte Zunahme für die Kreise Gütersloh und Pa-
derborn. Alle anderen Kreise nehmen an Bevölkerung ab. Was deutlich hervorsticht, ist die 
Abnahme der unter 19-Jährigen (außer in den Städten Bielefeld und Paderborn) und die durch-
gängige, teils erhebliche Abnahme der 19 bis 65-Jährigen (Erwerbstätige), im Gegensatz zu 
einer extremen Zunahme der über 65-Jährigen zwischen rd. 28 % und bis zu rd. 56 % im Kreis 
Paderborn. Was also in Zukunft mehr als alles andere gebraucht wird, sind altersgerechter 
Wohnraum und Wohnungen an Standorten, die es der Bevölkerung ermöglichen, auch im Alter 
in ihrer gewohnten Umgebung bleiben zu können. Dazu gehören auch Nachnutzungskonzepte 
für die freiwerdenden Einfamilienhäuser/ Doppelhäuser etc. in Stadt und Land. Was eindeutig 
nicht gebraucht wird, sind in großem Umfang Einfamilienhäuser oder Doppelhaushälften für 
junge Familien, deren Altersgruppe (25 bis 45-Jährige) für den Gesamtraum deutlich abnimmt 
(-14,6 %, für die Kreise zwischen -15,1 % und -22,4 %) und selbst in den Großstädten Bielefeld 
(-6,9 %) und Paderborn (-15,2 %) rückläufig ist. Im Jahr 2019 sind bei den Baufertigstellungen 
für Wohnraum für die Planungsregion Detmold 2386 neue Wohngebäude errichtet worden, 
davon 1766 in Ein- und 252 in Zweifamilienhäusern und lediglich 363 in Gebäuden mit drei 
und mehr Wohnungen4. Die reine Trendfortschreibung der Situation über die Regionalplanung 
ermöglicht es den Kommunen weiterhin, an den tatsächlichen Wohnraumbedarfen der Bevöl-
kerung vorbei zu planen und bietet keinen Anreiz dazu, den benötigten Wohnraum und damit 
verbunden auch eine flächensparende Baulandentwicklung in den Fokus zu nehmen.  

Die übliche Verschneidung der errechneten Bedarfe mit den noch bestehenden Reserven in 
den Siedlungsbereichen der geltenden Teilpläne und der Flächennutzungspläne erfolgt nicht 
(S. 110). Es ist zu vermuten, dass dann alle derzeit ausgewiesenen Siedlungsflächen (ASB/ 
GIB) bzw. die noch vorhandenen, nicht Anspruch genommenen Reserven der FNP einer Neu-
bewertung unterzogen werden und dementsprechend auch in die Abwägung eingestellt wer-
den, erläutert wird dies aber nicht und Zahlen dazu werden nicht offengelegt. Die bestehenden 
Flächennutzungsplanreserven sollen erst dann eingerechnet werden, wenn eine Bebauungs-
planung mit Inanspruchnahme von vormaligem Freiraum (also nicht: Innenentwicklung?) an-
steht. Im Rahmen der landesplanerischen Anpassung (§ 34 LPlG) soll dann in Bezug auf die 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Flächennutzungspläne ermittelt werden, ob diese noch Reser-
ven enthalten. Inwiefern die Entwicklung der Flächennutzungspläne an die 

                                                           
3 IT NRW 2019, Pressestelle, Bevölkerungsentwicklung, 
https://webshop.it.nrw.de/details.php?id=22538   
4 IT NRW 2019, Statistische Berichte, Baufertigstellungen und Bauabgänge in Nordrhein-Westfalen 2019, 
https://webshop.it.nrw.de/gratis/F229%20201900.pdf  
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Regionalplandarstellungen gebunden bleibt, wird nicht deutlich (s.o.). Dahingestellt sei auch, 
inwiefern die Grundsätze zur kompakten und flächensparenden Siedlungsentwicklung in die-
sem Rahmen durchgesetzt werden können – den Zielen des vorgelegten Regionalplanent-
wurfs jedenfalls widerspricht eine flächenintensive Bauleitplanung im Rahmen der aufgezeig-
ten Mängel nicht. Für die landesplanerische Prüfung müssen durch geeignete Ziele konkrete 
Voraussetzungen geschaffen werden, um eine nachhaltige Steuerung der Siedlungsentwick-
lung auch gewährleisten zu können.  

Zu den Kontingenten werden dann Anrechnungsregeln festgelegt, die sich bei den ASB auf 
das Bruttobauland beziehen, also inklusive der bereits angesprochenen Flächen für integrierte 
Siedlungsnutzungen wie die öffentliche Infrastruktur, Verkehrsanlagen und Grünflächen (25 % 
Zuschlag zu den errechneten Flächenbedarfen). Es bleibt unklar, was hier genau anzurechnen 
ist; auf S. 114 steht eindeutig, dass bauleitplanerisch auszuweisende Flächennutzungen für 
den Gemeinbedarf, Versorgungsflächen, Flächen für überörtlichen Verkehr und Grünflächen 
(als eigenständige Plankategorien/ -zeichen der FNP?) nicht auf das Kontingent anzurechnen 
sind, die anzurechnenden Bruttobaulandflächen enthalten aber nach den Angaben auf S. 115 
die Erschließungsanlagen und Infrastruktureinrichtungen. Die angegebenen anzurechnenden 
Flächennutzungsplankategorien (W, WS, WR, WA, WB) enthalten nach der BauNVO in unter-
schiedlicher Ausprägung auch solche Flächen. Die Flächenkategorien sind dementsprechend 
genau abzustimmen. 

Dass hier ausgerechnet über Baulücken/ Brachflächen/ Nachverdichtung entwickelte 
Wohneinheiten nicht angerechnet werden, bietet überhaupt keinen Anreiz zu deren Inan-
spruchnahme/ Entwicklung, kann doch jederzeit eine Überschreitung der zugeteilten Kontin-
gente im Rahmen der Ausnahmeregelung und spätesten der Neujustierung nach 5 Jahren 
erfolgen. 

C.1.3 Begründung für die Neuausrichtung der Siedlungsplanung 

Die Begründung für die Neuausrichtung der Siedlungsplanung - weg von einer in den gelten-
den Teilplänen klar formulierten regionalplanerischen Zielvorstellung und ausschließlich über 
zu beachtende Ziele der Raumordnung gesteuerten Siedlungsentwicklung, hin zu einer größt-
möglichen kommunalen Planungsfreiheit - fußt auf folgenden Argumenten/ Zielsetzungen: 

 Verringerung der Anzahl an aufwändigen Regionalplanänderungen, bei geändertem Bedarf 
nur noch Erfordernis von textlichen Anpassungen, 

 Steigerung der kommunalen Flexibilität, die durch ein starres Flächensystem zu sehr einge-
schränkt wird, 

 Abbau von Wettbewerbsnachteilen in Grenznähe, Entgegenwirken der Bodenpreissteigerung 
durch Verknappung der Siedlungsflächen, 

 Unterstützung der Entfesselungsstrategie des Landes. 

Diese Argumente tragen nicht. Als relevanter Belang für regionalplanerische Fragestellungen 
kommt weder der Arbeitsaufwand einer Regionalplanungsbehörde, der Wunsch der Kommu-
nen nach möglichst uneingeschränkter Flächenentwicklung und einer Angebotsplanung von 
Einfamilienhausgebieten im Freiraum noch die einseitige Ausrichtung eines Regionalplans auf 
wirtschaftliche Interessen der Kommunen in Frage.  

Eine Veränderung der bisherigen Vorgehensweise der Siedlungsplanung auf regionaler Ebene 
muss auf einem Nachweis und einer Auswertung der Gründe in der Region OWL dafür beruhen, 
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 dass und warum die bisherige regionalplanerische Steuerung nicht zu einer bedarfsgerechten 
und nachhaltigen Siedlungsentwicklung innerhalb der ASB in der Region geführt hat, 

 welche Gründe es für die allenthalben angeführte fehlende Entwickelbarkeit von Flächen in 
der Vergangenheit gegeben hat und welche in Zukunft absehbar sind, 

 welche Gründe davon regionalplanerische Relevanz haben und auf dieser Ebene wie gelöst 
werden können. 

Zur Begründung für die Entkoppelung von Bedarf/ Kontingenten und Flächenausweisung wird 
weiterhin ausgeführt, dass eine Beschränkung der Flächendarstellungen auf die ermittelten 
Bedarfe (inklusive Planungs- und Flexibilitätszuschläge) schon deshalb nicht möglich sei, weil 
nach der LEP-Methode nur die Bedarfe für die Wohn- und Wirtschaftsfläche enthalten sind 
und der Bedarf für weitere, integrierte Siedlungsnutzungen wie die öffentliche Infrastruktur, 
Verkehrsanlagen und Grünflächen nicht einbezogen seien. Die Flächen für integrierte Sied-
lungsnutzungen sind laut Planzeichendefinition aber immer in den ASB-Flächen enthalten. 
Dafür gab es bisher nie einen gesonderten Zuschlag. Das ist auch nicht erforderlich, weil diese 
Flächen bei der Umrechnung der Bedarfe an Wohneinheiten auf Flächenzahlen über die sied-
lungsspezifischen Wohndichtewerte (WE/ ha), die sich auf die für Wohnen genutzten Flächen 
der Kommune beziehen, abgebildet sind. Nach BauNVO sind bei den verschiedenen Katego-
rien für Wohnflächen jeweils integrierte Nutzungsflächen enthalten. Eine Methode zur rechne-
rischen Ermittlung auf Regionalplanebene stehe außerdem nicht zur Verfügung – gleichzeitig 
wird dieser Flächenbedarf aber pauschal mit einem 25 % Zuschlag als Erfahrungswert festge-
legt und den nach LEP ermittelten Bedarfen zugeschlagen (S. 111). Hier widerspricht sich der 
Plan selbst. 

Eine detailgenaue Abgrenzung von Flächen könne darüber hinaus im regionalplanerischen Maß-
stab auch nicht gewährleistet werden – was aber schon immer der Fall gewesen ist und dem 
Wesen der Regionalplanung als übergeordnete räumliche Steuerungsebene entspricht. Eine Aus-
weisung des 16-fachen Flächenkontingents z.B. für die Stadt Salzkotten kann damit jedenfalls 
kaum begründet werden. 
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C.2 Freiraum (zu Kapitel 4) 

Der Entwurf des Regionalplans OWL wird mit seinen Festlegungen für den Freiraum den gro-
ßen Herausforderungen des Klimawandels und Artensterbens sowie des damit eng verbunde-
nen Problems des Flächenverbrauchs nicht gerecht. Es geht aber gerade jetzt darum, auch 
durch regionalplanerische Festlegungen die Zukunftsfähigkeit der Region OWL zu sichern. 
Dagegen stehen die im Regionalplanentwurf erfolgten massiven Rücknahmen von textlichen 
Vorgaben in Zielen und Grundsätzen aus den bestehenden Regionalplänen, die jetzt nur noch 
unverbindlich in Begründungen oder Erläuterungen erwähnt werden.  

Der Verlust an biologischer Vielfalt und die Klimakrise gefährden nicht nur die ökologische, 
sondern auch die ökonomische Zukunft. Der Regionalplan OWL ist im Bereich Freiraum 
insbesondere in folgenden Punkten zu überarbeiten und zu ergänzen:  

 Freiräume mit Funktionen für den Klimaschutz wie Böden/ Biotope mit CO2-Speicherfunktion 
schützen, entwickeln, wiederherstellen (Bodenschutz, BSN/ BSLE, Grünland, Wald) 

 Klimaanpassung durch Ziele für den Schutz relevanter Flächen und Funktionen verbindlich 
machen, insbesondere für: Kaltluftleitbahnen, Grünräume mit Ausgleichsfunktion zwischen 
Siedlung und Freiraum, klimatisch bedeutsame Biotopverbundelemente (klimarelevante Ar-
ten) und durch weitere Grundsätze stärken, 

 Regionale Grünzüge für den Klimaschutz/ -anpassung in textlichen/ zeichnerischen Festlegun-
gen deutlich stärken, 

 Biotopverbund stärken (Darstellung zusätzlicher BSN-Bereiche, Reduzierung der Eingriffe in 
Biotopverbund durch Rücknahme von Siedlungsflächen), 

 Nationalpark Senne zum Ziel erklären, 

 Wildnisentwicklung in Ziele aufnehmen (BSN und Wald), 

 Schutz der Biodiversität: Darstellung von Bereichen zum Schutz von Vogelarten des Offenlan-
des und Ziel und Grundsätze zum Artenschutz,  

 Waldfunktionen umfassend darstellen, Ziele zu ökologischen Waldfunktionen aufnehmen (Ent-
wicklung naturnaher Wälder, Wildnis im Wald, Waldbiotopverbund), Wiederbewaldung von 
Schadflächen durch Naturverjüngung, 

 Grundwasser- und Gewässerschutz in Zielen/ Grundsätzen stärken und u.a. an Erfordernisse 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie anpassen, 

 Kulturlandschaftsschutz durch Änderung der textlichen Ziele/ Grundsätze stärken. 

C.2.1 Freiraumsicherung und Bodenschutz (zu Kapitel 4.1) 

C.2.1.1 Grundsatz F 1 Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche 

In dem Grundsatz sollten in Konkretisierung der Vorgaben des LEP zur Sicherung und Ent-
wicklung des Freiraums und als Teil dessen auch der allgemeinen Freiraum- und Agrarberei-
che (AFAB) weitergehende Festlegungen erfolgen. Im Absatz 2 erfolgt bisher nur eine Wie-
dergabe der Angaben aus der Planzeichendefinition. Die Beschreibung der Nutzungen und 
Funktionen stellt dabei vorwiegend auf Nutzungen ab. Die zutreffenden Aussagen in dem Ka-
pitel 4.1.1 „Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich“ u.a. zu den ökologischen Funktionen des 
Freiraums und seiner Schutzbedürftigkeit sollten in dem Grundsatz aufgegriffen werden.  
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Die AFAB liegen oft am Rand der Siedlungsbereiche und sind Übergangsbereiche zur freien 
Landschaft mit großer Bedeutung für die Naherholung, die Landwirtschaft und den Klima-
schutz. Beeinträchtigungen dieser siedlungsnahen Freiräume sollten vermieden werden. Die 
Darstellungen des Regionalplans sind dahingehend zu überprüfen und ggf. zu ergänzen, dass 
alle im Fachbeitrag des LANUV benannten Biotopverbundflächen besonderer Bedeutung auch 
überlagernd als BSLE dargestellt werden. Dieses gilt auch für alle als Landschaftsschutzgebiet 
festgesetzte/ ausgewiesene Bereiche. 

Sogenannte privilegierte Vorhaben nach § 35 BauGB sind grundsätzlich dem Freiraum zuge-
ordnet. Dazu gehören u.a. Windenergieanlagen und Abgrabungen. In dem Grundsatz F 1 wird 
im Absatz 2, vierter Aufzählungspunkt, als Nutzung und Funktion der AFAB „Flächen für Wind-
energieanlagen“ genannt. Ihre rechtliche Bedeutung und ihr Abwägungsgewicht in diesen Be-
reichen erhalten Windenergieanlagen durch die bauplanungsrechtlichen Regelungen. Eine 
besondere Hervorhebung durch die ausdrückliche Nennung in dem Grundsatz F 1 ist nicht 
erforderlich und sollte deshalb gestrichen werden. Besonders geeignete Räume und auch 
Ausschlussbereiche aus regionalplanerischer Sicht für einen naturverträglichen Ausbau von 
Windenergieanlagen sollten in den entsprechenden Zielen des Regionalplans im Kapitel 
„Energie“ in textlichen Zielen benannt werden. 

C.2.1.2 Grundsatz F 2 Gestaltung von Übergängen zwischen Siedlung und Freiraum 

Dieser Grundsatz ist in den stark zersiedelten Bereichen des Plangebiets von grundsätzlicher 
Bedeutung. Die Ausweisung von ASB und GIB bis an alte Dorfstrukturen heran führt zu einer 
Aufweichung der dörflichen Ortsränder. Neben den negativen Auswirkungen für das Bild der 
Kulturlandschaft, werden auch wichtige Funktionen der Ortsrandlagen für den Arten- und Bio-
topschutz sowie den Klimaschutz beeinträchtigt. Dieses wird insbesondere auch bei den Kon-
flikten wischen Siedlungsflächendarstellungen und Freiraum im Kreis Herford deutlich (s. Ab-
schnitt E.3). 

C.2.1.3 Grundsätze F3 Überwindung Zäsuren/ F 4 Unzerschnittene verkehrsarme Räume 

Die Naturschutzverbände regen an, zu den unzerschnittenen verkehrsarmen Räumen (UZVR) 
wie folgt in Grundsätze und Ziele zu differenzieren und zu ergänzen:  

Neues Ziel: Große unzerschnittene verkehrsarme Räume erhalten 

Die unzerschnittenen verkehrsarmen Räume von mehr als 50 km2 sind von herausragender 
Bedeutung für die Freiraumfunktionen, insbesondere für den Wildtier- und Biotopverbund 
sowie die ungestörte Erholungsnutzung. Sie sind vor Zerschneidungen und Fragmentie-
rung zu bewahren, raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen mit Trennwirkungen sind 
unzulässig.  

Neuer Grundsatz: Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in unzerschnittene Räume  

(1) Bei unvermeidbarer Zerschneidung durch Verkehrsinfrastruktur soll darauf geachtet 
werden, dass möglichst große Bereiche im Zusammenhang erhalten bleiben und die Ein-
griffswirkungen durch Querungshilfen (Grünbrücken, Untertunnelungen) für den Wild-
wechsel soweit möglich minimiert werden.  

(2) In verdichteten und bereits stark zerschnittenen Räumen sind auch unzerschnittene 
verkehrsarme Räume unter 50 km² mit geringeren Flächengrößen von großer Bedeu-
tung für den Biotopverbund, die stille Naherholung und das Naturerleben. Auf den 
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Schutz und die Entwicklung dieser Flächen sollen die Kommunen in der Bauleitplanung 
sowie die Kreise in der Landschaftsplanung in besonderem Maß achten. 

Begründung: 

Aufgrund der hohen Bedeutung der UZVR für den Biotopverbund, die Biodiversität und die 
landschaftsbezogene Erholung regen die Naturschutzverbände an, die Regelungen des Regi-
onalplans - auch im Sinne der Grundsätze des Raumordnungsgesetzes (§ 2 Abs.2 ROG), des 
Grundsatzes 7.1-3 des Landesentwicklungsplans NRW und der Ziele des Naturschutzes nach § 
1 Absatz 5 Bundesnaturschutzgesetz - um das oben genannte Ziel und einen Grundsatz zu er-
gänzen.  

Die Planregion OWL hat eine hohe Verantwortung für die sehr großen UZVR von über 50 km2 
in NRW. Drei der sechs in NRW noch vorhandenen Flächen von über 100 km2 liegen ganz 
(UZVR-4576/ TÜP Senne, UZVR-4222/ östliche Egge/ Höxter) oder teilweise (UZVR-5346/ 
nördlich Brilon) im Plangebiet. Mit weiteren vier Räumen der Kategorie 50 bis 100 km2 weist 
der südliche Teil der Planungsregion noch weitere hoch schutzwürdige UZVR auf. Nach der 
Biodiversitätsstrategie des Landes ist der Erhalt der UZVR in den Größen zwischen 50 und 
100 km2 und den Räumen größer als 100 km2 für den Natur- und Artenschutz von hoher Be-
deutung5. Diese in Teilen des Plangebietes gegebene hoch schutzwürdige Ausstattung ist 
durch das vorgeschlagene vor Planungen und Maßnahmen mit Trennwirkungen zu schützen. 

Durch die zunehmende Zerschneidung der Landschaft wird der Austausch zwischen Popula-
tionen wild lebender Tiere erschwert. Auch werden Tierwanderungen und damit auch Wieder-
besiedlungen beeinträchtigt. Deshalb sollte die Bedeutung des Erhalts der UZVR auch unab-
hängig von ihrer Größe in einem Grundsatz als wichtiger Belang der Regionalplanung verdeut-
licht werden. Es gilt, weitere Zerschneidungen zu vermeiden und bei unvermeidbaren Eingrif-
fen die Eingriffswirkungen durch Maßnahmen zu minimieren. Dieses auch raumordnerisch 
wichtige Anliegen sollte durch den vorgeschlagenen ersten Absatz im neuen Grundsatz ver-
deutlicht werden. 

Durch den zweiten Absatz des neuen Grundsatzes soll die besondere Schutzbedürftigkeit 
auch schon weniger großer UZVR in den verdichteten und bereits stark zerschnittenen Räu-
men, wie zum Beispiel entlang der Achse Gütersloh-Bielefeld-Herford-Minden (vgl. Abb. 7, S. 
62 des Entwurfs) verdeutlicht werden. Diese sind von großer Bedeutung für den Biotopver-
bund, die stille Naherholung und das Naturerleben, da UZVR der Größenklasse über 50 km² 
nicht mehr existieren. So liegen bspw. in der Stadt Bielefeld die höchsten beiden noch verfüg-
baren Flächenkategorien in den Größenklassen 11 bis 50 sowie 6 bis 10 km². Gerade in den 
Ballungszentren ist die Erreichbarkeit verkehrslärmfreier Zonen mit einem Schallpegel unter 
30 dB für die Erholungsqualität von großer, auch gesundheitlicher Bedeutung.  

Der Grundsatz F 3 „Überwindung bestehender Zäsuren“ wird begrüßt. Maßnahmen zur Wie-
derherstellung von Biotopverbundfunktionen sollten insbesondere dort, wo bestehende Infra-
strukturen Biotopverbundflächen landesweiter Bedeutung zerschneiden oder erheblich beein-
trächtigen, ergriffen werden. Hier gilt es u.a., das Bundesprogramm Wiedervernetzung (Bun-
desregierung, 29.2.2012) und das landesweite Konzept zur Entschneidung der Landschaft im 
Bereich der Mittelgebirge (LANUV 2011) auf regionaler Ebene weiterzuentwickeln.  

                                                           
5 Biodiversitätsstrategie NRW, S. 108 
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C.2.1.4 Grundsatz F 5 Bodenschutz 

Der Grundsatz F 5 sollte als Ziel festgelegt werden, um den Bodenschutzbelangen mehr Ge-
wicht zu verleihen. 

Folgende Ergänzungen sollten erfolgen: 

Ziel F5 Bodenschutz 

(1) Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll die Leistungsfähigkeit, 
Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit der Böden berücksichtigt werden. Vorrangig sol-
len Flächen mit naturfernen, bereits geschädigten Bodenstrukturen genutzt werden. 
Bereiche mit Bodenbelastungen sollen durch Sanierungen für Folgenutzungen aufbe-
reitet werden. Auch bei temporären Eingriffen sollen Beeinträchtigungen von Boden-
funktionen vermieden werden. 

(2) …. 

(3) Grund- und stauwasserwassergeprägte sowie organogene Böden mit der Funktion als 
Kohlenstoffspeicher und Kohlenstoffsenken sind zu erhalten, und ggf. wiederherzustel-
len und nachhaltig zu verbessern. Sie sind generell vor Trockenlegung, als Grünland-
flächen vor Umbruch und vor Verdichtung zu schützen und nach Trockenlegung durch 
Wiedervernässung zu regenerieren. Bei Maßnahmen zur Wiedervernässung sind im 
Sinne der Klimafolgeanpassung auch die Ansprüche klimasensibler Tier- und Pflanzen-
arten sowie deren Lebensräume zu berücksichtigen. 

Begründung: 

Es fehlen Ausführungen zu Bodenbelastungen durch Altlasten (z.B. Deponien) und Altstand-
orte. Hier ist zum Beispiel auf die Erfordernisse von Maßnahmen zur Bodensanierung, die 
häufig mit einer Sanierung des Grundwassers einhergehen müssen, einzugehen. Boden ist 
nicht vermehrbar und muss ggf. mit verhältnismäßigen Mitteln für eine entsprechende Folge-
nutzung aufbereitet werden. Häufig stehen einer Brachflächennutzung Bodenbelastungen ent-
gegen, sodass Bodensanierungen hier auch zu einer verstärkten Nutzung von Brachflächen-
standorten als Alternative zur Inanspruchnahme von Freiraumflächen für Siedlungsflächen 
beitragen können. Hierzu wird die Ergänzung im Absatz 1 vorgeschlagen. 

Die Berücksichtigung der kohlenstoffreichen Böden im Absatz 3 wird begrüßt, neben den 
grundwassergeprägten Böden sind aber auch stauwassergeprägte Böden und organogene 
Böden zu benennen. Der Anteil mineralisierender Kohlenstoffspeicher bietet mit 33,2 km² nach 
dem Fachbeitrag Boden des Geologischen Dienstes6 in der Planungsregion Detmold ein ho-
hes Potenzial, durch Wiedervernässung gleichermaßen Biotopentwicklung und Klimaschutz 
zu fördern. Die erforderlichen Schutz-, Verbesserungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen 
sollten im Ziel F 5 konkret benannt werden, um dieser besonderen Funktion mehr Gewicht zu 
geben (vgl. hierzu auch Geologischer Dienst NRW 2018, Kapitel 3.8). Zugleich haben diese 
Böden eine hohe Bedeutung für die Klimafolgenanpassung (Wasserspeicherung, Hochwas-
ser- und Überflutungsschutz). Es wird angeregt, diese Böden in einer Erläuterungskarte dar-
zustellen. Die Erläuterungskarte 9 ist hierzu nicht ausreichend, da nur zwischen Böden hoher 
und sehr hoher Funktionserfüllung unterschieden wird, die Teilfunktionen der Böden aber nicht 
erkennbar sind. 

                                                           
6 Geologischer Dienst NRW 2018: Die Karte der schutzwürdigen Böden von NRW 1: 50.000, Bodenschutz -Fachbei-
trag für die räumliche Planung 
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Darüber hinaus wird für die Kategorie von Böden mit hoher Reglerfunktion für den Wasser-
haushalt ein neuer Grundsatz vorgeschlagen: 

Neuer Grundsatz: Böden mit hoher Reglerfunktion für den Wasserhaushalt 

Böden mit hoher Bedeutung für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum sollen erhalten 
und in ihrer Funktion zur Regulierung des Wasserhaushaltes gesichert werden. 

Begründung: 

Hinsichtlich der Kategorie „Böden mit hoher Bedeutung für den Wasserhaushalt im 2-Meter-
Raum“ (819, S. 150) ist anzumerken, dass diese erstmalige Aufnahme als „Schutzwürdige 
Böden“ ausdrücklich begrüßt wird. Nach dem Geologischen Dienst ist der Anteil naturnaher 
Böden mit hohem Wasserspeicherpotenzial im 2-Meter-Raum im Planungsraum OWL mit 
88 km² sehr gering und es wird gefordert, dass von diesen Böden aufgrund ihrer Bedeutung 
für den Wasserhaushalt alle Nutzungen, die den Wasser- und Luftkreislauf beeinträchtigen, 
ferngehalten werden (GD NRW 2018, S. 38). Es sind große Bereiche vor allem im Land-
schaftsraum Senne mit vielen Wasserschutzgebieten betroffen, die aber in der Kartendarstel-
lung (Erläuterungskarte 9) so nicht ausgewiesen sind. Diese Böden sollten durch einen Grund-
satz geschützt und auch zeichnerisch in der Erläuterungskarte ergänzt werden. 

C.2.2 Regionale Grünzüge (zu Kapitel 4.2) 

C.2.2.1 Darstellung von Regionalen Grünzügen zur Sicherung klimatischer Funktionen er-
gänzen! 

Der Klimawandel erfordert außer dem Klimaschutz in großem Umfang auch Maßnahmen zur 
Klimaanpassung. Auf Ebene der Regionalplanung eignet sich zur erforderlichen Sicherung 
von Flächen mit klimatischen Ausgleichsfunktionen das Instrument/ Planzeichen der Regiona-
len Grünzüge. In der dem Ziel F 6 vorangestellten Begründung wird bei der Abgrenzung und 
Sicherung der Flächen der Regionalen Grünzüge insbesondere auf siedlungsstrukturelle Kri-
terien abgestellt. Die klimatischen Funktionen kommen nach Ansicht der Naturschutzverbände 
zu kurz (s. auch Kapitel C.2.14).  

Die Naturschutzverbände machen deshalb zu zahlreichen Darstellungen der Regionalen 
Grünzüge Bedenken geltend und fordern Erweiterungen/ Ergänzungen der Darstellungen (s. 
dazu die Bedenken zu den zeichnerischen Darstellungen: Stadt Bielefeld/ Abschnitt E.1.2.4, 
Kreis Gütersloh/ Abschnitt E.2.2.4, Kreis Lippe/ Abschnitt E.5.2.2, Kreis Minden-Lübbecke/ 
Abschnitt E.6.3.2).  

Im Regionalplan werden als Regionale Grünzüge geeignete Flächen aus Gründen der Plan-
lesbarkeit dann nicht als RGZ dargestellt, wenn diese Bereiche zugleich großflächig als BSN 
und/ oder Wald dargestellt sind (vgl. Kapitel 4.2, S. 152). Dieses Konzept bei der Darstellung 
der RGZ wird abgelehnt, da der Schutz und die Entwicklung von Flächen mit klimatischen 
Ausgleichsfunktionen bei den BSN- und Waldflächen keine diesen Bereichen ausdrücklich zu-
gewiesene Funktion ist (vgl. Definition dieser Planzeichen7). Kommt einem Bereich bspw. eine 
schutzwürdige Funktion als Kaltluftleitbahn zu, sollte dieser Bereich überlagernd zu einer BSN- 
oder Walddarstellung auch als RGZ dargestellt werden. Zwar gewährleisten BSN- und Wald-
flächen einen relativen hohen Flächenschutz, da Inanspruchnahmen von BSN- oder Waldflä-
chen nur unter eng gefassten Voraussetzungen wie Alternativlosigkeit oder bei BSN der 

                                                           
7 Verordnung zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes (LPlG DVO), Anlage 3: Planzeicheninhalte und -merk-
male (Planzeichendefinition) 
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Vereinbarkeit mit der Bedeutung des Gebietes nur ausnahmsweise zulässig sind. Der Aspekt 
der klimatischen Funktionen würde in einem solchen Konfliktfall aber nicht ausreichend be-
achtet werden, da die klimatische Funktion bei BSN und Wald keine ausdrückliche Berück-
sichtigung findet und sich bei BSN die Bedeutung der Gebiete nicht ausdrücklich auf klimati-
sche Funktionen bezieht. Dieses ist erst bei einer zusätzlichen, überlagernden Darstellung als 
RGZ gewährleistet. Die überlagernde RGZ-Darstellung kann sich dabei auf die Flächen mit 
klimatischen Funktionen beschränken, da andere Funktionen eines RGZ, wie der Biotopver-
bund, auch über eine BSN-Darstellung gesichert sind.  

Die Naturschutzverbände regen darüber hinaus an, die Freiraum- und Klimafunktionen der 
einzelnen Grünzüge textlich zu beschreiben (vgl. hierzu auch LANUV NRW: Fachbeitrag Kli-
maschutz, S. 132), damit sie auf der Ebene der Bauleitplanung auch konkret in die Abwägung 
eingestellt werden können.  

Der aktuelle Entwurf des Klimaanpassungsgesetzes misst dem Schutz und dem Ausbau der 
grünen Infrastruktur eine hohe Bedeutung für die Begrenzung der negativen Folgen des Kli-
mawandels und der Steigerung der Klimaresilienz bei (§ 4 Abs. 5 KAG-Entwurf). Diese Vor-
gabe kann und muss auch im Rahmen der Flächensicherung auf regionaler Ebene sinnvoll 
umgesetzt werden. Dazu fordern die Naturschutzverbände weitere Ziele und Grundsätze in 
Abschnitt C.2.14. Für die Klimafunktionen sollte auch außerhalb der Regionalen Grünzüge in 
Beikarten eine Darstellung klimarelevanter Flächen erfolgen. 

C.2.2.2 Ergänzungen der textlichen Festlegungen zu den Regionalen Grünzügen 

Im textlichen Teil des Regionalplanentwurfs regen die Naturschutzverbände an, das Ziel F 6 
„Regionale Grünzüge“ wie folgt zu ändern und zu ergänzen: 

Ziel F 6 Regionale Grünzüge 

(3) Die Regionalen Grünzüge dürfen für raumbedeutsame siedlungsräumliche Planungen 
und Maßnahmen ausnahmsweise in Anspruch genommen werden, wenn für diese Planun-
gen und Maßnahmen keine Alternative außerhalb des betroffenen Regionalen Grünzuges 
bestehen, die siedlungs- und freiraumbezogenen Aufgaben und Funktionen erhalten blei-
ben und Eingriffe auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt werden. (Satz 2 entfällt)  

(4) Die Regionalen Grünzüge sind durch Planungen und Maßnahmen insbesondere der 
Bauleit- und Landschaftsplanung in ihren Funktionen für das Klima und die Klimaanpas-
sung, den Biotopverbund, die landschaftsbezogene Erholung und die siedlungsräumliche 
Gliederung zu sichern, zu entwickeln und zu verbessern.  

Begründung: 

Angesichts der hohen Bedeutung der Regionalen Grünzüge, u.a. für den Biotopverbund und 
Klimaschutz/ Klimaanpassung, sollten bei den Voraussetzungen für eine ausnahmsweise In-
anspruchnahme für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen der Erhalt der Funktionen 
sowie der Beschränkung der Eingriffe auf das unbedingt erforderliche Maß genannt werden. 

Die Wirksamkeit der Regionalen Grünzüge hängt entscheidend von der weiteren Umsetzung 
durch Planungen und Maßnahmen ab. Hierzu stehen die Kommunen mit ihrer Bauleitplanung 
und die Kreise/ Stadt Bielefeld als Träger der Landschaftsplanung in einer besonderen Ver-
antwortung. 
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C.2.3 Innerörtliche Freiraumsysteme (zu Kapitel 4.3) 

Die Naturschutzverbände begrüßen, dass die siedlungsgliedernde und ökologische Bedeu-
tung innerörtlicher Freiraumflächen durch die Grundsätze F 7 und F 8 unterstrichen wird. Nur 
durch einen ergänzenden Verbund der innerörtlich bedeutsamen Freiflächen können die Frei-
raumfunktionen insbesondere hinsichtlich des Biotopverbundes und der klimaökologischen 
Ausgleichsfunktion auf der Gesamtfläche gesichert und entwickelt werden. Dieses ist gerade 
in NRW aufgrund der fehlenden Flächendeckung der örtlichen Landschaftsplanung von zent-
raler Bedeutung.  

Es wird angeregt, die Bauleit- und Landschaftsplanung als maßgebliche Adressaten der in den 
beiden Grundsätzen genannten Ziele und Maßnahmen nicht nur in den Erläuterungen, son-
dern auch in den Grundsätzen selbst zu benennen.  

Ergänzendes Planzeichen für Grünzäsuren/ innerörtliche Freiraumsysteme 

Die durch die Grundsätze F 7 „Innerörtliche Freiraumsysteme“ und F 8 „Biotopverbund im 
Siedlungsbereich“ verdeutlichten wichtigen Freiraumfunktionen der innerörtlichen Freiflächen 
finden keine Entsprechung in einer auch im Maßstab des Regionalplans möglichen und aus 
Sicht des Freiraumschutzes erforderlichen Darstellung (ggf. überlagert mit weiteren Planzei-
chen wie BSLE, RGZ). Auch sollen in den gültigen Regionalplänen als Freiraum dargestellte 
innerörtliche Grünzüge in Siedlungsflächendarstellungen umgewidmet werden. In den Beden-
ken zu den zeichnerischen Darstellungen werden entsprechenden Forderungen zu Änderun-
gen im Bereich der Stadt Bielefeld erhoben (s. Abschnitt E.1.2.4).  

Dabei kommt diesen innerörtlichen Freiraumsystemen aufgrund des Klimawandels und ihrer 
Klimaanpassungsfunktionen eine herausragende Bedeutung zu. Für eine Darstellung dieser 
innerörtlichen Freiraumsysteme und kleinflächigen Grünzäsuren halten die Naturschutzver-
bände ein zusätzliches Planzeichen für erforderlich. Dadurch würde die besondere Bedeutung 
dieser Freiraumflächen hervorgehoben. Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass sich das Plan-
zeichen BSLE für kleinflächige, oft lineare innerörtliche Grünflächendarstellungen nicht eignet. 

Grünordnungspläne für Siedlungsflächen 

Der Absatz 1 des Grundsatzes F 7 „Innerörtliche Freiraumsysteme“ sollte wie folgt ergänzt 
werden:  

Grundsatz F 7 Innerörtliche Freiraumsysteme 

(1): Innerhalb der Siedlungsflächen sollen zur Auflockerung und Gliederung zusammen-
hängende, ökologisch wirksame Freiflächensysteme entwickelt und erhalten werden. 
Diese dienen dem klimatischen Ausgleich sowie der Erholung und dem Biotopverbund. 
Als Grundlage für die Berücksichtigung dieser Belange sollen von den Gemeinden für 
die Siedlungsbereiche Grünordnungspläne aufgestellt werden.   

Begründung: 

Die in der Erläuterung zum Grundsatz F 7 hervorgehobene Bedeutung von Grünordnungsplä-
nen als landschaftsplanerischer Beitrag zur Siedlungsflächenausweisung/ Bebauungsplänen 
wird geteilt. Der Grünordnungsplan sollte immer Angaben enthalten zum örtlichen Biotopver-
bund, zum Artenschutz im Siedlungsbereich, zu Gewässerentwicklungskonzepten, zu in-
nerörtlichen Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel sowie zu Flächen, die wegen ihres 
Zustandes, ihrer Lage oder ihrer natürlichen Entwicklungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere zur Kompensation von Eingriffen 
in Natur und Landschaft besonders geeignet sind. Diese Erfordernisse erhalten dadurch ein 
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größeres Gewicht in der Bauleitplanung. Für die grundsätzlich vorrangige Innenentwicklung / 
bauliche Verdichtung können Grünordnungspläne einen Beitrag zur Identifizierung umweltver-
träglicher Bauflächen leisten.  

C.2.4 Biotopverbund im Siedlungsbereich (zu Kapitel4.4) 

s. Stellungnahme zu „Innerörtliche Freiraumsysteme“  

C.2.5 Kompensationsmaßnahmen (zu Kapitel 4.5) 

Die Naturschutzverbände halten die Behandlung des Themas „Kompensationsmaßnahmen“ 
in Regionalplänen für entbehrlich, da das Instrument der Eingriffsregelung abschließend im 
Naturschutzrecht und für die Bauleitplanung im Baugesetzbuch geregelt ist. Die fachlichen 
Anforderungen an Umfang und räumliche Lage von Kompensationsmaßnahmen ergeben sich 
aus den gesetzlichen Anforderungen zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und sind einer 
raumordnerischen Steuerung grundsätzlich nicht zugänglich. 

Der Grundsatz F 9 stellt zudem ausschließlich auf ein besonderes Gewicht der Belange der 
Land- und Forstwirtschaft sowohl in Bezug auf die Art als auch den Standort der Maßnahmen 
ab. Dieses wird der Zielsetzung der Eingriffsregelung nicht gerecht. Es gibt bereits die fach-
rechtliche Vorgabe nach § 15 Absatz 3 BNatSchG, dass bei der Inanspruchnahme von land- 
oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrar-
strukturelle Belange Rücksicht zu nehmen ist. So sind insbesondere für die landwirtschaftliche 
Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. 

Sollte an dem Grundsatz F 9 Kompensationsmaßnahmen festgehalten werden, sollte dieser 
um folgende Aspekte ergänzt werden: 

Grundsatz F 9 Kompensationsmaßnahmen 

Kompensationsflächen sollen vorrangig in den im Regionalplan dargestellten Flächen 
des Biotopverbundes - unter Wahrung des naturschutzrechtlich erforderlichen räum-
lich-funktionalen Bezugs - verortet werden.  

Die Gemeinden haben die Umsetzung und Sicherung der in Bebauungsplänen festge-
setzten Ausgleichsmaßnahmen zu gewährleisten. 

Begründung: 

Durch eine vorrangige Verortung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf aufwertungsfä-
higen Flächen des im Regionalplan in den BSN, RGZ und BSLE dargestellten Biotopverbun-
des können Biotopverbundfunktionen gestärkt werden und zugleich die Wirksamkeit der Kom-
pensationsflächenmaßnahmen erhöht werden. Für die Umsetzung und Sicherung von Aus-
gleichsmaßnahmen im Rahmen der Eingriffsregelung ist ein Vollzugsdefizit festzustellen, dass 
bei der bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung besonders gravierend ist. Hier sind die Ge-
meinden stärker in die Verantwortung zur Gewährleistung der Umsetzung zu nehmen.  
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C.2.6 Natur und Landschaft (zu Kapitel 4.6) 

C.2.6.1 Bereiche für den Schutz der Natur (zu Kapitel 4.6.1)  

C.2.6.1.1 Fachliche Grundlage der Bereiche für den Schutz der Natur in wesentlichen Teilen 
nicht zugänglich 

Die im Regionalplanentwurf dargestellten Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) erfolgen 
zur Konkretisierung der im Landesentwicklungsplan (LEP) dargestellten Gebiete für den 
Schutz der Natur (GSN) und auf Grundlage der im Fachbeitrag des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für die Planungsregion des Regierungsbezirks Detmold vom LANUV ermit-
telten Biotopverbundflächen von herausragender Bedeutung (Stufe 1). 

Die Nachvollziehbarkeit der BSN-Flächen des Regionalplanentwurfs hängt somit maßgeblich 
von den im Fachbeitrag dargestellten Biotopverbundflächen einschließlich dem für jede Fläche 
angelegten Steckbrief/ Biotopverbunddokument ab, auf die auch im Regionalplanentwurf in 
der Begründung zu Kapitel 4.6.1 (S. 158) verwiesen wird. Der auf der Homepage des LANUV 
veröffentlichte Fachbeitrag für die Planungsregion Detmold enthält lediglich Übersichtskarten 
für die Teilbereiche des Plangebiets im Maßstab 1:110.000 bis 1:150.000. Die Biotopverbund-
dokumente sind hier gar nicht veröffentlicht. Somit ermöglicht es der Fachbeitrag in seiner 
veröffentlichten Fassung weder in seiner Maßstäblichkeit noch von seinen flächenbezogenen 
Informationen her, die Abgrenzung und Bewertung der Biotopverbundflächen nachvollziehen 
und prüfen zu können. Darstellungen im regionalplanerisch relevanten Maßstab in 1:50.000 
als auch die Biotopverbunddokumente sind den Naturschutzverbänden und auch der allge-
meinen Öffentlichkeit allerdings normalerweise über das LANUV-Fachinformationssystem zu-
gänglich. Für Teile von NRW und auch den Regierungsbezirk Detmold stand der Biotopver-
bund im Rahmen des Offenlagezeitraums vom 1.11.2020 bis 7.3.2021 im Informationssystem 
des LANUV NRW jedoch nicht zur Verfügung. Somit bestand weder für die am Regionalplan-
verfahren beteiligten Stellen einschließlich der Naturschutzverbände noch der allgemeinen Öf-
fentlichkeit eine Möglichkeit, die Darstellung der BSN-Flächen des Entwurfs fachlich nachzu-
vollziehen. Die dem Landesbüro der Naturschutzverbände im Januar 2021 im Maßstab 
1:50.000 zur Verfügung gestellten Karten können diesen Mangel nicht beheben, da es zur 
Nachvollziehbarkeit der Bewertung der Biotopverbundflächen auf die Biotopverbunddoku-
mente mit einer Beschreibung des Schutzgegenstands, der Schutz- und Entwicklungsziele, 
der Bedeutung und der Zielarten ankommt. 

C.2.6.1.2 Bereiche für den Schutz der Natur ergänzen! 

Die Darstellung der BSN ab einer Größe von 2 ha wird begrüßt, da damit auch kleinere natur-
schutzwürdige Bereiche vor entgegenstehenden/ konkurrierenden Nutzungen besser ge-
schützt werden können und Konflikte auf regionalplanerischer Ebene besser/ vollständiger er-
kannt werden können.  

Der Abgleich der BSN-Darstellungen aus den gültigen Regionalplänen - „Regionalplan Ge-
bietsentwicklungsplan Detmold - Teilabschnitte Bielefeld und Höxter/ Paderborn“ - mit den 
BSN-Darstellungen des Planentwurfs zeigt für die Bereiche des bisherigen Teilabschnittes 
„Bielefeld“ Rücknahmen von BSN-Darstellungen, in größerem Umfang in den Kreisen Lippe 
(2148 ha) und Minden (1057 ha). Auch in den Kreisen Herford (205 ha) und Gütersloh (401 
ha) ist die Bilanz negativ (für Bielefeld liegen keine Zahlen vor). Die augenscheinliche Zu-
nahme an BSN-Flächen in den Kreisen Höxter und Paderborn ist dem Umstand geschuldet, 
dass im damaligen Aufstellungsverfahren ein erheblicher Anteil der Flächen, die vom LANUV 
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NRW im Fachbeitrag als Biotopverbundflächen herausragender Bedeutung (Stufe 1) bewertet 
worden waren, nicht als BSN dargestellt worden sind. Vor diesem Hintergrund ist auch die 
Zunahme an BSN-Flächen in der Gesamtbilanz „alter“ und „neuer“ BSN-Flächen im Plangebiet 
OWL zu bewerten (s. Abschnitt D.5).  

Die erfolgten Rücknahmen von BSN-Bereichen sind in den meisten Fällen fachlich nicht nach-
zuvollziehen, da sich an der Wertigkeit der Flächen und ihrer Bedeutung für den landesweiten/ 
regionalen Biotopverbund nichts geändert hat. Im LANUV-Fachbeitrag erfolgte dagegen für 
diese Bereiche in der Regel eine Abstufung vom Biotopverbund herausragenden Bedeutung 
(Stufe 1) in den Biotopverbund besonderer Bedeutung (Stufe 2). Die fachliche Bewertung sei-
tens des LANUV für diese Flächen konnte aufgrund des Fehlens der Informationen aus den 
Fachbeitrag (s. oben) nicht geprüft werden. Die Forderung, diese Bereiche wieder als BSN 
darzustellen, kann aber mit der Fachexpertise der Vertreter*innen der Naturschutzverbände 
ausreichend begründet werden. Zu den einzelnen Bedenken hinsichtlich fehlender oder unzu-
reichender BSN-Darstellungen s. in den Abschnitten E.1.2, E.2.2.2, E.3.2.1, E.4.2.1, E.5.2.1, 
E.6.2.1, E.7.2.1. 

C.2.6.1.3 Ziel F 10 Bereiche für den Schutz der Natur 

Im Ziel F 10, Absatz 2 sollte folgende Ergänzung zum Umgebungsschutz erfolgen: 

Ziel F 10 Bereiche zum Schutz der Natur 

(2) Der Vorrang für den Naturschutz vor beeinträchtigenden Planungen und Maßnah-
men schließt auch solche Planungen und Maßnahmen ein, die in der Umgebung von 
BSN erfolgen sollen und zu Beeinträchtigungen der Funktionen in den BSN führen kön-
nen. Eine Inanspruchnahme...  

Begründung: 

Im Absatz 1 wird auf die Festlegung der BSN als Vorranggebiete hingewiesen. Im Absatz 2 
wird bei der Schutzwirkung nur auf die Möglichkeit der ausnahmsweisen Inanspruchnahme 
eingegangen. Die mit dem Vorranggebiet verbundene Schutzwirkung sollte vorangestellt wer-
den und dabei auf den Umgebungsschutz hingewiesen werden, da dieser Aspekt oft nur un-
zureichend berücksichtigt wird und Beeinträchtigungen durch außerhalb der BSN liegenden 
Projekte/ Pläne zu erheblichen Schäden in den BSN führen können.  

C.2.6.1.4 Ziel F 11 Sicherung und Entwicklung der Bereiche für den Schutz der Natur  

Das Ziel F 11 „Sicherung und Entwicklung der Bereiche für den Schutz der Natur“ sollte für 
eine vorrangige Unterschutzstellung als NSG und Sicherung des Umgebungsschutzes wie 
folgt geändert werden: 

Ziel F 11 Sicherung und Entwicklung der Bereiche für den Schutz der Natur 

(1) Die im Regionalplan zeichnerisch festgelegten Bereiche für den Schutz der Natur sind 
für den landesweiten Biotopverbund durch die zuständigen Naturschutzbehörden zu geschütz-
ten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären oder durch andere geeignet Maßnahmen in ihren 
ökologischen und klimatischen Funktionen zu sichern in wesentlichen Teilen als Natur-
schutzgebiete zu sichern. Dieses kann auch durch die Festsetzung anderer Schutzge-
bietskategorien nach §§ 23 ff. Bundesnaturschutzgesetz oder anderer geeigneter Maßnah-
men erfolgen, sofern ein dem Naturschutzgebiet gleichwertiger Schutz gewährleistet wird. 
Die Flächenabgrenzung sowie der Schutzzweck sind zu konkretisieren, dabei ist auf einen 
ausreichenden Umgebungsschutz zu achten.  
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Begründung: 

Bei den Bereichen zum Schutz der Natur handelt es sich um die Gebiete, die insbesondere 
zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung wertvoller Biotope und zum Aufbau eines landeswei-
ten Biotopverbundes dienen und um festgesetzte Naturschutzgebiete und Freiraumbereiche, 
die künftig in ihren wesentlichen Teilen entsprechend geschützt werden sollen (vgl. Anlage 3 
zur LPlG DVO: Planzeichenverzeichnis der Regionalpläne, Ziff. 2.da) Schutz der Natur, Vor-
ranggebiete). Entsprechend sollte in dem Ziel F 11 eine Unterschutzstellung wesentlicher Teile 
der BSN als NSG vorgegeben werden. Wesentliche Teile der geschützten Teile von Natur und 
Landschaft haben sowohl als CO2-Senken als auch in ihren klimatischen Ausgleichsfunktionen 
eine große Bedeutung für den Klimaschutz, sodass die klimatischen Funktionen im Ziel aus-
drücklich genannt werden sollten. 

Die Zielaussagen können sich nicht nur an die Naturschutzbehörden richten, da diese nur für 
die ordnungsbehördlichen Schutzgebietsausweisungen zuständig sind (vgl. § 43 Abs. 1, 2 
LNatSchG NRW), Festsetzungen von Schutzgebieten aber maßgeblich durch die Kreise/ 
kreisfreie Stadt Bielefeld als Träger der Landschaftsplanung erfolgen. Auf die Nennung der 
Adressaten könnte in der Zielformulierung auch ganz verzichtet werden.  

Ergänzungen zu Wildnisgebieten und der Sicherstellung gebietsspezifischer Erhaltungsziele 
in den FFH-Gebieten 

Zum Ziel F 11 wird im Absatz 2 folgende Ergänzung vorgeschlagen: 

F 11 Sicherung und Entwicklung der Bereiche für den Schutz der Natur 

(2) Sie sind durch besondere Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu erhalten und zu entwickeln. Geeignete Bereiche, insbesondere in Wäldern, 
Fließgewässern, Auen und Mooren, sind einer ungestörten Entwicklung zu überlassen. 
In den FFH-Gebieten ist die Erreichung der gebietsspezifischen Erhaltungsziele durch 
Maßnahmen zum Schutz, zur Entwicklung und Wiederherstellung der FFH-Lebensraum-
typen sowie der Lebensräume der FFH-Anhang II-Arten zu gewährleisten.  

Begründung: 

Mit der Ergänzung des Ziels, geeignete Bereiche einer ungestörten Entwicklung zu überlas-
sen, soll den Zielen des Naturschutzes aus der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt 
(NBS) der Bundesregierung und der Biodiversitätsstrategie NRW nach mehr Wildnisflächen 
im Regionalplan entsprochen werden. Nach der NBS sind neben Wäldern u.a. auch Moorge-
biete und Flussauen, Bergbaufolgelandschaften und ehemalige Truppenübungsplätze für 
Wildnisentwicklung gut geeignet. Die Wildnisgebiete in NRW liegen bisher fast ausschließlich 
im Wald und dort im Staatsforst. Zur Erreichung der quantitativen und qualitativen Ziele der 
Strategien - nach der NBS u.a. eine ungestörte Naturentwicklung auf mindestens 2 % der 
Fläche Deutschlands bis 2020 - bedarf es erheblicher Anstrengungen seitens der Naturschutz-
behörden und der Träger der Landschaftsplanung. Die derzeit im Regierungsbezirk Detmold 
ausgewiesenen 28 Wildnisgebiete mit ca. 2.200 ha Wildnisfläche sind nur ein erster Schritt, 
um die Wildnisziele mit ihrem wichtigen Beitrag zum Natur-, Arten- und Klimaschutz zu errei-
chen (zu Waldwildnisgebieten s. explizit Kapitel C.2.10.2). 

Die Ziel-Ergänzung zur Gewährleistung der Erreichung der gebietsspezifischen Erhaltungs-
ziele durch Maßnahmen zum Schutz, zur Entwicklung und Wiederherstellung der FFH-Le-
bensraumtypen sowie der Lebensräume der FFH-Anhang II-Arten in den FFH-Gebieten ist 
dringend geboten, um Naturschutzbehörden und insbesondere auch die Kreise und die 
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kreisfreie Stadt Bielefeld als Träger der Landschaftsplanung in die Pflicht zu nehmen, die De-
fizite beim FFH-Gebietsschutz anzugehen. 

Wie der FFH-Bericht 2019 für NRW zeigt, ist der Anteil an Lebensraumtypen (LRT) in einem 
unverändert ungünstigen beziehungsweise schlechten Erhaltungszustand in den FFH-Gebie-
ten hoch. Im atlantischen Bereich ist bei mehr als zwei Drittel der LRT ein ungünstiger bzw. 
schlechter Erhaltungszustand zu verzeichnen (77 %). Hier sind seit 2007 sogar bei fünf (von 
33 in NRW vorkommenden) LRT die guten Erhaltungszustände bis 2019 in jeweils ungünstige/ 
schlechte Erhaltungszustände übergegangen. In der kontinentalen Region sieht dies zwar auf 
den ersten Blick bedeutend besser aus: 67 % der hier vorkommenden LRT befinden sich in 
einem guten Erhaltungszustand. Allerdings lag dieser gute Zustand im Wesentlichen bereits 
2013 und auch 2007 vor, es fanden also auch hier keine nennenswerten Verbesserungen, 
aber immerhin eine langfristige Sicherung statt. Besonders schlecht steht es um die Lebens-
raumtypen des Grünlands, der Hoch- und Niedermoore sowie um fast alle Gewässer-LRT - 
selbst die nährstoffreicheren Seen und Altarme (vor allem im atlantischen Bereich) - und nähr-
stoffempfindliche Wald-LRT in der atlantischen Region wie u.a. Hainsimsen-Buchenwälder o-
der Erlen-Eschen- und Weichholzauenwälder an Fließgewässern. Bei den FFH-Arten befan-
den sich 2019 rund 54 % der Arten (atlantisch und kontinental) in einem ungünstigen/ schlech-
ten Erhaltungszustand. Auch zeigt der FFH-Bericht 2019, dass nur für 60 % der Gebiete Maß-
nahmenkonzepte vorliegen.  

Am 28.2.201 reichte die EU-Kommission aufgrund der bundesweit festzustellenden Defizite 
beim FFH-Gebietsschutz eine Klage gegen Deutschland beim Europäischen Gerichtshof ein.8 
In dem seit dem Frühjahr 2015 von der Europäischen Kommission geführten Vertragsverlet-
zungsverfahrens (Nr. 2014–2262) konnte Deutschland die geltend gemachten Defizite bei der 
praktischen Umsetzung des Natura-2000-Gebietsschutzes nicht ausräumen. Im Juli 2019 
wurde ein weiteres Vertragsverletzungsverfahren (Nr. 2019/ 2145) angesichts der erheblichen 
Verschlechterung des Zustands der durch die FFH-Richtlinie geschützten FFH-LRT 6510 (Ma-
gere Flachland-Mähwiesen) und 6520 (Berg-Mähwiesen) eröffnet. 

Die Region OWL muss sich dringend der Verantwortung für diese Flächen des europä-
ischen Natura-2000-Schutzregimes stellen. 

Entwicklung/ Wiederherstellung klimarelevanter Biotope  

Zum Ziel F 11 wird folgende Ergänzung durch einen neuen Absatz vorgeschlagen: 

Ziel F 11 Sicherung und Entwicklung der Bereiche für den Schutz der Natur 

(4) Moore, Grünland und Wälder sind aufgrund ihrer Funktion als CO2-Senken als Berei-
che mit besonderen Potenzialen für den Schutz des Klimas zu schützen, zu entwickeln 
und wiederherzustellen. Die Träger der Landschaftsplanung passen die Landschafts-
pläne durch Ergänzungen klimarelevanter Festlegungen bei den Entwicklungszielen, 
den Schutzgebietsausweisungen sowie den festgesetzten Pflege- und Entwicklungs-
maßnahmen an die Erfordernisse des Klimaschutzes an. 

Begründung: 

Maßnahmen des Naturschutzes müssen für eine zukunftsfähige Regionalentwicklung stärker 
im Zusammenhang mit den Erfordernissen des Klimaschutzes gebracht werden. Hier sind die 
Kreise und die Stadt Bielefeld als Träger der Landschaftsplanung in die Verantwortung zu 
nehmen. Es wird deshalb eine Ergänzung des Regionalplanentwurfs um eine 
                                                           
8 Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_412  
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Erläuterungskarte für erforderlich gehalten, in der die Räume mit besonderem Entwicklungs-
potenzial für klimaschutzrelevante Maßnahmen dargestellt werden (s. auch Kapitel C.2.14). 
So sollen die Träger der Landschaftsplanung stärker „in die Umsetzungspflicht“ genommen 
werden, bspw. im Rahmen von „Grünland-“ oder „Moor-Programmen“, die Entwicklung klima-
relevanter Biotope anzugehen. Die hierzu umgesetzten/ geplanten Maßnahmen erfolgen zu-
meist im Rahmen befristeter Projekte, wie bspw. derzeit im Life-Projekt „Altlantische Sand-
landschaften“. Die im Rahmen solcher Projekte durchgeführten Maßnahmen sind zu begrü-
ßen, reichen jedoch hinsichtlich des für klimarelevante Effekte nötigen Flächenanspruchs bei 
Weitem nicht aus.  

Darstellung von Entwicklungsflächen für Gewässer 

Zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie bedarf es der räumlichen Sicherung von 
Gewässerentwicklungsflächen. Die zur Auenentwicklung ausgewiesenen Entwicklungsflächen 
ab 2 ha Größe an den Fließgewässern sind den Maßnahmenübersichten nach § 74 LWG zu 
entnehmen. Das trifft für 76 Oberflächenwasserkörper des Planungsraums OWL zu. Diese 
sind als BSN darzustellen (vgl. Punkt C.2.11.2 dieser Stellungnahme). 

C.2.6.2 Naturnahe Gestaltung der Weser (zu Kapitel 4.6.2) 

Wir begrüßen, dass der naturnahen Gestaltung und Entwicklung der Weser im Planentwurf 
ein eigenes Kapitel gewidmet wird. Zum Absatz 1 des Grundsatzes F 12 regen die Natur-
schutzverbände folgende Ergänzungen an:  

Grundsatz F 12 Naturnahe Gestaltung der Weser 

Der Weser mit ihrer Aue soll im Rahmen des Biotopverbundes an Bundeswasserstraßen 
als Bestandteil des länderübergreifenden Biotopverbundes im Rahmen des Blauen 
Bandes zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung von Lebensräumen wasser- 
und auengebundener Arten, unter Sicherung der Funktion als Binnenwasserstraße, 
Raum verschafft werden. Hierzu werden nicht mehr benötigte Uferbefestigungen und 
bauliche Anlagen in/ an der Weser zurückgebaut. Durch Maßnahmen des Naturschutzes 
erfolgen die Entwicklung und Wiederherstellung einer auentypischen Dynamik und cha-
rakteristischer Auenlebensräume. 

Die Erläuterungen zum ersten Absatz von Grundsatz F 12 sollten diese nach dem ergänzten 
Grundsatz vorzunehmenden Maßnahmen konkretisieren, u.a. zum Erhalt und zur Entwicklung/ 
Wiederherstellung von artenreichem Dauergrünland im Bereich häufiger vom Hochwasser o-
der hohem Grundwasser geprägten Flächen. Eine besondere Eignung besitzen dazu die 
Hochflutrinnen und Auen-Randsenken. Auf geeigneten Standorten der Weseraue sollen na-
turnahe Weich- und Hartholzauenwälder entwickelt werden. 

Notwendige Retentionsraum-Ausgleichsflächen sollen so geplant und umgesetzt werden, 
dass sie gleichzeitig zu einer ökologischen Verbesserung der Aue führen. Vorhandene und 
geplante Naturschutzgebiete innerhalb der Weseraue sollen durch weitere Nutzungsaufgaben 
oder Nutzungsextensivierungen naturschutzfachlich aufgewertet sowie im Bedarfsfall durch 
einzurichtende Pufferzonen vor Beeinträchtigungen von außen besser geschützt und als Kern-
flächen des Biotopverbundes entwickelt werden. 

Ausgleich und Ersatz für unvermeidbare Eingriffe innerhalb der Weseraue sollen durch Maß-
nahmen zur Schaffung naturnaher Biotopverbundelemente in der Weseraue erfolgen.  
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Ergänzung der Erläuterungen zum Absatz 2  

Zum Absatz 2 von Grundsatz F 12 sollten in den Erläuterungen Ausführungen zu folgenden 
Aspekten ergänzt werden: 

Zur Herstellung der genannten Funktionen sind als Voraussetzungen folgende Ziele/ Maßnah-
men erforderlich: 

 eine konsequente Reduzierung der Salzbelastung, 
 die Minderung stofflicher Einträge,  
 die konsequente Verbesserung der hydromorphologischen Situation, vor allem im Sohlbereich 

außerhalb der Schifffahrts-Fahrrinne, im Uferbereich und im Umfeld/ Auenbereich.  

Zu nennen sind auch die ökologische Entwicklung der in die Weser einmündenden Nebenge-
wässer und eine naturverträgliche Weiterentwicklung touristischer Infrastrukturen und die 
Schaffung/ Unterstützung von Umweltbildungsangeboten. 

C.2.6.3 Schutz und Entwicklung der Senne mit angrenzendem Teutoburger Wald und nörd-
lichem Eggegebirge (zu Kapitel 4.6.3) 

Die nicht einmal klar als Grundsatz dargestellten Ausführungen zum Schutz und zur Entwick-
lung der Senne mit angrenzendem Teutoburger Wald und nördlichem Eggegebirge sind für 
eine Regionalplanung mit dem Ziel zukünftiger Planungs- und Investitionssicherheit und einer 
daraus resultierenden Anpassungsverpflichtung nicht ausreichend! Auch das Ziel F 13 umfasst 
nicht den gesamten als GSN und BSN dargestellten Bereich! 

Es wird von den Naturschutzverbänden deshalb gefordert, dieses Gebiet als Vorrang-
gebiet – Gebiet zum Schutz der Natur mit einem Symbol Nationalpark (kann neu entwi-
ckelt werden) sowohl zeichnerisch als auch textlich eindeutig formuliert als Ziel der 
Raumordnung und Landesplanung darzustellen. Angesichts des dramatischen Arten-
schwundes ist dies von allerhöchster Notwendigkeit! 

Das Ziel F 13 soll wie folgt geändert werden:  

Ziel F 13 Schutz und Entwicklung der Senne 

Der zeichnerisch festgelegte Bereich für den Schutz der Natur, der das Gebiet des der-
zeitigen Truppenübungsplatzes Senne, des Standortübungsplatzes Stapel sowie die an-
grenzenden Waldbereiche im Teutoburger Wald und des nördlichen Eggegebirges über-
lagert, ist in seiner Einzigartigkeit und naturräumlichen Funktionsvielfalt zu erhalten 
und zu entwickeln. Hierzu erfolgt eine Unterschutzstellung als Nationalpark. Dabei ist 
auf einen ausreichenden Umgebungsschutz zu achten, der den Schutz der FFH-Lebens-
raumtypen und der Lebensstätten und Lebensräume der für die Natura 2000-Gebiete 
wertgebenden Arten vor Beeinträchtigungen gewährleistet. 

Begründung: 

Die Regionalplanung hat auch die Aufgabe der Entwicklungsplanung für die Region für die 
kommenden 20 Jahre! Die Gesellschaft ist es den Nachfolgegenerationen schuldig, sich um 
den Fortbestand und eine positive Entwicklung der Biodiversität in dem im LEP NRW ausge-
wiesenen Gebiet als „Gebiet für den Schutz der Natur“ (GSN) und als „Bereich zum Schutz 
der Natur (BSN) mit einer eindeutigen Zielaussage zum Nationalpark zum Erhalt dieses Na-
turerbes zu kümmern. Diese differenzierte und reich strukturierte und von unterschiedlichster 
Geologie geprägte Landschaft bereichert das Spektrum der Nationalparke in Deutschland um 
eine besonders wertvolle Natur-/ Kulturlandschaft, so die Aussagen von EUROPARC. 
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Die Formulierung im Regionalplanentwurf: „Hierdurch werden für eine nachfolgende Unter-
schutzstellung die verschiedensten Optionen (Nationalpark, Naturschutzgebiet, Teil einer Bio-
sphärenregion) offengehalten“ kommt einem „Gemischtwarenladen“ ohne Verbindlichkeit 
gleich und entbehrt einer eindeutigen Festlegung. 

Das Gebiet des derzeitigen Truppenübungsplatzes Senne, mit Teutoburger Wald und Nördli-
cher Egge gehört gemäß einstimmigen Landtagsbeschlüssen von 1991/ 2005 zu den langfris-
tigen strategischen Zielen zur räumlichen Entwicklung in der Region OWL. Diese Zielsetzung 
findet - wie EMNID-Umfragen von 2009, 2012 und 2018 ergeben haben - mit landesweit 85 
bis 86 % Zustimmung und in OWL mit einer Zustimmung von 75 % eine breite Unterstützung 
in der Bevölkerung.9 Eine Studie des Bundesamtes für Naturschutz über bestehende und po-
tentielle Nationalparke in Deutschland sieht seit 1997 dieses Gebiet als den potentiellen Nati-
onalpark für OWL und NRW. 

Im Übrigen ist für die Region OWL eine positive Entwicklung der Regionalökonomie durch 
einen Nationalpark Senne-Teutoburger Wald-Egge verbunden. Die Evaluierung aller sech-
zehn Nationalparke in Deutschland hat durchweg eindeutige regionalökonomische Vorteile für 
die Nationalparkregionen gebracht. Prof. Dr. Job von der Universität Würzburg hat im Auftrag 
des Bundes die regionalwirtschaftlichen Effekte durch Naturtourismus mittels einer touristi-
schen Wertschöpfungsanalyse erhoben und ausgewertet. 2,8 Milliarden Euro Bruttoumsatz 
bringen die Besucher aller Nationalparke in Deutschland ein. Und der Imagegewinn für die 
Regionen ist sehr hoch! 

Das Gebiet, das sich zum größten Teil im öffentlichen Eigentum (Bund, Land NRW, Landes-
verband Lippe) befindet, ist in der Regionalplanung in seiner Einzigartigkeit und naturräumli-
chen Funktionsvielfalt als einer der bedeutendsten zusammenhängenden Biotopkomplexe in 
Nordrhein – Westfalen, sowie seiner bundes- und europaweiten Bedeutung und als einer der 
30 bundesweiten „Hotspots der Biodiversität“10 entsprechend zu erhalten und in der höchsten 
Naturschutzkategorie angemessen zu sichern. Es stellt den größten unzerschnittenen, von 
Siedlungen und technischen Anlagen freigehaltenen Lebensraum im dicht besiedelten NRW 
dar. 

Besonderer Handlungsbedarf ist auch vor dem Hintergrund der Klage der Europäischen Kom-
mission gegen Deutschland vor dem Europäischen Gerichtshof wegen mangelhafter Umset-
zung der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) gegeben (s.o.). Das trifft in OWL insbeson-
dere das Gebiet der Senne-Teutoburger Wald und Egge, die nicht ausreichend im Zusammen-
hang geschützt sind. Die Kommission zeigt dazu insbesondere auf, dass in weiten Teilen der 
FFH-Gebiete die Festlegung hinreichender gebietsspezifischer Erhaltungsziele sowie die 
Festlegung der auf diesen Erhaltungszielen basierenden notwendigen Erhaltungsmaßnahmen 
in einer Schutzerklärung/ Schutzgebietsausweisung als SAC (Special Area of Conservation - 
Besonderes Schutzgebiet) ausstehen. Ebenso sind die Managementpläne für die dortigen 
FFH-Gebiete nicht veröffentlicht. Von besonderer Bedeutung ist dabei das FFH-Gebiet „Senne 
mit Stapellager Senne“ mit dem umliegenden „Hotspot der Biodiversität“, das auf die gefor-
derte Unterschutzstellung als Nationalpark wartet und dessen Schutz - wie auch für weitere 
militärisch genutzte FFH-Gebiete in NRW zutreffend - nur durch einen unzureichenden ver-
traglichen Schutz (Rahmenvereinbarung und Gebietsspezifische Vereinbarung ohne sog. 
Drittschutz) geregelt ist. 

                                                           
9 Weitere Informationen s. Förderverein Nationalpark Senne unter  
https://np-senne.de/2018/07/12/bevoelkerung-will-nationalpark-senne/ 
10 Bundesamt für Naturschutz: https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/foerderschwerpunkte/hotspots.html 
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Bei Darstellungen für bauliche Maßnahmen im Umfeld des geplanten Nationalparks, wie für 
Gewerbebetriebe, Wohnbebauung, Windkraft u.a. ist darauf zu achten, dass die notwendigen 
Abstände und Pufferzonen zum Natura 2000-Großschutzgebiet-Nationalpark nach differen-
zierten fachspezifischen Kriterien und Begutachtungen durch das LANUV eingehalten werden. 
Insbesondere müssen daneben auch Restriktionen zum Verkauf von öffentlichen Flächen fest-
gelegt werden, die im Umfeld des Truppenübungsplatzes und des Gesamtkomplexes, z.B. in 
Naturschutzgebieten liegen. 

Modellvorhaben zur Waldwildnisentwicklung 

Aus dem Verfahren zur Neuaufstellung des Regionalplans OWL sollte ein Anstoß für ein Mo-
dellvorhaben zur Waldwildnisentwicklung bei noch laufendem militärischem Betrieb mit der 
Meldung in das Nationale Naturerbe gegeben werden. So könnte die vom Bundes-Kabinett 
beschlossene "Strategie zur vorbildlichen Berücksichtigung von Biodiversitätsbelangen für alle 
Flächen des Bundes" praktisch begonnen werden, um das sogenannte Wildnis-Ziel in öffent-
lichen Waldflächen von 10 %, in Deutschland zu erreichen (Naturschutz-Offensive 2020 - Für 
biologische Vielfalt!). Inzwischen ist dieses Ziel mit den Beschlüssen auf EU-Ebene während 
der Ratspräsidentschaft in Deutschland noch weitergehend gefasst worden. Gleichzeitig wäre 
damit ein erster Schritt für die Etablierung eines Nationalparks nach Aufgabe der militärischen 
Nutzung bereits mit einer konkreten Maßnahme vorbereitet. Das Modellvorhaben Nationales 
Naturerbe könnte u. E. in Zusammenarbeit mit der BIMA bereits heute verwirklicht werden 
ohne dass militärische Belange entgegenstehen würden. Das ließe sich u. E. ggfls. zwischen 
BIMA, BVM und Umweltministerium vertraglich regeln. Ca. 60 % der Fläche auf dem TÜP sind 
Waldflächen, z.T. auch mit erheblichen Trockenschäden aus den letzten beiden besonders 
trockenen Jahren, die sich zum größten Teil für Prozessschutz/ Waldwildnisgebiete eignen. 

C.2.7 Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für Vogelarten 
des Offenlandes (BSLV) (zu Kapitel 4.7) 

C.2.7.1 Anforderungen an die Darstellung der BSLV  

In den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) ist die für die charakteristischen Vogelarten 
des jeweiligen Gebietes bedeutsame Raumstruktur mit ihrer besonderen Funktion als Brut-, 
Rast- oder Überwinterungsraum zu erhalten. Die Naturschutzverbände begrüßen, dass das 
Gebiet des VSG „Hellwegbörde“, sofern es nicht bereits als Bereich zum Schutz der Natur 
gesichert ist, nach Ziel F 15 in weiteren Teilen als „Bereich für den Schutz der Landschaft mit 
besonderer Bedeutung für Vogelarten“ (BSLV) dargestellt und raumordnerisch geschützt wird.  

Das Ziel F 15 sollte um einen neuen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt werden: 

Ziel F 15 Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für die 
Vogelarten des Offenlandes 

(5) Die Flächen des Vogelschutzgebietes „Hellwegbörde“ sowie die weiteren als BSLV 
dargestellten Bereiche in der Planungsregion sind durch Schutzverordnungen oder 
Landschaftspläne zu schützen. Bestehende Schutzverordnungen und Landschafts-
pläne sind an aktuelle Gefährdungslagen anzupassen. Soweit erforderlich sind Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege, zur Entwicklung und zur Wiederherstellung der Le-
bensräume der Vogelarten zu treffen, die für die Erhaltungsziele oder Schutzzwecke des 
Vogelschutzgebietes „Hellwegbörde“ und der weiteren BSLV-Gebiete maßgeblich sind, 
um den Bestand dieser Arten zu sichern und zu verbessern. 
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Begründung: 

Insbesondere die großflächigen Europäischen Vogelschutzgebiete in NRW, wie das VSG 
„Hellwegbörde“, erfahren bislang auf den übergeordneten Planungsebenen des LEP und der 
Regionalpläne nur unzureichenden Schutz. Die Naturschutzverbände halten deshalb ergän-
zende textliche und zeichnerische Ziele im Regionalplan für dringend geboten und begrüßen 
deshalb die Darstellung der BSLV in den Regionalplänen. Dazu gehören aber auch Vorgaben 
zur Umsetzung der regionalplanerischen Ziele durch Schutzgebietsausweisungen sowie zur 
Planung und Durchführung von erforderlichen Schutz-, Pflege-, Entwicklungs- und Wiederher-
stellungsmaßnahmen. Der Erhalt der EU‐Vogelschutzgebiete und die für die wertgebenden 
Arten notwendigen Schutzmaßnahmen sind Grundvoraussetzung für den Erhalt bzw. das Er-
reichen eines guten Erhaltungszustandes der Vogelschutzgebiete. Dies geschieht zum einen 
durch den gesetzlichen Mindestschutz gemäß § 52 Landesnaturschutzgesetz NRW. Fachlich 
unstrittig ist jedoch, dass darüber hinaus mittels NSG‐Ausweisungen und die Anpassung be-
stehender NSG‐Verordnungen/ Landschaftspläne der Schutz an die aktuelle Gefährdungslage 
angepasst und konkretisiert werden muss. 

Schutz faktischer VSG 

Die Kulisse der Gebiete bzw. Flächen, die aufgrund der Kriterien der Vogelschutzrichtlinie als 
VSG zu melden und zu schützen wären, ist größer als die in NRW als VSG ausgewiesenen 
Gebiete. Diese Flächen sind als BSLV auszuweisen. 

Geplantes VSG „Diemel-und Hoppecketal mit Wäldern bei Brilon und Marsberg“ 

Für das Gebiet ist eine Meldung als VSG geplant11, hier erfolgt derzeit ein Anhörungsverfah-
ren. Der im laufenden Anhörungsverfahren veröffentlichte Geltungsbereich umfasst randlich 
auch Flächen des Planbereiches im Kreis Paderborn. Diese vom Land NRW vorgeschlagene 
Gebietsabgrenzung des VSG reicht nach Auffassung der Naturschutzverbände nicht aus, um 
maßgeblichen Lebensräume der für dieses VSG wertgebenden Arten (Raubwürger, Neuntö-
ter, Grauspecht) zu sichern. Der Geltungsbereich sollte um Flächen im Kreis Paderborn er-
weitert werden. Da diese Flächen im Regionalplanentwurf OWL nicht vollständig als BSN dar-
gestellt sind, ist die BSN-Kulisse hier entsprechend zu erweitern (s. dazu im Detail unter Ab-
schnitt E.7.2. dieser Stellungnahme).  

Kernflächen des Rotmilanvorkommens in BSLV einbeziehen  

Es gibt in NRW weitere Bereiche, die nach Auffassung der Naturschutzverbände die Qualität 
eines VSG aufweisen und die Kriterien für die Meldung als solches erfüllen. So gibt es in NRW 
gravierende Lücken bei der Gebietsmeldung von VSG für eine Reihe von bedrohten Vogelar-
ten. Zu nennen sind u.a. Schwarzstorch, Wanderfalke, Rotmilan, Uhu, Wespenbussard, 
Schwarzspecht, Wachtel, Grauammer, Feldlerche. Auch wenn noch keine konkreten Gebiets-
abgrenzungen vorliegen, können für einzelne dieser Arten bereits Landschaftsräume benannt 
werden, die zu den geeignetsten Gebieten im Sinne des Art. 4 VSchRL zu zählen sind. Dazu 
gehören Flächen im Kreis Höxter und im Kreis Lippe für den Rotmilan. Für den zuvor darge-
stellten Raum des Weserberglandes ist hierbei auf die besondere Bedeutung für den Rotmi-
lanbestand in NRW hinzuweisen: Deutschland besitzt mit einem Brutbestand von 50 bis 65 % 
der weltweiten Population eine besondere Verantwortung für den Schutz des Rotmilans. Der 
Gesamtbestand in NRW wird auf 600 bis 800 Brutpaare geschätzt (2012-2013, LANUV NRW), 
in den Kreisen Lippe und Höxter kommen etwa 25 bis 30 % des NRW-Bestandes vor. Unter 

                                                           
11https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/a/anhoerung_vogelschutzgebiet_diemel_hoppecketal/index.php   
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Einbeziehung von angrenzenden Flächen des Kreises Paderborn und des Hochsauerlandkrei-
ses liegt der Anteil noch deutlich höher. Die EU-Vogelschutzgebiete in NRW deckten im Jahr 
2008 nur einen Anteil von ca. 12 bis 15 % der Gesamt-Brutpopulation des Rotmilans in NRW 
ab. Diese Situation hat sich bis heute hinsichtlich der Schutzgebietskulisse nicht geändert, 
sodass diese Analyse aus dem Jahr 2008 auch heute noch grundsätzlich zutrifft. Dieser Anteil 
muss durch die Ausweisung von VSG erhöht werden, um zu einer besseren Sicherung des 
Bestandes zu gelangen.  

So erfolgt auch in der Gesamtliste der „Important Bird Areas“ (2002) in Deutschland für NRW 
der Hinweis, dass für bestimmte flächenhaft verbreitete Vogelarten des Anhang I der VSchRL, 
wie dem Rotmilan, auf eine Benennung weiterer IBA-Gebiete für diese Arten nur vorläufig ver-
zichtet wird, da die Abgrenzung der geforderten fünf wichtigsten Gebiete noch nicht zuverläs-
sig möglich ist.12 Dieses solle erfolgen, wenn die Defizite durch eine systematische Bestands- 
und Verbreitungsanalyse der kommenden Jahre behoben wird. Diese Bestandsdaten liegen 
mittlerweile vor. Flächen aus der oben genannten Gebietskulisse in den Kreisen Höxter, Lippe, 
Paderborn drängen sich angesichts der Bestandsdichten und des hohen Anteils an der Ge-
samtpopulation in NRW (s. oben) deshalb als Gebiete auf, die als die am besten geeigneten 
im Sinne des Art. 4 VSchRL zu bewerten sind. Dieses faktischen VSG sollten im Regionalplan 
OWL deshalb als BSLV dargestellt werden. 

Erweiterungsbereiche für VSG „Weseraue“ beachten 

Bei einigen gemeldeten VSG sind die Gebietskulissen unvollständig, sodass die Erhaltungs-
ziele in diesen VSG ohne Flächenerweiterungen nicht gewährleistet werden können. Hierzu 
gehört das VSG „Weseraue“, für das eine Erweiterung der BSN-Darstellung gefordert wird (s. 
dazu im Detail unter E.6.3.1).  

C.2.7.2 Weitere Räume mit Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes als BSLV festlegen! 

Die in der Begründung zum Kapitel 4.7 genannte Option, dass grundsätzlich auch andere 
Räume mit einer vergleichbaren Landschaftsstruktur und Bedeutung für Vogelarten des Of-
fenlandes als BSLV im Regionalplan festgelegt werden können (Kapitel 4.7, S. 167, Rdnr. 974) 
wird begrüßt. Von dieser Möglichkeit ist angesichts des dramatischen Rückgangs der Vogel-
arten des Offenlandes dringend Gebrauch zu machen! Allerdings finden sich im Planentwurf 
keine weiteren Darstellungen von BSLV-Bereichen, auch in dem Ziel F 15 wird im Absatz 2 
nur das Vogelschutzgebiet „Hellwegbörde“ genannt. Angesichts des dramatischen Rückgangs 
der Vogelarten des Offenlandes halten die Naturschutzverbände eine Darstellung von BSLV-
Bereichen über das VSG „Hellwegbörde“ hinaus für dringend erforderlich.  

Der Absatz 2 ist um einen Zusatz für die Schutzfunktionen weiterer BSLV-Bereiche im Plan-
gebiet zu ergänzen und zur Berücksichtigung und Darstellung weiterer BSLV muss ein regio-
nales Konzept erarbeitet werden. In Zusammenarbeit/ Austausch der Regionalplanungsbe-
hörde mit dem amtlichen und ehrenamtlichen Naturschutz sowie den Biologischen Stationen 
sollten Schwerpunktvorkommen von Offenlandarten Arten zu identifiziert und diese als BSLV 
festgelegt werden. Die Diskussion hierzu sollte im weiteren Planverfahren fortgeführt und ver-
tieft werden. 

Grundlage eines solchen Konzeptes zur Bestimmung der Arten, deren Schwerpunktvorkom-
men sich grundsätzlich für eine Darstellung als BSLV aufdrängen, kann u.a. die Liste der 

                                                           
12 Sudfeldt, Christoph et.al.: Important Bird Areas (Bedeutende Vogelschutzgebiete) in Deutschland – überarbeitete 
und aktualisierte Gesamtliste (Stand 01.07.2002) in Ber. Vogelschutz 38 (2002) S. 17- 109, zu NRW S. 64ff  
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sogenannten „Verantwortungsarten“ dienen. Die auf Grundlage des FFH-Berichtes 2013 für 
NRW ausgewerteten Monitoring-Ergebnisse für die FFH-Lebensraumtypen und Arten wurden 
in einem „Regionalgespräch Detmold“13 als Zusammenfassung der vorhergegangenen Kreis-
gespräche vorgestellt. Auf Grundlage von Verantwortlichkeitsprofilen wurden die Arten ermit-
telt, für die die Kreise und die Stadt Bielefeld eine besondere Verantwortung für Maßnahmen 
zum Erhalt bzw. der Verbesserung der Erhaltungszustände haben. Die Liste dieser Arten sollte 
dahingehend geprüft werden, ob hier Schutzerfordernisse außerhalb von BSN/ Schutzgebie-
ten vorliegen. Für diese Arten und ggf. weitere gefährdete Offenlandarten sollten dann Gebiete 
als BSLV dargestellt werden.  

Die Naturschutzverbände zeigen anhand von Vorschlägen für BSLV-Darstellungen in der 
Stadt Bielefeld (s. Abschnitt E.1.2.3) und den Kreisen Gütersloh (s. Abschnitt E.2.2.3), Herford 
(s. Abschnitt E.3.2.3.) und der Paderborn (s. Abschnitt E.7.2.2) mögliche Darstellungsbereiche 
auf und behalten sich vor, die Eingaben hierzu im weiteren Planverfahren noch zu ergänzen.  

C.2.8 Neue Ziele und Grundsätze zum Artenschutz ergänzen 

Die Naturschutzverbände regen an, im Regionalplan folgendes Ziel und einen Grundsatz für 
den Arten- und Lebensraumschutz aufzunehmen. 

Neues Ziel: Schutz der Verantwortungsarten in OWL 

Die Naturschutzbehörden und die Träger der Landschaftsplanung ergreifen zur Siche-
rung der biologischen Vielfalt für die nach den Anhängen II und IV der FFH-Richtlinie 
geschützten Arten mit einem unzureichenden bzw. schlechten Erhaltungszustand ge-
eignete Maßnahmen, um für diese Arten einen günstigen Erhaltungszustand zu errei-
chen.  

Begründung: 

Der Erhaltungszustand vieler nach der FFH-Richtline geschützten Arten (Arten der Anhänge 
II und IV) ist ungünstig bzw. schlecht. Zur Sicherung der Biodiversität sind Maßnahmen des 
Naturschutzes für diese Arten dringend erforderlich. Die Biodiversitätsstrategie NRW (2015) 
nennt als mittelfristiges Ziel die „Sicherung günstiger Erhaltungszustände und Verbesserung 
unzureichender bzw. schlechter Erhaltungszustände aller FFH-LRT und Arten um eine Stufe“. 
Die im Ziel genannten Maßnahmen des Naturschutzes sollen insbesondere für die sogenann-
ten „Verantwortungsarten“ ergriffen werden (s. vorigen Abschnitt). 

Neuer Grundsatz: Schutz gefährdeter Arten 

Zur Sicherung der biologischen Vielfalt und Bewahrung der biologischen Ressourcen 
sollen für gefährdete oder im Rückgang befindliche Pflanzen-, Pilz- und Tierarten spe-
zifische Maßnahmen der Biotoppflege sowie der Wiedereinrichtung von Biotopen vor-
genommen werden und über die Herstellung eines Biotopverbundes die artspezifischen 
Lebensbedingungen verbessert werden. Diese sollen bei allen Planungen und Maßnah-
men auch außerhalb von Schutzgebieten besonders berücksichtigt werden. 

Begründung: 

Das Thema Arten- und Lebensraumschutz umfasst nicht nur die Schutzkonzeption für wert-
volle Lebensräume (vgl. Ziel 2.3 Bereiche zum Schutz der Natur) und europarechtlich beson-
ders zu schützende Arten (vgl. Ziel 2-5 BSL für Vogelarten des Offenlandes), sondern muss 

                                                           
13 Umsetzung der FFH-Richtline in OWL Detmold, 18.1.2018 
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im Sinne des Erhalts der Biodiversität alle Arten und deren Lebensräume berücksichtigen. Die 
Naturschutzverbände schlagen deshalb die Aufnahme allgemeiner Regelungen zum Arten-
schutz in einem Grundsatz vor. Durch diese Ergänzung würde auch den Vorgaben aus der 
Biodiversitätsstrategie von Bund14 und Land NRW15 und dem Grundsatz des ROG in § 2 Abs. 
2 Nr. 6 Sätze 1 und 2 entsprochen.  

Neuer Grundsatz: Schutz der Artenvielfalt im Siedlungsraum 

Im Siedlungsraum sollen Maßnahmen zur Sicherung der biologischen Vielfalt ergriffen 
werden. Öffentliche Grünflächen sollen naturnah sowie struktur- und artenreich gestal-
tet und durch Festsetzungen in Bebauungsplänen die Verwendung standortheimischer 
Pflanzen und Gehölze gefördert werden. Zum Schutz Gebäude bewohnender Fleder-
maus- und Vogelarten ist insbesondere die öffentliche Hand aufgefordert, für ihren Im-
mobilienbestand Konzepte, Maßnahmen und Selbstverpflichtungen zum Artenschutz 
auszuarbeiten und umzusetzen. Städte und Gemeinden sollen Maßnahmen zur Redu-
zierung der Lichtverschmutzung im Innen- und Außenbereich ergreifen. 

Begründung: 

Dieser Grundsatz weist auf die erforderlichen Artenschutzmaßnahmen im Siedlungsraum hin, 
die für den Erhalt der Artenvielfalt dringend zu ergreifen sind (vgl. hierzu auch Insektenschutz 
2019 der Bundesregierung). Das reicht von einer naturnahen, insektenfreundlichen Gestaltung 
und Unterhaltung von öffentlichen Grünflächen über bauplanungsrechtliche Regelungen zur 
Förderung naturnaher Flächen an Gebäuden (Dach-, Fassadenbegrünung) oder in Gärten bis 
hin zur Förderung Tierarten, die an/ in Gebäuden vorkommen. So hat zum Beispiel die Stadt 
Gütersloh zum Schutz u.a. der Gebäude bewohnenden geschützten Tierarten eine Arten-
schutzleitlinie für ihre Liegenschaften beschlossen, die zur allgemeinen Nachahmung empfoh-
len wird.16 Ein wichtiger - oft noch zu wenig beachteter Aspekt - ist die Lichtverschmutzung mit 
ihren gravierenden Auswirkungen auf die Insekten.  

C.2.9 Bereiche zum Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung 
(BSLE) (zu Kapitel 4.8) 

Der Grundsatz F 16 sollte wie folgt ergänzt werden: 

Grundsatz F 16 Bereiche für den Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten 
Erholung 

Die Bereiche zum Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung 
überlagern Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche, Waldbereiche oder Oberflächen-
gewässer und werden als Vorbehaltsgebiete festgelegt. Sie sind folgenden raumbedeut-
samen Nutzungen und Funktionen vorbehalten, denen bei der Abwägung mit konkur-
rierenden Nutzungen und/ oder Funktionen besonderes Gewicht beizumessen ist: 

 Sicherung und Entwicklung wesentlicher Landschaftsstrukturen und deren land-
schaftstypische Ausstattung mit natürlichen Landschaftsbestandteilen, einschließlich 

                                                           
14 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB): Nationale Strategie zur biolo-
gischen Vielfalt (Kabinettsbeschluss v. 7.11.2007) 
15  Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen (MKULNV): Biodiversitätsstrategie NRW (Fassung: 08. Januar) 
16 https://www.guetersloh.de/de/rathaus/fachbereiche-und-einrichtungen/umweltschutz/programm-biologische-viel-
falt.php 
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des Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen wild lebender Tier- und Pflanzen-
arten  

 Schutz und Entwicklung des Biotopverbundes auch zur Vernetzung der BSN sowie zur 
Schaffung von Pufferzonen zu den BSN unter Berücksichtigung der Erfordernisse zu 
Klimaanpassung und -vorsorge, 

 Schutz, Entwicklung und Wiederherstellung der Naturhaushaltsfunktionen sowie Si-
cherung einer nachhaltigen Nutzung der Naturgüter, 

 Sicherung und Entwicklung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes 
und anderer Bedingungen für die landschaftsgebundene Erholung, 

 Sicherung klimatisch bedeutsamer Erholungsräume, 

 Sicherung von festgesetzten Landschaftsschutzgebieten und Freiraumbereichen, die 
künftig in ihren wesentlichen Teilen geschützt werden sollen. 

Begründung: 

Die in der Erläuterung (S. 169/ 170) dargestellten Funktionen sind im Grundsatz F 16 nur 
unvollständig enthalten. Hier fehlen insbesondere der Schutz und die Entwicklung des Bio-
topverbunds in Ergänzung zu den BSN. Sämtliche Flächen des Biotopverbundes besonderer 
Bedeutung des LANUV-Fachbeitrags sind in BSLE verortet. Ein besonderes Augenmerk muss 
aufgrund der überwiegenden Vernetzungsfunktion der Biotopverbundflächen der Stufe II auf 
den Erfordernissen der Klimaanpassung und -vorsorge liegen. Ziele und Maßnahmen des Bi-
otopverbunds und des Artenschutzes müssen im Regionalplan in seiner Funktion als Land-
schaftsrahmenplan flächendeckend berücksichtigt werden. Nur so können u.a. die Ziele der 
Biodiversitätsstrategien von Bund und Land erreicht werden. Auch klimatisch relevante Erho-
lungs- und Ausgleichsräume sollten hier konkret benannt werden, da sie ein eigenständiges 
Raumerfordernis darstellen, das nicht über andere Planzeichen/ Ziele/ Grundsätze abgedeckt 
ist. 

Der Grundsatz sollte um die genannten Aspekte ergänzt werden und nicht nur die Inhalte der 
Planzeichendefinition wiedergeben.  

C.2.10 Wald (zu Kapitel 4.11) 

C.2.10.1 Schutz des Klimas und der Biodiversität als zentrale Waldfunktionen wahrnehmen 

Das Ziel F 20 soll durch einen neuen Absatz ergänzt werden, um die Waldfunktionen umfas-
sender/ vollständiger darzustellen und ihren Erhalt zu gewährleisten:  

Ziel F 20 Waldbereiche 

(1) Die Waldbereiche werden als Vorranggebiete festgelegt. In ihnen sind folgende 
raumbedeutsame Nutzungen und Funktionen vorgesehen: 

… 

(2) Die Waldbereiche sind nachhaltig als standortheimische, ökologisch stabile und ge-
genüber dem Klimawandel resiliente Waldbestände zu erhalten und zu entwickeln. Sie 
sind insbesondere in ihren Funktionen für den Klimaschutz, vor allem als CO2-Senke, 
für den Arten- und Biotopschutz, für den Wasser- und Bodenschutz, für die Kulturland-
schaft sowie für die landschaftsorientierte Erholung und Freizeitnutzung zu erhalten 
und zu entwickeln. Die Holzproduktion erfolgt möglichst naturnah. 
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Begründung: 

Das Kapitel stellt sich ganz grundsätzlich nicht der schon seit Jahrzehnten bestehenden For-
derung nach dem ökologischen Waldumbau als Grundlage für einen nachhaltigen Fortbestand 
der Wälder in Deutschland. Die Folgen davon, dass dieser nicht vorausschauend und mit 
Nachdruck betrieben wurde, um die Wälder vorsorglich auf den Klimawandel vorzubereiten, 
zeigen sich seit Jahren massiv in den Waldzustandsberichten und zunehmend auch ganz au-
genscheinlich an den teils riesigen Schadflächen. Es ist vollkommen unverständlich, dass sich 
der Regionalplan in seiner Funktion als forstlicher Rahmenplan dieser in Zukunft weiter zu-
nehmenden Gefährdungssituation nicht annimmt.  

Das Ziel F 20 des Entwurfs beschränkt sich im Absatz 1 auf die Wiedergabe der in der Plan-
zeichendefinition17 genannten Aufzählung von raumbedeutsamen Nutzungen und Funktionen. 
Auf die heute und in Zukunft zentrale Bedeutung von Wald für Klimaschutz, den Arten- und 
Biotopschutz (Biodiversität, Biotopverbund) sowie den Wasser- und Bodenschutz wird über-
haupt nicht eingegangen. Diese Funktionen werden in den Zielen und Grundsätzen des ge-
samten Kapitels „Wald“ unzureichend oder gar nicht behandelt. Eine Erwähnung in der Be-
gründung zum Kapitel 4.11 reicht hierzu nicht aus. Auch fehlen jegliche Festlegungen zur Wild-
nisentwicklung. 

Der Grundsatz F 25 zur Anpassung der Wälder an die sich mit den Klimawandel veränderten 
Standortbedingungen ist in der Entwurfsfassung unzureichend. Erstens kann ein Grundsatz 
nicht die dringend notwendige Anpassung und vorsorgende Entwicklung der Waldbestände 
gewährleisten und zweitens wird in dem Grundsatz überwiegend auf die wirtschaftlichen Nutz-
funktionen der Wälder abgestellt. Auch unter Bezug auf den Grundsatz 7.3.2-LEP ist bei den 
Konzepten zur Anpassung an den Klimawandel der Schutz aller Waldfunktionen und insbe-
sondere die Entwicklung ökologisch intakter Waldbestände zu achten. Die Erläuterungen zum 
Grundsatz gehen nicht über Verweise auf die „Klimaanpassungsstrategie Wald NRW“ und das 
„Waldbaukonzept NRW“ hinaus, das nach Auffassung der Naturschutzverbände kein geeig-
neter Leitfaden für die Benennung von Maßnahmen zum Aufbau/ zur Entwicklung ökologisch 
stabiler Waldbestände unter den Bedingungen des Klimawandels ist. 

Die Naturschutzverbände fordern, dass die nachhaltige, ökologisch tragfähige Waldentwick-
lung und Waldnutzung auch und gerade in ihrer gesamtgesellschaftlichen Bedeutung für die 
Region berücksichtigt und als Ziel festgelegt wird. Hierin geht dann auch der Grundsatz F 25 
zu klimastabilen Wäldern auf, der aus Sicht der Naturschutzverbände Zielcharakter haben 
muss und nicht nur auf die wirtschaftlichen Nutzfunktionen abgestellt sein kann.  

In den weiteren Zielen und Grundsätzen des Kapitels „Wald“ sind insbesondere Regelungen 
zur Wildnisentwicklung im Wald sowie zur Bedeutung von Sukzession und auch Wildnis bei 
der Wiederbewaldung von sogenannten Schadflächen aufgenommen werden (s. Kapitel 
C.2.10.2).  

Inanspruchnahme von Waldflächen 

Dass die Regelungen zur ausnahmsweisen Waldinanspruchnahme entsprechend des Ziels 
7.3-1 des LEP NRW im Absatz 2 des Ziels F 20 genannt werden, wird begrüßt. Diese Rege-
lungen sind zur Sicherung der Wälder und ihrer wichtigen Funktionen von großer Bedeutung. 
Die in den Erläuterungen zum Ziel F 20 genannten Voraussetzungen für eine ausnahmsweise 
Zulassung von Waldinanspruchnahmen - Bedarfsnachweis, Alternativlosigkeit, Vereinbarkeit 
                                                           
17 Anlage 3 zur LPlG DVO Planzeichenverzeichnis der Regionalpläne / Planzeicheninhalte und -merkmale (Planzei-
chendefinition) 
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mit den Funktionen des betroffenen Gebiets, Beschränkung auf das unbedingt erforderliche 
Maß – müssen zum Schutz der Wälder in OWL strikt angewendet werden. Aufgrund des unter 
dem Landesdurchschnitt liegenden Waldanteils im Plangebiet OWL dürfte ein Nachweis der 
Alternativlosigkeit bei vielen Vorhaben nur schwer zu erbringen sein. Die Bewertung, dass 
durch Sturm oder Schädlingsbefall großflächig zusammengebrochene Waldbestände auf his-
torischen Waldstandorten als schutzwürdige Standorte gelten, die vorrangig durch die Ent-
wicklung klimastabiler Waldbestände und nicht durch konkurrierende Nutzungen, wie Wind-
energieanlagen, zu „ersetzen“ sind, wird unterstützt. Dieser „Ersatz“ sollte dabei nach Erach-
ten der Naturschutzverbände auch unter den Zielsetzungen einer selbstständigen Entwicklung 
von Waldökosystemen durch Sukzession und der Einbeziehung dieser Flächen in die Konzep-
tion zur Weiterentwicklung von Wildnisentwicklungsgebieten erfolgen (s. unter C.2.10.4).  

C.2.10.2 Ziele zu ökologischen Waldfunktionen 

Zur Sicherung der ökologischen Funktionen von Wäldern sollen neue Ziele und Grundsätze 
aufgenommen werden: 

Neues Ziel: Erhalt und Entwicklung besonderer Waldfunktionen und Waldbestände 

(1) Naturnahe Wälder sind aufgrund ihrer hohen Bedeutung für den Arten- und Bio-
topschutz zu erhalten und zu vermehren. Dazu sollen insbesondere Alt- und Totholz-
Stadien in einem ausreichenden Flächenumfang gesichert und entwickelt werden sowie 
Waldaußen- und -innenränder aus standortheimischen Bäumen und Sträuchern entwi-
ckelt werden. 

(2) Naturwaldzellen sind zu erhalten und vor nachteiligen Einwirkungen auf die unge-
störte Entwicklung der Biozönosen zu schützen. 

(3) Die Waldwildnisgebiete sind vor Beeinträchtigungen zu schützen und weiterzuent-
wickeln. Es ist auf die Schaffung ausreichend großer, zusammenhängender Wildnisge-
biete im Wald mit Anschluss an die Nachbarregionen/ -länder zu achten. Im Staatswald 
ist der Anteil der Wildnisflächen kurzfristig auf 20 % zu erhöhen, für die Waldgesamtflä-
che ist bis zum Jahr 2030 ein Anteil von 10 % zu erreichen.  

(4) Die öffentlichen Waldbesitzer (Körperschaftswald) sollen im besonderen Maße zur 
Förderung der biologischen Vielfalt im Wald durch entsprechende Schutzausweisun-
gen, naturschutzorientierte Waldbewirtschaftung und hochwertige Zertifizierung bei-
tragen. Sie sollen dafür Sorge tragen, dass die Zielmarke von 10 % Waldwildnisflächen 
für die Waldgesamtfläche erreicht wird. 

(5) Wälder sind in ihrer Bedeutung für den Biotopverbund zu schützen und zu entwi-
ckeln. Für die Arten mit großen Arealansprüchen und deren Wanderkorridore sind groß-
flächige, unzerschnittene und störungsarme Waldbereiche sowie artgerechte Vernet-
zungselemente als Teil des Biotopverbundes zu sichern und weiterzuentwickeln.  

(6) Waldflächen mit Resten historischer Waldnutzungsformen sind entsprechend ihrem 
schutzwürdigen Charakter zu bewirtschaften bzw. zu pflegen.  

(7) Bei nachteiligen Auswirkungen auf die ökologischen Funktionen durch Freizeitnut-
zungen sind im Rahmen der Landschaftsplanung und der Erarbeitung der forstlichen 
Bewirtschaftungspläne entsprechende Lenkungsmaßnahmen zu ergreifen.  
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Begründung: 

Zu Absatz 1 / Naturnahe Waldentwicklung 

Die Leistungen des Ökosystems Wald für Klimaschutz und Naturschutz sind gefährdet, wenn 
der wirtschaftliche Nutzungsdruck auf den Wald nicht vermindert wird18. Es sind deshalb Maß-
nahmen zur dauerhaften Sicherung der Funktionen der Wälder als Kohlenstoffsenken sowie 
zur Sicherung der biologischen Vielfalt in den Wäldern erforderlich. Die vorgeschlagenen Ziele 
treffen die hierfür in einem Regionalplan erforderlichen Regelungen zu Schutz und Entwick-
lung der im Ziel F 20 übergeordnet benannten ökologischen Waldfunktionen. 

Die Biodiversitätsstrategie NRW weist darauf hin, dass Arten der Reife- und Totholzphase so-
wie Arten offener und halboffener Strukturen in Wirtschaftswäldern fehlen oder deutlich unter-
repräsentiert sind. „In vom Menschen unbeeinflussten Naturwäldern sind abgestorbene 
Bäume ein natürlich vorkommender Bestandteil, während in bewirtschafteten Wäldern Bäume 
in der Regel weit vor Erreichen ihrer natürlichen Altersgrenze entnommen werden. Im Wirt-
schaftswald haben je nach Waldgesellschaft 50 bis 75 % des Lebenszyklus eines natürlichen 
Waldes keinen Raum. Vor allem diese Alt- und Totholz-Stadien der hier heimischen Arten 
müssen in einem ausreichenden Flächenumfang mit entsprechender räumlicher Verteilung in 
Zukunft gesichert und gefördert werden. Auch die jungen Sukzessionsstadien sowie Waldin-
nen- und -außenränder haben eine hohe Bedeutung für die Biodiversität“.19 Mit der Änderung 
soll ein wichtiges Ziel zum Schutz und zur Entwicklung der Artenvielfalt in NRW auch im Sinne 
des in der Biodiversitätsstrategie genannten Leitbildes (Kapitel 5.1.2 Biodiversitätsstrategie 
NRW) regionalplanerisch umgesetzt werden. 

Auch nach dem Indikatorenbericht der Bundesregierung zur Nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt sollen naturnahe Formen der Waldbewirtschaftung verstärkt umgesetzt werden, 
um die biologische Vielfalt in Wäldern zu erhalten. 

Zu Absatz 2 / Naturwaldzellen 

Das Naturwaldzellen-Programm in NRW sichert naturnahe Waldbestände, die nach Standort, 
Baumartenzusammensetzung und Bodenvegetation die natürlichen Waldgesellschaften gut 
repräsentieren für die Forschung. Diese Flächen werden ihrer natürlichen Entwicklung über-
lassen und sind vor negativen Einwirkungen zu schützen. Sie sollten in einer Erläuterungskarte 
dargestellt werden. 

Zu Absatz 3 und 4 / Wildnisentwicklung im Wald 

Im Absatz 3 erfolgt die aus Sicht der Naturschutzverbände regionalplanerisch dringend erfor-
derliche Konkretisierung des Grundsatzes 7.3-2 des LEP, wonach „Teile des Waldes (...) im 
Rahmen des Waldnaturschutzes durch Nutzungsverzicht zu Wildnis entwickelt werden (sol-
len)“. Die Aussage, dass „Wildnisgebiete (...) insbesondere den an der Alters- und Zerfalls-
phase des Waldes gebundenen Tier- und Pflanzenarten einen Lebensraum bieten und in ei-
nen länderübergreifenden Biotopverbund zusammenwachsen [sollen]“ (Begründung zu Kapi-
tel 4.11, S. 177), ist zutreffend, muss aber mit Zielaussagen im Regionalplan ausgefüllt 

                                                           
18Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen (2012): Umweltgutachten 2012: Verantwortung in einer begrenzten Welt, 
Kapitel 6 Umweltgerechte Waldnutzung  
19 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfa-
len (MKULNV): Biodiversitätsstrategie NRW, S. 43 
(https://www.umwelt.nrw.de/mediathek/broschueren/detailseite-broschueren?broschue-
ren_id=5558&cHash=f3b04bcd35d467042ceb7cd7ed0d86fb) 
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werden. Die ausgewiesenen Waldwildnisgebiete sollten in einer Erläuterungskarte dargestellt 
werden. 

Die Naturschutzverbände BUND NRW, LNU, NABU NRW fordern im Rahmen der Volksinitia-
tive Artenvielfalt, dass das Land NRW in seinen Staatswäldern Vorreiter für eine natürliche 
Waldentwicklung und Artenvielfalt wird. Dazu müssen kurzfristig mindestens 20 % dieser Flä-
chen aus der forstlichen Nutzung genommen werden. Darüber hinaus sollen bis zum Jahr 
2030 10 % der Gesamtwaldfläche des Landes auch außerhalb des Staatswaldes aus der Nut-
zung genommen und der Weg dahin durch geeignete Landesprogramme für private und kom-
munale Waldbesitzer gefördert werden20. Aufgrund der Bedeutung der Wälder als unverzicht-
bare Lebensräume mit eigener Dynamik und einem enormen Inventar an Pflanzen- und Tier-
arten und ihrer in Zeiten des Klimawandels wichtigen Funktionen für das Allgemeinwohl gehen 
die Verbände damit über die Forderungen der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt 
(NBS) hinaus21. Zurzeit sind aber nur etwa 3 % der öffentlichen Wälder in Deutschland dauer-
haft in natürlicher Entwicklung. Zum Ausbau der Waldwildnisgebiete sind also erhebliche An-
strengungen und neben Förderprogrammen auch verbindliche Zielfestlegungen/ -größen nö-
tig, wofür der Regionalplan als forstlicher Rahmenplan Verantwortung trägt. In Absatz 4 sollen 
auch die Körperschaften dazu angehalten werden, auf ihren Waldflächen zur Erhaltung und 
Entwicklung der biologischen Vielfalt beizutragen und zur Erreichung der Waldwildnisziele bei-
zutragen. 

Waldwildnisgebiete können erst ab einer Größe von etwa 1000 ha ihre als zusammenhän-
gende Waldflächen positiven Funktionen für die Biodiversität als Naturwälder in Waldnatur-
schutzgebieten oder in einem Nationalpark/ Nationales Naturerbe erfüllen. In OWL sind das in 
dieser Größenordnung bislang nur 2 der 28 im Regierungsbezirk Detmold bestehenden Wild-
nisflächen, die im Naturschutzgebiet Egge-Nord liegen. Notwendig sind also großflächig zu-
sammenhängende Waldgebiete, damit sich dauerhaft ein Mosaik aus unterschiedlichen Wald-
stadien mit hohem Totholzanteil entwickeln kann, welches die Lebensgrundlage für spezielle 
Arten, wie z.B. Hirschkäfer, Bechsteinfledermaus oder Eremit bilden. Auf dem größtmöglichen 
Teil der Flächen sollen die natürlichen Prozesse eigendynamisch und ohne lenkende Eingriffe 
ablaufen. Diese Wildnisgebiete sind wichtige Trittsteine für den landes- und bundesweiten Bi-
otopverbund. Damit werden besonders wichtige Ziele der nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt erfüllt. 

Zum Anstoß eines Modellvorhabens zur Wildnisentwicklung bei noch laufendem militärischem 
Betrieb auf dem Truppenübungsplatz Senne s. Kapitel C.2.6.3. 

Zu Absatz 5 / Biotopverbund 

Die Regelungen zum Biotopverbund im Kapitel „Bereiche für den Schutz der Natur“ sind im 
Kapitel „Wald“ zu ergänzen, da dem Waldbiotopverbund insbesondere eine hohe Bedeutung 
für wandernde Wildtiere mit großem Raumanspruch, wie z. B. Rothirsch und Wildkatze, zu-
kommt. Hierzu müssen im Wald großräumige Korridore mit Verbundfunktionen gesichert oder 
auch wiederhergestellt werden. Besonders Wildkatzen benötigen zur Ausbreitung deckungs-
reiche Wanderkorridore, die sich hilfsweise durch Feldgehölze und Heckenstrukturen herstel-
len lassen. Diese sollten auf regionaler Ebene durch eine fachliche Analyse vorbereitet, 

                                                           
20 https://artenvielfalt-nrw.de/forderungen/ 
21 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB): Nationale Strategie zur biologi-
schen Vielfalt, Kabinettsbeschluss vom 7. November 2007; vgl. Seiten 28, 31, 40, 48 (http://biologischeviel-
falt.bfn.de/nationale-strategie/ueberblick.html) 
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geplant und im Rahmen der Landschaftspläne verwirklicht werden. Zur Wiederherstellung von 
Biotopverbundfunktionen siehe auch den Grundsatz F 3 im Kapitel 4.1 des Entwurfs.  

Zu Absatz 6 / Historische Waldnutzungsformen 

Historische Waldnutzungsformen finden sich im Plangebiet in Form von durchgewachsenen 
Buchenniederwäldern (1.500 ha), die mit der Baumart Buche eine regionale Besonderheit dar-
stellen, und Hutewäldern in geringerem Umfang (160 ha) im Kreis Höxter (vgl. Forstlicher 
Fachbeitrag, Kapitel 3.1/ 3.2). Diese Waldbereiche sind sowohl in ihrer Bedeutung als histori-
sche Kulturlandschaft als auch als wertvolle und schutzwürdige Lebensräume für seltene Tier- 
und Pflanzenarten zu schützen und möglichst so zu bewirtschaften, dass die kulturhistorischen 
Relikte erhalten bleiben.  

Zu Absatz 7 / Lenkung von Erholungs- und Freizeitnutzungen 

Konflikte zwischen Erholungs- und Freizeitnutzungen im Wald und dem Schutzbedürfnis öko-
logisch sensibler, störungsempfindlicher Waldlebensräume erfordern Konzepte und Maßnah-
men zur Lenkung der Nutzungen, die im Rahmen der Landschaftsplanung und der forstlichen 
Bewirtschaftungspläne zu erstellen sind.  

C.2.10.3 Ersatzaufforstungen 

Es wird folgende Ergänzung des Ziels F 21 vorgeschlagen: 

Ziel F 21 Ersatzaufforstung bei Waldumwandlung 

Bei der Inanspruchnahme von Wald ist der Verlust durch funktionsbezogene Ersatzauf-
forstungen zu kompensieren. Ersatzaufforstungen sind auf die Ziele des Waldbio-
topverbundes abzustimmen. Bei der Maßnahmenkonzeption ist zu prüfen, ob eine Kom-
pensation auch durch eine selbstständige Entwicklung von Waldökosystemen (Sukzes-
sion) erfolgen kann.  

Begründung: 

Bei unvermeidbaren Inanspruchnahmen von Waldflächen sollten erforderliche Kompensati-
onsmaßnahmen auf Grundlage räumlicher Konzepte erfolgen. Dabei sollten Flächen berück-
sichtigt werden, die der Ergänzung von Waldbiotopverbundflächen bzw. deren Verbindung 
dienen. Nach § 39 Landesforstgesetz NRW kann anstelle von Ersatzaufforstungen auch die 
flächendeckende Entwicklung von Wald durch die natürliche Ansamung von Forstpflanzen zu-
gelassen werden. Im Fall des Verlustes von Waldflächen sind Kompensationsmaßnahmen auf 
die möglichst selbstständige Entwicklung von Waldökosystemen auszurichten, insbesondere 
wenn die Maßnahmen bei der heute angestrebten Multifunktionalität sowohl der forst- als auch 
der naturschutzrechtlichen Kompensation dienen. 

C.2.10.4 Waldvermehrung 

Der Grundsatz F 22 sollte wie folgt ergänzt werden:  

Grundsatz F 22 Waldvermehrung 
In waldarmen Gemeinden soll eine Erhöhung des Waldflächenanteils angestrebt wer-
den. Bei der Erstaufforstung soll den Belangen der Landwirtschaft, der erhaltenden Kul-
turlandschaftsentwicklung, des Naturschutzes und der Landschaftspflege durch die Er-
arbeitung fachlicher Konzepte für waldarme Gemeinden im Rahmen der Landschafts-
planung ein besonderes Gewicht eingeräumt werden. Die Träger der 
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Landschaftsplanung sollen geeignete Waldvermehrungsbereiche als Entwicklungsziele 
im Landschaftsplan darstellen.  

Begründung: 

Die im Grundsatz angesprochene Erforderlichkeit, Maßnahmen zur Waldentwicklung in wald-
armen Gemeinden mit anderen Freiraumfunktionen abzustimmen, bedarf einer fachlichen 
Konzeption, die im Rahmen der Landschaftsplanung erfolgen sollte und in den Landschafts-
plänen durch die Aufnahme in die Entwicklungsziele auch behördenverbindlich gemacht wer-
den kann.  

C.2.10.5 Wiederbewaldung von Schadflächen 

Es wird folgender neuer Grundsatz vorgeschlagen: 

Neuer Grundsatz: Wiederbewaldung und Wildnis auf Schadflächen  

Bei der Wiederbewaldung von durch Kalamitäten betroffenen Waldflächen soll insbe-
sondere die selbstständige Entwicklung von Waldökosystemen durch Sukzession auch 
im Hinblick auf eine spätere forstwirtschaftliche Nutzung angestrebt werden. Bei der 
Konzeption zur Wiederbewaldung ist die Eignung von Schadflächen zur Wildnisent-
wicklung zu prüfen.  

Begründung: 

Bei der Wiederbewaldung sollte eine selbstständige Entwicklung von Wäldern durch Sukzes-
sion erfolgen, da dies langfristig zur Entwicklung stabiler Waldökosysteme führt. Zugleich ist 
dies ökologisch verträglicher als großflächige Flächenräumungen mit gravierenden Boden-
schäden und der Zerstörung der Naturverjüngung.22 Es sollte geprüft werden, welche Schad-
flächen aufgrund ihrer Lage dazu geeignet sind, die bestehenden Waldwildnisflächen insbe-
sondere unter dem Aspekt des Waldbiotopverbunds zu ergänzen. 

C.2.10.6 Nachhaltige, klimastabile Waldnutzung 

Der Grundsatz F 25 sollte grundsätzlich als Ziel formuliert werden und in Ziel F 20 integriert 
werden (s. Kapitel C.2.10.1). 

C.2.10.7 Holzverwendung aus nachhaltiger Holzproduktion in der Bauwirtschaft als Beitrag 
zum Klimaschutz  

Der Bausektor ist durch den Einsatz treibhausgasintensiver Baustoffe wie Stahl und Zement 
ein maßgeblicher Verursacher des Klimawandels. Neben einem verstärkten Baustoffrecycling 
kann die Substitution der klimabelastenden Baustoffe durch Holz aus nachhaltiger Holzpro-
duktion maßgeblich zum Klimaschutz beitragen. Der Einsatz von Holz als Baustoff bindet zu-
dem Kohlenstoff. Diese Effekte werden noch ergänzt durch die Vermeidung von Umweltbe-
einträchtigungen bei der Gewinnung der Baurohstoffe. Holz kann dabei nicht nur im Neubau, 
sondern auch bei der vertikalen Verdichtung durch Aufstockungen von Gebäuden eingesetzt 
werden. 

Der Forstliche Fachbeitrag geht im Ziel 1.4 „Waldbewirtschaftung und Holzverwendung durch 
öffentliche Verwaltungen“ auf die Bedeutung des Holzbaus für den Klimaschutz ein. Die im 

                                                           
22 BUND NRW: Waldverwüstung durch großflächige Kahlhiebe stoppen! Neue Studie des BUND zum Umgang mit 
Fichtensterben und Borkenkäfer,  
https://www.bund-nrw.de/presse/detail/news/waldverwuestung-durch-grossflaechige-kahlhiebe-stoppen/?tx_bundpool-
news_display%5Bfilter%5D%5Btopic%5D=16&cHash=e0b69de88f04a7f085a0cede8b7dbae9 
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Fachbeitrag formulierten Ziele zu erhöhter Verwendung von Holz aus nachhaltiger Forstwirt-
schaft, beispielgebend durch die öffentliche Hand, sollte im Regionalplan als Ziel aufgegriffen 
werden (s. auch Kapitel C.2.14 zum Klimaschutz).  

C.2.11 Wasser (zu Kapitel 4.12) 

Insgesamt ist der Entwurf des Regionalplans für den Bereich Wasser wenig ambitioniert. Es 
ist weder erkennbar, dass die erheblichen Probleme und negativen Entwicklungen in diesem 
Bereich berücksichtigt werden, noch ist ein Bemühen zu erkennen, dem so weit wie möglich 
planerisch entgegen zu wirken.  

Die Festlegungen zum Themengebiet Wasser zeichnen sich insbesondere dadurch aus, dass 
der Regelungsgehalt gegenüber den geltenden Regionalplänen massiv zurückgenommen 
wird. Die bislang als Ziele formulierten Vorgaben dienen nunmehr lediglich als Erläuterungen 
zu wenigen, zumeist auch noch wenig konkreten Zielen oder Grundsätzen. Derartige Deregu-
lierungen in Bezug auf den Schutz von Gewässern und Grundwasser sind angesichts der gro-
ßen Herausforderungen in dem Sektor vollkommen unverständlich und werden von den Na-
turschutzverbänden strikt abgelehnt. Vielmehr besteht akuter Handlungsbedarf zum Schutz 
und zur Entwicklung von Grundwasservorkommen und Oberflächengewässern. Auch die Re-
gionalplanung ist in der Pflicht, hier gemäß ihren Möglichkeiten entsprechende Vorgaben zu 
machen. 

C.2.11.1 Grundwasser- und Gewässerschutz (zu Kapitel 4.12.1) 

Das Ziel 26 wiederholt in Absatz 1 die im Planzeichenverzeichnis festgelegten Definitionen der 
Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz (BGG). In Absatz 2 wird eine vergleichs-
weise restriktive Ausnahmeregelung für die Inanspruchnahme der Bereiche durch entgegen-
stehende raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen eingeführt. Diese wird von den Na-
turschutzverbänden begrüßt.  

Weitere Ziele oder Grundsätze zum Grundwasser- und Gewässerschutz werden jedoch nicht 
festgelegt. Lediglich in den Erläuterungen finden sich dann folgende weitere Hinweise zu 
Schutzerfordernissen und Nutzungsvorgaben: 

 Berücksichtigung des Schutzes und ggf. der Sanierung bestehender Grundwasserentnahmen 
vor Nutzung neuer Grundwasservorkommen, 

 Oberflächen- und grundwasserabhängige Biotope in BSN sollen durch die Nutzung von 
Grundwasservorkommen für die öffentliche Wasserversorgung nicht erheblich beeinträchtigt 
werden,  

 Zulässigkeit von Nutzungen, die eine Wassergewinnung beeinträchtigen können, nur unter 
Beachtung der Bewirtschaftungsziele nach WRRL und der dauerhaften Gewährleistung der 
Qualität und Quantität der Grundwasservorkommen sowie der Funktionen und Strukturen der 
Gewässer 

 Umsetzung des wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatzes in der verbindlichen Bauleitpla-
nung  

 Realisierung vorrangiger Planungen und Maßnahmen nur so, dass Grundwasser und Ober-
flächengewässer nicht durch Stoffeinträge belastet werden 

 Sicherung der Aabach-Talsperre in ihrer bedeutenden Funktion für die teilregionale Trinkwas-
serversorgung und Schutz vor vermeidbaren Beeinträchtigungen 
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 Bedarfsgerechte Nutzung der Anlagen für die öffentliche Wasserversorgung und ggf. deren 
umweltverträglicher Ausbau. 

Des Weiteren werden in den Erläuterungen die „Fachlichen Rahmenbedingungen“ für die 
zeichnerischen Festlegungen beschrieben. Dies betrifft:  

Karstgebiete: Hier erfolgt keine Darstellung als BGG; bei Planungen und Vorhaben in der Pa-
derborner Hochebene, dem Oderwälder Land und dem Weserbergland soll in besonderem 
Maße der Schutz des Grundwassers vor Verunreinigung sichergestellt werden. 

Grundwasser- und Gewässerschutz in Siedlungsbereichen: Sofern ASB in Wasserschutzge-
bieten dargestellt werden, ist in nachfolgenden Verfahren sicherzustellen, dass die nachteili-
gen Auswirkungen für die Einzugsgebiete durch geeignete Festsetzungen von Versickerungs-
möglichkeiten gemindert werden. Die Versiegelung weiterer Flächen ist zu begrenzen und die 
Entsiegelung zu unterstützen. 

Abgrabungsflächen: Bei der Genehmigung von Abgrabungen in Wasserschutz- und Heilquel-
lenschutzgebieten sind die Vorschriften der jeweiligen Verordnungen zu beachten und die 
wasserrechtlichen Anforderungen zu erfüllen.  

Alle diese Punkte sind ihrem Regelungsgehalt nach Ziele bzw. Grundsätze der Raumordnung, 
die in den geltenden Regionalplänen auch so zu finden sind. Die hier vorgenommene „Abstu-
fung“ zu Erläuterungen ist nicht akzeptabel, da dadurch keine Verbindlichkeit hergestellt, son-
dern die Beachtung dieser wichtigen Schutzvorgaben in das Belieben der Maßnahmenträger 
auf nachfolgenden Planungsebenen gestellt wird.  

Ziel 26 legt außerdem lediglich fest, welche Nutzungen in den BGG vorzusehen sind. Die in 
den Erläuterungen dargelegten, offensichtlich für erforderlich gehaltenen Vorgaben beziehen 
sich aber auf die Nutzung und den Schutz der Gewässer/ des Grundwassers auch außerhalb 
der BGG/ in der Gesamtregion. Sie können als reine Erläuterung zu den BGG überhaupt keine 
diesbezügliche Wirkung entfalten. 

Trinkwasserschutz/ -vorsorge im Siedlungsbereich  

Die Vorgaben zu den Siedlungsbereichen sollten insbesondere auch für bereits bestehende 
Siedlungsbereiche gelten. Die Darstellung neuer GIB in Wasserschutzgebieten und neuer 
ASB in Wasserschutzzone II ist zu unterlassen, die Darstellung neuer ASB in Schutzzone III 
zu vermeiden. Im vorliegenden Entwurf werden 90 ASB mit 1864 ha (davon 9 ASB mit 87 ha 
in Wasserschutzzone II) und 21 GIB mit 508 ha in Wasserschutzgebieten dargestellt. Insge-
samt liegen 20 % der dargestellten Siedlungsfläche in Wasserschutzgebieten. Hinzu kommt 
eine nicht bekannte Anzahl von Flächen in den Karstgebieten und in anderen Einzugsgebieten 
von Trinkwasserversorgungen, für die kein Wasserschutzgebiet ausgewiesen ist. Dies wider-
spricht dem Vorsorgegrundsatz in eklatanter Art und Weise. Insbesondere widerspricht es 
auch den Ausnahmevoraussetzungen, die in Ziel F26 (2) formuliert werden. Eine Inanspruch-
nahme von BGG darf danach nur erfolgen, wenn die angestrebten Nutzungen nicht an anderer 
Stelle realisierbar sind. Eine entsprechende Prüfung der dargestellten Siedlungsflächen hat 
offenbar aber nicht stattgefunden (keine Alternativenprüfung!).  

Eine Auseinandersetzung mit den Folgen in Bezug auf Trinkwassernutzung und die Errei-
chung der Ziele der WRRL muss zwingend auf der übergeordneten Ebene der Regionalpla-
nung stattfinden und kann nicht auf die nachfolgende Planungsebene verschoben werden, da 
die Grundwassereinzugsgebiete gemeindeübergreifend sind. Hier gilt es, die Folgen der Ge-
samtplanung aufzuzeigen und falls notwendig, gegenzusteuern. Dies ist auf der Ebene der nur 
gemeindeweiten Flächennutzungsplanung und der Planung von Einzelprojekten/ -flächen 
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schlicht nicht mehr möglich. Eine Abschichtung ist daher unzulässig. Insbesondere für die 
Karstgebiete ist zu prüfen, ob bestehende/ nicht mehr benötigte ASB/ GIB zurückgenommen 
werden können. 

Keine Abgrabungen in Trinkwasserschutzgebieten  

Nach § 35 Abs. 2 LWG sind Abgrabungen in Wasserschutzgebieten verboten. Der Regional-
planentwurf greift hier einer umstrittenen, geplanten Gesetzesänderung vor, von der nicht klar 
ist, ob sie überhaupt so umgesetzt werden wird. Konkrete Regelungen soll eine landesweite 
Wasserschutzgebietsverordnung enthalten, die allerdings noch nicht verfügbar ist. Es ist völlig 
unverständlich, dass dieser Umstand im Regionalplan nicht einmal (bspw. in der Begründung) 
erwähnt wird und somit die Möglichkeit, dass Darstellungen von BSAB in Wasserschutzgebie-
ten rechtswidrig sein können, für die notwendige Diskussion um den Entwurf völlig außer Acht 
gelassen wird. Unabhängig von der Gesetzeslage lehnen die Naturschutzverbände Abgrabun-
gen in Wasserschutzgebieten ab. Hier ist der Vorsorgegrundsatz zu berücksichtigen, die ge-
planten 12 BSAB mit 171 ha sind zurückzunehmen und Alternativen außerhalb der Wasser-
schutzgebiete zu prüfen. 

Verbesserung des chemischen Erhaltungszustandes der Grundwasserkörper 

Im Planungsgebiet finden sich im Bereich von Ems, Lippe und Weser zahlreiche Grundwas-
serkörper sowie einige Grundwasserkörper der Diemel in einem schlechten chemischen Zu-
stand. So sind bspw. im Stadtgebiet Bielefeld die Grundwasserkörper (GWK) Flusseinzugsge-
biet (FEG) Ems 3_07 bis 3_09 aufgrund u.a. zu hoher Stickstoff-Gehalte laut den Vorgaben 
der WRRL nicht in einem guten chemischen Zustand. Die Nitratgehalte erreichen in diesen 
GWK Werte von bis zu 150 mg/ l (s. Wasserversorgungskonzept 2018 Stadt Bielefeld). 

 

Abbildung 1: Chemischer Zustand der Grundwasserkörper in OWL, Quelle: MULNV 2020 
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Neben der Belastung durch die Landwirtschaft findet man in den Siedlungsbereichen vor allem 
Belastungen des Grundwassers, die aus industrieller/ gewerblicher Tätigkeit oder Altlasten 
stammen. Betrachtet wird hierbei laut der WRRL ausschließlich das oberste Grundwasser-
stockwerk. Dies betrifft im Stadtgebiet Bielefeld v.a. z.T. großflächige Verunreinigungen mit 
verschiedenen chlorierten Kohlenwasserstoffen (Lösemittel und deren Abbauprodukte) und 
perfluorierte Tenside, die auch in tiefere Stockwerke im Bereich Bielefeld-Brackwede-Ummeln-
Senne - auch in ausgewiesenen Wasserschutzgebieten - eingedrungen sind. Auch wenn sie 
nach den Vorgaben nicht WRRL-relevant sind, sind hier großräumige Maßnahmen zur Sanie-
rung bzw. zur Sicherung der Trinkwasservorräte und zur Erreichung der Ziele der WRRL – 
Erreichen des guten chemischen Zustands des Grundwassers – erforderlich. Dazu bedarf es 
regionsweiter, grundsätzlicher Vorgaben für den Schutz des Grundwassers in und außerhalb 
der BGG. 

Vorsorgender Trinkwasserschutz in den Trinkwasserschutzgebieten 

Zum langfristigen Schutz bestehender Wassergewinnungsanlagen der öffentlichen Wasser-
versorgung und da in urbanen Gebieten auch i.d.R. keine Standort-Alternativen zu den beste-
henden Wassergewinnungsanlagen bestehen (eine Bereitstellung mit Fernwasser ist mög-
lichst auszuschließen), sind Restriktionen zur baulichen Entwicklung in den ausgewiesenen 
und geplanten Wasserschutzgebieten sowie in den Einzugsgebieten der öffentlichen Wasser-
versorgung unbedingt erforderlich (vgl. auch den Ratsbeschluss der Stadt Bielefeld von 
27.04.1989; Drs.-Nr. 5046). Die Landesregierung und damit die Regierungsbezirke und die 
Politik haben den Auftrag, die Grundwasserreserven für die Versorgung der Bevölkerung mit 
sauberem Trinkwasser dauerhaft zu gewährleisten.  

Auch, wenn es derzeit wohl noch kein erhebliches Mengenproblem bei den Grundwasservor-
kommen im Regierungsbezirk gibt (vgl. Karte im Entwurf zum WRRL-Bewirtschaftungsplan), 
ist doch landesweit ein fallender Trend der Grundwasserstände zu beobachten. Dies liegt vor 
allem an den anhaltend trockenen Sommern. Es besteht kein Zweifel daran, dass sich diese 
Situation zukünftig erheblich verschärfen wird. Dies ist im Sinne einer vorsorgenden Planung 
bereits heute in den Blick zu nehmen und planerisch zu berücksichtigen. 

Angesichts der großen Herausforderung durch die angestrebte (fristgemäße) Erreichung der 
WRRL-Ziele bis 2027 bedeutet dies, dass alle Akteure die Umsetzung der notwendigen Maß-
nahmen unterstützen müssen. Dies gilt auch für die Aufstellung des Regionalplanes. Die räum-
liche Planung kann und muss Bereiche zum Schutz und zur Entwicklung wertvoller Grundwas-
serkörper sichern sowie bestimmte Bereiche von solchen Nutzungen freihalten, die eine be-
sondere Gefährdung der Gewässer oder des Sicker-/ Grundwassers bedeuten können. 

Zur Beurteilung der Relevanz der Flächenversiegelungen sind im Umweltbericht die vorgese-
henen großflächigen Versiegelungen nicht nur darzustellen, sondern auch die Auswirkungen 
zu ermitteln (vgl. Punkt D.2 dieser Stellungnahme). Dies zunächst insbesondere, indem die 
Flächenanteile der Versiegelungen ermittelt und ins Verhältnis zum Grundwasserkörper ge-
setzt werden. Diese Informationen sind zur Verfügung zu stellen. 

Grundwasserschutz in der Senne 

Im Planungsraum hat dabei auch die Senne eine große Bedeutung. Die Senne ist der größte 
und von Nitrat unbelastete Grundwasserspeicher zur Versorgung der Bevölkerung der Stadt 
Bielefeld, großen Teilen der Kreise Paderborn und Lippe, sowie der Städte Paderborn und 
Detmold. Derzeit gibt es keine Wasserschutzgebietsverordnung auf dem TÜP Senne, sodass 
eine Ausweisung als Nationalpark gleichzeitig die Funktion des Grundwasserschutzes zu 
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übernehmen hat, bzw. übernehmen kann. Der TÜP ist nicht mit Düngemitteln und Pestiziden 
durch landwirtschaftliche Nutzung belastet und der Schutz über den Nationalpark ist der beste 
Trinkwasserschutz überhaupt. Deshalb kann die Zielforderung für die Senne für die Sicherung 
und den Schutz des Trinkwassers mit den geforderten Zielen unter F 11, F 12 und F 13 und F 
20 verknüpft werden. 

Hausbrunnen 

Im Planungsraum erfolgt die Trinkwasserversorgung außerdem über eine Vielzahl von Haus-
brunnen. Hier sind Regelungen zum Schutz des Grundwassers vor Beeinträchtigung insbe-
sondere vor Verschmutzung zu treffen. 

Karstbereiche 

Für die Karstbereiche sind Regelungen erforderlich, die sich an die nachfolgende Planungs-
ebene richten und den Schutz des Grundwassers sicherstellen. Dies erfordert mehr als ein 
paar Sätze in den Erläuterungen.  

Der Regionalplan muss sich der Aufgabe eines übergeordneten/ regionalen Schutzre-
gimes für das Grundwasser stellen. Dazu fordern die Naturschutzverbände neue Flä-
chendarstellungen und Ziele/ Grundsätze. 

C.2.11.1.1 Neue zeichnerische Festlegungen zum Grundwasserschutz 

Erläuterungskarte zu den Karstgebieten 

Es ist eine Erläuterungskarte zu erstellen, in der die Karstgebiete der Paderborner Hochebene, 
des Oderwälder Landes und des Weserberglandes abgebildet werden. So können die Berei-
che, in denen in besonderem Maße der Schutz des Grundwassers vor Verunreinigung sicher-
gestellt werden muss, besser für Maßnahmenträger sichtbar gemacht werden. In Verbindung 
mit einem neuen ziel zum Schutz des Grundwassers in Karstgebieten wird dieser verbindlich 
gemacht. 

Trinkwasserschutzgebiete in Zone III B und III C 

Aus Sicht der Naturschutzverbände ist problematisch, dass laut Planzeichenverordnung die 
Wasserschutzgebietszonen III B / III C sowie geplante Wasserschutzgebiete und die Einzugs-
gebiete von Wassergewinnungsanlagen der öffentlichen Wasserversorgung ohne derzeitige 
Ausweisung eines Wasserschutzgebietes nicht als Bereiche für den Grundwasser- und Ge-
wässerschutz dargestellt werden können. Hier sollte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht 
werden, ein eigenes Planzeichen zu entwickeln (§ 3 Abs. 4 Plan-VO) und so die Bereiche als 
Vorranggebiete auszugestalten und mit den gleichen Zielvorgaben zu belegen wie die Berei-
che für den Grundwasser- und Gewässerschutz. Eine Kompromisslösung wäre es, diese Be-
reiche in einer Erläuterungskarte darzustellen und hierfür entsprechende Zielvorgaben zu for-
mulieren. 

Gefährdete und sanierungsbedürftige Grundwasservorkommen 

Zudem sind die Bereiche, in denen die Grundwasserkörper einen schlechten Zustand nach 
WRRL aufweisen, zeichnerisch als „Bereiche zum Schutz gefährdeter und schutzwürdiger 
Grundwasservorkommen“ mit einem neuen Planzeichen darzustellen. Zusätzlich sollte auch 
ein eigenes Planzeichen entwickelt werden „Bereich zur Sanierung des Grundwassers“. Diese 
Bereiche sollten als Vorranggebiete ausgestaltet werden, um ein möglichst hohes Schutz-/ 
Sanierungsniveau zu erreichen. 
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C.2.11.1.2 Neue textliche Ziele zum Grundwassersschutz  

Zur langfristigen Sicherung der Grundwasservorkommen ist im Konfliktfall zwischen Grund-
wasserschutz und anderen Nutzungen den Erfordernissen des Gewässerschutzes Vorrang 
einzuräumen. Dieses sollte in den textlichen Zielen klar zum Ausdruck kommen. Außerdem 
sind Ziele zum Schutz und zur Sanierung vor Nutzung neuer Vorkommen zum sparsamen 
Umgang mit Wasser aufzunehmen. Zur langfristigen Sicherung des Grundwassers muss auch 
die Grundwasserneubildung betrachtet werden. Die Naturschutzverbände fordern daher, fol-
gende Ziele zu ergänzen: 

Neues Ziel: Sicherung und Schutz des Grundwassers 

(1) Die zeichnerisch dargestellten Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz 
des Plangebiets sind Vorranggebiete. Alle Vorhaben, die die Nutzungen der Wasservor-
kommen nach Menge, Güte und Verfügbarkeit einschränken oder gefährden, sind un-
zulässig. Die öffentliche Wasserversorgung und damit die Trinkwasserversorgung der 
Bevölkerung ist sehr langfristig vor qualitativen und quantitativen Belastungen zu 
schützen. 

(2) Der Gewässer- und Grundwasserschutz im Bereich der Senne ist durch einen Nati-
onalpark Senne-Teutoburger Wald-Egge sicherzustellen. 

(3) Bei bestehenden Überlagerungen von Bereichen für den Grundwasser- und Gewäs-
serschutz und Siedlungsbereichen sind durch die Bauleitplanung verbindliche Rege-
lungen zu treffen, um Wassergefährdungen auszuschließen und die natürliche Grund-
wasserneubildung zu gewährleisten. 

(4) In den Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz – einschließlich der 
Wasserschutzzone III B – sowie in den Einzugsgebieten von Wassergewinnungsanla-
gen der öffentlichen Trinkwasserversorgung, für die derzeit kein Wasserschutzgebiet 
ausgewiesen ist, sind unzulässig: 

 großflächige, über die bestehenden Siedlungsbereiche hinausgehende Versiegelun-
gen,  

 die Errichtung und der Betrieb von wassergefährdenden Anlagen, 

 Biomasseanlagen, Anlagen der Massentierhaltung, 

 die Verlegung von Fernleitungen mit hohem Gefährdungspotential, 

 die Errichtung von Abfallentsorgungsanlagen, Bergehalden, Kläranlagen, 

 Nassabgrabungen und grundwassergefährdende Trockenabgrabungen. 

(5) In den Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz sind die landwirtschaft-
liche Nutzung und der Energiepflanzenanbau so auszugestalten, dass eine Anreiche-
rung von Schadstoffen im Grundwasser unterbleibt. 

(6) Bei der Nutzung der Grundwasservorkommen muss sichergestellt werden, dass 
oberflächen- oder grundwasserabhängige Biotope nicht beeinträchtigt werden. 

Neues Ziel: Schutz des Grundwassers in den Karstbereichen 

In den in der Erläuterungskarte dargestellten Karstbereichen ist der Schutz vor Verun-
reinigungen in besonderem Maße sicherzustellen. Die Ziele und Grundsätze, die für die 
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Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz gelten, sind hier analog anzuwen-
den. 

Neues Ziel: Schutz und Sanierung belasteter Grundwasservorkommen 

(1) In den Bereichen zum Schutz gefährdeter und schutzwürdiger Grundwasservorkom-
men (und/ oder Bereichen zur Sanierung des Grundwassers) sind alle Nutzungen auf 
die Sanierung des Grundwasserkörpers auszurichten. Weitere Stoffeinträge in das 
Grundwasser sind zu vermeiden.  

(2) Der Schutz und – soweit erforderlich – die Sanierung bestehender Grundwasserent-
nahmen hat Vorrang vor der Nutzung neuer Grundwasservorkommen. Auf eine spar-
same Nutzung des begrenzten Naturgutes „Wasser“ ist hinzuwirken. 

Neuer Grundsatz: Verringerung der Flächenversiegelung 

Die Versiegelung weiterer Flächen soll im Sinne einer ausreichenden Grundwasserneu-
bildung begrenzt werden. Die Entsiegelung befestigter Fläche soll unterstützt werden.  

Neuer Grundsatz: Vermeidung von Verunreinigungen durch Hausbrunnen 

Der Schutz der Trinkwasserversorgung vor Verunreinigung durch Hausbrunnen ist bei 
allen raumbedeutsamen Planungen zu berücksichtigen.  

Neuer Grundsatz: Verringerung des Wasserverbrauchs 

Möglichkeiten der Mehrfachnutzung und innerbetrieblicher Wasserkreisläufe, insbe-
sondere bei Brauchwassernutzungen in Industrie und Gewerbe, sind zu untersuchen, 
zu fördern und anzuwenden. Kooperationen zwischen den Betrieben, die diesem Zwe-
cke dienen, sind anzustreben. 

C.2.11.2 Oberflächengewässer (zu Kapitel 4.12.2) 

Das Ziel F 27 legt in Absatz 1 die Oberflächengewässer als Vorranggebiete fest und wiederholt 
dabei lediglich den Wortlaut der Planzeichenverordnung. In Absatz 2 wird den Oberflächenge-
wässern ein Vorrang vor den für Siedlungsgebiete vorgesehenen raumbezogenen Nutzungen 
und Funktionen eingeräumt. Unter Absatz 3 werden Ausnahmen von dem Vorrang mit Verweis 
auf WHG und LWG genannt, wobei diese Ausnahmemöglichkeiten sehr restriktiv zu handha-
ben sind. Ergänzt wird die Zielsetzung durch den Grundsatz F 28. Danach soll auf die Verbes-
serung des ökologischen Zustandes der Fließgewässer einschließlich ihrer Ufer und Auen bei 
raumbedeutsamen Planungen hingewirkt werden. Außerdem soll ein ausreichender Korridor 
für die naturnahe Entwicklung erhalten bleiben. Hinzu kommt die (aus dem bestehenden Re-
gionalplan übernommene) Regelung in Ziel F 29, dass in einem 100 m-Korridor von Weser 
und Lippe eine Rohstoffgewinnung ausgeschlossen wird. 

Aus Sicht der Naturschutzverbände sind Ziel 27 und Grundsatz 28 viel zu allgemein gehalten, 
um eine raumordnerische Wirkung zu entfalten. Die gebotene textliche und zeichnerische Um-
setzung wasserwirtschaftlicher Ziele bedarf konkreter Festlegungen. Die WRRL verlangt, dass 
sich bereits 2015 alle Oberflächengewässer in einem guten chemischen und ökologischen 
Zustand befinden sollten. Dieses Ziel hat Deutschland - und in hohem Maße NRW - weit ver-
fehlt. Um eine zumindest teilweise Zielerreichung innerhalb des nächsten Bewirtschaftungs-
zyklus bis spätestens 2027 zu erreichen, müssen die erforderlichen Maßnahmen so schnell 
wie möglich umgesetzt werden.  
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Im vorliegenden Regionalplanentwurf finden sich nur ansatzweise planerische Vorgaben dazu. 
Zeichnerische Darstellungen fehlen gänzlich. In den Erläuterungen findet sich unter dem Punkt 
„Fachliche Rahmenbedingungen“ entsprechende planerische Hinweise, die insgesamt von 
den Naturschutzverbänden begrüßt werden. Die Durchsetzungskraft der planerischen Hin-
weise wird aufgrund der „Platzierung“ in den Erläuterungen angezweifelt, sie sind nicht als 
verbindliche Ziele oder zu berücksichtigende Grundsätze formuliert (s.o.). 

Die räumliche Planung kann und muss die Zielerreichung der WRRL insbesondere hin-
sichtlich der Sicherung des Raumanspruches der Gewässer und der Vermeidung künf-
tiger Nutzungskonflikte unterstützen.  

Strahlwirkungskonzept 

Erheblicher Handlungsbedarf besteht dabei insbesondere hinsichtlich der hydromorphologi-
schen Defizite der Oberflächengewässer. Die Verminderung dieser Defizite soll dabei in NRW 
durch das sogenannte Strahlwirkungskonzept erreicht werden. Auch die Umsetzung dieses 
Konzeptes erfordert eine fast durchgehende Verbesserung aller Gewässer. So müssen in kur-
zen Abständen sogenannte Strahlursprünge entwickelt werden, die dem naturnahen Zustand 
des Gewässers entsprechen. Es sind also umfangreiche Renaturierungsmaßnahmen erfor-
derlich, und dies auch an den „erheblich veränderten“ Gewässern.  

Die räumliche Planung kann die Zielerreichung der WRRL insbesondere hinsichtlich der Siche-
rung des Raumanspruches der Gewässer und der Vermeidung künftiger Nutzungskonflikte 
unterstützen und zur Umsetzung der im Maßnahmenprogramm des EG-WRRL-Bewirtschaf-
tungsplans und in den Maßnahmenübersichten nach § 74 LWG zusammengestellten Pro-
grammmaßnahmen der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) entscheidend beitragen. 

Auenschutz 

Auen erfüllen eine Vielzahl von Funktionen, die auch Gegenstand der Regionalplanung sind: 
Flüsse und Auen sind natürliche Lebensadern in der Landschaft und damit als zentrale Achsen 
eines Biotopverbundsystems Wanderungskorridor und Lebensraum vieler seltener und ge-
fährdeter Pflanzen- und Tierarten. Dieser Funktion kommt insbesondere hinsichtlich der zu 
erwartenden Wanderbewegungen als Folge des Klimawandels eine erhebliche Bedeutung bei 
der Erhaltung der Biodiversität zu. Der häufige Wechsel zwischen Überflutung und Trocken-
fallen der Auwälder führt dazu, dass das Grundwasser auch in Jahreszeiten mit niedrigem 
Grundwasserspiegel aufgebessert wird. Naturnahe Auen mit Auwald verhalten sich bei Hoch-
wasser wie ein Schwamm. Sie können Wasser aufnehmen, zurückhalten und tragen mit dazu 
bei, Hochwasserspitzen flussabwärts abzuflachen. Der gute ökologische Zustand der Fließge-
wässer ist in vielen Fällen nur zu erreichen, wenn das Gewässer und die Aue wieder eine 
funktionale Einheit bilden. Aus diesem Grund sind eine regionalplanerische Sicherung der re-
zenten Auen sowie Vorgaben für eine Wiederherstellung von Auenbereichen aus Sicht der 
Naturschutzverbände unerlässlich.  

Der Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege für die Planungsregion des 
Regierungsbezirks Detmold (LANUV 2018) enthält in einem erfreulich ausführlichen Ausmaß 
Darlegungen zu den Gewässerstrukturen. Von raumordnerischem Gewicht ist dabei die Pla-
nerische Empfehlung, Flächen zur Verfügung zu stellen, um die Eigendynamik der Gewässer 
zu ermöglichen, Retentionsräume zu sichern bzw. zurückzugewinnen sowie Auenstrukturen 
zu erhalten und zu entwickeln. 

Außerdem sollten die potenziell natürlichen Auen und die rezenten Auen in einer Erläuterungs-
karte zeichnerisch dargestellt werden. In der Schriftenreihe des Bundesamtes für Naturschutz 
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ist aktuell eine Veröffentlichung erschienen, in der Potentiale zur naturnahen Entwicklung re-
zenter Auen aufgezeigt werden23. Für den Planungsraum sind darin Potentiale für die Auen-
entwicklung von Ruhr und Lippe dargestellt. Diese sollten im Rahmen der Aufstellung des 
Regionalplanes berücksichtigt werden. 

Quellbereiche 

Quellbereiche sind besonders empfindliche Bereiche, deren Schutz im Rahmen der räumli-
chen Planung (insbesondere bei der Bauleitplanung) eine besondere Bedeutung zukommt. 
Dem sollte aus Sicht der Naturschutzverbände dadurch Rechnung getragen werden, dass ein 
neues Ziel zum Quellschutz aufgenommen wird: 

C.2.11.2.2 Neue zeichnerische Festlegungen zum Schutz der Oberflächengewässer 

Entwicklungskorridore 

Der Verweis in den Erläuterungen auf die Entwicklungskorridore und die „Blaue Richtlinie“24 
wird begrüßt. Die Entwicklungskorridore sollten, soweit maßstäblich möglich, zeichnerisch dar-
gestellt werden, bspw. als „Bereiche für die Gewässerentwicklung“ mit einem neu zu entwi-
ckelnden Planzeichen oder als Sonderkategorie der Überschwemmungsgebiete. Eine Überla-
gerung mit Überschwemmungsbereichen und/ oder Bereichen zum Schutz der Natur/ Schutz 
der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung unterstützt die Zielerreichung der 
WRRL zusätzlich.  

Für die Ausmaße des Entwicklungskorridors enthalten die Maßnahmenübersichten nach § 74 
LWG zu jedem berichtspflichtigen Wasserkörper die fachlichen Grundlagen. Dort sind bereits 
die jeweils erforderlichen morphologischen Programmmaßnahmen der Länderarbeitsgemein-
schaft Wasser (LAWA) festgesetzt und die zu deren Umsetzung zumindest nötigen Funktions-
elemente, insbesondere die Länge der Strahlursprünge und die Flächenmaße zur Auenent-
wicklung erfasst. Die erforderliche Breite des Korridors variiert je nach Funktionselement, hat 
also kein konstantes über die ganze Wasserkörperlänge festlegbares Maß. In den Maßnah-
menübersichten nach § 74 LWG finden sich insbesondere bei der Programm-Maßnahme 74 
(Maßnahmen zur Auenentwicklung und zur Verbesserung von Habitaten) Größenangaben für 
die Maßnahmenflächen (in ha).  

Wegen der konkreten Längen- und Flächenmaße in den Tabellen müssen der WRRL-Ge-
schäftsstelle für Ostwestfalen-Lippe bei der Bezirksregierung die Lage der konzipierten Strahl-
ursprünge und Auenentwicklungsflächen bekannt sein, die den veröffentlichten Maßnahmen-
übersichten nicht zu entnehmen sind. Die Regionalplanungsbehörde kann diese Informationen 
einholen und sie zur Sicherung dieser Bereiche als Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) 
oder mit dem neu zu entwickelnden Planzeichen darstellen. 

Der in Ziel 29 vorgesehene Ausschluss der Rohstoffgewinnung in einem 100 m-Korridor von 
Weser und Lippe ist aus fachlicher Sicht nicht ausreichend. Für diese beiden Gewässer sind 
mindestens 300 breite Entwicklungskorridore erforderlich. 

Überlagernde Freiraum- und Agrarbereiche: 

Bei Darstellung von überlagernden Freiraum- und Agrarbereichen müssen der Gewässerent-
wicklung Rechnung tragende Vorgaben vorgesehen werden.  

                                                           
23Potenziale zur naturnahen Auenentwicklung - Bundesweiter Überblick und methodische Empfehlungen für die Herlei-
tung von Entwicklungszielen; BfN-Skripten 489 
24 Richtlinie für die Entwicklung naturnaher Fließgewässer in Nordrhein-Westfalen - Ausbau und Unterhaltung 
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C.2.11.2.2 Neue textliche Ziele zum Schutz der Oberflächengewässer 

Neues Ziel: Schutz von Entwicklungskorridoren 

Der Raum, den die Oberflächengewässer für eine Entwicklung gemäß den Vorgaben der 
WRRL benötigen (Entwicklungskorridor), ist von konkurrierenden Nutzungen freizuhal-
ten und auentypisch zu entwickeln. Die erforderliche Breite dieses Korridors ist aus den 
Maßnahmenübersichten nach § 74 LWG oder, wo dies nicht möglich ist, aus der „Richt-
linie für die Entwicklung naturnaher Fließgewässer in NRW – Ausbau und Unterhaltung“ 
abzuleiten. 

Neues Ziel: Sicherung von Strahlursprüngen 

Zur Unterstützung des Strahlwirkungskonzeptes hat die Gewässerentwicklung in den 
im Rahmen der Erarbeitung der Umsetzungsfahrpläne bzw. Maßnahmenübersichten 
nach §74 LWG identifizierten Strahlursprüngen und in den Bereichen für erforderliche 
Strahlursprünge Vorrang vor allen entgegenstehenden Nutzungen. 

Änderung von Ziel 29 

Die Inanspruchnahme von Flächen für die Rohstoffgewinnung im Auenbereich in einem 
300 m-Korridor beidseitig der Uferlinien von Weser und der Lippe ist ausgeschlossen, 
um die naturnahe Entwicklung der Gewässer und ihrer Auen zu ermöglichen. 

Neues Ziel: Auen schützen und entwickeln 

Rezente Auen müssen erhalten und die Auenfunktionen wiederhergestellt werden. Die 
Bereiche mit Auenfunktion sind bis 2025 um mindestens 10 % zu vergrößern. Vorrang 
hat dabei die Entwicklung der Primäraue. In den Auen ist die Entwicklung von Auwäl-
dern zu fördern, sofern nicht naturschutzfachliche Gründe entgegenstehen. 

Neues Ziel: Schutz von Quellbereichen 

Quellbereiche sind aufgrund ihrer herausragenden ökologischen Bedeutung besonders 
zu schützen und zu erhalten. 

Neues Ziel: Nutzungsfreie Gewässerrandstreifen 

Zur Vermeidung von diffusen Schadstoffeinträgen ist ein nutzungsfreier Gewässerrand-
streifen von mindestens 10 m Breite an allen Gewässern umzusetzen. 

C.2.11.3 Hochwasserschutz (zu Kapitel 4.12.3) 

Das Ziel F30 wird von den Naturschutzverbänden unterstützt. Insbesondere die Zielsetzung, 
dass die Überschwemmungsbereiche Vorrang vor entgegenstehenden Nutzungen (Sied-
lungsbereiche und BSAB) haben, ist zu begrüßen. 

Leider wird die Planung selber diesen Vorgaben nicht gerecht. So werden bspw. 14 Siedlungs-
flächen zumindest teilweise in Überschwemmungsbereichen dargestellt. Hier ist die Nutzungs-
konkurrenz schon bei der Aufstellung des Planes zu berücksichtigen und die Siedlungsflä-
chendarstellungen sind zu streichen. 
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Tabelle 2: Anteile von Siedlungsflächen mit Lage in einem Überschwemmungsgebiet 

Kreis Fläche Größe % des Plangebie-
tes im ÜSG 

ha des Plangebietes 
im ÜSG 

Bielefeld  BI_Bie_ASB_127  6,5 ha  23 1,5 
Bielefeld  BI_Bie_ASB_129  36,9 ha  23 8,5 
Bielefeld  BI_Bie_ASB_131  85,5 ha  3 2,6 
Gütersloh  GT_Güt_ASB_016  22,2 ha  24 5,3 
Gütersloh  GT_Güt_ASB_031  17,5 ha  33 5,8 
Gütersloh  GT_Rhe_GIB_014  10,9 ha  63 6,9 
Gütersloh  GT_Rie_GIB_020  10,7 ha  6 0,6 
Gütersloh  GT_Ver_GIB_005  64 ha  17 10,9 
Herford  HF_Löh_ASB_023  3,8 ha  65 2,5 
Lippe  LIP_Det_GIB_014  2,9 ha  30 0,87 
Lippe  LIP_Kal_ASB_001  4,5 ha  82 3,7 
Min.-Lüb.  MI_Pet_ASB_002  10,3 ha  14 1,4 
Paderborn  PB_Del_ASB_009  5,2 ha  63 3,3 
Paderborn  PB_Pad_ASB_012  9,7 ha  28 2,7 

 

Die Erkenntnisse zu den erheblichen negativen Auswirkungen von Hochwasser und Starkre-
gen, die durch den Klimawandel zugenommen haben und weiter zunehmen werden, müssen 
zwingend zu einer Festsetzung der im Entwurf des Regionalplans nur als Grundsätze formu-
lierten Belange des Hochwasserschutzes als Ziele F 31 Hochwassergefahren und F 32 Stark-
regen führen (s. Kapitel C.2.14). 

C.2.12 Landwirtschaft (zu Kapitel 4.13) 

Im Kapitel 4.13 „Landwirtschaft“ fehlt ein übergeordneter Grundsatz, der für die landwirtschaft-
liche Bodennutzung im Sinne der Nachhaltigkeit als Leitvorstellung der Raumordnung und un-
ter Berücksichtigung aktueller umweltfachlicher/ -politischer Anforderungen, die sich aus der 
Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes, den Biodiversitätsstrategien von Bund und Land oder 
dem Insektenschutzprogramm des Bundes ergeben, regionalplanerische Anforderungen for-
muliert. Stattdessen werden Naturschutzmaßnahmen als beeinträchtigende Maßnahmen in 
den neu dargestellten landwirtschaftlichen Kernräumen eingeordnet. Die Naturschutzver-
bände lehnen dies ab und regen an, den Grundsatz F 33 in Absatz 2 wie folgt zu ergänzen:  

Grundsatz F 33 Landwirtschaftliche Kernräume 

(2) Insbesondere soll in den landwirtschaftlichen Kernräumen die Inanspruchnahme 
landwirtschaftlich genutzter Flächen für agrarstrukturell beeinträchtigende raumbe-
deutsame Planungen und Maßnahmen, die nicht dem Natur-, Arten- und Klimaschutz, 
dem Gewässer- und Grundwasserschutz oder der Gewässerentwicklung dienen, ver-
mieden werden. 

Begründung: 

Die Naturschutzverbände unterstützen grundsätzlich die mit dem Grundsatz F 33 „Landwirt-
schaftliche Kernräume“ verbundene Zielsetzung, wertvolle landwirtschaftliche Böden zu erhal-
ten und diese vor Inanspruchnahme insbesondere für Siedlungs- und Verkehrsflächen aber 
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auch Abgrabungen oder anderer Infrastrukturanlagen schützen. Es bedarf aber genauso auch 
der Berücksichtigung von Natur- und Umweltschutzbelangen, die allein durch den Grundsatz 
F 34 zum Ökologischen Landbau nicht ausreichend berücksichtigt sind. 

Aus der Erläuterung zum Grundsatz F 33 geht hervor, dass mit der hier verfolgten Zielsetzung 
verbunden wird, dass auch Naturschutzmaßnahmen als beeinträchtigende Maßnahmen in den 
Kernräumen grundsätzlich als mit der landwirtschaftlichen Nutzung nicht vereinbar dargestellt 
werden. Die Ziele des Naturschutzes sind jedoch auf der Gesamtfläche zu verwirklichen (vgl. 
§ 1 Bundesnaturschutzgesetz) und dieses umfasst auch landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
In der konkreten Umsetzung erfolgt dieses durch ein abgestuftes System der Ausweisung be-
sonders geschützter Teile von Natur und Landschaft (NSG, LSG, GLB, ND, etc.) sowie Maß-
nahmen, die sich sowohl aus rechtlichen Instrumenten des Naturschutzes (Eingriffsregelung/ 
Kompensationsmaßnahmen, Artenschutz/ CEF-Maßnahmen) als auch sonstigen Maßnahmen 
(z.B. Vertragsnaturschutz, FSC-Maßnahmen) ergeben. Diese müssen weiterhin möglich blei-
ben. 

Angesichts des großen Umfangs der im Plangebiet dargestellten landwirtschaftlichen 
Kernräume kann eine Vorbehaltsregelung zugunsten landwirtschaftlicher Kernräume 
gegenüber Naturschutzmaßnahmen nicht in Frage kommen.  

Dieses gilt auch für Maßnahmen des Gewässerschutzes. In Absatz 2 halten die Naturschutz-
verbände deshalb zur Klarstellung eine Ergänzung für erforderlich, die Maßnahmen des Natur-
, Arten-, Klima- und Gewässerschutzes in den Kernräumen ausdrücklich von den entgegen-
stehenden Planungen und Maßnahmen ausnimmt. Zumindest sollte in den Erläuterungen in 
Absatz 1260 der Begriff „Naturschutzmaßnahmen“ gestrichen werden. 

Streichung landwirtschaftlicher Kernräume in den Bereichen für den Schutz der Natur 

In der Darstellung dieser landwirtschaftlichen Kernräume fällt im Planentwurf deren überla-
gernde Darstellung mit den Bereichen für den Schutz der Natur auf. Diese Darstellungen sind 
zu streichen, da in den BSN den Belangen des Naturschutzes grundsätzlich ein Vorrang auch 
gegenüber der Landwirtschaft zukommt.  

C.2.13 Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung (zu Kapitel 4.14) 

C.2.13.1 Sicherung von Kulturlandschaftsbereichen 

Die Naturschutzverbände schlagen folgendes neues Ziel und einen ergänzenden Grundsatz 
vor; die Grundsätze F 35 und F 36 des Entwurfs wären dann entsprechend anzupassen.   

Neues Ziel: Schutz und Entwicklung landesbedeutsamer Kulturlandschaftsbereiche  

Die in der Erläuterungskarte 4 dargestellten landesbedeutsamen und regional bedeut-
samen Kulturlandschaftsbereiche sind durch entsprechende rechtliche Festsetzungen 
des Naturschutzes zur Erhaltung und Entwicklung ihrer Werte und Funktionen in 
Schutzgebieten zu schützen. 

Neuer Grundsatz: 

Die Vielfalt der Kulturlandschaften soll im besiedelten und unbesiedelten Raum unter 
Wahrung ihres besonderen kulturlandschaftlichen Wertes erhalten bleiben und gestal-
tet werden. Die natürlichen und kulturellen Bestandteile der Kulturlandschaften sollen 
durch adäquate Bewirtschaftung und deren Förderung gesichert und entwickelt wer-
den. Eine naturraumbezogene Mindestdichte an Strukturen zur Vernetzung von 
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Biotopen soll gewährleistet werden. Dem Schutz des Landschaftsbildes vor Beeinträch-
tigungen soll eine besondere Bedeutung beigemessen werden. 

Begründung 

Die im LEP dargestellten landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche sollen nach den 
Empfehlungen des Gutachtens „Erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung in NRW“ (2007) in 
den Regionalplänen als Vorranggebiete dargestellt werden. Dieser Empfehlung ist der LEP 
nicht gefolgt. Nach dem Grundsatz 3-2 „Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche“ des LEP sol-
len die landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche u.a. unter Wahrung ihres besonderen 
kulturlandschaftlichen Wertes entwickelt werden und ihre wertgebenden Elemente und Struk-
turen sollen als Zeugnisse des nordrheinwestfälischen landschafts-, bau- und industriekultu-
rellen Erbes erhalten werden.  

Der Erhalt dieser landesbedeutsamen und auch der regional bedeutsamen Kulturlandschafts-
bereiche wird aber nur dann gelingen, wenn diese Gebiete einen qualifizierten Schutz erhalten. 
Dies kann durch Festsetzungen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung erreicht werden. 
Mit dem im Regionalplanentwurf enthaltenen Grundsatz F 36 „Regional- und landesbedeut-
same Kulturlandschaftsbereiche“ wird dieses nicht gelingen. Zur Umsetzung der Vorgaben aus 
dem LEP NRW (s. Kapitel und Kapitel 7.2-5, hier im Besonderen die Erläuterungen) soll der 
Schutz der landesbedeutsamen und regional bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche durch 
entsprechende Festsetzungen in Schutzgebieten erfolgen. Fachplanerisch sind die bedeutsa-
men Kulturlandschaftsbereiche im Freiraum als LSG mit besonderen Festsetzungen auszu-
weisen. 

Der Regionalplan OWL sollte - ergänzend zum LEP - die fünf ganz oder teilweise im Planungs-
raum liegenden landesbedeutsamen Kulturlandschaften („Wesertal zwischen Porta und 
Schüsselburg“, „Senne mit angrenzendem Teutoburger Wald“, „Lippe-Anreppen-Boker 
Heide“, „Weser-Höxter-Corvey“, „Soester Börde-Hellweg) sowie auch die regional bedeutsa-
men Kulturlandschaftsbereiche als BSN bzw. BSLE festlegen. Dieses dient auch dem Schutz 
von Kernbereichen für eine landschaftsbezogene Erholung und sichert damit auch die touris-
tisch wirtschaftliche Attraktivität der Planregion.  

C.2.13.2 Alleenschutz 

Zum Alleenschutz wird die Aufnahme des folgenden neuen Grundsatzes angeregt: 

Neuer Grundsatz: Erhalt und Entwicklung von Alleen 

Der Bestand an Alleen als prägende Elemente der Kulturlandschaft im besiedelten und 
unbesiedelten Raum soll erhalten bleiben. Lücken im Bestand der Alleen sollen ge-
schlossen werden. Neue Alleen sollen unter Beachtung der kulturlandschaftlichen Leit-
bilder gepflanzt werden. 

Begründung: 

Alleen prägen in vielen Teilen von NRW die Kulturlandschaft. Sie gliedern das Landschaftsbild 
und können wichtige Bestandteile des Biotopverbundes mit besonderen Wirkungen für den 
Artenschutz von Fledermäusen, Vögeln und Insekten sein. Der Erhalt von Alleen und ihre Ent-
wicklung ist aufgrund der Langlebigkeit von Alleebäumen eine langfristige Daueraufgabe der 
Kulturlandschaftsentwicklung und des Landschaftsschutzes. In den vergangenen Jahrzehnten 
sind aufgrund unterlassener Pflege und Nachpflanzung bei zahlreichen Alleen Lücken entstan-
den und viele Alleen ganz verschwunden. Nur durch konsequente Schutz- und 
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Entwicklungsmaßnahmen können Alleen als prägende Elemente der nordrhein-westfälischen 
Kulturlandschaft erhalten bleiben. 

C.2.14 Klimaschutz/ Klimaanpassung (zu Kapitel 4.15) 

Dieses Handlungsfeld bedarf dringend einer vorausschauenden Planung im Sinne eines 
Klimapaktes für die Region. Die Naturschutzverbände fordern eine Festlegung von verbindli-
chen Zielen, die bedeutsame Flächen bzw. die relevanten Funktionen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung wirksam schützen, erhalten und entwickeln. Die Klimabelange müssen in der 
Planung ein besonderes Gewicht bekommen, weil es sich um nicht verhandelbare Erforder-
nisse der Daseinsvorsorge handelt, die bei Nichtbeachtung hohe Schäden verursachen. Hier 
geht es nicht um Raumnutzungen, die ein bedarfsgerechtes Angebot an (variabler) Fläche 
bedürfen bzw. ermöglichen. Deshalb müssen grundlegende Flächen/ Funktionen verbindlich 
geschützt werden, sie dürfen kein Bestandteil der Abwägungsmasse von Bauleitplanverfahren 
sein. Die Schwierigkeit besteht darin, dass es sich hier um eine Querschnittsaufgabe handelt, 
die in verschiedenen regionalplanerischen Handlungsfeldern anzusiedeln ist. Trotzdem muss 
hier eine zielführende Steuerung gewährleistet werden. Insbesondere auch für den Schutz der 
Biodiversität und den Biotopverbund muss hier eine zukunftsfähige Sicherung gewährleistet 
werden, wobei dem Aspekt von Entwicklungspotenzialen herausragende Bedeutung zu-
kommt. Mit dem vorliegenden Entwurf gelingt genau dieses nicht. 

Dem Aspekt des Klimaschutzes und den explizit gesetzlich festgelegten Zielen zur Reduzie-
rung der Treibhausgase (bis zum Jahr 2030 um mindestens 55 Prozent, bis 2050 um mindes-
tens 80 %, Klimaschutzgesetz NRW) wird nicht ausreichend Rechnung getragen. Hier müssen 
für die einzelnen, regionalplanerisch relevanten Sektoren/ Handlungsfelder konkrete Ziele für 
die Region entwickelt werden. Neben dem Schutz klimarelevanter CO2-Senken und speichern-
der Biotope sind regionalplanerisch auch andere Handlungsmöglichkeiten zu behandeln und 
planerisch zu verankern. So trägt bspw. eine Verminderung des Flächenverbrauchs bzw. eine 
damit verbundene Reduzierung der Neubautätigkeiten in hohem Maße zu einer Verbesserung 
der CO2-Bilanz bei: Wo vertikale Verdichtungs- und Nachnutzungsmöglichkeiten genutzt wer-
den, muss weniger Beton verbraucht werden, dessen Herstellung eine sehr schlechte Klimabi-
lanz hat25. Auch eine Vorgabe zur Verwendung nachhaltiger Baustoffe ist denkbar, um den 
Betonverbrauch zu reduzieren. Zum Kapitel Wald wurde bereits ein Ziel zur Holzverwendung 
aus nachhaltiger Holzproduktion in der Bauwirtschaft (öffentliche Hand) vorgeschlagen (s. Ka-
pitel C.2.10.7). 

Die Klimaanpassung wird aktuell auch rechtlich im neuen Klimaanpassungsgesetz (Entwurf26/ 
Beteiligungsphase abgeschlossen) verankert. Der Entwurf bestimmt in § 4 Abs. 5 (i.V.m. § 2 
Absatz 3), dass dem Schutz und dem Ausbau der „grünen Infrastruktur“ für diese Ziele eine 
besondere Bedeutung zukommt. Dieses Instrument nimmt Bezug auf die Empfehlung der EU-
Kommission für ein strategisch geplantes Netzwerk natürlicher und naturnaher Flächen mit 
unterschiedlichen Umweltmerkmalen, das mit Blick auf die Bereitstellung eines breiten Spekt-
rums an Ökosystemdienstleistungen angelegt ist und bewirtschaftet wird27. Die Fachbeiträge 
des LANUV zu Naturschutz und Landschaftspflege und zum Klima direkt (integrierte Darstel-
lung über das FIS-Klimaanpassung) sowie auch der aktuelle Fachbeitrag Boden/ Schutzwür-
dige Böden des Geologischen Dienstes arbeiten klimaanpassungsrelevante Funktionen von 

                                                           
25 https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Klimaschutz_in_der_Beton-_und_Zementindust-
rie_WEB.pdf  
26 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-4417.pdf  
27 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52013DC0249  
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Natur und Landschaft heraus, geben Planungsempfehlungen für die Region und ermitteln 
auch konkrete, regional bedeutsame Flächen und Räume dafür. Damit sind die relevanten 
Teile der grünen Infrastruktur für die Klimaanpassung für die Ebene der Regionalplanung ge-
nau definiert. Dazu gehören folgende Flächenkategorien: 

 klimarelevante Böden (Kohlenstoffspeicher/ -senken), 

 Böden mit hoher Reglerfunktion für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum (Wasserversor-
gung bei Dürre, Kühlungsfunktion, Retentionsräume und Abfluss-/ Versickerungsflächen für 
Niederschlagswasser),  

 Waldflächen mit Klimaausgleichsfunktionen und Funktionen für den Schutz vor Wasserero-
sion/ Überschwemmung, 

 standortgerechte, ökologisch und klimastabile Waldbestände, 

 Kaltluft-Leitbahnen mit sehr hoher, hoher und mittlerer Priorität mit überörtlicher Bedeutung 
bzw. deren Kernbereiche, 

 Flächen mit ökologischen und lufthygienischen Funktionen der überörtlich bedeutsamen Ein-
zugsgebiete von Kaltluft-Leitbahnen bzw. Einzugsgebiete mit flächenhaftem Kaltluftabfluss, 

 Grün- und Freiflächen mit thermischen Ausgleichsfunktionen, insbesondere im Übergangsbe-
reich von Siedlungsraum und Freiraum, 

 Biotopverbundflächen (Stufe I und II) mit vielfältigen Funktionen für die Klimaanpassung und 
Vorsorge, inklusive des Artenschutzes für klimasensible Arten und als grundsätzliche, unab-
dingbare Vorsorge zur Erhaltung der Biodiversität, 

 Überschwemmungsgebiete, Hochwasserschutzgebiete, Trinkwasserschutzgebiete (durch ei-
genständigen Schutzstatus geschützt),  

 weitere regional/ kommunal bedeutsame Flächen zum Schutz vor Hochwasser und Starkre-
gen. 

Die Flächenkategorien finden sich im Regionalplanentwurf zwar fast alle in unterschiedlichen 
Zielen/ Grundsätzen/ Planzeichen integriert wieder, insgesamt ist allerdings festzustellen, dass 
die Steuerungswirkung des Planentwurfs zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung sehr 
schwach ausgeprägt ist. Zum Teil erfolgt eine unspezifische Integration in verschiedene Plan-
zeichen, ohne dass die Klimafunktionen explizit benannt werden und z.B. in Beikarten räumlich 
identifiziert werden. Auch direkt angesprochene Funktionen werden fast ausschließlich nur 
über sehr allgemein gehaltene Grundsätze geregelt, die ohne eine räumliche Zuordnung kaum 
Wirkung entfalten können. Dazu wurden in den betreffenden Kapiteln bereits einzelne, ent-
sprechende Ergänzungen gefordert.  

Insbesondere in den regionalen Grünzügen gehen die Klimafunktionen „unter“, da diese Ge-
bietskategorie mittlerweile zahlreiche Funktionen erfüllen soll (siedlungsräumliche Gliederung, 
Grüngürtel und Grünverbindung insbesondere in Verdichtungsgebieten, freiraumorientierte Er-
holungs-, Sport- und Freizeitnutzungen, Biotopverbund und dann auch klimatische und lufthy-
gienische Ausgleichsfunktionen), die für die einzelne Fläche im Regionalplan aber nicht weiter 
präzisiert werden. Das führt dazu, dass in der Bauleitplanung keine ausreichend genaue Be-
urteilungsgrundlage vorliegt, um die Auswirkungen auf die Grünzug-Fläche funktionsspezi-
fisch zu ermitteln und zu bewerten, ob eine Planung diesem Ziel der Regionalplanung entge-
gensteht. (s. Abschnitt C.2.2.1)  
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Die Naturschutzverbände fordern hier ein Gesamtkonzept, das  

 relevante Flächen als Vorranggebiete schützt (BSN, RGZ) und die Funktionen der Flächen 
textlich konkret darstellt und/ oder 

 funktionsspezifische Ziele festlegt, die dann mit einer Darstellung der relevanten Räume/ Flä-
chen in Beikarten verknüpft werden, so z.B. für die Kernräume der Kaltluftleitbahnen oder 
Waldbereiche mit besonderen Klimafunktionen.  

Der Regionalplan sollte außerdem in einer Zielfestlegung die Erstellung von kommunalen Kli-
maschutz-/ Klimaanpassungskonzepten verbindlich vorschreiben, die diese Vorgaben und 
Flächen weiter präzisieren und detailscharf für eine Übernahme in Flächennutzungspläne und 
als Beurteilungsgrundlage für die Bebauungsplanung darstellen. Solche Konzepte liegen be-
reits vielerorts vor und können in diesem Sinne genutzt oder weiterentwickelt werden. Die Auf-
stellung von Klimaschutzkonzepten ist im aktuellen Klimaschutzgesetz auch gesetzlich vorge-
schrieben, dies sollte der Regionalplan aufgreifen (§ 5 Abs. 1 Klimaschutzgesetz NRW). Die 
Herausforderungen in Sachen Klima können nur durch einen gesamthaften und planerischen 
Ansatz auch in den Kommunen bewältigt werden. 

Der Entwurf sollte daher ergänzt werden um: 

 jeweils konkrete Ziele/ Grundsätze zur Sicherung, Erhaltung und Entwicklung der dargelegten 
Funktionen über konkrete Zielformulierungen in Verbindung mit zeichnerischen Darstellungen 
in Vorranggebieten oder über Beikarten, 

 ein Ziel zur Aufstellung kommunaler Konzepte und Benennung der konkret darzustellen Flä-
chen sowie deren Sicherung über die Landschaftspläne/ Flächennutzungspläne/ Grünord-
nungspläne. 

Besonders hinzuweisen ist auf den Biotopverbund (Stufe I und II), der insgesamt als Vorsor-
geinstrument für Klimaschutz und Klimaanpassung zu betrachten und auch in dieser Funktion 
angemessen zu schützen und in die Abwägung einzustellen. 

Einen Überblick zu konkreten Forderungen gibt folgende Tabelle. Sie sind teilweise bereits in 
den einzelnen Handlungsfeldern als Vorschlag ausformuliert; auf diese Abschnitte der Stel-
lungnahme wird jeweils verwiesen. 
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Tabelle 3: Übersicht von Forderungen der Naturschutzverbände zum Handlungsfeld Klimaschutz-/ Klimaanpassung 

Flächenkategorien/ Funktio-
nen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung 

Flächendarstellung/ 
Planzeichen im Regio-
nalplanentwurf 

Darstellungen in Zielen und 
Grundsätzen im Regionalplan-
entwurf 

Forderungen und Ergänzungsvorschläge 
(ggf. Verweis auf konkreten Vorschlag/ Abschnitt in 
dieser Stellungnahme) 

Kohlenstoffsenken: klimare-
levante Böden und Biotope 
(Moore, Grünland, Wälder) 

Unspezifisch integriert 
in Bereiche für den 
Schutz der Natur, Vor-
ranggebiete 

Grundsatz (F 5):  
Sicherung der schutzwürdigen 
Böden insgesamt 
 

 Strikter Flächenschutz für klimarelevante Böden 
über verbindliches Ziel zum Bodenschutz (s. 
C.2.1.3),  

 Ergänzung Ziel F 11 zu BSN zu Biotopschutz/ Bio-
topverbund (s. C.2.6.1.4) 

 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung regionalpla-
nerisch bedeutsamer Flächen über Beikarten anhand 
der Fachbeiträge Boden/ Naturschutz und Land-
schaftspflege/ Klima 

Böden mit hoher Reglerfunk-
tion für den Wasserhaushalt 
 

 Grundsatz (F 5):  
Sicherung der schutzwürdigen 
Böden insgesamt 

 Grundsatz zur Erhaltung  
 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung anhand 

Fachbeitrag Boden 
(s. C.2.1.4) 

Standortgerechte, ökologisch 
nachhaltige, klimastabile 
Wälder 

Unspezifisch integriert 
in Waldbereiche, Vor-
ranggebiete 
 

Grundsatz (F 25): 
Nachhaltige, klimastabile Wald-
nutzung 
Ziel (F 20): 
Waldbereiche, Klima nicht an-
gesprochen  

 Ziel zur Erhaltung und Förderung  
(s. C.2.10.1) 

Waldflächen mit Klimaaus-
gleichsfunktionen  

Unspezifisch integriert 
in Waldbereiche, Re-
gionale Grünzüge, 
Vorranggebiete 

Ziel (F 20): 
Waldbereiche, Klima nicht an-
gesprochen 

 Ziel zur Erhaltung der Funktionen  
 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung regional be-

deutsamer Waldbereiche 
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Flächenkategorien/ Funktio-
nen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung 

Flächendarstellung/ 
Planzeichen im Regio-
nalplanentwurf 

Darstellungen in Zielen und 
Grundsätzen im Regionalplan-
entwurf 

Forderungen und Ergänzungsvorschläge 
(ggf. Verweis auf konkreten Vorschlag/ Abschnitt in 
dieser Stellungnahme) 
 Bezug kommunale Klimakonzepte: ggf. Vorgabe für 

weitere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung  

Waldflächen mit Funktionen 
für den Schutz vor Was-
sererosion/ Überschwem-
mung 

Unspezifisch integriert 
in Waldbereiche, 
Vorranggebiete 

Ziel (F 20): 
Waldbereiche, Klima nicht an-
gesprochen 

 Ziel zur Erhaltung der Funktionen  
 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung regional be-

deutsamer Waldbereiche 
 Bezug kommunale Klimakonzepte: ggf. Vorgabe für 

weitere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung 

Kaltluft-Leitbahnen mit sehr 
hoher, hoher und mittlerer 
Priorität mit überörtlicher Be-
deutung bzw. deren Kernbe-
reiche (Planungsempfehlun-
gen FIS Klimaanpassung) 

Integriert in Regionale 
Grünzüge, 
Vorranggebiete, 
Erläuterungskarte 5 

Grundsatz (F 37): 
Konkretisierung und Sicherung 
überörtlich bedeutsamer Kalt-
luftleitbahnen (Kernbereiche) 

 Ziel zur Erhaltung der Funktionen für Kernbereiche  
 Grundsatz zur Erhaltung der Funktionen außerhalb 

der Kernbereiche 
 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung anhand 

Fachbeitrag Klima, entweder über RGZ mit Funkti-
onsbeschreibung oder als Beikarte  

 Bezug kommunale Klimakonzepte: ggf. Vorgabe für 
weitere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung 

(s. C.2.2.1/ 2)  

Einzugsgebiete von Kaltluft-
Leitbahnen bzw. Einzugsge-
biete mit flächenhaftem Kalt-
luftabfluss (Planungsempfeh-
lungen FIS Klimaanpassung) 

Unspezifisch integriert 
in Regionale Grün-
züge, 
Vorranggebiete 

  Grundsatz zur Erhaltung der Funktionen  
 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung anhand 

Fachbeitrag Klima 
 Bezug kommunale Klimakonzepte: ggf. Vorgabe für 

weitere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung 
(C.2.2.1/ 2) 
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Flächenkategorien/ Funktio-
nen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung 

Flächendarstellung/ 
Planzeichen im Regio-
nalplanentwurf 

Darstellungen in Zielen und 
Grundsätzen im Regionalplan-
entwurf 

Forderungen und Ergänzungsvorschläge 
(ggf. Verweis auf konkreten Vorschlag/ Abschnitt in 
dieser Stellungnahme) 

Grün- und Freiflächen mit 
thermischen Ausgleichsfunk-
tionen, insbesondere im 
Übergangsbereich zwischen 
Siedlungsraum und Frei-
raum; klimatische Erholungs-
räume hoher und sehr hoher 
Priorität (Planungsempfeh-
lungen FIS Klimaanpassung) 

Integriert in Regionale 
Grünzüge, 
Vorranggebiete 

Grundsatz (F 39): 
Erhalt und Schaffung klimaöko-
logisch bedeutsamer Freiräume 
und Luftaustausch, Übergang 
Grundsatz (F 38): 
Minderung von Hitzebelastun-
gen in wärmebelasteten Sied-
lungsbereichen mit hoher/ sehr 
hoher Vulnerabilität 
Grundsatz (F 7): 
Ökologisch wirksame, innerört-
liche Freiraumsysteme 

 Ziel zur Erhaltung der Funktionen  
 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung anhand 

Fachbeitrag Klima, entweder integriert über RGZ mit 
Funktionsbeschreibung oder als Beikarte 

 Bezug kommunale Klimakonzepte: Vorgabe für wei-
tere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung 

(s. C.2.2.1/ 2) 

Biotopverbundflächen mit 
vielfältigen Funktionen für die 
Klimaanpassung und Vor-
sorge, inklusive des Arten-
schutzes für klimasensible 
Arten 

Integriert in BSN, Vor-
ranggebiete  
und BSLE, Vorbe-
haltsgebiete 

Ziel (F 10/ F 11):  
zu BSN, Klima nicht explizit an-
gesprochen, über Biotopver-
bundflächen Stufe I integriert 
Grundsatz (F 16/ F 17): 
zu BSLE, Klima in Einführung 
angesprochen, über Biotopver-
bundflächen Stufe II integriert 

 Benennung der Klimavorsorgefunktion in Zielen/ 
Grundsätzen zu BSN und BSLE als wichtige Teil-
funktion, der in der Abwägung besonderes Gewicht 
beizumessen ist 

 Ziel-/ Grundsatzergänzung zur Erhaltung der Ver-
bundfunktionen für klimasensible Arten  

 Kartendarstellung/ räumliche Fixierung anhand 
Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftsplanung 

 Bezug kommunale Klimakonzepte: ggf. Vorgabe für 
weitere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung 

(s. auch C.2.6.1) 

Wasserschutzgebiete   s. Abschnitt C.2.11 dieser Stellungnahme 
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Flächenkategorien/ Funktio-
nen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung 

Flächendarstellung/ 
Planzeichen im Regio-
nalplanentwurf 

Darstellungen in Zielen und 
Grundsätzen im Regionalplan-
entwurf 

Forderungen und Ergänzungsvorschläge 
(ggf. Verweis auf konkreten Vorschlag/ Abschnitt in 
dieser Stellungnahme) 

Flächen zum Schutz vor 
Hochwasser und Starkregen 
(außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten) 

 Grundsätze (F 31/ 32):  
zu naturnahem Wasserabfluss 
und Vorkehrungen zu Schäden 
durch Starkregenereignisse 

 Ziel zur Erhaltung der Funktionen 
 Kartendarstellung wo möglich, regionalplanerischer 

Maßstab 
 Bezug kommunale Klimakonzepte: Vorgabe für wei-

tere räumliche Präzisierung/ Eingrenzung 

Nicht flächenbezogene Vorgaben 

Klimaschutz im Bausektor    Grundsatz zur Steigerung des Baustoffrecyclings 
und Verwendung nachhaltiger Baustoffe 

 Ziel zur verstärkten Verwendung von Holz aus nach-
haltiger Forstwirtschaft in der Bauwirtschaft (öffentli-
che Hand) (s. C.2.10.7)  

Ausnutzung von vertikalen 
Nachverdichtungs- und 
Nachnutzungspotenzialen 

   Zielvorgabe  
 gekoppelt an die Vorgabe zur Führung entsprechen-

der kommunaler Kataster  
(s. C.1) 
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C.3 Verkehr und technische Infrastruktur (zu Kapitel 5) 

C.3.1 Straßenverkehr (Zu Kapitel 5.1) 

Die im Regionalplanentwurf dargestellten Neu- und Ausbauprojekte der Bedarfspläne des 
Bundes und des Landes werden von den Naturschutzverbänden größtenteils abgelehnt, da 
sie mit einer zukunftsfähigen Mobilität nicht zu vereinbaren sind und zu oft drastischen Eingrif-
fen in Natur und Landschaft führen. Zu der Kritik an den Bundesfernstraßen des Bundesver-
kehrswegeplans verweisen die Naturschutzverbände auf die Stellungnahme von BUND NRW, 
LNU und NABU NRW vom 2.5.2016 zum Bundesverkehrswegeplan 2030.28 Vorhandene Mittel 
für den Straßenbau sollten ausschließlich für die Instandsetzung und Instandhaltung des be-
stehenden Straßennetzes eingesetzt werden. 

In den Stellungnahmen zu den zeichnerischen Darstellungen des Regionalplans finden sich 
weitere Bedenken zu einzelnen Straßenbauprojekten (s. Abschnitte E.1.4.1, E.2.4, E.3.4, 
E.4.4, E.5.4).  

Gegen das Ziel 1 „Sicherung des Straßennetzes“ bestehen Bedenken. 

Die Straßen für den überörtlichen Verkehr werden im Regionalplanentwurf aufgrund der Fest-
legung in der gesetzlichen Verkehrsinfrastrukturplanung und im Linienbestimmungsverfahren 
dargestellt. Dabei handelt es sich nicht um eine Entwicklung von Grundsätzen und Zielen unter 
Berücksichtigung der SUP-Ergebnisse, sondern schlicht um die nachrichtliche Übernahme 
aus dem Bundes- und Landesstraßenbedarfsplan bzw. der Linienbestimmung. Der nachricht-
lichen Übernahme kann keine regionalplanerische Qualität als Grundsatz oder Ziel beigemes-
sen werden, da keine raumordnerische Prüfung und Abwägung auf Ebene der Regionalpla-
nung erfolgt ist. 

Das Linienbestimmungsverfahren vermag die räumliche Planung und Würdigung aller für den 
Planungsraum relevanten Nutzungsansprüche an den Raum auch nicht zu ersetzen, dies ist 
von vornherein nicht Aufgabe der Linienbestimmung. Hierbei geht es um die „Abstimmung des 
grundsätzlichen Verlaufs, der Streckencharakteristik und der Netzverknüpfung“ (vgl. § 37 Str-
WegG NRW) unter „Beachtung der Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung“. 

Die Naturschutzverbände fordern, dass die noch nicht linienbestimmten Straßenbauplanun-
gen des Bundes und des Landes allenfalls dann zeichnerisch im Regionalplan dargestellt wer-
den, wenn diese auch in die Umweltprüfung einschließlich einer Prüfung von Alternativen (!) 
einbezogen worden sind. Sollte für Straßenbauvorhaben kein raumverträglicher Korridor für 
eine Linienbestimmung in der SUP ermittelt werden können, ist auf eine zeichnerische Dar-
stellung im Regionalplan zu verzichten und in den textlichen Festsetzungen auf die Unverein-
barkeit mit den Zielen der Regionalplanung einzugehen.  

Aus den vorstehenden Gründen bestehen erhebliche Bedenken gegen das im Ziel V 1 enthal-
tene „Planungsverbot“. Das Ziel soll verhindern, dass sonstige Planungen und Maßnahmen 
die „Umsetzung von raumbedeutsamen Straßenplanungen“, die im Regionalplan als Bedarfs-
planmaßnahmen ohne räumliche Festlegungen dargestellt sind, erheblich beeinträchtigen o-
der unmöglich machen. Der räumlichen Festlegung von Straßenbauvorhaben kommt allenfalls 
Grundsatzqualität zu. Die Straßenbauvorhaben stehen bis zum Zeitpunkt der Schaffung eines 
Baurechts im Zuge der straßenrechtlichen Planfeststellung oder planfeststellungsersetzenden 
                                                           
28 veröffentlicht unter: https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/naturschutzverbaende-nrw-kritisieren-bundesverkehrs-
wegeplanung-als-nicht-wegweisend.html 
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Bauleitplanung in Konkurrenz mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen. 
Andernfalls würden raumordnerische Festlegungen zugunsten von Straßenbauvorhaben über 
Jahre und Jahrzehnte alternative Raumentwicklungen verhindern ohne dass es hierfür eine 
abschließende, alle Belange berücksichtigende und abwägende, Entscheidung zugunsten der 
Fachplanung gibt. Dies steht im Widerspruch zum diesbezüglichen Grundsatz in § 2 Abs. 2 
Nr. 1 ROG.  

C.3.2 Radverkehr (zu Kapitel 5.2) 

Die Darstellung des Themas Radverkehr in einem eigenen Kapitel wird begrüßt. Der Ausbau 
des Radwegenetzes ist ein wichtiger Teil der auch aus Klimaschutzgründen unabdingbaren 
„Verkehrswende“. 

Es ist nicht aber nachzuvollziehen, weshalb Radschnellverkehrstrassen nicht analog zum Stra-
ßenbau vor konkurrierenden/ entgegenstehenden Planungen und Maßnahmen durch ein 
textliches Ziel geschützt werden. Dieses sollte bei der Überarbeitung des Regionalplanent-
wurfs geändert werden und der Grundsatz V 3 um ein solches Ziel ergänzt werden.  

Bei der Planung von Radwegen kann die fehlende UVP-Pflicht und der Verzicht auf förmliche 
Verfahren (Linienbestimmung, Planfeststellung) zu einer unzureichenden Berücksichtigung 
der Auswirkungen auf Natur und Landschaft führen. Im abschließenden Satz des Kapitels 5.2 
heißt es: Beim weiteren Ausbau des regionalen Radwegenetzes soll der Eingriff in Natur und 
Landschaft so gering wie möglich gehalten werden. Diese Aussage sollte in einen Grundsatz 
aufgenommen werden. 

Radschnellweg Ostwestfalen (RSWO) Minden bis Rheda-Wiedenbrück 

In der Erläuterungskarte 11 „schiene-öpnv.rad“ ist ein Radschnellweg von Minden nur bis 
Herford dargestellt. In der Region wird aber schon länger das Projekt eines Radschnellwegs 
von Minden bis Rheda-Wiedenbrück verfolgt. Im Rahmen der dringend notwendigen Förde-
rung des überregionalen Radverkehrsnetzes für die Verkehrswende kommt dieser Radschell-
verbindung zwischen den Städten Minden, Herford, Bielefeld, Gütersloh und Rheda-Wieden-
brück eine wichtige Funktion zu. Im 2-km-Einzugsbereich entlang des RSWO wohnen rund 
440.000 Einwohner*innen, davon ca. 240.000 im Südabschnitt. Der Radschnellweg hat ein 
Entlastungs- und Verkehrsverlagerungspotential sowohl für die stark befahrene Bundesstraße 
61 als auch für die regionale Bahnstrecke Minden – Hamm (s. Details zu dieser Forderung 
unter Abschnitt E.1.4.2). 

C.3.4 ÖPNV/ Schiene (Zu Kapitel 5.3.) 

Das Kapitel wird in vielen Punkten in seiner grundsätzlichen Ausrichtung begrüßt, so zum 
ÖPNV, der Anbindung von Siedlungsflächen an den ÖPNV, der Sicherung des Schienennet-
zes, der Optimierung weiter Schienenstrecken in der Region, der Trassensicherung nicht be-
dienter Schienenwege und der Reaktivierung der TWE-Strecke. Die Naturschutzverbände be-
halten sich Bedenken und Anregungen zu diesen Themen im weiteren Verfahren vor. 

Beseitigung Streckenengpass Minden-Wunstorf 

Es sollte hier nicht nur um die Beseitigung des Engpasses „Minden-Wunstorf“ gehen, sondern 
allgemein von der Beseitigung von Streckenengpässen gesprochen werden. 

Absatz 1470 sollte wie folgt geändert werden:  

Um die Bedeutung und Funktion der Gesamtstrecke Paris-Warschau sowie der Verbindung 
Bielefeld – Hamburg im Planungsraum auf Dauer zu erhalten und zu stärken sowie 
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Pünktlichkeit und Anschlusssicherheit und die Bedingungen für eine und des integralen Takt-
fahrplans zu gewährleisten, ist es u. a. notwendig, Streckenkapazitäten für eine deutliche Stei-
gerung der Zuganzahl im Personen- und Güterverkehr zu schaffen. Dies kann geschehen, 
indem die bestehenden Streckenengpässe zwischen  

- Minden und dem niedersächsischen Seelze 

- Löhne und dem niedersächsischen Elze 

- Minden und dem niedersächsischen Nienburg 

beseitigt werden. 

Wunstorf zu beseitigen. Der gültige Bedarfsplan für die Bundesschienenwege sieht die Maß-
nahme „ABS/ NBS Hannover – Bielefeld“, also den Ausbau oder Neubau der Strecke in die-
sem Abschnitt, im vordringlichen Bedarf. Der Gesetzgeber hat hier im Rahmen einer Fußnote 
die Umsetzung des Vorhabens „Ohne Querung Seelze-Süd und ohne Tunnel Jakobsberg un-
ter der Maßgabe, dass die für einen Deutschland-Takt erforderliche Fahrzeitverkürzung von 
voraussichtlich acht Minuten erreicht wird“ vorgesehen. 

Das im Absatz 1471 genannte Projekt des Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetzes 
(MgvG)29 „Hannover – Bielefeld“ wird abgelehnt.  

Im Absatz 1472 sollte folgender Satz angefügt werden:   

In Wunstorf vereinigt sich die Strecke mit der Hauptbahn Bremen – Hannover, ab hier steht 
eine zweite Strecke für den Güterverkehr zur Verfügung, die Personenzüge teilen sich die 
andere Strecke bis Seelze. Dort beginnt eine weitere zweigleisige Strecke und der Engpass 
endet. 

und um zwei weitere Absätze ergänzt werden: 

(1472 a) Die Strecke Löhne – Elze ist Teil der zweigleisigen Hauptbahn Amsterdam – Mittel-
deutschland und eine Ausweichstrecke der Magistrale Paris-Warschau. Das zweite Gleis ist 
seit den 80er Jahren außer Betrieb, die Strecke nicht elektrifiziert. Der jetzige Streckenzustand 
erlaubt die Durchfahrt von nur drei Zügen stündlich, ein Wiederaufbau des zweiten Gleises 
sowie die Elektrifizierung der Strecke ist daher geboten. Ein zusätzlicher Flächenbedarf ist 
damit nicht verbunden. 

(1472 b) Die Strecke Minden – Nienburg ist Teil der kürzesten Verbindung aus dem Raum 
Ostwestfalen nach Hamburg und Bremen und damit sowohl für den Personen- als auch den 
Güterverkehr von Bedeutung. Sie kann zudem auch die Strecke Minden – Hannover entlasten 
und den Eisenbahnverkehr stärken, indem sie Umwegfahren nach Hamburg über Hannover 
vermeidet. Dazu ist die Strecke zweigleisig auszubauen und zur Hauptbahn mit einer Ge-
schwindigkeit von 120 km/ h aufzuwerten.  

Das Ziel V 10 sollte wie folgt geändert werden:  

Ziel V 10 Beseitigung Streckenengpässe Minden-Wunstorf Seelze und Minden - Nien-
burg 

Die vorhandene und zeichnerisch festgelegte Trasse zwischen dem Bahnhof Minden 
und der Landesgrenze ist als Strecke für den schienengeführten Hochgeschwin-

                                                           
29 Gesetz zur Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz im Verkehrsbereich 
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digkeitsverkehr zu sichern, um einen Ausbau entsprechend ihrer Bedeutung für den 
Schienenfernverkehr im transeuropäischen Netz zu ermöglichen. 

Zwischen dem Bahnhof Minden und der Landesgrenze bei Petershagen-Wasserstraße 
ist eine möglichst durchgängige Trasse für eine zweigleisige Erweiterung der vorhan-
denen Bahnstrecke zu schaffen und zu sichern. 

Begründung:  

Um den Streckenengpass zwischen dem Bahnhof Minden und dem niedersächsischen Bahn-
hof Seelze aufzulösen, ist der Neubau einer zusätzlichen zweigleisigen Strecke für den 
Schnellzugverkehr im Planungsraum entlang der bestehenden Strecke erforderlich. Ein sol-
cher Ausbau der Streckenkapazität muss durch weitere umfangreiche Beschleunigungs- und 
Ertüchtigungsmaßnahmen an der gesamten Strecke begleitet werden, z. B. durch Bahnüber-
gangsbeseitigungen zwischen Hamm und Dortmund, die Aufwertung der Strecke VzG 2990 
durch Erhöhung der Streckengeschwindigkeit und den Bau zusätzlicher Bahnsteige. 

Diese Maßnahmen sind die Voraussetzungen für eine signifikante Fahrzeitverkürzung und Er-
höhung der Streckenkapazität auf dem gesamten Korridor Hamm - Hannover. Diese Fahrzeit-
verkürzung ist z. B. für die Implementierung des Deutschland-Taktes im SPFV auf dieser 
Hauptschienenstrecke von großer Relevanz. Durch den viergleisigen Ausbau der vorhande-
nen Schienenstrecke wird auch die Voraussetzung für einen dauerhaften Erhalt des Bahnhofs 
Minden als hochwertiger Systemhalt im Schienenpersonenfernverkehr geschaffen. 

Mit dem zweigleisigen Ausbau der Strecke Minden – Hannover wird eine hochwertige Verbin-
dung aus dem Raum Ostwestfalen in die Großräume Bremen und Hannover sowie zu den 
dortigen Häfen geschaffen. Dies ist die Voraussetzung für die weitere Entwicklung der Häfen 
Minden und des Standortes Minden für den Eisenbahngüterverkehr. Im Personenverkehr ist 
sie die Voraussetzung für die Wiedereröffnung von Haltepunkten im Gemeindegebiet Pe-
tershagen und zum dauerhaften Erhalt der Personenzugverbindung Minden - Nienburg.  
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C.4 Rohstoffsicherung (zu Kapitel 8) 

Das für den Regionalplan OWL vorgestellte Konzept für die Rohstoffsicherung führt nicht zu 
einer wirksamen, nachhaltigen Steuerung des Abgrabungsgeschehens. Die im Entwurf aufge-
stellten Ziele und Grundätze reichen dafür nicht aus. Der Bedarf für eine Neuausweisung für 
BSAB wird nicht belastbar begründet. Der Regionalplan erfüllt nicht die grundlegende Auf-
gabe, die Raumnutzungskonflikte, hier für den Bereich Rohstoffsicherung und das Abgra-
bungsgeschehen, auf regionaler Ebene mit Hilfe eines planerischen Gesamtkonzeptes durch 
klare und verbindliche Vorgaben zugunsten einer nachhaltigen Raumentwicklung miteinander 
in Einklang zu bringen. 

Das Ziel der Vermeidung und Minimierung von Umweltkonflikten wird nicht erreicht, was sich 
an den Ergebnissen der SUP gut ablesen lässt. Von den 55 ausgewiesenen BSAB mit rd. 870 
ha weisen 33 Flächen mit rd. 550 ha und damit rd. 63 % der Fläche voraussichtlich erhebliche 
Umweltauswirkungen in der zusammenfassenden Bewertung der Umweltprüfung auf. Beson-
ders betroffen sind die schutzwürdigen Böden, der Biotopverbund (BSN), bedeutsame Kultur-
landschaftsbereiche, Überschwemmungsgebiete und Trinkwasserschutzgebiete - zu denen es 
ein eigenes Ziel R 2 zum Vorrang dieser Funktionen vor dem Rohstoffabbau im Regionalplan 
gibt (s. Abschnitt D). Dem Grundsatz R 5 zur bedarfsgerechten und umweltschonenden Roh-
stoffgewinnung, der u.a. mit den BSN die Biotopverbundflächen als entgegenstehende Schutz- 
und Nutzfunktionen beschreibt, wird damit nicht entsprochen.  

Die Naturschutzverbände fordern eine gezielte und planerisch-konzeptionelle Ausrichtung der 
BSAB-Ausweisung an nachvollziehbaren Kriterien (Tabu-/ Ausschluss-Kriterien, ggf. Eig-
nungskriterien, s. u.), die die Umweltbelange angemessen berücksichtigen. Die Vorrangge-
biete müssen die Flächen festlegen, die die Raumnutzungskonflikte am besten miteinander in 
Einklang bringen können und aus Umweltgesichtspunkten die verträglichsten Standorte dar-
stellen. Darüber hinaus muss die Inanspruchnahme weiterer Flächen außerhalb der BSAB an 
gleichartige Vorgaben zur Vermeidung und Verminderung von Umweltkonflikten gekoppelt 
werden. Besonders wertvolle Gebiete wie Teile des Teutoburger Waldes oder auch das Vo-
gelschutzgebiet Weseraue und die Kulisse des Nationalparks Senne (jeweils mit ausreichen-
dem Umgebungsschutz) müssen analog der 100-m-Abstands-Regelung zu Lippe und Weser 
über geeignete Ziele vom Rohstoffabbau ausgenommen werden.  

C.4.1 Ausweisung von Vorranggebieten/ Eignungsgebieten 

Die Naturschutzverbände haben bereits in ihrer Stellungnahme zum Scoping vom 12. Juli 
2019 deutlich gemacht, dass eine Darstellung von BSAB grundsätzlich als Vorranggebiete mit 
Wirkung von Eignungsgebieten angezeigt ist, da es sich bei den Vorhaben zur Rohstoffgewin-
nung im Regelfall um hoch konfliktträchtige Vorhaben handelt, die zu erheblichen Beeinträch-
tigungen von Freiraumfunktionen (Arten-, Biotopschutz, Böden, Grundwasser, Fließgewässer/ 
Auen, Landschaftsbild) und auch des Schutzgutes Mensch führen können.  

Der LEP (zu Ziel 9.2-1) zeigt in der geltenden Fassung insbesondere zwei Gründe für die 
Darstellung von Vorranggebieten mit Eignungswirkung auf, von denen aus Sicht der Natur-
schutzverbände in der Region OWL entgegen der Einschätzung der Regionalplanungsbe-
hörde (S. 255) der zweite eindeutig gegeben ist: Es bestehen für die einzelnen Lockergesteine 
(Sand, Kies/ Kiessand und Ton/ Schluff) räumlich konzentrierte, bedeutende Vorkommen, die 
sich teilweise auf die gleichen Räume erstrecken und konfliktträchtige Flächen in Flusstälern 
(Weser, Lippe) und Mittelgebirgslagen betreffen. Hinzu kommt das konzentrierte Vorkommen 
von Kalkstein und Quarzsanden an besonders konfliktbehafteten Standorten (Teutoburger 
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Wald, Senne), die eine besondere Steuerung erfordern. Dies wird auch durch die entspre-
chenden Hinweise in den Planunterlagen unterstrichen, nach denen die Rohstoffvorkommen 
in verschiedenen Teilräumen auftreten und die Lagerstätten sich deutlich hinsichtlich ihrer ver-
fügbaren Restvolumina, der Mächtigkeiten und Qualität unterscheiden (S. 253). Es sind also 
hohe Nutzungskonflikte gegeben, die die Ausweisung von Vorranggebieten mit Eignungswir-
kung planerisch erforderlich machen. 

C.4.2 Plankonzept zur Rohstoffsicherung 

Wenn hier Vorranggebiete ohne die Wirkung von Eignungsgebieten ausgewiesen werden sol-
len, müssen diese ein Angebot an Flächen bereitstellen, dass für die Rohstoffgewinnung aus 
überörtlichen Gesichtspunkten nachhaltige, also besonders geeignete und konfliktarme sowie 
voraussichtlich gut umsetzbare Flächen beinhaltet. Ansonsten besteht kein Anreiz dazu, diese 
Flächen auch in Anspruch zu nehmen, womit die regionalplanerische Steuerung nicht greifen 
würde. Die Ziele und Grundsätze des Regionalplanentwurfs sind in keiner Weise hinreichend, 
um eine flächensparende Gewinnung nach Grundsatz 9.1-3 LEP und die vorrangige Entwick-
lung des Abgrabungsgeschehens in den BSAB zu erreichen.  

Die Naturschutzverbände fordern eindeutige Vorgaben in Form von Zielformulierungen: 

Zur Lenkung des Abgrabungsgeschehens auf besonders geeignete Standorte: 

 eine Mindestvorgabe zu Rohstoffergiebigkeiten/ Flächengröße für Neuaufschlüsse innerhalb 
und außerhalb der BSAB. 

Zur Erreichung einer bedarfsgerechten und flächensparenden Gewinnung im Rahmen einer 
nacheinander geschalteten Prüf- und Ausnutzungsabfolge: 

 eine vorrangige Nutzung und Ausschöpfung der dargestellten BSAB-Potenziale, 

 eine Ausnahme zur Nutzung von Flächen außerhalb der BSAB, wenn der Bedarf nachweisbar 
nicht an anderer Stelle gedeckt werden kann, 

 eine Verpflichtung zur vollständigen und gebündelten Ausschöpfung bestehender Abgrabun-
gen innerhalb und außerhalb der BSAB, 

 eine Prüfung von Nachentnahme- und Vertiefungsmöglichkeiten bereits ausgebeuteter Abgra-
bungsstellen (in den geltenden Teilplänen enthaltenes Ziel), 

 eine Prüfung von Substitutionsmöglichkeiten (in den geltenden Teilplänen enthaltenes Ziel), 

 einen Vorrang von Erweiterung vor Neuaufschluss innerhalb und außerhalb der BSAB. 

Zur Lenkung des Abgrabungsgeschehens auf konfliktarme, umweltschonende Standorte (in-
nerhalb und außerhalb der BSAB): 

 eine Festlegung von Tabu-/ Ausschluss-Kriterien (mindestens: BSN, Wald > 2 ha, Natura-
2000-Gebiete + Schutzabstand von 300 m, Wasserschutzgebiete), eine Überlagerung der 
BSAB mit BSN ist entgegen der Regelung in Ziel R 2 (2) auszuschließen, 

 eine Festlegung von Eignungskriterien (Lage außerhalb: Biotopverbund Stufe I, unzerschnit-
tener verkehrsarmer Räume, schutzwürdiger Böden, Landschaftsbildeinheiten herausragen-
der Bedeutung, Kulturlandschaftsbereichen von besonderer historischer Bedeutung, lärmar-
mer Räume herausragender Bedeutung). 

 Vorgabe einer Alternativenprüfung für Anträge von Abgrabungen außerhalb der BSAB. 
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Der in Aufstellung befindliche Teilplan Nichtenergetische Rohstoffe für den Regierungsbezirk 
Köln bietet hier ein gutes Beispiel (Unterlagen der 1. Offenlage, Anhang A, Plankonzept-Ge-
wichtung)30.  

C.4.3 Bedarf 

Der Bedarf für eine Ausweisung neuer BSAB Kiese/ Kiessande/ Sande ist nach dem Abgra-
bungsmonitoring 2020 nicht gegeben. Für die Rohstoffgruppe Kiese/ Kiessande ist eine Ver-
sorgungsreichweite von 24 Jahren festgestellt worden, für Sande von 44 Jahren. Nach LEP 
ist eine Versorgungssicherheit von 25 Jahren für Lockergesteine (Kiese und Sande) zu ge-
währleisten. Mit einer Planung muss so rechtzeitig begonnen werden, dass ein Versorgungs-
zeitraum von 15 Jahren nicht unterschritten wird. Es ist belastbar zu begründen, in welcher 
Höhe sich ein Neubedarf ergibt und wie BSAB ausgewiesen werden können, die in Zukunft 
den Versorgungszeitraum verlässlich absichern können. Eine Neuausweisung von BSAB auf-
grund der Behauptung der Rohstoffindustrie, dass eine deutliche Verknappung der planerisch 
verfügbaren Vorkommen festgestellt und die Reichweite „deutlich geringer bewertet“ wird, 
kann hier keine ausreichende Plangrundlage darstellen.  

Das Nichtvorliegen von Berechnungen der Versorgungsreichweiten für Festgesteine, insbe-
sondere Kalk, entbindet die Regionalplanung nicht davon, die Flächenplanung nach regional-
planerischen Kriterien auch hierfür nachvollziehbar und belastbar im Rahmen eines Konzeptes 
durchzuführen, zumal es sich hier in der Planungsregion grundsätzlich um besonders konflikt-
trächtige Standorte handelt. 

Es findet sich keine Erläuterung dazu, wie mit den noch bestehenden Reserven planerisch 
umgegangen wird. Im Regelfall sind die bestehenden Reserven von den Neubedarfen abzu-
ziehen. Dies erfolgt hier offenbar nicht. Daher ist davon auszugehen, dass auch die bestehen-
den Reserven der BSAB einer Neubewertung unterzogen und bei der BSAB-Ausweisung mit 
einbezogen werden.  

Es ist nicht erkennbar, inwiefern die Vorgabe des LEP zur Substitution (Grundsatz 9.1-2) in 
die Planung einbezogen wurde. In den geltenden Teilplänen ist hierzu ein klares Ziel enthalten, 
das beizubehalten ist. 

C.4.4 Rekultivierung und Nachfolgenutzung Ziel R 7 

Die Zielvorgabe zur Rekultivierung und Nachfolgenutzung ist unzureichend. Die Ausrichtung 
auf den Natur- und Artenschutz für in der freien Landschaft gelegene Abgrabungen sollte ana-
log der bisher geltenden Formulierungen in den Teilplänen hier eindeutig festgelegt werden. 
Es handelt sich i.d.R. um besonders wertvolle Flächen insbesondere für den Artenschutz. Ge-
rade Nassabgrabungen in der Weseraue finden häufig in großflächig offenen und abgeschie-
denen Auenbereichen statt, die als Rast- und Überwinterungsflächen von landesweiter Be-
deutung für nordische Vogelarten wie Bläss-, Tundrasaat- und Weißwangengans, Sing-, 
Zwerg- und Höckerschwan ebenso wie Kiebitz, Wiesenpieper, Goldregenpfeifer, Feldlerche 
u.v.m. sind. Grundsätzlich sollte für Abgrabungen in der Weseraue daher eine Nachfolgenut-
zung Natur- und Artenschutz unter Berücksichtigung der teils großen Fluchtabstände dieser 
Vogelarten vorgesehen werden.  

                                                           
30 Regionalplan Köln, Teilabschnitt Nichtenergetische Rohstoffe, Unterlagen 1. Offenlage, https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/32/regionalplanung/ueberarbeitung/teilplan_nichtenergetische_roh-
stoffe/oeffentliche_auslegung/index.html  



Regionalplan OWL, Entwurf 05.10.2020 - Stellungnahme BUND NRW, LNU, NABU NRW vom 31. März.2021 

80 
 

Ortsnahe Abgrabungen können auch für die Freizeit- und Erholungsnutzung vorgesehen wer-
den. Angelsport ist dabei grundsätzlich nicht als natur- und artenschutzkonforme Nutzung an-
zusehen.  

Für das Ziel wird daher folgende Ergänzung/ Präzisierung vorgeschlagen: 

Ziel R7 Rekultivierung und Nachfolgenutzung 

Flächen, auf denen oberflächennahe Bodenschätze abgebaut werden, sind entspre-
chend des Abgrabungsfortschrittes abschnittsweise und umgehend im Sinne der über-
lagernden regionalplanerischen Festlegung zur Nachfolgenutzung zu rekultivieren.  

In der freien Landschaft gelegene Abgrabungen und insbesondere Abgrabungen in der 
Weseraue sind dem Natur- und Artenschutz vorbehalten. In ortsnahen Lagen können 
auch natur- und artenschutzverträgliche Freizeit- und Erholungsnutzungen vorgesehen 
werden.  

Die Erläuterung und Begründung zu diesem Ziel sind anzupassen, da sie vornehmlich die 
Freizeitfunktion/ Naherholung/ Zugänglichkeit hervorheben und die hohe naturschutzfachliche 
Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz nicht angemessen berücksichtigen. 

Keine Wiederverfüllung bei Vorkommen besonders geschützter Arten 

Gerade Arten dynamischer Lebensräume wie z.B. die Gelbbauchunke und die Kreuzkröte be-
siedeln zusammen mit Kammmolch, Geburtshelferkröte und Zauneidechse häufig Trockenab-
grabungen als nährstoffarme Lebensräume aus zweiter Hand. Dieses sind Arten von gemein-
schaftlichem Interesse nach Anhang II und IV der FFH-Richtlinie. Von besonderer Bedeutung 
sind Sand- und Kiestrockenabgrabungen sowie Steinbrüche und sonstige Erdaufschlüsse im 
Vorkommensbereich der Gelbbauchunke, für die Deutschland eine besondere Verantwortung 
hat. Dies betrifft das nähere und weitere Umfeld der Weser in den Gemeinden Porta Westfalica 
(MI), Kalletal (LIP), Vlotho (HF) und Bad Oeynhausen (MI). 

Der letzte Satz unter Absatz 1725 zur Wiederverfüllung sollte aus naturschutzfachlicher Sicht 
daher wie folgt ergänzt werden: 

Nach Möglichkeit ist zumindest bei Abgrabungen, die im Trockenbau durchgeführt werden, 
eine landschaftsgerechte Wiederverfüllung anzustreben. Bei Vorkommen besonders ge-
schützter Arten dynamischer Lebensräume hat der Erhalt dieser Lebensräume durch Offen-
haltung Vorrang. 

C.4.5 Methodenkritik 

Zum Kapitel Rohstoffsicherung liegt keine textliche Begründung vor, die das Plankonzept in 
seiner Steuerungswirkung und die Auswahl der auszuweisenden BSAB als Vorranggebiete 
nachvollziehbar erläutert. Es lässt sich nicht nachvollziehen, anhand welcher Kriterien der Be-
darf ermittelt und festgelegt wurde und es fehlt eine Erläuterung der Kriterien, anhand derer 
die Flächen in Bezug auf ihre Lage im Raum und Ausdehnung ausgewählt wurden, auch eine 
Alternativenprüfung im Rahmen der Umweltprüfung fehlt. Damit fehlt eine belastbare Grund-
lage dafür, für diese Flächen einen Vorrang gegenüber den anderen regionalplanerischen 
Raumerfordernissen belastbar zu begründen und dagegen abzuwägen.  
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C.5 Energieversorgung (zu Kapitel 9) 

Der Klimawandel ist eine der größten Herausforderungen für die Zivilisation. Die Auswirkungen 
des Klimawandels treffen dabei größtenteils nicht mehr die Generationen, die heute in den 
politischen Gremien mitentscheiden. Diese Auswirkungen müssen vielmehr nachfolgenden 
Generationen bewältigt werden. Je frühzeitiger und umfassender sich die Gesellschaft als 
heute handelnde Menschen der Verantwortung für den Klimaschutz stellen, desto besser für 
die nachfolgenden Generationen. 

Die Erreichung des zentralen Klimaziels, der Begrenzung des Temperaturanstiegs auf 1,5 
Grad, bedarf in den nächsten Jahren höchster Priorität und Anstrengungen. Der Energiebedarf 
ist bis zum Jahr 2050 zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien zu decken.31 Dieses erfor-
dert eine massive Verringerung des Energie- und Ressourcenverbrauchs und erhebli-
che Effizienzsteigerungen. Die hierzu nötigen Maßnahmen des Klimaschutzes sollten des-
halb im Kapitel Energieversorgung in einem Grundsatz verdeutlicht werden. Es gilt, die raum-
ordnerisch relevanten Handlungsfelder zum Klimaschutz/ -anpassung in allen Bereichen 
„querschnittsorientiert“ aufzuzeigen.  

Der Planentwurf bekennt sich dazu, die erneuerbaren Energien als tragende Säule der Klima-
schutzpolitik in NRW darzustellen. „Der Wind ist bundesweit einer der wichtigsten Energieträ-
ger und die Nutzung der Windenergie eine der tragenden Säulen der erneuerbaren Energien 
in Deutschland“, heißt es im Entwurf. Das Kapitel 9 „Energieversorgung“ wird aber diesen Zie-
len und diesem Anspruch bei Weitem nicht gerecht und muss auch zum naturverträglichen 
Ausbau aller erneuerbarer Energieträger völlig neu gefasst und um zeichnerische Darstel-
lungen ergänzt werden. Anderenfalls verzichtet der Regionalplan auf die Chance (und Not-
wendigkeit), den Ausbau der erneuerbaren Energien regional zu steuern und zu forcieren. Das 
wird dem Bedarf, der sich aus der Umsetzung der Klimaziele und der dafür notwendigen Ener-
giewende ergibt, nicht gerecht. Wird der konkrete Ausbau der erneuerbaren Energien und ins-
besondere der Windkraft den Gemeinden und Kreisen überlassen, führt das dazu, dass Po-
tenziale nicht genutzt und Entwicklungen unkoordiniert zu Lasten sensibler Bereiche ablaufen.  

Die Regionalplanung muss in dieser für die Gesellschaft elementaren Frage Verantwortung 
übernehmen. Die räumliche Steuerung besonders bedeutsamer und raumrelevanter erneuer-
barer Energien muss auf der übergeordneten/ regionalen Ebene stattfinden. Hierzu gilt es, in 
einem überarbeiteten Regionalplanentwurf Konzepte zu entwickeln, um die erforderlichen Flä-
chenansprüche mit den konkurrierenden Belangen, z.B. der Siedlungsentwicklung, der Land-
wirtschaft, des Kulturlandschaftsschutzes und des Natur- und Artenschutzes sowie auch der 
Klimaanpassung in Einklang zu bringen. Das aktuelle Beispiel eines geplanten Windparks auf 
dem Höhenzug des Teutoburger Waldes in einem Bereich zum Schutz der Natur belegt, wie 
dringlich eine regionale Steuerung zur Nutzung naturverträglicher Potentiale zum Ausbau der 
erneuerbaren Energien ist.  

Die Naturschutzverbände fordern eine grundsätzliche Überarbeitung der textlichen 
Festlegungen zur Energieversorgung, wobei insbesondere folgende Inhalte zu ergän-
zen sind:  

 übergeordnete Maßgaben für eine zukunftsfähige Energieversorgung in OWL 

 Steuerung der Windenergiebereiche über die Darstellung von Vorranggebieten mit der 

                                                           
31 BUND NRW, LNU, NABU NRW: Stellungnahme vom 29.1.2021 zum Entwurf des Klimaschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen, Vorlage 17/4418, veröffentlicht: https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/klimaschutz-und-klimaanpassung-
ambitionierte-gesetzgebung-sieht-anders-aus.html 
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Wirkung von Eignungsgebieten im Regionalplan, 

 textliche Regelungen zur Ausweisung von Flächen für die Windenergienutzung in den Flä-
chennutzungsplänen der Kommunen 

 Festlegungen für die Solarenergienutzung 

 Festlegungen für Wasserspeicherkraftwerke 

 Regelungen zu Biomasse, Wasserkraft, Geothermie 

C.5.1 Energiestruktur (zu Kapitel 9.1.) 

Es wird angeregt, folgenden Grundsatz in den Regionalplan aufzunehmen: 

Neuer Grundsatz: Klimaschutz und Energieversorgung 

(1) Klimagefährdende Gase aus der Energienutzung sollen durch Verursacher und Kom-
munen durch Maßnahmen zur Energieeinsparung und Effizienzsteigerung sowie durch 
einen naturverträglichen Ausbau der erneuerbaren Energien so weit wie möglich redu-
ziert werden. Vorrangig ist auf eine Verringerung des Energieverbrauchs und eine effi-
ziente Energienutzung zu achten, die Nutzung regional erneuerbarer Energien hat Vor-
rang vor fossilen Energieträgern. 

(2) Die Kommunen sollen im Rahmen ihrer städtebaulichen Planung für eine flächen- 
und energiesparende Siedlungs- und Verkehrsstruktur sorgen und die Voraussetzun-
gen für eine klimaverträgliche Energieversorgung schaffen. Dazu sollen u.a. 

 bei der Planung von Wohn- und Gewerbegebieten die Potenziale der Kraft-Wärme-
Kopplung und der industriellen Abwärme genutzt werden.  

 in der Bauleitplanung die Voraussetzungen zur Solarenergienutzung (geeignete Expo-
sition der Hausdächer, Vermeidung von Beschattung) geschaffen und soweit möglich 
die Umsetzung vorgegeben werden. Auf geeigneten Freiflächen, wie bspw. Deponien 
oder baulichen Brachflächen, soll die Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen 
planerisch ermöglicht werden. 

(3) In öffentlichen Bauten sollen Maßnahmen zur Wärme- und Stromeinsparung erfol-
gen, bei Neubauten muss auf eine möglichst effiziente Energieverwendung geachtet 
werden. 

Begründung: 

Zur Erreichung des zentralen Klimaziels, der Begrenzung des Temperaturanstiegs auf 1,5 
Grad, bedarf in den nächsten Jahren höchster Priorität und Anstrengungen. Die Erreichung 
der Klimaneutralität bis 2050 erfordert nach Auffassung der Naturschutzverbände bis 2030 
eine Reduzierung des Treibhausgasausstoßes von mindestens 65 % im Vergleich zu 1990. 
Den Energiebedarf ist dann bis zum Jahr 2050 zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien zu 
decken.32 Dies erfordert eine massive Verringerung des Energie- und Ressourcenverbrauchs, 
erhebliche Effizienzsteigerungen und einen konsequenten naturverträglichen Ausbau der er-
neuerbaren Energien. Die nötigen Maßnahmen des Klimaschutzes sollten deshalb im Kapitel 
Energieversorgung als übergeordneter Grundsatz vorangestellt werden, sofern sie nicht be-
reits in anderen Kapitel benannt werden (s. hierzu die geforderten Ergänzungen von textlichen 
                                                           
32 BUND NRW, LNU, NABU NRW: Stellungnahme vom 29.1.2021 zum Entwurf des Klimaschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen, Vorlage 17/4418, veröffentlicht: https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/klimaschutz-und-klimaanpassung-
ambitionierte-gesetzgebung-sieht-anders-aus.html 
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und zeichnerischen Festlegungen in den Abschnitten C.2.2.2. zu Ziel F 6/ RGZ, C.2.6.1.4 zu 
Ziel F 11/ BSN, C.2.10.1 Ziel F 20/ Waldbereiche, C.2.14 Klimaschutz/ Klimaanpassung), um 
die raumordnerisch relevanten Handlungsfelder zu Klimaschutz/ -anpassung in allen Berei-
chen aufzuzeigen.  

C.5.2 Windenergienutzung (zu Kapitel 9.2) 

C.5.2.1 Windenergiebereiche abschließend im Regionalplan räumlich festlegen 

Die Naturschutzverbände kritisieren, dass im Regionalplanentwurf keine räumliche Steuerung 
der Windenergienutzung erfolgt und fordern, im Regionalplan in Abweichung von der Planzei-
chenverordnung (Anlage 3 zum Landesplanungsgesetz NRW) Flächen für Windenergieanla-
gen (WEA) als „Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten“ darzustellen. Nur 
dadurch kann nach Auffassung der Naturschutzverbände die raumordnerisch erforderliche 
Steuerung von Windenergiebereichen gewährleistet werden. Damit wird eine Konzentration 
von WEA in geeigneten Bereichen erreicht, die sowohl eine effektive Nutzung der Windpoten-
ziale ermöglicht, als auch Beeinträchtigungen anderer Raumnutzungen und insbesondere der 
Ziele des Natur- und Freiraumschutzes durch eine umweltverträgliche Standortwahl mini-
miert.33 

Die bisher in NRW gemachten Erfahrungen sprechen eindeutig für eine abschließende Steu-
erung raumbedeutsamer WEA auf Ebene der Regionalplanung. Im Bereich des Regionalplans 
„Münsterland“ ist dieses bis zur Änderung der landesplanerischen Vorgaben im Jahr 201234 
erfolgreich praktiziert worden. Dagegen werden durch kommunale Planungen von Windener-
gieanlagen über die Darstellung von Konzentrationszonen in den Flächennutzungsplänen die 
Nutzungskonflikte häufig nicht gelöst. Dies belegen die Konflikte in Verfahren zur Planung oder 
Genehmigung von WEA an naturunverträglichen Standorten in OWL, die bei einer übergeord-
neten abschließenden Steuerung durch die Regionalplanung in vielen Fällen vermeidbar ge-
wesen wären. 

Die Darstellung von „Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungsgebieten“ würde Gele-
genheit bieten, Kriterien für einen naturverträglichen Ausbau der Windenergie frühzeitig und 
übergeordnet zu berücksichtigen. „Konzentrationszonen“ für Windenergieanlagen sollten 
möglichst vorbelasteten Gebieten (Industrie, Gewerbe, Verkehrsinfrastruktur) zugeordnet wer-
den bzw. von diesen ausgehen, wenn diese eine geringe Beeinträchtigung von Schutzgütern 
aufweisen. Dagegen sind mindestens Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, National-
parke und die raumordnerisch als Vorranggebiete für den Naturschutz dargestellten Bereiche 
zum Schutz der Natur (BSN) und die Bereiche zum Schutz der Landschaft für Vogelarten des 
Offenlandes (BSLV) von WEA-Planungen auszunehmen. Die Belange des Vogelschutzes fin-
den Beachtung durch den Ausschluss bedeutsamer Vogellebensräume, s. dazu „Positionspa-
pier zum Arten- und Habitatschutz bei der Planung und Zulassung von Windenergieanlagen“ 
der Naturschutzverbände (Stand Mai 2017).35 

                                                           
33 Vgl. hierzu auch BUND, DNR, DUH, Germanwatch, Greenpeace, NABU, WWF: „Thesenpapier zum naturverträgli-
chen Ausbau der Windenergie“ v. 30.1.2020, veröffentlicht unter: https://www.nabu.de/news/2020/01/27553.html 
34 Änderung der Planzeichenverordnung (Anlage 3 der DVO LPlG NRW) am 13.3.2012. 
35 Positionen und Forderungen der nordrhein-westfälischen Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU zur Überar-
beitung des Leitfadens „Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windener-
gieanlagen in Nordrhein-Westfalen“ (MKULNV/ LANUV, Fassung 12.04.2017), veröffentlicht unter: https://www.lb-natur-
schutz-nrw.de/news/leitfaden-umsetzung-des-arten-und-habitatschutzes-bei-der-planung-und-genehmigung-von-wind-
energieanlagen-in-nordrhein-westfalen-1-aenderung-veroeffentlicht.html  
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Bei einer abschließenden räumlichen Steuerung von WEA im Regionalplan wären weitere Kri-
terien zur Berücksichtigung von Schutzgütern in eine Standortfestlegung einzubeziehen. Da 
eine solche Konzeption zum Regionalplanentwurf nicht vorliegt, verzichten die Naturschutz-
verbände an dieser Stelle auf weitere Ausführungen dazu. 

C.5.2.2 Textliche Regelungen zur Nutzung der Windenergie unzureichend 

Im Regionalplanentwurf erfolgen aufgrund des Verzichts der zeichnerischen Darstellung von 
Windenergiebereichen ausschließlich textliche Regelungen. Entgegen der im Entwurf vertre-
tenen Auffassung dient die Stärkung der kommunalen Planungshoheit aus Sicht der Natur-
schutzverbände eben nicht dem Gelingen der Energiewende. Dies wird an dem teilweise un-
koordinierten und naturunverträglichen Ausbau der Windenergie sowie an der nicht genutzten 
Potentiale der Solarenergienutzung besonders deutlich. Wenn auf eine Steuerung über eine 
Darstellung von Bereichen zum Repowering und zur Neuanlage von WEA verzichtet wird, 
muss zumindest über textliche Festlegungen auf die räumliche Nutzung durch WEA Einfluss 
genommen werden. Bislang erfolgte dies durch den sachlichen Teilabschnitt „Nutzung der 
Windenergie“. 

Nach dem Konzept des Regionalplanentwurfs erfolgen diese textlichen Festlegungen nicht 
zentral im Energiekapitel. Dabei wird das bisherige Ziel 6 des Teilabschnittes „Nutzung der 
Windenergie“ nicht aufgegriffen. 

WEA in Naturschutzvorrangbereichen ausschließen  

Der Regionalplanentwurf verweist hinsichtlich der raumordnerischen Zulässigkeit von WEA in 
den verschiedenen Darstellungskategorien auf die jeweiligen Kapitel im Regionalplan. Diese 
Darstellungsweise führt im Vergleich zu den bisherigen Regelungen des Sachlichen Teilab-
schnitts „Nutzung der Windenergie“ zur Unübersichtlichkeit der Regelungen. Der entschei-
dende Mangel besteht aber darin, dass in keiner der Freiraumkategorien nach den textlichen 
Erläuterungen der Bau und Betrieb von WEA ausgeschlossen wird, nicht einmal in den Berei-
chen zum Schutz der Natur (BSN) oder den Bereichen zum Schutz der Landschaft mit beson-
derer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes (BSLV). 

Zumindest in den Vorrangbereichen des Naturschutzes, insbesondere den BSN oder BSLV, 
muss der Regionalplan die Nutzung von WEA durch ein textliches Ziel ausschließen! Zu er-
gänzen sind hier noch ausgewiesene/ einstweilig sichergestellte NSG. WEA werden den 
Schutzerfordernissen in einem BSN bzw. dem Schutzzweck und den Verboten eines NSG 
aufgrund der erheblichen Beeinträchtigungen beim Bau und der Erschließung sowie durch 
Betrieb und die Unterhaltung der Anlagen immer entgegenstehen. Es ist nicht akzeptabel, 
dass hier im Regionalplanentwurf auf eine Einzelfallentscheidung auf Grundlage der Prüfung 
des Schutzzwecks aus dem Fachbeitrag der Biotopverbundflächen bzw. einer Schutzgebiets-
ausweisung abgestellt wird (vgl. S. 160). Diese Vorranggebiete des Naturschutzes müssen mit 
einem Umgebungsschutz von 300 m als Ausschlussbereiche gelten. 

Die Ausschlussbereiche sind entweder in den Zielen zu den einzelnen Gebietskategorien wie 
BSN, BSLV aufzunehmen oder im Kapitel 9.2 in einem Ziel zu nennen. In diesem Ziel wäre 
dann auch der nachfolgend geforderte Ausschluss der freizuhaltenden Bergkämme aufzuneh-
men. 
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Besonderer Schutz von Mittelgebirgskammlagen 

Es wird gefordert, entweder im Kapitel Freiraum als neuen Absatz zu Ziel F 20/ BSN oder bei 
einer Überarbeitung des Kapitels Windenergienutzung ggf. auch in diesem Kapitel eine neue 
Zielfestlegung einzufügen: 

Neues Ziel: Besonderer Schutz von Mittelgebirgskammlagen  

Die Bergkämme der Mittelgebirge Weser/ Wiehengebirge und Teutoburger Wald/ Egge 
und des Stemweder Berges sind von Windenergieanlagen freizuhalten. 

Die von der Regelung dieses Ziels erfassten Bereiche sind in einer Erläuterungskarte aufzu-
zeigen. 

Begründung: 

Die angesprochenen Flächen stellen im Geltungsbereich des Regionalplans OWL herausra-
gende Landschaftsräume dar. Sie erfüllen insbesondere folgende Funktionen: 

Naturschutz  

Der Vogelzug in OWL erfolgt unkanalisiert als Breitfrontzug. Die quer zur Hauptzugrichtung 
liegenden Bergrücken (Weser- und Wiehengebirge, Teutoburger Wald/ Egge) werden zumeist 
ohne Trichtereffekte überflogen. Die Zugintensität und -höhe hängt stark von Wetterfaktoren 
ab. Niedrige Flughöhen werden verursacht u.a. durch starke Bewölkung, Niederschläge, 
schlechte Sichtverhältnisse (Nebel) und ungünstige Windrichtungen. Insbesondere an Kamm-
lagen kann die Flughöhe dann deutlich verringert sein, was Sichtbeobachtungen zum Beispiel 
auch der Biologischen Station Gütersloh/ Bielefeld bestätigen. Um Verluste an ziehenden Vö-
geln zu minimieren, sollten daher die Bergkämme grundsätzlich frei von Windenergieanlagen 
gehalten werden.  

Erholung 

Die intensive Erholungsnutzung dieser Bereiche wird durch die Standorte von Windkraftanla-
gen massiv beeinträchtigt. Regional und bundesweit bedeutsame Fernwanderwege werden 
entwertet. 

Landschaftsbild 

Durch die Prominenz von Windkraftanlagen in dieser Standorthöhe wird auf viele Kilometer 
Entfernung das Landschaftsbild in der umgebenden Kulturlandschaft entwertet. Die bisher als 
Naturraum wahrgenommenen Kämme der Mittelgebirge verlieren diese identitätsstiftende 
Funktion. 

Im Regionalplan Münsterland wurde im sachlichen Teilplan Energie im Ziel 4 folgendes fest-
gelegt: "Teilbereiche der südlichen Höhenlagen der Baumberge und des Teutoburger Waldes 
sind aufgrund ihrer herausragenden Bedeutung für den Landschaftsraum des Münsterlandes 
von Windkraftanlagen freizuhalten." Zwar widmet sich dieser Regionalplan sehr intensiv dem 
Thema Windenergie, in dem er auch eigenständig Konzentrationszonen als Vorranggebiete 
für WEA festlegt. Dies ändert aber nichts daran, dass für das oben zitierte Ziel die gleichen 
Beweggründe gelten wie für ein entsprechendes Ziel im Regionalplan OWL. Raumordnerisch 
ist hier eine über die Grenzen der beiden Regionalplanungsgebiete „Münsterland“ und „OWL“ 
einheitliche Regelung zugunsten der Kammlagen des Teutoburger Waldes und der weiteren 
Kammlagen geboten.  

Ein entsprechendes Ziel ist auch im aktuell gültigen Regionalplan im sachlichen Teilabschnitt 
„Nutzung der Windenergie“ im Ziel 6 enthalten: "Die Ausweisung von Flächen für die Nutzung 
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der Windenergie in Gebieten mit markanten landschaftsprägenden oder kulturhistorisch be-
deutsamen Strukturen mit besonderer Bedeutung für den Landschaftsschutz und das Land-
schaftsbild kommt nicht in Betracht. Die Beeinträchtigung von historisch bedeutsamen Ortsbil-
dern und Stadtsilhouetten ist zu vermeiden. Die Kammlagen des Stemweder Berges, des Wie-
hen- und des Wesergebirges, des Teutoburger Waldes und des Eggegebirges sind von diesen 
Ausweisungen freizuhalten.“ 

C.5.2.3 Windenergienutzung durch Repowering 

Der Grundsatz E 1 sollte als Ziel formuliert und wie folgt geändert werden: 

Ziel E 1 Windenergienutzung vorrangig durch Repowering ausbauen 

Bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen für die Nutzung der Windenergie 
soll eine möglichst effiziente Gewinnung erneuerbarer Energien sichergestellt werden. 
Dabei soll Repowering älterer Windenergieanlagen Vorrang vor der Ausweisung neuer 
Anlagenstandorte haben. Durch Repowering sollen die Flächeninanspruchnahme für 
Windenergieanlagen reduziert und durch standörtliche Optimierungen die Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft verringert werden. Die Gemeinden sollen bei der 
Darstellung von Vorrangzonen für Windenergie in den Flächennutzungsplänen das Po-
tenzial für das Repowering ermitteln und vorrangig umzusetzen. Im Rahmen der plane-
rischen Abwägung soll deshalb berücksichtigt werden, ob und inwieweit Beschränkun-
gen für den Ersatz vorhandener Windenergieanlagen (Repowering) vermieden werden 
können. 

Begründung: 

Der Grundsatz E 1 „Windenergienutzung durch Repowering“ stellt auf die Effizienzsteigerung 
und die Vermeidung von Beschränkungen in der Bauleitplanung ab. Diese Regelung wird der 
Bedeutung des Repowerings nicht gerecht. Die Neuordnung und Zusammenfassung vorhan-
dener Windkraftzonen ist zu forcieren, um so erforderliche Standortoptimierungen zu erreichen 
und die Flächeninanspruchnahme durch den Austausch bestehender, kleinerer Anlagen durch 
i.d.R. höhere und leistungsstärkere Anlagen zu verringern. Durch Standortverschiebungen 
und/ oder ggf. die Reduzierung alter Windenergieanlagenstandorte durch ein Repowering kön-
nen für die Naturschutzbelange Verminderungen von Konflikten erreicht werden. Repowering 
muss genutzt werden, um aus Artenschutzgründen besonders kritische Anlagenstandorte still-
zulegen und gleichzeitig weniger kritische Standorte bevorzugt zu entwickeln. 

C.5.3 Solarenergie (zu Kapitel 9.4) 

Es sollte folgendes Ziel neu aufgenommen werden:  

Neues Ziel: Solarenergienutzung auf Freiflächen 

Die regionalplanerischen Darstellungen von Vorranggebieten mit der Wirkung von Eig-
nungsgebieten zur Freiflächenphotovoltaik dürfen das Orts- und Landschaftsbild, ins-
besondere schutzwürdige Kulturlandschaftsbereiche, geschützte Teile von Natur und 
Landschaft, besonders geschützte Arten sowie den Biotopverbund nicht beeinträchti-
gen und müssen mit der Schutz- und Nutzfunktion der jeweiligen zeichnerischen Fest-
legung im Regionalplan vereinbar sein. Bei der Errichtung der Anlagen ist darauf zu 
achten, dass durch die Einzäunung keine Barrierewirkung für Tiere entsteht. Die Inan-
spruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen ist nur zulässig, soweit eine land-
wirtschaftliche Nutzung möglich bleibt. 
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Ausnahmen von den regionalplanerischen Darstellungen zur Freiflächenphotovoltaik 
sind für Flächen kleiner 10 ha möglich, sofern folgende Standortvoraussetzungen vor-
liegen: 

 die Wiedernutzung von gewerblichen, bergbaulichen, verkehrlichen oder wohnungs-
baulichen Brachflächen oder bauliche Bereiche militärischer Konversionsflächen, 

 Aufschüttungen, 
 Standorte entlang von Bundesfernstraßen oder Hauptschienenwegen einschließlich 

Lärmschutzwällen oder 
 technische Anlagen im Außenbereich. 
Begründung: 

Die oben beschriebenen klimapolitischen Zielsetzungen erfordern sowohl massive Maßnah-
men zur Energieeinsparung als auch eine effektive raumordnerische Steuerung insbesondere 
von Windkraft- und Solarnutzung. Es sollen deshalb in den Regionalplänen nicht nur für die 
Windenergienutzung, sondern auch für die Nutzung der Freiflächenphotovoltaik Vorrangge-
biete mit Eignungswirkung ausgewiesen werden, um eine effektive regionalplanerische Steu-
erung zu ermöglichen. Die Naturschutzverbände regen deshalb an, den Regionalplan OWL 
um das o.g. Ziel zu ergänzen und im weiteren Erarbeitungsverfahren geeignete Flächen für 
Freiflächenphotovoltaikanlagen darzustellen. Das vorrangig zu nutzende Potential für Solar-
energienutzung in/ an Gebäuden soll durch eine regionalplanerisch gesteuerte Nutzung durch 
Freiflächenphotovoltaikanlagen ergänzt werden. 

Zum Grundsatz E 2 wird folgende Ergänzung vorgeschlagen: 

Grundsatz E 2 Solarenergienutzung im besiedelten Bereich 
Zum Ausbau der erneuerbaren Energienutzung und zur Minimierung der Flächeninan-
spruchnahme im Freiraum sollen die bestehenden Potentiale der gebäudebezogenen 
Solarenergienutzung im besiedelten Bereich ausgebaut werden. Besonders für die So-
larenergienutzung geeignete Siedlungsbereiche werden im Regionalplan als Vorbe-
haltsbereiche für Solarnutzung dargestellt, soweit Gründe des Denkmalschutzes sowie 
des Orts- und Landschaftsbildes nicht entgegenstehen. 

Begründung: 

Die Naturschutzverbände sprechen sich bei der Solarenergienutzung für eine Priorität der gebäu-
deintegrierten Anwendung der Photovoltaik aus. Die großen Potenziale ohne Beeinträchtigung 
von Natur und Landschaft werden auch in der Begründung zum Regionalplan herausgestellt. Die 
Dächer in NRW bieten ein Potenzial von 68 Terawattstunden Sonnenstrom, das ist die Hälfte 
des heutigen Stromverbrauchs von ganz NRW bzw. das Doppelte dessen, was die privaten 
Haushalte in NRW an Strom benötigen. Umgesetzt wurden bisher aber nur rund 4 Terawatt-
stunden.36 Es gilt also, die großen Sonnenstrom-Potenziale, insbesondere in den dichter be-
siedelten Regionen auch von OWL, zu nutzen. Durch die Ergänzung des Grundsatzes soll 
erreicht werden, dass sich Gemeinden und Städte im Rahmen bauleitplanerischer Entscheidun-
gen immer auch mit der Festsetzung von Solarnutzung in Siedlungsbereichen auseinandersetzen 
müssen. 

                                                           
36 vgl. LANUV NRW 19.8.2020: Weiterhin große Potenziale für Strom aus Photovoltaik in NRW: https://www.la-
nuv.nrw.de/landesamt/veroeffentlichungen/pressemitteilungen/details/2454-weiterhin-grosse-potenziale-fuer-strom-aus-
photovoltaik-in-nordrhein-westfalen  
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C.5.4 Kraftwerkstandorte und Fracking (zu Kapitel 9.5) 

C.5.4.1 Speicherseen für Wasserspeicherkraftwerke 

Das Ziel E 3 sollte wie folgt um einen Absatz 2 ergänzt werden: 

Ziel E 3 Speicherseen für Wasserspeicherkraftwerke 
(1) Die Oberflächengewässer mit der Zweckbestimmung Speichersee für Wasserspei-
cherkraftwerke werden als Vorranggebiete festgelegt. In ihnen sind folgende raumbe-
deutsame Nutzungen und Funktionen vorgesehen: 

 Speichersee für Wasserspeicherkraftwerk 
(2) Bei der Planung und Zulassung von Wasserspeicherkraftwerken dürfen folgende 
Bereiche nicht in Anspruch genommen werden: 

 Natura 2000-Gebiete 
 Naturschutzgebiete 
 Bereiche zum Schutz der Natur 
 Flächen von herausragender Bedeutung für den Biotopverbund (Biotopverbundstufe I) 
Pumpspeicherkraftwerke dürfen ausschließlich der regionalen Nutzung erneuerbarer 
Energien dienen. 

Begründung: 

Die Errichtung von Pumpspeicherkraftwerken führt insbesondere durch die großen Flächenin-
anspruchnahmen für die Unter- und Oberbecken, den Wasserbedarf (ggf. verbunden mit Was-
serentnahmen aus Oberflächengewässern) und eine ggf. erforderliche Netzanbindung zu er-
heblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. Vorranggebiete für den Arten- und 
Biotopschutz sind deshalb von der Standortwahl auszuschließen. Vor dem Hintergrund der mit 
Pumpspeicherkraftwerksplanungen in OWL gemachten Erfahrungen (Pumpspeicherkraftwerk 
Nethe/ Kreis Höxter, nicht weiter verfolgter Standort im Kreis Lippe/ Lügde) halten die Natur-
schutzverbände diese Zielergänzung für erforderlich. 

Zu dem in der Begründung in Kapitel 9.5. angeführten Wasserspeicherkraftwerk Nethe weisen 
die Naturschutzverbände darauf hin, dass das Projekt vom Antragsteller (5. Änderung des 
Regionalplans Detmold, TA Paderborn-Höxter) aus wirtschaftlichen Gründen nicht mehr ver-
folgt wird.37 Im Umweltbericht werden bei der Bewertung der kumulativen Wirkungen durch die 
geprüften Planfestlegungen – darunter das Wasserspeicherkraftwerk Nethe - im Kumulations-
gebiet „Weser und Nethe bei Beverungen und Höxter“ schutzgutübergreifend die Umweltaus-
wirkungen von fast allen Flächen als erheblich eingestuft. Nach der Aufgabe der Standortpla-
nung durch den Antragsteller sollte die Darstellung des Wasserspeicherkraftwerks Nethe aus 
dem Regionalplan gestrichen werden. 

C.5.4.2 Fracking 

Die Naturschutzverbände begrüßen den Ausschluss der Gewinnung von Erdgas in sogenann-
ten unkonventionellen Lagerstätten durch Fracking. 

                                                           
37 Weitere Informationen s. unter: https://www.bund-hoexter.de/service/meldungen/detail/news/aus-fuer-pumpspei-
cherkraftwerk-an-der-nethe/; https://www.westfalen-blatt.de/OWL/Kreis-Hoexter/Hoexter/3415497-Trianel-Pump-
speicherkraftwerk-an-der-Nethe-rechnet-sich-nicht-Ein-Schlag-ins-Wasser 
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C.5.5 Weitere erneuerbare Energien 

Bei einer Überarbeitung des Kapitels 9 „Energieversorgung“ sind regionalplanerische Festle-
gungen zu folgenden Energieträgern zu treffen:  

 Biomasse 
 Geothermie 
 Wasserkraft. 
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D Bedenken und Anregungen zum Umweltbericht  

Der vorliegende Umweltbericht bleibt in vielen Bereichen hinter den Anforderungen an ein In-
strument des vorsorgenden Umweltschutzes zurück. Die Naturschutzverbände beanstanden 
den vorliegenden Umweltbericht in seiner Funktion als Entscheidungsgrundlage für die regio-
nalplanerische Abwägung als unzureichend. Die Umweltprüfung wird nicht dazu genutzt, eine 
nachhaltige Planung der Raumentwicklung zu fördern, insbesondere die Siedlungsentwick-
lung und das Abgrabungsgeschehen auf konfliktarme Standorte zu lenken, für die Durchset-
zung der Ziele zu Umwelt und Naturschutz des Regionalplans selbst zu sorgen und die Regu-
lierungswirkung des Regionalplans im Hinblick auf das Erreichen der planungsleitenden/ über-
geordneten Ziele zu überprüfen und zu gewährleisten. Dem Vorsorgecharakter der Umwelt-
prüfung wird nicht entsprochen. Das ist für einen Regionalplan, der rechtlich bindend und für 
lange Zeiträume - so gut wie unbefristet - großräumige Flächennutzungen festsetzt, die in der 
Regel vielfältige und in ihrer Gesamtheit gravierende Umweltauswirkungen hervorrufen, voll-
kommen inakzeptabel.  

Auch, wenn eine Strategische Umweltprüfung durch ihre Komplexität nach wie vor eine me-
thodische Herausforderung darstellt, muss sie die Umweltauswirkungen in ihrer Gesamtheit 
und Zusammenschau darlegen und im Hinblick auf ihre Erheblichkeit nachvollziehbar bewer-
ten. Nur dann kann sie ihre Aufgabe als Entscheidungs- und Abwägungsgrundlage erfüllen. 
Diesen Anforderungen wird die vorliegende Umweltprüfung in keiner Weise gerecht. Umwelt-
auswirkungen werden in vielen Teilen weder umfassend/ angemessen ermittelt und darge-
stellt, noch in ihrer Erheblichkeit fachlich nachvollziehbar auf Basis der Wirkfaktoren und der 
teilräumlichen Ausprägungen der Schutzgüter im Hinblick auf ihre wertbestimmenden fachlich-
rechtlichen Zielsysteme und diesbezüglicher konkretisierender Planungen/ Konzepte bewer-
tet.  

Insbesondere fehlt eine Auseinandersetzung mit dem Schutzgut „Fläche“. Die Erfassung und 
Bewertung der Umweltauswirkungen auf dieses Schutzgut findet nur auf marginalisierende 
Weise statt, obwohl sowohl es regional anwendbare/ ausreichende Datengrundlagen und auch 
konkrete qualitative Anhaltspunkte (z.B. Reduzierung des Flächenverbrauchs auf 5 ha/ Tag) 
zur Operationalisierung dieser Prüfung vorliegen. Schon alleine mit der Nichtberücksichtigung 
eines zentralen, gesetzlich definierten Schutzgutes sowie der Ignorierung zahlreicher gesetz-
licher und untergesetzlicher Zielvorgaben zum Flächensparen, die von der Regionalplanung 
zu beachten, zu berücksichtigen und grundsätzlich auch planerisch umzusetzen sind, ist die 
SUP als grob fehlerhaft einzustufen. 

D.1 Methodik der Strategischen Umweltprüfung 

D.1.1 Keine Projektbögen für Flächen der Vorprüfung 

Für eine Reihe von Flächen (Siedlung und Abgrabungsbereiche) ist im Rahmen einer Vorprü-
fung festgelegt worden, ob die Erstellung eines Projektsteckbriefes erforderlich ist oder nicht. 
Diese Vorprüfungen wurden nach den vorliegenden Unterlagen von der Regionalplanungsbe-
hörde tabellarisch dokumentiert. Diese Vorprüfung sollte mit dem Umweltbericht zur Verfügung 
gestellt werden.  

Die Naturschutzverbände erbitten die Übersendung dieser tabellarischen Dokumentation und 
behalten sich vor, hierzu weitere Hinweise und Bedenken einzureichen. 



Regionalplan OWL, Entwurf 05.10.2020 - Stellungnahme BUND NRW, LNU, NABU NRW vom 31. März.2021 

91 
 

D.1.2 Nicht ausreichende Berücksichtigung relevanter Umweltziele  

Die Abarbeitung der Umweltprüfung kann im Hinblick auf bewertungsbedeutsame Sachver-
halte auf solche Aspekte beschränkt werden, die eine Erheblichkeit der Auswirkungen anzei-
gen können. Dreh- und Angelpunkt ist dabei die Darstellung der Ziele des Umweltschutzes, 
die für den Regionalplan von Bedeutung sind und in einschlägigen Gesetzen und Plänen fest-
gelegt sind (Anlage 1 Nr. 1b) zu § 8 Abs. 1 ROG). Dabei weist § 40 Abs. 2 S. 2 UVPG bereits 
darauf hin, dass neben den geltenden Zielen auch sonstige Umwelterwägungen berücksichtigt 
werden können. Von diesen Zielen werden dann die in der SUP anzuwendenden Bewertungs-
kriterien für die Umweltauswirkungen abgeleitet. So wird der grundsätzliche Rahmen für die 
Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen festgelegt. Dies gilt auch für die dafür 
erforderliche Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 
nach Anlage 1 Nr. 2a) zu § 8 Abs. 1 ROG.  

Die im Einzelfall ausgewählten Ziele bilden damit das inhaltliche Rückgrat der SUP. Der Ziel-
begriff beinhaltet nach dem Leitfaden zur Strategischen Umweltprüfung des UBA/ BMU (2010) 
sämtliche Zielvorgaben, die auf die Sicherung oder Verbesserung des Umweltzustandes ge-
richtet sind, und beinhaltet auch die Ausrichtung am Vorsorgeprinzip. Darunter sind sowohl 
Rechtsnormen (Gesetze, aber auch z.B. Schutzgebietsverordnungen und Erlasse), als auch 
andere Pläne (z.B. Klimaschutzplan, Landschaftspläne, Luftreinhaltepläne) und Programme 
sowie politische Beschlüsse (z.B. Nachhaltigkeitsstrategie, Flächensparziel) zu fassen. Die 
rechtlichen Normen beinhalten ggf. Ziel- und Grundsatznormen, Ge- und Verbote, Planungs-
leitsätze und Optimierungs- und Berücksichtigungsgebote. Für die Konkretisierung können 
und müssen neben geeigneten Kriterien aus Rechts- und Verwaltungsvorschriften auch nicht-
hoheitliche Umweltziele z.B. aus Fachplanungen und wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
herangezogen werden. 

Die in der vorliegenden SUP vorgenommene Auswahl an Umweltschutzzielen und Kriterien ist 
nicht ausreichend. Die Darstellung der Ziele des Umweltschutzes beschränkt sich ausschließ-
lich auf hoheitlich fixierte Zielsetzungen; sich daraus ergebende, zielkonkretisierende Maß-
nahmen- und Umsetzungsplanungen wie z.B. die Maßnahmenkonzepte zur Umsetzung des 
FFH-Schutzes, die Maßnahmenprogramme/ Umsetzungsfahrpläne nach WRRL-Richtlinie, 
ggf. regionale/ örtliche Klimaschutzkonzepte und insbesondere die in den Landschaftsplanun-
gen formulierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege (in NRW rechtlich bin-
dend) werden nicht berücksichtigt. Unverständlicherweise werden auch die Inhalte des gelten-
den Regionalplanes selbst nicht herangezogen, in der Zielaufstellung finden sich die Ziele und 
Grundsätze z.B. zum Thema Freiraumschutz oder Klimaanpassung nicht wieder.  

Es sind nachvollziehbare Bewertungskriterien/ Indikatoren zu entwickeln, anhand derer die 
Auswirkungen der Regionalplanung in ihrer Erheblichkeit beurteilt werden können. Unter Be-
rücksichtigung dieser planungsrelevanten Ziel- und Umsetzungssysteme sind die ausgewähl-
ten Kriterien zur Einstufung der Erheblichkeit von Umweltauswirkungen in Teilen deutlich zu 
ergänzen (s.u.). 

D.1.3 Fehlende Beschreibung aktueller Umweltprobleme 

Nach § 40 Abs. 2 Nr. 4 UVPG ist im Umweltbericht die Angabe der derzeitigen für den Plan 
oder das Programm bedeutsamen Umweltprobleme erforderlich. Dabei ist insbesondere auf 
Probleme einzugehen, die sich auf ökologisch empfindliche Gebiete wie die Schutzgebiete 
und Schutzgegenstände des Naturschutzes beziehen. Zu integrieren sind dabei auch Gebiete, 
in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen 
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bereits überschritten sind und Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte. Dabei ist aus Sicht der 
Naturschutzverbände auf die regionalen Unterschiede im Regionalplangebiet einzugehen. 
Hierbei ist insbesondere zu unterscheiden zwischen den unterschiedlich geprägten regionalen 
Bereichen (z.B. Ballungskernraum, Ballungsrandzone, ländlich geprägte Bereiche). Eine ge-
nauere Betrachtung erfordert die Gefährdung von Lebensräumen und Arten, für die eine be-
sondere Verantwortung im Verbandsgebiet besteht (für die FFH-Arten/ Lebensraumtypen, pla-
nungsrelevante Arten). Die Ursachen für die Gefährdungen sind zu benennen, um die Auswir-
kungen der Planung angemessen beurteilen zu können. Hier sei auf folgende Umweltprob-
leme hingewiesen, die aus Sicht der Naturschutzverbände behandelt werden müssen: 

 derzeitige und zukünftige (im Rahmen weiterer bekannter Planungen) Situation des Flächen-
verbrauchs und hierdurch bedingte Verluste von Freiraum und insbesondere von Lebensräu-
men (im Rahmen der Gesamt-Neuaufstellung des Regionalplans), 

 Probleme durch den weitergehenden Rückgang bzw. auch die Intensivierung der Landwirt-
schaft, 

 Auswirkungen von Straßen (z.B. auch auf schutzwürdige Lebensräume), 

 derzeitige Situation und Gefährdung unzerschnittener Räume, auch im Rahmen weiterer be-
kannter Planungen, 

 bestehende Situation unter Einbezug der Defizite an (Nah-)Erholungsräumen und Vorbelas-
tungen in den Ballungsraumbereichen, 

 Zerschneidungsgefährdung zusammenhängender großräumiger Biotopkomplexe, 

 Beeinträchtigungen durch Emissionen bzw. Immissionen (insbesondere durch Straßen u. be-
sonders emittierende Betriebe), 

 Umweltprobleme durch Rückzug der Träger des schienengebunden ÖPNV aus der Fläche, 

 bestehende artenschutzrechtliche Probleme bei Beeinträchtigung von Lebensstätten. 

D.1.4 Nicht ausreichende Indikatorenauswahl für die Erfassung und Bewertung  

Die Methodik zur Bewertung der Erheblichkeit von Umweltauswirkungen basiert auf der Aus-
wahl von flächenbezogenen Indikatoren, bei denen jede Flächeninanspruchnahme/ Lage in 
der Fläche als mögliche erhebliche Beeinträchtigung gewertet wird. Das Bestreben, die Um-
weltprüfung durch ein gut handhabbares, schematisiertes Prüfprogramm zu bewältigen, ist 
nachvollziehbar und hat sicher seine Berechtigung. Allerdings wird hier eine Vereinfachung 
der Komplexität des Prüfumfanges vorgenommen, die der Aufgabe einer strategischen Um-
weltprüfung nicht gerecht wird.  

Nach § 40 (1) S. 2 UVPG sind im Umweltbericht die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen eines Plans oder Programms auf die Schutzgüter zu ermitteln, zu beschreiben 
und zu bewerten. Dabei dient die Umweltprüfung einer wirksamen Umweltvorsorge (§ 3 S. 2 
UVPG). Umweltauswirkungen sind nach § 2 Abs. 2 S. 1 UVPG unmittelbare und mittelbare 
Auswirkungen der Durchführung eines Plans oder Programms auf die Schutzgüter. Diese sind 
zunächst zu ermitteln und zu beschreiben, bevor die Bewertung der Erheblichkeit anhand der 
aufgestellten Kriterien erfolgt. In der vorliegenden Umweltprüfung werden aber von vorneher-
ein Kriterien abschließend festgelegt, bei deren – vorwiegend rein flächenmäßiger - Betroffen-
heit eine voraussichtliche Erheblichkeit von Umweltauswirkungen generell angenommen/ fest-
gelegt wird, z.B. jede flächenmäßige Betroffenheit von NSG oder FFH-Gebieten.  
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Dieses Vorgehen erinnert an den Einsatz von Tabukriterien für Flächenfestlegungen mit Kon-
zentrationswirkung wie Bereiche für die Sicherung und den Abbau von Bodenschätzen (BSAB) 
oder Windenergiebereiche. Die Bewertungskriterien dienen aber wie oben dargestellt dazu, 
eine Erheblichkeit anzeigen und feststellen zu können. Ob diese Erheblichkeit vorliegt, kann 
dabei immer nur im Einzelfall, also bezogen auf die jeweilige räumliche Festlegung beurteilt 
werden und zwar abhängig von den einzelnen Wirkfaktoren der jeweiligen Festlegung, von 
dem Ausgangszustand der räumlich betroffenen Umwelt inklusive dem Erreichungsgrad der 
berücksichtigten Umweltziele, bestehenden Beeinträchtigungen und Defiziten, sowie von 
eventuellen Wechselwirkungen unter den Schutzgütern und Kumulationswirkungen mit ande-
ren Festlegungen. Die Kriterien müssen demnach auch eine graduelle Einstufung im Hinblick 
auf die konkret vorliegende, spezifische Betroffenheit erlauben, um dann über die Erheblichkeit 
entscheiden zu können. Sie müssen mit Bewertungsstufen versehen sein, um die Einordnung 
der Erheblichkeit nachvollziehbar zu machen.  

Als erster Schritt in diese Richtung ist in den Flächensteckbriefen (nur für die Flächen mit einer 
Gesamtbewertung als Plangebiet, dass insgesamt voraussichtlich zu erheblichen Umweltaus-
wirkungen führt/ rot) angegeben, wieviel Prozent der Plangebietsfläche eine Flächeninan-
spruchnahme für das jeweilige Prüfkriterium bedeuten (z.B. 39 % des Plangebietes führen zur 
Flächeninanspruchnahme in Überschwemmungsgebieten bzw. HQ-100-Gebieten). Allein 
diese Angabe erlaubt aber hinsichtlich der Abwägung keine konkrete Einschätzung darüber, 
was diese Betroffenheit für den Zustand des Schutzgutes im konkreten Raum bedeutet. Dafür 
sind auch die unterschiedlichen Einbeziehungsregeln für das „Umfeld“ nicht ausreichend. Es 
wäre bei einer Betroffenheit bspw. darzulegen, welche Zerschneidungswirkung ein ASB für 
den Biotopverbund hat und insbesondere, ob weitere Darstellungen die Biotopverbundfläche 
beeinträchtigen. Hierbei sind auch die Biotopverbundflächen besonderer Bedeutung in den 
Blick zu nehmen.  

D.1.5 Erforderliche Ergänzung der Indikatoren für die Prognose erheblicher Umweltauswir-
kungen 

Demzufolge sind die Indikatoren/ Kriterien für die Beurteilung der Umweltauswirkungen zu er-
gänzen. Im Weiteren überzeugt die Zuordnung der Kriterien jeweils ausschließlich zu einem 
Schutzgut nicht; einige Kriterien müssen zur sachgemäßen Beurteilung/ Bewertung der Um-
weltauswirkungen bei mehreren Schutzgütern herangezogen werden. Dies ist auch deshalb 
erforderlich, weil die Umweltprüfung die Wechselwirkungen unter den einzelnen Schutzgütern 
ansonsten nicht erkennbar berücksichtigt.  

Aus Sicht der Naturschutzverbände sind daher die im Folgenden aufgeführten Kriterien min-
destens zu ergänzen und von der Erfassung und Darstellung der Bestandssituation, der spe-
zifischen Auswirkungen der Planfestlegungen bis zur Bewertung vollständig abzuarbeiten 
(Übersicht, Begründung s.u.). Das bedeutet nicht, dass jede flächenmäßige Betroffenheit auch 
eine Erheblichkeit auslösen muss – sie kann es aber. 

D.1.5.1 Schutzgut Mensch / menschliche Gesundheit: 

Bevölkerung 

Zum Schutzgut Mensch fehlt die Betrachtung des Faktors Bevölkerung, die bereits auf der 
Ebene der Regionalplanung einbezogen werden kann und muss. Bei „Bevölkerung“ kommt es 
vor allem auf die stärkere oder besondere Berücksichtigung von bestimmten Bevölkerungs-
gruppen an, wozu in erster Linie solche gehören, die aus Mangel an ökonomischen Ressour-
cen, fehlendem Zugang zu Bildung oder aufgrund von Erkrankungen und Behinderung sowie 
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ihrer körperlichen Konstitution (z. B. junge und ältere Menschen) in besonderem Maße für 
gesundheitsbezogene Umweltbelastungen empfindlich sind ("vulnerable Gruppen"). Im Rah-
men der Neudarstellungen/ Erweiterungen z.B. von ASB, GIB und BASB sind hier insbeson-
dere die Auswirkungen zusätzlicher Immissionen durch veränderte/ zusätzliche Verkehrs-
ströme zu betrachten. Eine Abschichtung auf die nachfolgende Planungsebene ist hierbei nicht 
sinnvoll, da hierdurch die (ggf. auch erforderliche) Prüfung möglicher Alternativen im regiona-
len Gesamtzusammenhang unterbleiben würde (s.u.).  

Innerhalb der Raumanalyse zur SUP ist dafür die Erfassung/ Darstellung und textliche Be-
schreibung für folgende Aspekte angezeigt: 

 Erfassung von Einrichtungen, die für die vulnerablen Bevölkerungsgruppen relevant sind (z.B. 
Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser, Altenheime), 

 zusätzliche Ableitung entsprechender Einrichtungen aus der Bauleitplanung der Kommunen. 

Im Rahmen der Wirkungsprognose gilt es, Bewertungskriterien für die Berücksichtigung vul-
nerabler Gruppen zu entwickeln: 

 Untersuchung der Auswirkungen des zusätzlichen Verkehrs von neuen Flächendarstellungen 
(ASB, GIB, BSAB) auf betroffene ASB (Lärm, Schadstoffe), 

 Definition der Betroffenheit durch die Festlegung von ggf. spezifischen Abstandswerten für den 
Schutzgutaspekt Bevölkerung unter Berücksichtigung der relevanten Lärmgrenzwerte der 16. 
BImSchV,  

 ergänzende verbale Ausführungen im Text und kartografische Darstellung im Falle der Betrof-
fenheit solcher Einrichtungen. 

Klima 

Des Weiteren bedarf auch das Schutzgut Mensch und insbesondere die menschliche Gesund-
heit der Berücksichtigung klimabezogener Kriterien, da die Auswirkungen der Planung auf kli-
matisch bedeutsame Bereiche u. U. erhebliche Auswirkungen haben kann (Weiteres s. unter 
Schutzgut Klima).  

Überflutungsgebiete 

Außerdem sollten die Überflutungsgebiete bei Extremereignissen, die aus den Hochwasser-
gefahrenkarten ermittelt werden können, als Kriterium insbesondere bei der Beurteilung der 
Auswirkungen der Siedlungsentwicklung herangezogen werden. 

Erholung 

Für die Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf die Erholungssituation ist es erforder-
lich, die bestehende Situation unter Einbezug der Defizite an (Nah-) Erholungsräumen und 
Vorbelastungen in den Großstädten zu erfassen und darzustellen. Je nach Lage im Raum sind 
die Auswirkungen geplanter Festlegungen in Folge der deutlich unterschiedlichen Bedarfe dif-
ferenziert zu beurteilen. In den Großstädten müssen hier andere, schärfere Kriterien gelten als 
in den ländlichen Bereichen. Insbesondere in Stadtrandbereichen und in Kommunen mit ge-
ringem Anteil an Erholungsflächen haben Gebiete mit Erholungsfunktion eine sehr hohe Be-
deutung für das Schutzgut Mensch/ menschliche Gesundheit. Hier sind erhebliche Umwelt-
auswirkungen zu prognostizieren. Deshalb sind Gebiete mit hoher Erholungseignung aufgrund 
Ihrer Ausstattung mit erholungsrelevanten Elementen (z.B. Wanderwege) und ihrer Naturnähe 
sowie ihrer Schönheit und Eigenart des Landschaftsbildes zu erfassen und hinsichtlich ihrer 
Erholungseignung zu bewerten. In Kommunen mit geringem Anteil an Naherholungsgebieten 
sind diese aufgrund ihrer Seltenheit gesondert zu bewerten.  
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In Anbetracht der Situation in NRW, das zu den am stärksten zerschnittenen und somit ver-
lärmten Gebieten Deutschlands zählt, sind auch die ggf. in den Lärmaktionsplänen der Kom-
munen ausgewiesenen „ruhigen Gebiete“ heranzuziehen. Nach den Hinweisen der Länderar-
beitsgemeinschaft Immissionsschutz (2017) dient als Anhaltspunkt für eine Festlegung ruhiger 
Gebiete auf dem Land ein Pegelwert von LDEN=40dB(A) oder kleiner. In Ballungsgebieten 
werden als Anhaltspunkte eine Größe der Gebiete von über 4 km² und auf dem überwiegenden 
Teil der Flächen eine Lärmbelastung von LDEN≤50dB(A) genannt. In den Randbereichen soll 
danach ein Pegel von LDEN=55dB(A) nicht überschritten werden und es sollen keine erhebli-
chen Lärmquellen in der Fläche vorhanden sein.  

Um den oben aufgeführten Aspekten Rechnung zu tragen, sind darüber hinaus die Kriterien 
für das Schutzgut Landschaft für die Bewertung der Auswirkungen auf die Erholungssituation 
einzubeziehen (zu den Kriterien im Einzelnen s. unter Schutzgut Landschaft), so: 

 die auf landschaftsgebundene Erholung ausgerichteten Bereiche/ Schutzgebiete BSLE, Na-
turparke und Landschaftsschutzgebiete (s.u.),  

 das Landschaftsbild, 

 die UZVR, die einen wesentlichen Bestandteil der großräumigen Erholungsbereiche darstel-
len. 

Außerdem ist hier auch der Bedarf an kurzfristig erreichbaren Naherholungsräumen zu nen-
nen, der sich in Zukunft aufgrund der sich deutlich verstärkenden (bio)klimatischen Belastun-
gen in den Innenstadtbereichen/ Ballungsraumgebieten noch verstärken dürfte.  

D.1.5.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt 

Die Bewertung der Auswirkungen auf dieses Schutzgut ist durch die Angaben in der Tabelle 
nicht sachgerecht durchzuführen. Viele Aspekte der möglichen Beeinträchtigungen werden 
damit nicht angesprochen. Wesentliche naturschutzfachliche Ziele, die insbesondere dem 
Fachbeitrag und den Landschaftsplänen zu entnehmen sind, müssen in die Beurteilung inte-
griert werden. Neben den naturschutzrechtlich geschützten Bereichen sind weitere schutzwür-
dige Bereiche als Bewertungskriterien heranzuziehen. 

Biotopverbund 

Grundsätzlich ist der Einbezug schutzwürdiger Biotope zu begrüßen und auch die Biotopver-
bundflächen sind hier aufgeführt. Allerdings sind neben den Biotopverbundflächen mit heraus-
ragender Bedeutung auch die Flächen mit besonderer Bedeutung für die SUP heranzuziehen 
und ihre Beeinträchtigung ist darzulegen. Im Umweltbericht wird zum Biotopverbund treffend 
ausgeführt, dass diese in ihrer Funktion als Verbindungsflächen die für die Populationserhal-
tung erforderliche Vernetzung sicherstellen, was auch im Fachbeitrag des LANUV deutlich 
hervorgehoben wird. Danach vervollständigen diese Flächen das Biotopverbundsystem und 
sind unerlässlich für den Aufbau, den Erhalt und die Weiterentwicklung des landesweiten und 
regionalen Biotopverbundsystems. Dazu gehören auch landwirtschaftlich geprägte Bereiche, 
deren Strukturelemente nach § 21 (6) BNatSchG zu erhalten und zu schaffen sind. Nach § 21 
(4) BNatSchG sind die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungsele-
mente „durch Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 
Absatz 2, durch planungsrechtliche Festlegungen, durch langfristige vertragliche Vereinbarun-
gen oder andere geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um den Biotopverbund dauerhaft 
zu gewährleisten“. Hier wird schon auf gesetzlicher Ebene keine Unterscheidung hinsichtlich 
der Wertigkeit von Kernflächen und Verbindungsflächen gemacht. Dies unterstreicht auch § 35 
LNatSchG NRW, wonach „ein Netz räumlich oder funktional verbundener Biotope 
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(Biotopverbund) darzustellen und festzusetzen [ist], das 15 Prozent der Landesfläche um-
fasst“. Ein Netz ist nur inklusive der Verbindungsflächen herzustellen. Dies wird auch bei der 
Betrachtung der Verteilung der beiden Flächenkategorien im LANUV-Fachbeitrag deutlich. 

Es bedarf gerade auf der Ebene der Regionalplanung der Berücksichtigung von Verbundstruk-
turen, um die regionale Funktionsfähigkeit auch über die Planungsraumgrenzen hinaus zu ge-
währleisten. Die Inanspruchnahme/ Beeinträchtigung von Biotopverbund-Flächen sowohl von 
herausragender (Kernflächen) als auch besonderer (Verbindungsflächen) Bedeutung muss 
aus Sicht der Naturschutzverbände daher im Umweltbericht dargestellt und im Falle der Ver-
bindungsflächen auch im Einzelfall behandelt werden. Es ist ein Unterschied, ob durch eine 
Planfestlegung ein ganzer Verbundkorridor beseitigt oder erheblich beeinträchtigt wird, oder 
ob es sich um Verbundelemente handelt, die in einem ausreichenden räumlichen Zusammen-
hang wieder herzustellen wären. 

Umfeldbetrachtung bei gesetzlich geschützten Biotopen, Biotopverbundflächen, schutzwürdi-
gen Biotopen  

Für diese Flächen ist ebenfalls eine Umfeldbetrachtung von 300m im Rahmen der SUP vor-
zusehen und zwar 

 zum einen bezogen auf die Auswirkungen auf das jeweilige Gebiet wie z.B. die Gefährdung 
durch Lärm-/ Stoffeintrag/ Beschattung etc. und 

 zum anderen bezogen auf die jeweils relevanten Arten, denen der konkrete Flächenschutz 
dient (Schutzzweck laut Gebietsausweisung/ Gebietsbeschreibung). 

Weitere einzubeziehende Kriterien: 

 Neben den aufgeführten Schutzgebieten sind auch die regionalplanerisch dargestellten bzw. 
darzustellenden BSN und BSLE / BSLV, also die regionalplanerischen Ziele für den Freiraum 
selbst, zu berücksichtigen. 

 Waldflächen (hier sind auch als Wald dargestellte Feldgehölze zu integrieren) sind Ökosys-
teme mit langer Entwicklungsdauer, die in der Regel eine große Artenvielfalt aufweisen. Ein 
Ausgleich von Wald dauert Jahrzehnte, bis eine annähernd vergleichbare Qualität wiederher-
gestellt ist. Auch Waldrandbereiche sind wichtige Lebensräume für Tier- und Pflanzenarten. 

 Aus naturschutzfachlicher Sicht ist ein weiterer Rückgang von Grünland zu verhindern und der 
ökologischen Bedeutung von Grünlandflächen hohes Gewicht beizumessen. Grünlandver-
luste sind bei der Bewertung der Umweltauswirkungen daher gesondert zu berücksichtigen. 

 Bei der Betrachtung der Schutzgüter „Tiere/ Pflanzen“ sind die Kriterien um die Auswirkungen 
auf die Arten der Agrarbereiche zu ergänzen. 

D.1.5.3 Schutzgut Fläche 

Die Berücksichtigung des Schutzgutes Fläche im Umweltbericht ist vollkommen un-
brauchbar.  

Der Regionalplan schafft die Grundlage für die zukünftige Flächeninanspruchnahme/ Neuver-
siegelung durch Siedlungsvorhaben. Somit ist das Schutzgut „Fläche“ ein, wenn nicht sogar 
das wesentlich beeinträchtigte Schutzgut der vorliegenden Planung. Die Auseinandersetzung/ 
Prüfung der Auswirkungen findet im Umweltbericht quasi nicht statt. Zwar werden als Ziele 
des Umweltschutzes in Bezug auf das Schutzgut die wesentlichen Grundlagen genannt (Be-
grenzung der Flächeninanspruchnahme des Freiraums nach §3 (2) Nr. 2 ROG, Biodiversitäts-
strategie NRW, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie), es werden jedoch keinerlei Prüfkriterien 
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benannt, anhand derer eine Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgen soll. Ein Abgleich 
der Planung mit den genannten Zielen erfolgt an keiner einzigen Stelle im Umweltbericht.  

In Bezug auf das Schutzgut Fläche ist zu ermitteln, welche Flächeninanspruchnahme im Plan-
gebiet höchstens erfolgen darf, um die genannten Flächensparziele zu erreichen. Dabei ist ein 
wesentlicher Faktor auch die der Bedarfsermittlung zugrunde gelegte Siedlungsdichte.  

Hierbei sind Szenarien mit verschiedenen Dichten zu betrachten und in Bezug zu den Flä-
chensparzielen zu setzen.  

Außerdem sind sowohl die ermittelten Flächenbedarfe für Siedlungsbereiche als auch die neu 
geplanten Flächendarstellungen im Umweltbericht zu benennen. 

D.1.5.4 Schutzgut Luft/ Klima 

Die Berücksichtigung des Kriteriums „Flächeninanspruchnahme von klimatischen und lufthy-
gienischen Ausgleichsräumen“ wird begrüßt, allerdings sollte hier noch die „Flächeninan-
spruchnahme klimarelevanter Böden“ zur Operationalisierung des Schutzgutes herangezogen 
werden.  

Klimaökologische Ausgleichsfunktionen 

Die Beurteilung der Auswirkungen von Planfestlegungen auf die Ausgleichsfunktion auf Regi-
onalplanebene ist von besonderer Relevanz, da gerade hier großräumige Festlegungen ge-
troffen werden, die zum einen neue Lasträume schaffen oder bestehende verstärken und zum 
anderen Ausgleichsräume und weitere funktionale klimaökologische Beziehungen in erhebli-
chem Maße beeinträchtigen können. Allerdings ist hier nicht nur die Auswirkung der neuen 
Wohnbaufläche auf den Bestand zu bewerten, sondern auch, inwiefern die neue Fläche selbst 
einen thermisch belasteten Bereich bzw. eine Hitzeinsel hervorruft.  

Außerdem gilt es auf regionalplanerischer Ebene auch, die Darstellung der zukünftigen Ent-
wicklung zu berücksichtigen, die in Form von Vorsorgebereichen ausgewiesen wird. Dazu 
heißt es im Fachbericht „Klimaanalyse NRW“ (LANUV 2018, S. 56): „Die Klimawandel-Vorsor-
gebereiche beziehen sich dabei auf thermisch belastete Siedlungsgebiete, für die erwartet 
wird, dass der Klimawandel und damit verbunden der Anstieg der Temperaturen eine Verän-
derung der Bewertung zur Folge haben wird. Die Klimawandel-Vorsorgebereiche werden da-
bei als zusätzliche Inhalte in die Klimaanalysekarte für die Nachtsituation, die Tagsituation und 
die zusammenfassende Gesamtbetrachtung integriert.“ Insbesondere die Karte „Planungs-
empfehlungen für die Regionalplanung“ ist zu berücksichtigen, die bspw. überörtlich bedeut-
same Bereiche mit Überwärmung abgrenzt oder Kaltlufteinzugsbereiche nach ihrer regionalen 
Bedeutung einordnet. 

Klimarelevante Böden 

Das Kriterium „Flächeninanspruchnahme von klimarelevanten Böden“ wird beim Schutzgut 
Boden als Kriterium verwendet und sollte auch für die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 
herangezogen werden. Das im Fachbeitrags Bodenschutz des geologischen Dienstes NRW 
(2017) formulierte Leitbild des vorsorgenden Bodenschutzes in der Planung enthält das Ziel, 
„die klimarelevanten Böden grundsätzlich zu erhalten, sie wiederherzustellen oder nachhaltig 
zu verbessern, indem sie generell vor Trockenlegung, als Grünlandflächen vor Umbruch und 
vor Verdichtung geschützt oder nach Trockenlegung sachgerecht wiedervernässt (regeneriert) 
werden. Der hohe Wassergehalt im Boden ist Voraussetzung dafür, dass humusreiche Böden 
eine Funktion als Kohlenstoffspeicher oder sogar Kohlenstoffsenke erfüllen können, da unter 
anaeroben Bedingungen die Kohlenstoffmineralisierung bzw. der Abbau von Torfkörpern und 
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somit die Freisetzung klimarelevanter Emissionen minimiert wird“. Aus Sicht der Naturschutz-
verbände beeinträchtigt jeder Flächenverlust die Speicherfunktion von klimarelevantem CO2 
durch Komplettverlust der Klimafunktion erheblich. Daher sind die klimarelevanten Böden mit 
einer hohen Gewichtung zu versehen. 

Aufgrund ihrer Bedeutung für den Klimaschutz sind hier außerdem die Böden mit hoher Reg-
lerfunktion für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum zu berücksichtigen. Der Fachbeitrag 
weist ausdrücklich darauf hin, dass dem Schutz und Erhalt der Böden mit hoher Wasserspei-
cherkapazität auch im Rahmen der Umweltprüfung sowohl auf Ebene der Regionalplanung 
wie der Bauleitplanung zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels eine höhere Bedeutung 
zukommen sollte. Laut dem Fachbeitrag sollen alle Nutzungen, die den Wasser- und Luftkreis-
lauf beeinträchtigen, ferngehalten werden.  

Auswirkungen des Klimas auf Pflanzen und Tiere 

Auf diese Auswirkungen wird in der SUP nicht eingegangen. Dies ist aktuell unerlässlich und 
wird im Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege auch ausführlich behandelt. 
Hier spielen u.a. die Stabilisierung von Schutzgebieten und die Verbesserung von Lebensräu-
men sowie der Erhalt und Aufbau eines wirksamen Biotopverbundes mit großflächigen Schutz-
gebieten in guter Qualität eine Rolle. Dies dient der Offenhaltung und Schaffung von Freiraum- 
und Wanderkorridoren für Arten, die sich aufgrund der Veränderung ihrer Lebensräume neue, 
geeignetere Lebensräume (z.B. in kühleren oder feuchteren Gebieten) erschließen müssen. 
Insofern sind hier insbesondere auch die Verbindungsflächen, also Biotopverbundflächen der 
Kategorie II, zu berücksichtigen (s.o.). 

D.1.5.5 Schutzgut Landschaft 

Als positiv ist die Berücksichtigung von geschützten Landschaftsbestandteilen und der Unzer-
schnittenen verkehrsarmen Räume zu werten. Grundsätzlich sollten hier zur Bewertung des 
Schutzgutes daneben auch die lärmarmen Räume in der Ausprägung mit herausragender Be-
deutung für die naturbezogene Erholung herangezogen werden (s. Schutzgut Mensch, Erho-
lung). 

Landschaftsgebundene Erholung 

Die Berücksichtigung von Naturparken und Landschaftsschutzgebieten wird auf einen nach-
richtlichen Hinweis reduziert. Dem kann nicht gefolgt werden. Es ist möglich, auf Regional-
planebene anhand der Schutzgebietsausweisung (Schutzzweck/ Ver- und Gebote/ Maßnah-
men) wertbestimmende Merkmale in räumlicher Konkretisierung bezogen auf einzelne Festle-
gungen zu beschreiben. Die Auswirkungen sind gerade im Rahmen der Regionalplanung zu 
beurteilen und in die Abwägung einzustellen, weil hier zusammenhängend die Auswirkungen 
der Festlegungsbereiche deutlich werden und in Bezug auf das gesamte Gebiet des Natur-
parks/ der Landschaftsschutzgebiete auch im Sinne von kumulativen Wirkungen bewertet wer-
den müssen. 

D.1.6 Fachlich nicht fundierte Gesamteinschätzung der Erheblichkeit der zeichnerischen 
Festlegungen 

In Kapitel 4.1 des Anhang A werden die Bewertungsregeln dargelegt, nach denen die Gesamt-
einschätzung vorgenommen wird. Die zusammenfassende Erheblichkeitseinschätzung für die 
einzelnen Flächenfestlegungen erfolgt demnach nach einem Bewertungsmuster, das auf die 
Anzahl der betroffenen Kriterien und deren Gewichtung abstellt. Dabei werden zunächst Kri-
terien mit einer höheren Gewichtung definiert. Diese werden aufgrund spezifischer 
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gesetzlicher Vorgaben bzw. der besonderen rechtlichen Relevanz im Zuge von Planungs- und 
Zulassungsverfahren oder wegen einer besonderen umweltfachlichen Bedeutung ausgewählt. 
Für die genannten Kriterien (Kurorte/ -gebiete, FFH-/ Vogelschutzgebiete mit Umfeld, Natur-
schutzgebiete, planungsrelevanten Tier- und Pflanzenarten - die am Ende auf wenige verfah-
renskritische Arten reduziert werden (s.u.), Wasserschutz- und Überschwemmungsgebiete) ist 
die Einordnung sowohl rechtlich als auch fachlich unbestritten.  

Die Kriterien mit geringerem Gewicht werden dagegen beschrieben als Kriterien, die hinsicht-
lich der rechtlichen Bedeutung einen geringeren Stellenwert einnehmen, da es sich vorrangig 
um fachliche Einschätzungen bzw. Bewertungen der jeweiligen Schutzgüter handelt oder die 
in Bezug auf die Maßstabsebene des Regionalplanes eher kleinräumige umweltrelevante As-
pekte beschreiben (Methodenband, Anhang A, S. 37). Warum aber bspw. die Biotopverbund-
strukturen, die mit § 21 i.V.m. § 20 BNatSchG ebenso auf spezifischen gesetzlichen Vorgaben 
gründen und auch in den BSN des Regionalplanes selbst integriert sind, nicht in Gänze (Stufe 
I und II) als Kriterium mit höherem Gewicht eingestuft werden, bleibt unbegründet. Die anderen 
Ziele des Umweltschutzes, die für die einzelnen Schutzgüter dargestellt sind, sind ebenfalls 
rechtlich verankert und nur weil ihre Konkretisierung auch unterhalb der gesetzlich normierten 
Ebene über Ziel- und Maßnahmenplanungen und -konzepte erfolgt – die tlw. auch rechtlich 
vorgeschrieben sind - kann hier keine geringere „rechtliche“ Bedeutsamkeit abgeleitet werden.  

Eine SUP bezieht sich auf alle Schutzgüter nach § 8 (1) ROG gleichermaßen und die Bewer-
tung der Erheblichkeit von negativen Umweltauswirkungen hängt nicht allein von fachgesetz-
lich strengen Vorschriften ab. Die Ausrichtung bei der Höhergewichtung ist hier offensichtlich 
auf solche Kriterien fokussiert, für die die Einschätzung besteht, dass diese rechtlich gesehen 
zu Problemen bei der Planrechtfertigung/ -begründung sowie auf den folgenden Planungsebe-
nen führen können. Damit wird an dieser Stelle der Umweltprüfung eine unzulässige Vorab-
bewertung in Form einer nicht rein umweltfachlich ausgerichteten Beurteilung vorgenommen. 
Die Umweltprüfung dient dazu, die verschiedenen Umweltbetroffenheiten fachlich fundiert auf-
zuzeigen, sie untereinander in Beziehung zu setzen und so für die einzelnen Planfestlegungen 
zu einer umweltfachlichen Gesamteinschätzung hinsichtlich der voraussichtlichen Erheblich-
keit ihrer Umweltauswirkungen zu kommen. Sie dient nicht dazu, den Regionalplan zu recht-
fertigen und eine Darstellung und letztlich Abwägung der Umweltbelange allein im Hinblick auf 
ihre Wirkung als rechtliche Hinderungsgründe für die einzelnen Planfestlegungen mit negati-
ven Umweltauswirkungen und deren Umsetzung auf weiteren Planungsebenen vorzunehmen. 
Diese Abwägung hat nach der Umweltprüfung zu erfolgen. 

Aus fachlicher Sicht sind mindestens auch folgende Kriterien mit höherem Gewicht zu verse-
hen: 

 Schutzgut Mensch: Erholungsräume hoher und sehr hoher Priorität (Klima), lärmarme 
Räume in Ballungsräumen 

 Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt: Gesetzlich geschützte Biotope, Biotopver-
bundflächen Stufe II 

 Schutzgut Boden: Schutzwürdige Böden mit Funktion für den Klimaschutz (klimarelevante 
Böden) und mit Biotopentwicklungspotential für Extremstandorte 

 Schutzgut Klima (zusätzlich): Kohlenstoffsenken, Kaltluft-Leitbahnen mit sehr hoher, hoher 
und mittlerer Priorität 

Die Einordnung sowohl hinsichtlich einzelner Kriterien zu den Schutzgütern als auch bezogen 
auf die unterschiedlichen Festlegungen müsste außerdem wesentlich detaillierter durchgeführt 
werden. In Verbindung mit den oben angeführten zu ergänzenden Aspekten für die 
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Umweltprüfung wäre bspw. bei Berücksichtigung der Umsetzungsfahrpläne bzw. Maßnah-
menübersichten nach § 74 LWG zu differenzieren zwischen den Teilabschnitten: Strahlur-
sprüngen und Entwicklungskorridoren kommt dabei ggf. ein höheres Gewicht zu als den Tritt-
steinen. Hinsichtlich der Flächeninanspruchnahme von Wasserschutzgebieten wären die 
Zone III A + B bei Beeinträchtigung durch Siedlungsflächen mindestens als Kriterium mit ge-
ringerem Gewicht anzusetzen. 

Zur zusammenfassenden Einschätzung wird dann allein die Anzahl von erheblichen Auswir-
kungen herangezogen: Bei einem Kriterium mit höherem Gewicht oder mindestens zwei Kri-
terien mit geringerem Gewicht ist eine voraussichtliche Erheblichkeit der Umweltauswirkungen 
einer Planfestlegung gegeben. Auch diese Vereinfachung der Bewertungsvorganges in Form 
einer on/ off-Bewertung erlaubt keine Einschätzung über den Grad der Beeinträchtigung, so-
dass keine ausreichende Entscheidungsgrundlage für die Abwägung zur Verfügung gestellt 
wird. Dieser Aggregationsschritt ist schlicht nicht notwendig und sagt nichts über die qualitative 
Betroffenheit aus: eine zusammenfassende Darstellung der erheblichen und nicht erheblichen 
Auswirkungen einer Planfestlegung mit Beschreibung ihrer jeweiligen Ausprägung reicht als 
Beurteilungsgrundlage vollkommen aus. 

D.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Die Prognose über die Umweltauswirkungen der vorliegenden Planung nimmt lediglich 26 Sei-
ten im Umweltbericht ein und beschränkt sich im Wesentlichen auf die Auswirkungen der textli-
chen Festlegungen. 

Die textlichen Ziele für die Siedlungsbereiche werden dabei in der Regel als Beitrag zur Ver-
minderung von Umweltbeeinträchtigungen beurteilt, was angesichts der massiven Deregulie-
rung mit wenigen unbrauchbaren Grundsätzen zu Flächensparen/ kompakter Siedlungsent-
wicklung und der Folgen für Natur und Landschaft, vor allem in Form eines ungezügelten Flä-
chenverbrauchs, als abwegig einzustufen ist. Für einige textliche Festlegungen seien Beein-
trächtigungen auf der Maßstabsebene der Regionalplanung nicht erkennbar. Dies gilt insbe-
sondere für die Flächenkontingentierung. Dies ist nicht nachvollziehbar. Durch die weit über 
den tatsächlichen Bedarf hinausgehende Darstellung von Siedlungsflächen und die fehlende 
Steuerung auf möglichst konfliktarme Standorte, werden sehr wohl erhebliche negative Um-
weltauswirkungen hervorgerufen. Zu einem überwiegenden Teil sind die Flächenausweisun-
gen als Ergebnis der (defizitären) Umweltprüfung mit erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen verbunden. Eine vorrangige Nutzung der konfliktarmen Standorte vor konfliktreichen 
Flächen ist nicht vorgesehen (s. dazu ausführlich Abschnitt C1).  

Es fehlt eine Prognose darüber, wie sich die zeichnerischen Festlegungen in ihrer Gesamtheit 
auf die einzelnen Schutzgüter auswirken. Damit fehlen dem vorliegenden Umweltbericht we-
sentliche Informationen, die für eine Beurteilung der Planung essentiell sind. Der vorliegende 
Umweltbericht ist daher als sachgerechte Entscheidungsgrundlage für den Regionalrat bzw. 
als Informationsgrundlage für die Öffentlichkeit unbrauchbar. 

Lediglich aus der Tabelle „Gesamtbetrachtung“ (Anhang E) kann mit viel Aufwand eine Betrof-
fenheit der einzelnen Schutzgüter selber abgeleitet werden. Dabei zeigt sich, dass u.a. in er-
heblichem Umfang schutzwürdige Böden in Anspruch genommen werden. Hier wäre eine ver-
tiefte Betrachtung erforderlich: In welchem Umfang werden klimarelevante Böden, Böden mit 
Biotopentwicklungspotential oder ertragreiche Böden in Anspruch genommen und welche 
Auswirkungen hat das in regionaler Hinsicht? 
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In Bezug auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt ist bspw. die Beeinträchtigung 
von Schutzgebieten, verfahrenskritischen Arten (rote Einstufung bei planungsrelevanten Ar-
ten) und insbesondere auch auf der übergeordneten Planungsebene die Beeinträchtigung des 
Biotopverbundes genauer zu ermitteln. Hier ist insbesondere in den Blick zu nehmen, ob Bio-
topverbundflächen in ihrer Funktion beeinträchtigt werden und ob eventuell mehrere Flächen-
darstellungen auf einzelne Biotopverbundflächen wirken.  

Tabelle 4: Bewertungsergebnisse der SUP nach Bewertungskriterien 

Kriterium Summen Kriterienbe-
wertungen rot 

Summen Kriterienbe-
wertungen gelb 

Kurorte/ -gebiete, Erholungsorte 0 23 

Erholen (lärmarme naturbezogene Erholungsräume) 2 30 

Wohnen 124 222 

FFH-/ Vogelschutzgebiete 0 71 

Naturschutzgebiet 23 123 

planungsrelevante Arten (Tiere, Pflanzen) 10 260 

Biotope nach § 30 BNatSchG/ § 42 LNatSchG NRW 11 23 

schutzwürdige Biotope 9 102 

Biotopverbund, auch zielartenbezogen 23 264 

schutzwürdige Böden/ klimarelevante Böden 417 68 

Wasserschutzgebiet/ Heilquellenschutzgebiet 35 88 

Überschwemmungsgebiet/ HQ-100-Gebiet 22 24 

Oberflächenwasserkörper gemäß WRRL 0 270 

Grundwasserkörper gemäß WRRL 0 615 

klimatischer und lufthygienischer Ausgleich 80 167 

Landschaftsbild  25 560 

Naturparke 0 185 

Landschaftsschutzgebiete 0 348 

unzerschnittene verkehrsarme Räume 52 223 

geschützte Landschaftsbestandteile  0 49 

Waldflächen 34 105 

bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche 124 245 

historisch überlieferte Sichtbeziehungen 0 22 

Kulturgüter mit Raumwirkung 19 348 

Zusammenfasende Einschätzung" 313 302 

Es zeigt sich auch, in welchem Umfang die Beurteilung der Umweltauswirkungen durch die 
gewählte Kriteriengewichtung auf die nachfolgenden Planungsebenen verschoben wird 
(„gelbe Bewertungen“). Dies ist insbesondere bei den Biotopverbundflächen besonderer Be-
deutung von Belang, weil hier wichtige Verbindungsflächen betroffen sind, deren 
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Beeinträchtigung gemeindeübergreifend zu beurteilen ist und somit auf der Regionalplan-
ebene zu betrachten ist. 

In Bezug auf das Kriterium „Grundwasserkörper gemäß WRRL“ ist naturgemäß festzustellen, 
dass sich alle Flächendarstellungen auf das Schutzgut auswirken. Die im Anhang D vorgelegte 
Auflistung, welche Flächen, welche Grundwasserkörper betreffen, ist zwar wichtig, bleibt aber 
bezüglich ihrer Aussagekraft unbrauchbar. Hier müsste die Größe des Grundwasserkörpers 
und die geplante Inanspruchnahme flächenmäßig bilanziert werden. Für jeden Grundwasser-
körper ist zu beurteilen, ob eine Inanspruchnahme in der geplanten Größenordnung als erheb-
lich einzustufen ist. Dazu sind die vorliegenden Daten zur bestehenden Flächenversiegelung 
und die Beschreibung der Grundwasserkörper (Beschaffenheit, Gefährdungspotenzial, Emp-
findlichkeit) heranzuziehen. Eine Beurteilung kann nur auf der regionalen Ebene erfolgen, da 
die Grundwasserkörper großflächig und gemeindeübergreifend sind. Die Regionalplanung 
muss der Aufgabe des langfristigen, vorsorgenden Trinkwasserschutzes auch durch eine Be-
rücksichtigung in der Umweltprüfung gerecht werden. 

Der vorgelegte Anhang D (Wasserrahmenrichtlinie) zur Umweltprüfung erweist sich auch im 
Hinblick auf die Beurteilung der Beeinträchtigung von Oberflächengewässern als wenig 
brauchbar. Im Anhang A (Methodenband) wird unter 3.5.3 Wasserrahmenrichtlinie (EG-
WRRL) ausgeführt:  

Im Falle der Oberflächenwasserkörper sind die im Rahmen der Berichtspflicht erfassten und 
einheitlich bewerteten Wasserkörper eingeflossen. (...) 

Aufgrund der besonderen Relevanz bereits durch den Bewirtschaftungsplan zugewiesener 
konkreter sogenannter Programmmaßnahmen und damit ableitbarer Vorbelastungen bezüg-
lich ausgewiesener WRRL-Wasserkörper werden diese im Anhang D des Umweltberichtes je 
nach Belastungstyp gemäß LAWA-Vorgaben mit aufgeführt (MULNVNRW2019a). 

Die Tabelle der Oberflächenwasserkörper im Anhand D weist jedoch ganz erhebliche Lücken 
auf. So fehlen bspw. zahlreiche Oberflächenwasserkörper, z.B.im Bereich der Oberen Werre 
bis zur Einmündung der Bega die Oberflächenwasserkörper: 

 DE_NRW4612_0, Wiembecke 
 DE_NRW_46124_0, Berlebecke 
 DE_NRW_46124_2800, Berlebecke 
 DE_NRW_46182_0, Gruttbach 

Die Tabelle ist mit allen fehlenden berichtspflichtigen Wasserkörpern zu ergänzen. 

Zur Beurteilung der Umweltauswirkungen eines Plangebiets auf das Schutzgut Wasser reicht 
es nicht aus, dessen Lage im Oberflächenwasserkörper oder im Umfeld (300 m) festzustellen. 
Ergänzend muss ggf. die Lage zum Strahlursprung oder zu einer Auenentwicklungsfläche, die 
aus der Maßnahmenübersicht nach § 74 LWG hervorgeht, gewichtet werden. Das Urteil auf 
die nachgeordnete Planungs- oder Zulassungsebene zu verschieben, kann bedeuten, der wei-
teren Verminderung von Gewässerentwicklungsflächen, die zur Zielerreichung nach der EG-
WRRL unverzichtbar sind, nicht frühzeitig genug zu begegnen. 

D.3 Angaben zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

Die Angaben zu diesem Aspekt der Umweltprüfung sind unzureichend. Die Regionalplanung 
kann die wesentliche Frage der Verfügbarkeit von Ausgleichsräumen nicht gänzlich auf die 
nachgelagerten Planungsebenen verweisen, insbesondere, wenn sie regionale Bedarfsflä-
chen ausweist, die in naturschutzfachlicher Sicht trotzdem lokal auszugleichen sind. Daher ist 



Regionalplan OWL, Entwurf 05.10.2020 - Stellungnahme BUND NRW, LNU, NABU NRW vom 31. März.2021 

103 
 

zunächst auf die Fragestellung einzugehen, inwiefern für die Planfestlegungen und ihre wei-
tere Umsetzung Ausgleichsräume absehbar zur Verfügung stehen. Dies stellt insbesondere in 
den dicht besiedelten Bereichen ein großes Problem dar. So sind Anregungen und Forderun-
gen für die nachfolgenden Planungs- und Umsetzungsebenen möglich und notwendig. Für 
eine Konkretisierung können insbesondere die Erfordernisse und Maßnahmen aus den Land-
schaftsplänen herangezogen werden. 

D.4 Alternativenprüfung  

Im Rahmen der Alternativenprüfung wird nur die Flächenauswahl bzw. der Flächenzuschnitt 
der einzelnen Flächen betrachtet. Dabei wird auf die Flächenauswahl in den Kommunalge-
sprächen verwiesen, bei denen bereits dem Planungsgrundsatz der Vermeidung nachteiliger 
Umweltauswirkungen in hohem Maße Rechnung getragen worden sei. Dies erscheint mit Blick 
auf 7173 ha Plandarstellungen (54 % der Gesamtfläche an ASB/ GIB/ BSAB) mit voraussicht-
lich erheblichen Umweltauswirkungen nicht plausibel. 

Im Sinne planerischer Alternativen seien ca. 40 Planflächen in ihrem Zuschnitt angepasst wor-
den. Durch den veränderten Flächenzuschnitt seien erhebliche Umweltauswirkungen vollstän-
dig vermieden oder reduziert worden. Auf zwei Planfestlegungen sei nach dem ersten 
Prüfdurchlauf gänzlich verzichtet worden. Hierbei handelt es sich zum einen um eine ursprüng-
lich in ein NSG hinein geplante betriebliche Erweiterung eines bestehenden Unternehmens 
und zum anderen um einen im Bereich Paderborn Salzkotten geplanten ASB, welcher hier im 
Konflikt mit dem Vorkommen der Wiesenweihe gestanden hatte. Welche Alternativen bei den 
restlichen ca. 273 Flächen mit erheblichen Umweltauswirkungen geprüft wurden, ist nicht er-
sichtlich. 

Außerdem fehlt grundsätzlich eine übergeordnete Alternativenprüfung, die es der politischen 
Entscheidungsebene ermöglicht, sich zwischen mehreren möglichen Entwicklungsperspek-
tiven zu entscheiden. Hier muss dargestellt werden, inwiefern die Planziele auch mit anderen 
Maßnahmen erreicht werden können – ohne die Schleifung durch kommunalpolitische Inte-
ressen. Dabei geht es auch um Konzeptalternativen. Das bedeutet für die Flächeninanspruch-
nahme bspw., dass verschiedene Modelle zur Deckung des Bedarfs erarbeitet werden, bei 
denen unterschiedliche Dichtevorgaben (Wohneinheiten/ ha) und Kombinationen entwickelt 
werden, die in der Gesamtbetrachtung ein Flächenersparnis erzeugen können. Solange sich 
die Alternativenprüfung immer nur auf die Auswahl einzelner Flächen bezieht, die von den 
Kommunen ohne Einflussmöglichkeit der Regionalplanung gemeldet wurden, und keine Ge-
samtschau für den jeweiligen Teilbereich/ Kreis und die gesamte Planungsregion ermöglicht, 
werden die Möglichkeiten für die Entwicklung ökologisch optimierter Planalternativen nicht ge-
nutzt.  

Die SUP bleibt damit defizitär und erfüllt ihre Aufgabe als Entscheidungsgrundlage 
nicht! Vor diesem Hintergrund ist eine transparente und nachvollziehbare, an den Kri-
terien der SUP ausgerichtete Alternativenprüfung im Rahmen des Gesamtplankonzep-
tes nachzureichen. 

D.5 Gesamtplanerische Betrachtung 

Nach der im Umweltbericht verwendeten Methodik weisen am Ende von 615 betrachte-
ten Flächen 313, also 51 %, auf einer Fläche von 7173 ha (!) und damit 54 % der Gesamt-
fläche voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen in der Gesamtbewertung auf – 
und dies schon ohne die aus Sicht der Naturschutzverbände ergänzend anzuwenden-
den Kriterien.  
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Dies findet in der Gesamtplanbetrachtung überhaupt keine Berücksichtigung. Hier wird ledig-
lich die Flächeninanspruchnahme durch regionalplanerische Festlegungen mit voraussichtlich 
überwiegend nachteiligen bzw. nicht nachteiligen Umweltauswirkungen (Bestand und Pla-
nung) gegenübergestellt. Aus der Tatsache, dass die regionalplanerischen Festlegungen mit 
voraussichtlich überwiegend positiven Umweltauswirkungen flächenmäßig weit überwiegen 
wird gefolgert, dass der Regionalplanentwurf die Umweltbelange gezielt berücksichtigt, so-
dass die negativen Umweltauswirkungen des Planentwurfs zumindest begrenzt werden.  

Aus Sicht der Naturschutzverbände ist die Gesamtbetrachtung völlig unbrauchbar und verwei-
gert sich der Beantwortung der relevanten Fragen für die Entscheidungsträger und die Öffent-
lichkeit. Erforderlich wäre hier eine Betrachtung der Veränderungen zum Ist-Zustand, insbe-
sondere bei den negativen Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter, die in ihrer Gesamt-
heit betrachtet werden müssen, z.B.:  

 Wie hoch ist der Anteil der Flächendarstellungen, die sich jeweils negativ auf die Schutzgüter 
Pflanzen, Tiere, Biodiversität, Wasser, Klima auswirken? 

 Sind in den Fällen Alternativen und Vermeidungsmöglichkeiten geprüft worden? Wenn ja, wel-
che? 

Insbesondere die Betrachtung des Schutzgutes Fläche, die laut Methodenteil nur auf der Ge-
samtplanebene erfolgen kann, stellt einer r4echtlich und fachlich vollkommen unangemesse-
nen Bagatellisierung dar. Es ist völlig unklar, inwieweit die als Bewertungsgrundlage genann-
ten Ziele des Umweltschutzes in Bezug auf das Schutzgut (Begrenzung der Flächeninan-
spruchnahme des Freiraums nach §3 (2) Nr. 2 ROG, Biodiversitätsstrategie NRW, Deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie) erreicht oder verfehlt werden. Dies liegt auch daran, dass die Ziele 
nicht ausreichend für die Planungsebene konkretisiert und operationalisiert werden. Dies stellt 
einen massiven Mangel der Umweltprüfung dar. 

Die Folgen einer über den Bedarf hinaus erfolgenden Flächendarstellung sind zu erläutern. 
Da es im vorliegenden Plan keinerlei Vorgaben zur Reihenfolge der Inanspruchnahme der 
dargestellten Flächen gibt, können die Flächen, für die erhebliche Umweltauswirkungen fest-
gestellt werden, trotzdem vorrangig in Anspruch genommen werden. Dieses Szenario ist im 
Hinblick auf die Schutzgüter zu bewerten und im Umweltbericht im Rahmen der Gesamtplan-
betrachtung darzustellen. 

Außerdem muss zumindest eine Einordnung der saldierenden Betrachtung erfolgen, z.B. 

 Wie hoch ist der durchschnittliche Versiegelungsgrad im ländlichen/ urbanen Raum? Gibt es 
Vergleichswerte aus anderen Regionen? Wo steht der vorliegende Planentwurf dabei?  

 Wie viele Darstellungen wirken sich negativ auf die einzelnen Schutzgüter aus? Sind einzelne 
Schutzgüter besonders betroffen?  

 Gibt es Vergrößerungen / Verringerungen von einzelnen Flächendarstellungen mit nicht er-
heblichen Umweltauswirkungen (Fläche der BSN, BSLE, RGZ)? Wie sind diese begründet? 

Eine rein saldierende Betrachtung, wie sie hier in Form einer Tabelle mit Flächenangabe der 
einzelnen Darstellungen vorgelegt wird, ist jedenfalls nicht geeignet, um die Umweltauswir-
kungen des vorliegenden Planentwurfs sachgerecht darzulegen. 

D.6 Kumulation 

Wie auch in der projektbezogenen Umweltverträglichkeitsprüfung ist bei der Strategischen 
Umweltprüfung eine medienübergreifende Betrachtung der Umweltauswirkungen in Form von 
Wechselwirkungen gefordert. Das bedeutet, dass auch sekundäre, kumulative, synergetische, 
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kurz-, mittel- und langfristige, ständige und vorübergehende, positive und negative Auswirkun-
gen mit einzubeziehen sind. Dieses betrifft auch summatorische Wirkungen durch andere Pla-
nungen/ Projekte. Hierher gehören dann auch Aussagen zu Kumulationswirkungen von be-
nachbarten/ aufeinander bezogenen Festsetzungen und deren Bewertung.  

In der vorliegenden Umweltprüfung erfolgt die Gesamtplanbetrachtung durch die Feststellung 
von häufigen Schutzgutbetroffenheiten sowie durch eine Identifizierung von „Kumulationsge-
bieten“.  

Es werden 5 Kumulationsgebiete definiert, die sich durch eine räumliche Konzentration von 
Umweltauswirkungen der Planfestlegungen sowie Auswirkungen von Vorbelastungen aus-
zeichnen. Es wird auch berücksichtigt, dass Planfestlegungen mit Auswirkungen auf ein bzw. 
mehrere Schutzgüter gehäuft auftreten. Die Identifizierung solcher Aspekte aus der Zusam-
menschau ist aus Sicht des Naturschutzes insbesondere deshalb sinnvoll, da diese Umwelt-
auswirkungen auf der nachfolgenden Planungs- oder Zulassungsebene regelmäßig nicht 
mehr berücksichtigt werden können. Leider bleibt die Darstellung der kumulativen Wirkungen 
im Umweltbericht sehr oberflächlich. Dem Umweltbericht ist lediglich zu entnehmen, dass eine 
bestimmte Flächenanzahl der geplanten Darstellungen erhebliche Umweltauswirkungen hat 
bzw. bei diesen Flächen mehr als 3 Kriterien mit erheblichen Umweltauswirkungen oder mehr 
als 9 Kriterien mit weiteren Umweltauswirkungen ermittelt wurden (siehe Tabelle 5): 

Tabelle 5: Umweltauswirkungen in Kumulationsgebieten  
Eigene Zusammenstellung nach den Angaben aus dem Umweltbericht 

Kumulationsgebiet Geprüfte Plandar-
stellungen 

Flächen mit er-
heblichen Um-
weltauswirkun-
gen 

Flächen mit erheblichen Um-
welt-auswirkungen (mehr als 
3 Kriterien mit erheblichen 
Umwelt-auswirkungen oder 
mehr als 9 Kriterien mit weite-
ren Umwelt-auswirkungen)  

I Minden / Bad Oeyn-
hausen/ Porta West-
falica, Weser, Wie-
hengebirge 

Über 60 mit rund 
1140 ha 

Über 40 Knapp 10 

II Bielefeld, Teuto-
burger Wald 

Über 100 mit rund 
2200 ha 

Rund 60 Knapp 30 

III Detmold, Teuto-
burger Wald 

25 mit rund 600 
ha 

Rund 15 Knapp 10 

IV Paderborn, Lippe 30 mit rund 1500 
ha 

Rund die 
Hälfte 

Etwa die Hälfte 

V Weser und Nethe 
bei Beverungen / 
Höxter 

20 mit rund 400 
ha 

Fast alle Etwa 6 

 Über 235 mit rund 
5840 ha 

Ca. 150 Etwa 70 

Im Wesentlichen werden bei allen Kumulationsgebieten Auswirkungen auf folgende Ziele und 
Kriterien identifiziert: 

 Wohnen (zunehmende Verdichtung/ Urbanisierung des bereits dicht besiedelten Raumes) 
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 Natura-2000-Verträglichkeit 

 Flächeninanspruchnahme von Biotopverbundflächen herausragender und besonderer Bedeu-
tung 

 Versiegelung von besonders schutzwürdigen bzw. klimarelevanten Böden 

 Flächeninanspruchnahme von Wasserschutz- bzw. Heilquellenschutzgebieten 

 Beeinträchtigung von klimatischen und lufhygienischen Ausgleichwirkungen, die in die belas-
teten Siedlungsbereiche hineinwirken 

 Beeinträchtigung/ Flächeninanspruchnahme von landschaftlich bedeutsamen Bereichen, Flä-
chen im Naturpark und Landschafsschutzgebieten 

 Beeinträchtigung von bedeutsamen Kulturlandschafsbereichen der Fachsichten Denkmal-
pflege, Landschafskultur und Archäologie und von Kulturgütern mit Raumwirkung 

Allerdings erfolgt hier dann keine weitere Auseinandersetzung damit, es wird mit Hinweis auf 
sehr allgemeine Vermeidungs-/ Minderungsmaßnahmen auf die nachfolgenden Planungsebe-
nen verwiesen. Das ist widersprüchlich und es reicht aus Sicht der Naturschutzverbände nicht 
aus, die kumulativen Wirkungen auf die Schutzgüter nur zu benennen, ohne diesen kumulati-
ven Aspekt bei der Bewertung der Umwelterheblichkeit und letztlich der raumordnerischen 
Verträglichkeit der einzelnen Darstellungen zu berücksichtigen.  

Dies wird besonders daran deutlich, dass fast 40 % der gesamten geprüften Plandar-
stellungen (235 von 615) bzw. 44 % der Flächen (5840 ha von 13242 ha) in diesen Ku-
mulationsgebieten liegen. Fast zwei Drittel dieser Flächen haben voraussichtlich erheb-
liche Umweltauswirkungen, etwa 30 % der Flächen haben erhebliche Auswirkungen auf 
eine Vielzahl von Schutzgütern.  

Eine Einordnung der Bedeutung der Auswirkungen auf die regionale Ausprägung/ den Zustand 
der einzelnen Schutzgüter und Schutzgegenstände könnte durchaus dazu führen, dass ein-
zelne Darstellungen eine andere Bewertung der Erheblichkeit erfahren oder die Zahl der Dar-
stellungen insgesamt zu reduzieren wäre. Die Frage, wie in der Bewertung/ Abwägung mit der 
Schaffung solcher konzentrierter Konfliktgebiete/ Beeinträchtigungshotspots umzugehen ist, 
wird überhaupt nicht behandelt. 
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E. Bedenken und Anregungen zu den zu den zeichnerischen Festlegungen 

E.1 Stadt Bielefeld 

E.1.1 Siedlungsbereich 

E.1.1.1 Planentwurf im Widerspruch zu Nachhaltigkeitsstrategien - Kritik an 
Flächendarstellungen, Umweltprüfung 

Der Regionalplan ist ein wichtiges Steuerungselement und hat für die nächsten mindestens 
15 Jahre erhebliche Auswirkungen, besonders auf den „Landschaftsverbrauch“. Der derzeitige 
Entwurf enthält viele Weichenstellungen, die mögliche Gefahren für Natur und Landschaft 
präjudizieren. So werden etliche derzeitige Bereiche zum Schutz der Natur und regionale 
Grünzüge ganz oder teilweise aufgehoben und z.B. durch allgemeine 
Siedlungsbereiche ersetzt. Dadurch ist dort Bebauung leichter realisierbar. Es werden 
bei den 65 Flächen des Anhangs C2 zum Teil geschützte Biotope und Lebensräume streng 
geschützter Arten überplant. Auch die Zahl der Äcker wird dramatisch vermindert. All dies unter 
anderem wegen der deutlich über den Bedarf der Stadt Bielefeld hinausgehenden Ausweisung 
von Wohngebiets- und Gewerbe- bzw. Industriegebietsflächen. 

Von den 63 als ASB und GIB zeichnerisch dargestellten Flächen tangieren 71 % LSGs, z.T. 
NSG und FFH-Gebiete, 62 % unterbrechen Biotopverbund-Achsen und 38 % sehen Bebauung 
in unzerschnittenen verkehrsarmen Räumen vor. Das besonders wertvolle Johannisbachtal 
unterhalb des Obersees wird als flächiges Oberflächengewässer (GEW) ausgewiesen. Weder 
die Ergebnisse der Umweltprüfung mit oft negativer Beurteilung von Plangebieten noch 
wichtige fachliche Grundlagen, seien es die Fachbeiträge „Naturschutz und  
Landschaftspflege“ sowie „Klima“ des LANUV oder die Fachkonzepte der Stadt Bielefeld - 
Zielkonzept Naturschutz Klimaanpassungs-Konzept – haben bei der zeichnerischen 
Darstellung im erforderlichen Maße Berücksichtigung gefunden. 

Stadtklimatische Folgen der Flächennutzung nach dem Regionalplan-Entwurf OWL für 
Bielefeld 

Die Klimaprognosen für Bielefeld 2050 lauten: Es wird durchschnittlich um 1,7°C wärmer, 
wobei Abweichungen von der Mitteltemperatur, je nach Ort, bis zu 11°C betragen können. Das 
bedeutet für die Sommermonate einen Anstieg der Tropennächte (nächtliche Abkühlung > 
20°C) von derzeit durchschnittlich einer auf siebzehn Nächte. Tagsüber herrschen dann in 
Hitzeperioden im Innenbereich der Stadt 40°C und mehr. Für bestimmte Gruppen der 
Bielefelder Bevölkerung, z.B. Senior*innen und Kinder, bedeutet ein solches Szenario ein 
erhöhtes gesundheitliches Risiko, erkennbar an einer deutlichen Erhöhung der Sterberate bei 
Senior*innen. Diese Gruppe macht bis 2050 ein Viertel der Stadtbevölkerung aus. Für die 
übrigen Bevölkerungsteile bedeutet der Temperaturanstieg eine Belastung bei Arbeit und 
Freizeit, mangelnder Schlaf, geringere Leistungsfähigkeit, insgesamt eine Verschlechterung 
der Lebensqualität. 

Dabei haben es die Regionalplanung und die Stadt in der Hand, die Folgen des Klimawandels 
abzumildern. Eine der wirksamsten Maßnahmen wäre eine sparsame Flächennutzung. Im 
Klimagutachten der Stadt Bielefeld wurde errechnet, dass bei einer vollständigen Bebauung 
der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Flächen ein Viertel der prognostizierten 
Temperaturerhöhung auf die Nutzung dieser Flächen zurückzuführen ist. Durch eine 
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Bebauung gehen klimaausgleichende Kaltluft-Entstehungsgebiete verloren. Keine noch so 
„klimaverträgliche“ Bebauung kann den Verlust eines Kaltluft-Entstehungsgebiets 
kompensieren, denn Kaltluft und kühlende Flurwinde werden in nennenswerten Umfang nur 
auf unversiegelten Freiflächen mit Vegetation erzeugt.  

Selbst wenn nur ein Teil Flächen bebaut werden sollte, so ist zu bedenken, dass jede einzelne 
unbebaute Fläche einen signifikanten Beitrag zur Dämpfung des bis 2050 steigenden 
Temperatursignals im Bielefelder Stadtklima liefert. Genau deshalb haben die Autoren des 
Klimaanpassungskonzeptes für sehr viele der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen 
Flächen das Urteil „Für Siedlungszwecke sehr ungünstig“ abgegeben.  

E.1.1.2 Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) 

Es werden insbesondere zu folgenden Allgemeinen Siedlungsbereichen, die aus Sicht 
des Natur-, Umwelt- und Klimaschutzes als besonders kritisch bewertet werden, 
Bedenken geltend gemacht.  

Die Forderungen - Streichung, teilweise Rücknahme – zu den einzelnen ASB sind in der 
folgenden tabellarischen Auflistung (Tabelle 1) der rechten Spalte zu entnehmen. In den 
Spalten 3 bis 6 werden die jeweils entgegenstehenden Belange Naturschutz, Stadtklima, BSN, 
Grünzug/Gewässerschutz angeführt. Weitere Gründe für die Bedenken gegen die genannten 
Plangebiete werden in der Tabelle „Anlage zur Stellungnahme der Umweltverbände zum 
Regionalplan OWL: Gesamtüberblick kritischer ASB und GIB“ zu den Kriterien 
Gewässerschutz, Landwirtschaft, Stadtgärten, Naherholung genannt, diese Tabelle ist der 
Stellungnahme als Anlage beigefügt.  

In der Tabelle 2 finden sich zu allen ASB-Flächen Ausführungen zu den durch die 
Siedlungsflächenplanung verursachten Konflikten mit dem Naturschutz und Klimaschutz, die 
unsere Einwendungen und Forderungen zur Änderung des Planentwurfs begründen.  

Die Bedenken begründen sich bei folgenden ASB-Plangebieten auch auf Gründe des 
Oberflächengewässerschutzes: ASB 003, 043,082,091, 094, 096, 099, 112121, 129, 130, 131 
(weitere Ausführungen. s. dazu unter E.1.2.5.1), bei den Plangebieten ASB 076, 126 bestehen 
Bedenken aus Gründen des Grundwasserschutzes (s. E.1.2.5.2). 

Begründungen für unsere Forderungen zu Streichungen/Rücknahmen von Siedlungsflächen 
finden sich auch im Kapitel E.1.2.4 „Regionale Grünzüge“ und zwar zu den ASB 023, 043, 
076, 082, 088, 094, 095, 099, 112, 121, 125, 126, 129, 130, 131.  

Tabelle 1: Übersicht der ASB-Bereiche, die ganz oder teilweise zurückzunehmen sind 

ASB  Nr. Fläche  
in ha 

Naturschutz-
belange 
erheblich 
betroffen? 

Stadtklima  
erheblich 
betroffen? 

BSN  
betroffen?  

Wichtiger 
Grünzug u. 
Gewässer-
schutz 
betroffen? 

Forderung 

ASB 003 

östl.Wordstr. 

11,9 Ja ja BSN 

Jölle 

Jölle 

Grünzug 

Streichung 

ASB 005 

Deliusstraße 

5,0 Ja ja BSN 

Moorbach 

Moorbach 

Grünzug 

Streichung 

ASB 006 

Heidsieker Heide 

19 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 
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ASB  Nr. Fläche  
in ha 

Naturschutz-
belange 
erheblich 
betroffen? 

Stadtklima  
erheblich 
betroffen? 

BSN  
betroffen?  

Wichtiger 
Grünzug u. 
Gewässer-
schutz 
betroffen? 

Forderung 

ASB 010 

Moorbachtal 

5,0 Ja ja BSN 

Moorbach 

Moorbach 

Grünzug 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 012 

Theesen 

7,5 Ja Ja BSN 

Moorbachtal 

Moorbach 

Grünzug 

Streichung 

ASB 014 

Köckersfeld 

13,9 Ja Ja BSN 

Köckerwald 

Grünzug 

Köckerwald 

Streichung 

ASB 020 

Blackenfeld Ost  

28,1 Ja Ja   Streichung 

ASB 022 

Engersche Str. 

5,9 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 

ASB 023 

Brake 

7,7 Ja Ja   Grünzug 

7-Teiche-Bach 

Streichung 

ASB 032 

Am Franzhof 

28,1 Ja Ja BSN 

Dankmasch 

Grünzug 

Dankmasch / 

Windwehe 

Streichung 

ASB 043 

Ostring 

12,3 Ja ja n Grünzug 

Stieghorster 

Bach 

Streichung? 

ASB 049 

Kambrede 

8,2     teilweise 

zurücknehmen 

ASB 054 

Am Brockhoff 

13,8 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 

ASB 060 

Eckhardtsheim 

35,2 Ja Ja   Streichung 

ASB 061 

Postheide 

60,5 Ja Ja   Streichung 

ASB 076 

Ummeln Nord 

18,2 Ja Ja  Heidkamp-

Tüterbach 

WSG 

Streichung 

ASB 082 

Quelle,Eisenstr. 

23,9 Ja Ja BSN 

Lichtebach 

Lichtebach-

Grünzug 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 088 

Auf dem Esch, 

Johannisbach 

13,8 Ja Ja BSN 

Johannisbach 

Johannisbach-

Grünzug 

Streichung 

ASB 090 

Hasbachtal 

11,2 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 

ASB 091 

Schröttinghauser 

Str., östl. 

Thomashof 

9,4 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 

ASB 094 

Am Poggenpohl 

Süd, nördl. 

Campus Nord   

51 ja Ja BSN 

Babenhauser 

Bach 

Babenhauser 

bach 

Streichung 

ASB 095 

Werther Str.  

17,9 Ja Ja BSN Teuto-

burger Wald 

Teutoburger 

Wald 

Streichung 



Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

4 

 

ASB  Nr. Fläche  
in ha 

Naturschutz-
belange 
erheblich 
betroffen? 

Stadtklima  
erheblich 
betroffen? 

BSN  
betroffen?  

Wichtiger 
Grünzug u. 
Gewässer-
schutz 
betroffen? 

Forderung 

ASB 096 

nördl. 

Schongauer Str. 

bis Leihkamp 

77,3 Ja Ja BSN 

Babenhauser 

Bach und 

Johannisbach 

Babenhauser 

Bach, 

Johannisbach 

Streichung 

ASB 099 

Westerfeldstr.-

Bultkamp  

12,6 Ja Ja BSN 

Schloßbach 

Schloßbach-

Bultkamp-

Grünzug 

Streichung 

ASB 112 

Friedrich-

Hagemannstr 

18,2 Ja Ja  Baderbach Streichung 

ASB 121 

Stieghorst 

4,8    Stiegh.Bach Streichung 

ASB 125 

Siebrassenhof, 

Königsbreede  

16,6 Ja Ja  Grünzug 

Baderbach 

Streichung 

ASB 126 

Bethel 

18,9 Ja Ja  Grünzug Boh-

nenbach, WSG 

Streichung 

ASB 129 

Weserlutter 

36,9 Ja Ja  Weserlutter Streichung 

ASB 130 

Schloßbach 

48,5 Ja Ja  Schlossbach Streichung 

ASB 131 

Gellershagen 

85,5 Ja Ja  Gellershagen 

Bach u.a. 

Streichung 

Tab. 2 Gesamttabelle der Umweltauswirkungen / ASB 

ASB-Nr. Fläche 

in ha 

Bewertung Naturschutz 
Zielkonzept Naturschutz, LANUV  

Bewertung Klimaschutz 
Nach Klimaanpassungskonzept der Stadt  

002 

S.3 

Belzweg 

4,2 Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet. 

Sehr hohe Kaltluft-Produktionsrate. Mitt-

lerer bis schwacher Kaltluft-Volumenstrom. 

Einzugsgebiet von Kaltluftleitbahn/-abfluss 

mit überörtlicher Bedeutung. Das Gebiet 

liegt innerhalb von thermischen Ausgleichs-

räumen und im Randbereich von Siedlungen 

mit starker Hitzebelastung am Tage. 

003 

S. 8 

östl.Wordstr. 

11,9 Biotopverbund Sieker und Fließgewässer 

und Offenland/Acker (LANUV), Zielkonzept 

Naturschutz: Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion (dunkelgrün) u. 

Naturschutz-Vorranggebiet (rot), Erholung. 

Sehr hohe Kaltluftproduktionsrate, mittlerer 

Kaltluftstrom. Einzugsgebiet von Kaltluft-

leitbahnen/-abflüssen überörtlicher Bedeu-

tung. Ausgleichraum für die angrenzenden 

Wohngebiete, der frei zugänglich ist. 

 Innerstädtische Freifläche, der zukünftig 

aufgrund der sich durch den Klimawandel 

ausdehnenden Belastungen im Siedlungs-

raum eine sehr hohe Bedeutung als 

nächtlicher Luftaustauschbereich und/oder 

Erholungsfläche am Tage zukommen wird. 

005 

S.13 

Im Langen Siek, 

Deliusstraße 

7,5 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Offenland, Landschaftsschutzgebiet. 

Sehr hohe Kaltluft-Produktionsrate. Mitt-

lerer bis schwacher Kaltluft-Volumenstrom. 

Einzugsgebiet von Kaltluftleitbahn/-abfluss 

mit überörtlicher Bedeutung.  

Das Plangebiet liegt innerhalb von 

thermischen Ausgleichsräumen und im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 
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006 

S.18 

Heidsieker Heide, 

Jöllenbecker Straße 

19 Biotopverbund Grünland und Fließgewässer 

und Gehölz/Grünland/Acker und Offenland, 

Landschaftsschutzgebiet. 

Kaltluftentstehungsgebiet mit höchster 

Produktionsrate. Mittlere bis schwache 

Kaltluftstromdichte. Einzugsgebiet von 

Kaltluftleitbahnen/-abflüssen überörtlicher 

Bedeutung. Luftaustauschbereich, der 

heute und vor allem auch in Zukunft unter 

dem Einfluss des Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr angrenzenden Siedlungsraum 

(Gewerbegebiet) eine sehr hohe Bedeutung 

aufweist. Das vom Grünbereich 

eingeschlossene Gewerbegebiet stellt 

gegenwärtig eine Wärmeinsel dar. 

007 

S. 23 

Beckendorfstraße 

2,3 Biotopverbund Kulturlandschaft und Acker, 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet. 

Sehr hohe Kaltluft-Produktionsrate. Hoher 

Kaltluft-Volumenstrom.  Das Plangebiet liegt 

innerhalb von thermischen Ausgleichs-

räumen und im Randbereich von Siedlungen 

mit starker Hitzebelastung am Tage. 

009 

S. 28 

Telgenbrink 

6 Biotopverbund Kulturlandschaft, Offenland 

und Fließgewässer; Zielkonzept Naturschutz: 

z.T. Naturschutzvorranggebiet und 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet. 

Mittlere bis hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Hoher Kaltluft-Volumenstrom. Einzugsge-

biet von Kaltluftleitbahn/-abfluss mit 

überörtlicher Bedeutung. Das Plangebiet 

liegt innerhalb von thermischen Ausgleichs-

räumen und im Randbereich von Siedlungen 

mit starker Hitzebelastung am Tage. 

010 

S.33 

Am Himmelreich 

5 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Fließgewässer; Zielkonzept Naturschutz: z.T. 

Naturschutzvorranggebiet und 

Landschaftsraum. mit hoher 

Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet. 

Mittlere bis hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 

Ausgleichsräumen und im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage 

012 

S.38 

Mondsteinweg 

7,5 Biotopverbund Johannisbachtalsystem und 

Gehölz/Grünland/Acker, zwei schutzwürdige 

Biotope, Landschaftsschutzgebiet, direkt am 

Naturschutzgebiet, Erholung. 

Sehr hohe Kaltluftproduktionsrate, mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom.  

Einzugsgebiet von Kaltluftleitbahnen/-

abflüssen überörtlicher Bedeutung 

014 

S. 43 

Meyer zur Müdehorst, 

Köckersfeld, Theeser 

Heide 

13,9 Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

Biotopverbund Johannisbachtalsystem und 

Gehölz/Grünland/Acker, 

Landschaftsschutzgebiet, Unzerschnittener, 

verkehrsarmer Freiraum, Erholung. 

Mittlere bis hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Hoher Kaltluftvolumenstrom, versorgt den 

nördlichen Teil von Babenhausen mit Frisch-

luft. Einzugsgebiet von Kaltluftlei-bahnen/-

abflüssen überörtlicher Bedeutung. 

Luftaustauschbereiche, die bereits heute 

und auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die Kaltluft-

zufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in ihrer 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

018 

S.48 

Heidbrede,  

Blakenfeld süd 

18,9 Biotopverbund Offenland/Acker; 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; Erholung. 

Mittlere bis hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Mittlerer bis schwacher Kaltluft-Volumen-

strom. Das Plangebiet liegt innerhalb von 

thermischen Ausgleichsräumen und im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

019 

S. 53 

Heidbrede,  

Blakenfeld nord 

12,9 Biotopverbund Offenland/Acker; Erholung. Hohe bis sehr hohe Kaltluft-Produktions-

rate. Hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 

Ausgleichsräumen und im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 
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020 

S.58 

Blakenfeld Ost  

28,1 Biotopverbund Johannisbachtalsystem 

(östl.) und Gehölz/Grünland/Acker, 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum, 

Erholung. 

Sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. Hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich einer Siedlung mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Stadtnahe Grünfläche, die zukünftig auf-

grund der sich durch den Klimawandel 

ausdehnenden Belastungen im Siedlungs-

raum eine sehr hohe Bedeutung als 

nächtlicher Luftaustauschbereich und/oder 

Erholungsfläche am Tage zukommen wird. 

021 

S.63 

Engersche Str./ 

Grömitzer Str. 

12,5 Biotopverbund Offenland/Acker; 

Landschaftsschutzgebiet; Erholung. 

Hohe bis sehr hohe Kaltluft-Produktions-

rate. Mittlerer Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 

Ausgleichsräumen und im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

022 

S.68 

Engersche Str./ 

Braker Str. 

5,9 Biotopverbund Offenland/Acker, 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion. 

Hohe bis sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Hoher Kaltluftvolumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung aufweist und damit in 

seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben 

soll.  

023 

S.73 

Glückstädter Str. 

7,7 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Gehölz/Grünland/Acker; Zielkonzept 

Naturschutz: Fläche mit besonderer 

Bedeutung für den Naturschutz im 

Siedlungsbereich; Landschaftsschutzgebiet; 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum; 

Erholung. 

Hohe bis sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Hoher Kaltluftvolumenstrom.  Das 

Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 

Ausgleichsräumen und im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

026 

S.78 

Herforder Str.  

westl. von Nr. 654 

2,8 Biotopverbund Offenland/Acker. Sehr hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Mittlerer Kaltluft-Volumenstrom. 

Luftleitbahn. Das Plangebiet liegt im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

028 

S. 83 

Buschbachtal  

(Stadtbahn Milse) 

29,1 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Fließgewässer; Zielkonzept Naturschutz: z.T. 

Naturschutzvorranggebiet und 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; Erholung. 

Mittlere bis sehr hohe Kaltluft-

Produktionsrate. Hoher Kaltluft-

Volumenstrom. Das Plangebiet liegt im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

032 

S.88 

Wissmannsfeld,   

Am Franzhof  

28,1 Biotopverbund Offenland/Acker und 

Seitentälchen Windwehe (Wissmanns 

Feldbach), Entwicklungsbedarf Verbund 

Gehölzstrukturen/Feldgehölze, 

Landschaftsschutzgebiet, unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum, Erholung. 

Hohe bis sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Sehr hoher Kaltluftvolumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage. Stadtnahe Grün- 

und Freifläche, die zukünftig aufgrund der 

sich durch den Klimawandel ausdehnenden 

Belastungen im Siedlungsraum eine sehr 

hohe Bedeutung als nächtlicher 

Luftaustauschbereich und/oder 

Erholungsfläche am Tage zukommen wird. 

035 

S. 93 

Vinner Str.,  

südl.Vogelbach 

7.2 Biotopverbund Offenland/Acker. Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Luftleitbahn. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage. 
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039 

S.98 

Am Niederbruch, 

Niedermeyers Feld 

24,6 Biotop; Landschaftsschutzgebiet; 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum. 

Sehr hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Mittlerer Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Bereich von Siedlungen 

mit starker Hitzebelastung am Tage. 

040 

S.103 

Kusenweg 

13,9 Landschaftsschutzgebiet Mittlere bis sehr hohe Kaltluft-

Produktionsrate. Schwacher Kaltluft-

Volumenstrom. Das Plangebiet liegt im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

043 

S.108 

Hillegosser Str./ 

Ostring  

12,3 Biotopverbund Gehölz/Grünland/Acker und 

Offenland, Zielkonzept Naturschutz: 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion und Naturschutz-

Vorranggebiet, Landschaftsschutzgebiet, 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum, 

Erholung. 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich einer Siedlung mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Stadtnahe Grün- und Freiflächen, die 

zukünftig aufgrund der sich durch den 

Klimawandel ausdehnenden Belastungen im 

Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung 

als nächtlicher Luftaustauschbereich 

und/oder Erholungsfläche am Tage 

zukommen wird. 

046 

S.113 

Kurze Brede, 

Frordisser Str. 

11,6 Biotopverbund Offenland/Acker; 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum; 

Erholung. 

Sehr hohe Kaltluft-Produktionsrate. Sehr 

hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

054 

S.128 

westl.Dalbke,  

Am Brockhoff 

13,8 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Magerrasen/Trockenheiden und 

Waldverbund und Fließgewässer, 

Zielkonzept rot Sprungbach-Strothbach, 

geschützter Biotop, LSG, planungsrelevante 

Arten 

  

 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich einer Siedlung mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Stadtnahe Grün- und Freifläche, die 

zukünftig aufgrund der sich durch den 

Klimawandel ausdehnenden Belastungen im 

Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung 

als nächtlicher Luftaustauschbereich 

und/oder Erholungsfläche am Tage 

zukommen wird. 

059 

S.133 

Öst. Verler Str./  

nördl. Strothbach 

19,9 Biotopverbund Magerrasen und 

Trockenheiden (Stärkung der Kernbereiche) 

und Offenland, Zielkonzept Naturschutz: 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; Erholung. 

Hohe Kaltluft-Produktionsrate. Mittlerer bis 

hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

060 

S.138 

Wilhelmsd.Str./ 

Schlepperstr 

35.2 Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion 

(dunkelgrün), Landschaftsschutzgebiet; 

Unzerschnittener, verkehrsarmer Raum, 

Erholung. 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer bis 

schwacher Kaltluftvolumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich von 

Siedlungen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage. 

061 

S.143 

Postheide 

60,5 Biotopverbund Gehölz/Grünland/Acker und 

Offenland und 

Magergrünland/Trockenheiden, Zielkonzept 

Naturschutz: Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion, 

Landschaftsschutzgebiet: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion (dklgrün), 

Naturschutzgebiet, 

Landschaftsschutzgebiet, unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum. Planungsrelevante 

Arten. 

Mittlere bis hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Mittlerer Kaltluftvolumenstrom. Das Plange-

biet liegt in thermischen Ausgleichsräumen 

überörtlicher Bedeutung sowie im Randbe-

reich von Kaltluftleitbahnen. Stadtnahe 

Grün- und Freifläche, die zukünftig aufgrund 

der sich durch den Klimawandel ausdehnen-

den Belastungen im Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung als nächtlicher 

Luftaustauschbereich und/oder 

Erholungsfläche am Tage zukommen wird. 



Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

8 

 

064 

S.148 

Friedrichsdorfer 

Str./Vendreenstr. 

44,4 Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

planungsrelevante Arten; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; Erholung. 

Mittlere bis hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Hoher Kaltluft-Volumenstrom. 

Einzugsgebiet von Kaltluftleitbahn/-abfluss 

mit überörtlicher Bedeutung. Das 

Plangebiet liegt innerhalb von 

Ausgleichsflächen mit höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Außerdem liegt es im 

Bereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. Klimawandel 

Vorsorgebereich. 

076 

S.153 

westl.Gütersloherstr./ 

Quellerstr 

18,2 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Magerrasen und Offenland/Acker, 

geschützte Biotope, Grundwasserschutz  

WSZ IIIA/B, Landschaftsschutzgebiet, 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum, 

Erholung. 

Teilweise sehr hohe Kaltluftproduktions-

rate. Schwacher bis mittlerer Kaltluftvo-

lumenstrom. Das Plangebiet liegt innerhalb 

eines bioklimatischen Gunstraums sowie im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die Kaltluft-

zufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in ihrer 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

081 

S.158 

Kupferheide 

16,4 Biotopverbund Kulturlandschaft (Achse 

Deteringswiesen und Lichteniederung); 

Zielkonzept Naturschutz: z. T. Naturschutz-

vorranggebiet und Landschaftsraum mit 

hoher Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; Erholung. 

Mittlere Kaltluft-Produktionsrate. Hoher 

Kaltluft-Volumenstrom. Einzugsgebiet von 

Kaltluftleitbahn/-abfluss mit überörtlicher 

Bedeutung. Kernbereich einer Kaltluftleit-

bahn überörtlicher Bedeutung. Das Plange-

biet liegt im Randbereich von Siedlungen 

mit starker Hitzebelastung am Tage. 

082 

S.163 

Eisenstr. 

23,9 Biotopverbund Grünlandflächen und Mager-

rasen und Fließgewässer und Gehölz/Grün-

land/Acker, Zielkonzept Naturschutz: 

Landschaftsraum mit hoher Naturschutz-

funktion und Naturschutzvorranggebiet, 

planungsrelevante Arten, geschützte 

Biotope, LSG, unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum, Erholung. 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Sehr hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Einzugsgebiet von 

Kaltluftleitbahnen/-abflüssen überörtlicher 

Bedeutung. Stadtnahe Grün- und Freifläche, 

die bereits heute die Zufuhr von Kaltluft zu 

den Leitbahnen und Luftaustausch-

bereichen unterstützt und indirekt auf den 

angrenzenden Siedlungsraum wirkt. 

088 

S.168 

Auf dem Esch, westl 

Johannisbach 

13,8 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Fließgewässer und Gehölz/Grünland/Acker, 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion, 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion (dunkelgrün), Biotop, 

Landschaftsschutzgebiet, Erholung. 

Mittlere Kaltluftproduktionsrate. Sehr hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich von Gewerbesiedlungen mit 

starker bzw. extremer Hitzebelastung am 

Tage. 

Randbereich einer Kaltluftleitbahn. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum 

(Gewerbe- und Wohngebiet) eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in seiner 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

090 

S.173 

 Hasbachtal 

11,2 Biotopverbund Kulturlandschaft/ 

Gehölz/Grünland/Acker; Zielkonzept 

Naturschutz: Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion und 

Naturschutzvorranggebiet, Erholung. 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich von Siedlungen mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die Kaltluft-

zufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in seiner 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  
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091 

S.178 

westl.Schröttinghauser 

Str., östl. Thomashof 

9,4 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Fließgewässer und Gehölz/Grünland/Acker 

und Offenland, Zielkonzept 

Hauptverbundachse Johannisbach-

Schwarzbach-System, Biotop, NSG, LSG, 

Erholung 

Hohe bis sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Hoher Kaltluftvolumenstrom. Das Plange-

biet liegt im Randbereich von Siedlungen 

mit starker bzw. extremer Hitzebelastung 

am Tage. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung aufweist und damit in 

seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben 

soll.  

094 

S.183 

Sundermann   

51 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Gehölz/Grünland/Acker und Offenland, 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion (dunkelgrün) 

und Naturschutz-Vorranggebiet (rot), 

geschützte Biotope, 

Landschaftsschutzgebiet; Unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum, planungsrelevante 

Arten, Erholung. 

 

Kaltluftentstehungsgebiet mit höchster 

Produktionsrate. Hoher 

Kaltluftabflussstrom.  

Grünfläche mit höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Luftaustauschbereich, 

der bereits heute und auch unter dem 

Einfluss des bis 2050 zu erwartenden 

Klimawandels für die Kaltluftzufuhr in den 

Siedlungsraum (Bereich Fachhochschule, 

Lohmannshof) eine sehr hohe Bedeutung 

aufweist 

095 

S.188 

Südl. Werther Str.  

(nahe ZIF) 

17,9 Pufferzone FFH-Gebiet, Naturpark, 

Biotopverbund Wald, Zielkonzept 

Naturschutz: Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion (dunkelgrün), 

Landschaftsschutzgebiet. 

Sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. Hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Einzugsgebiet für 

flächenhaften Kaltluftabfluss für den 

Bereich der Universität. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr zum Gelände der Universität 

Bielefeld (Wärmeinsel!) eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in seiner 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

096 

S.193 

Am Poggenpohl 

 

77,3 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Gehölz/Grünland/Acker und Offenland; 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion (dunkelgrün) 

und Naturschutzvorranggebiet (rot), Biotop, 
Landschaftsschutzgebiet; Unzerschnittener, 
verkehrsarmer Raum, planungsrelevante 

Arten, Erholung. 

Kaltluftentstehungsgebiet mit hoher bis 

sehr hoher Produktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Zentrum von Siedlungsbereichen mit 

starker bzw. extremer Hitzebelastung. 

Kaltluftleitbahn, die bereits heute und 

besonders unter dem Einfluss des bis 2050 

zu erwartenden Klimawandels für die 

Frischluftversorgung der Stadtteile 

Gellershagen und Schildesche wesentlich ist 

und damit in ihrer Funktion unbedingt 

erhalten bleiben soll.  

097 

S.198 

Babenhausener Str./  

Stenner Str. 

3 Biotopverbund Fließgewässer und 

Kulturlandschaft; Zielkonzept Naturschutz: 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion; Landschaftsschutz-

gebiet; planungsrelevante Arten. 

Mittlere Kaltluftproduktionsrate. Hoher 

Kaltluftvolumenstrom.  Das Plangebiet liegt 

im Randbereich von Siedlungen mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

099 

S.203 

Westerfeldstr.-,  

Bultkamp Grünzug 

12,6 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Kulturlandschaft, Kommunales 

Biodiversitätsprojekt Schloßhofbach, 

Landschaftsschutzgebiet, Zielkonzept 

Naturschutz: Fläche mit besonderer 

Bedeutung für den Naturschutz im 

Siedlungsbereich (rosa), planungsrelevante 

Arten, Erholung. 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Teilweise 

hoher Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet 

liegt innerhalb von Ausgleichsflächen mit 

höchster thermischer Ausgleichsfunktion. 

Ferner liegt es zentral in Siedlungsbereichen 

mit starker bzw. extremer Hitzebelastung 

am Tage. 

Kaltluftleitbahn und Luftaustauschbereich, 

die bereits heute und auch unter dem 

Einfluss des bis 2050 zu erwartenden 

Klimawandels für die Kaltluftzufuhr in den 

Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung 

aufweist und damit in ihrer Funktion 

unbedingt erhalten bleiben sollen.  
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112 

S.208 

Friedrich-

Hagemannstr., 

Baderbach 

18,2 Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion (dunkelgrün) 

und Naturschutz-Vorranggebiet (rot), Nord-

Süd-Verbundachse Baderbachtal, Biotop, 

Landschaftsschutzgebiet, Erholung 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

in Siedlungsbereichen mit starker bzw. 

extremer Hitzebelastung am Tage. 

Stadtnahe Grün- und Freifläche, die bereits 

heute die Zufuhr von Kaltluft zu den 

Leitbahnen und Luftaustauschbereichen 

unterstützt. 

121 

S.213 

nördlich. Potsdamer 

Str. - Stieghorster Bach 

4,8 Biotopverbund Fließgewässer; Zielkonzept 

Naturschutz: z. T. 

Naturschutzvorranggebiet. 

Hohe Kaltluft-Produktionsrate. Mittlerer 

Kaltluft-Volumenstrom. Das Plangebiet liegt 

innerhalb von Ausgleichsflächen mit 

höchster thermischer Ausgleichsfunktion. 

Außerdem liegt es im Randbereich von 

Siedlungen mit starker Hitzebelastung am 

Tage. Klimawandel-Vorsorgebereich. 

124 

S.223 

Am Pfarracker-  

südl. Viadukt 

4 Amphibienwanderstrecke Süd-Nord. Hohe bis sehr hohe Kaltluft-Produktions-

rate. Hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker Hitzebelastung am 

Tage. Stadtnahe Grün- und Freifläche, die 

zukünftig aufgrund der sich durch den 

Klimawandel ausdehnenden Belastungen im 

Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung 

als nächtlicher Luftaustauschbereich am 

Tage zukommen wird. 

125 

S.228 

Am Siebrassenhof, 

Königsbreede,  

Jagdweg 

16,6 Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion und 

Naturschutzvorranggebiet, Nord-Süd-

Verbundachse zum Baderbachtal, 

Landschaftsschutzgebiet, Erholung. 

Mittlere bis hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Sehr hoher Kaltluftvolumenstrom. 

Einzugsgebiet von flächenhaften Kaltluftab-

fluss in den Stadtteil Stieghorst. Das Plange-

biet liegt innerhalb von thermischen Aus-

gleichsräumen mit überörtlicher Bedeutung. 

Ferner liegt es im Zentrum von Siedlungsbe-

reichen mit starker bzw. extremer Hitzebe-

lastung am Tage. Kaltluftleitbahn (Randbe-

reich) und Luftaustauschbereich, der bereits 

heute und auch unter dem Einfluss des bis 

2050 zu erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung aufweist und damit in 

ihrer Funktion unbedingt erhalten bleiben 

soll.  

126 

S.233 

Grünzug  

Gadderbaum  

Bohnenbach 

18,9 Biotopverbund Grünlandflächen und 

Kulturlandschaft und Quellbäche, 

geschützte Biotope, Grundwasserschutz 

Wasserschutzzone III, Naturpark, 

Landschaftsschutzgebiet; Unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum, Erholung. 

Hohe bis sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Sehr hoher Kaltluftvolumenstrom. 

Einzugsgebiet für flächenhaften 

Kaltluftabfluss. Ferner liegt es im 

Randbereich von Siedlungsräumen mit 

starker bzw. extremer Hitzebelastung am 

Tage. Luftaustauschbereich, der bereits 

heute und auch unter dem Einfluss des bis 

2050 zu erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung aufweist und damit in 

seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben 

soll.  

127 

S.238 

Grünzug Stieghorst 

6,5 Biotopverbund Silke und Fließgewässer; 

schutzwürdige Biotope; 

Landschaftsschutzgebiet; Erholung. 

Schwache bis mittlere Kaltluft-Produktions-

rate. Sehr hoher Kaltluft-Volumenstrom. 

Einzugsgebiet für flächenhaften Kaltluftab-

fluss. Grünfläche mit höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Das Plangebiet liegt im 

Zentrum von Siedlungen mit starker Hitze-

belastung am Tage. Stadtnahe Grün- und 

Freifläche, die heute/zukünftig aufgrund der 

sich durch den Klimawandel ausdehnenden 

Belastungen im Siedlungsraum eine sehr 

hohe Bedeutung als nächtlicher 

Luftaustauschbereich am Tage zukommt. 
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129 

S.243 

Grünzug  

Weserlutter 

36,9 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Fließgewässer (Seitental Windwehe), 

Zielkonzept Naturschutz: Fläche mit 

besonderer Bedeutung für den Naturschutz 

im Siedlungsbereich (rosa), 

planungsrelevante Arten, Erholung. 

Mittlere Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Kaltluftleitbahn. Das 

Plangebiet ist eine Grünfläche mit höchster 

thermischer Ausgleichsfunktion. Ferner liegt 

es im Zentrum von Siedlungsflächen mit 

starker bzw. extremer Hitzebelastung am 

Tage.  

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die Kaltluft-

zufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in seiner 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

130 

S.248 

Grünzug Schükoarena, 

Werther Str. bis 

Meierteichpark 

48,5 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Bachauensystem, Zielkonzept Naturschutz: 

Fläche mit besonderer Bedeutung für den 

Naturschutz im Siedlungsbereich (rosa), 

Erholung. 

Mittlere Kaltluftproduktionsrate. Sehr hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Kaltluftleitbahn. 

Einzugsgebiet für flächenhaften 

Kaltluftabfluss. Grünfläche mit höchster 

thermischer Ausgleichsfunktion. Das 

Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 

Ausgleichsräumen mit überörtlicher 

Bedeutung. Ferner liegt es im Zentrum von 

Siedlungsbereichen mit starker bzw. 

extremer Hitzebelastung am Tage. Luftaus-

tauschbereich, der bereits heute und auch 

unter dem Einfluss des bis 2050 zu erwar-

tenden Klimawandels für die Kaltluftzufuhr 

in den Siedlungsraum eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in seiner 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

131 

S.253 

Grünzug Uni  

Campus Nord,  

Voltmannstr. bis  

Jöllenbecker Str.  

85,5 Biotopverbund Kulturlandschaft und 

Bachauensystem, Waldinseln, Zielkonzept 

Naturschutz: Fläche mit besonderer 

Bedeutung für den Naturschutz im 

Siedlungsbereich (rosa), planungsrelevante 

Arten, Erholung. 

Mittlere Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

bis schwacher Kaltluftvolumenstrom. Im 

hinteren Teil Kaltluft-Leitbahn. Grünfläche 

mit höchster thermischer Ausgleichs-

funktion. Das Plangebiet liegt innerhalb von 

thermischen Ausgleichsräumen mit überört-

licher Bedeutung. Ferner liegt es im 

Zentrum von Siedlungsbereichen mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und 

auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die Kaltluft-

zufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 

Bedeutung aufweist und damit in seiner 

Funktion unbedingt erhalten bleiben soll.  

Quellen/Hinweise: 

- Bewertungen der ASB- und GIB- Flächen nach den Kriterien des Natur- und Klimaschutzes 

  (Seitenzahlen lt. Anhang C2 im Entwurf Regionalplan der Bezirksregierung) 

- Verweise auf Biotopverbund nach Karten der LANUV (Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz NRW),    

- Zielkonzept Naturschutz Bielefeld: rot =höchste Schutzkategorie, dklgrün = zweithöchste 

Schutzkategorie, LSG = Landschaftsschutzgebiet, NSG = Naturschutzgebiet, UZVR = unzerschnittener 

verkehrsarmer Raum  

- Bewertung zum Thema Klimaschutz nach Klimaanpassungskonzept der Stadt Bielefeld (Ratsbeschluss 

5.3.2020) 

https://anwendungen.bielefeld.de/bi/to0050.asp?__ktonr=177573  

 

https://anwendungen.bielefeld.de/bi/to0050.asp?__ktonr=177573
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E.1.1.2 Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche (GIB) 

Es werden insbesondere zu folgenden Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereichen, 
die aus Sicht des Natur-, Umwelt- und Klimaschutzes als besonders kritisch bewertet 
werden, Bedenken geltend gemacht.  

Die Forderungen - Streichung, teilweise Rücknahme – zu den einzelnen ASB sind in der 
folgenden tabellarischen Auflistung (Tab. 3) der rechten Spalte zu entnehmen.  In den Spalten 
3 bis 6 werden die jeweils entgegenstehenden Belange Naturschutz, Stadtklima, BSN, 
Grünzug/Gewässerschutz angeführt. Weitere Gründe für die Bedenken gegen die genannten 
Plangebiete werden in der Tabelle „Anlage zur Stellungnahme der Umweltverbände zum 
Regionalplan OWL: Gesamtüberblick kritischer ASB und GIB“ zu den Kriterien 
Gewässerschutz, Landwirtschaft, Stadtgärten, Naherholung genannt, diese Tabelle ist der 
Stellungnahme als Anlage beigefügt.  

In der Tabelle 4 finden sich zu allen GIB-Flächen Ausführungen zu den durch die 
Siedlungsflächenplanung verursachten Konflikten mit dem Naturschutz und Klimaschutz, die 
unsere Einwendungen und Forderungen zur Änderung des Planentwurfs begründen.  

Die Bedenken begründen sich beim GIB 038 auch auf Gründe des 
Oberflächengewässerschutzes (weitere Ausführungen. s. dazu unter E.1.2.5.1) sowie des 
Grundwasserschutzes (s. E.1.2.5.2). 

Begründungen für unsere Forderungen zu Streichungen/Rücknahmen von Siedlungsflächen 
finden sich auch im Kapitel E.1.2.4 „Regionale Grünzüge“ und zwar zu den GIB 038.  

Tabelle 3: Übersicht der GIB-Bereiche, die ganz oder teilweise zurückzunehmen sind 

 GIB Nr. Fläche  
in ha 

Naturschutz-
belange 
erheblich 
betroffen? 

Stadtklima  
erheblich 
betroffen? 

BSN  
betroffen?  

Wichtiger 
Grünzug u. 
Gewässer-
schutz 
betroffen? 

Forderung 

Gewerbeflächen (GIB)   

GIB 016 

Telgenbrink 

15,5 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 

GIB 038 

Ostring 

42,9 ja ja BSN 

Brönungh.Bach 

Bröningh.Bach Streichung 

GIB 044 

nördl. Kornkamp 

10,2 Ja Ja   teilweise 

zurücknehmen 

GIB 057  

Krackser Str 

7,2 Ja Ja   Streichung 

GIB 058 

Buschkamp  

5,5 Ja Ja NSG 

Rieselfelder 

 Streichung 

GIB 062 

Senne Süd  

84,7 Ja Ja   Streichung 

GIB 073 

Ummeln Süd 

50,0 Ja Ja   Grundwasser-

schutz WBV 

Kralheide 

Streichung 
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Tab. 2 Gesamttabelle der Umweltauswirkungen / GIB 

GIB-Nr. Fläche 

in ha 

Bewertung Naturschutz 

Zielkonzept Naturschutz, LANUV  

Bewertung Klimaschutz 

Nach Klimaanpassungskonzept der Stadt  

016 

S. 268 

Telgenbrink –  

Eickelnbreede 

15,5 Biotopverbund Offenland/Äcker, 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion 

(dunkelgrün), Landschaftsschutzgebiet. 

Sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. Hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich von Siedlungsbereichen 

(Gewerbe) mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage. Thermischer 

Ausgleichsraum von hoher Wirksamkeit. 

031 

S.273 

Milser Straße – 

Ostwestfalen- 

straße - A2 

78 Biotopverbund Fließgewässer; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; planungsrelevante 

Arten; Erholung. 

Hohe Kaltluft-Produktionsrate. Schwacher 

bis mittlerer Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

038 

S.273 

Milser Straße – 

Ostwestfalen- 

straße - A2 

42,9 Biotopverbund Fließgewässer; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum; planungsrelevante 

Arten; Erholung. 

Hohe Kaltluft-Produktionsrate. Schwacher 

bis mittlerer Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

044 

S.283 

nördl. Kornkamp/ 

Dingerdisser Str 

10,2 Biotopverbund Offenland/Äcker, 

Zielkonzept Naturschutz: z. T. 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion (dunkelgrün) und 

Naturschutz-Vorranggebiet (rot) 

(Nebengewässer Bröningshausener Bach), 

Biotop, Landschaftsschutzgebiet; 

Unzerschnittener, verkehrsarmer Raum. 

Sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Bereich von Ausgleichsflächen mit 

höchster thermischer Ausgleichsfunktion 

und im Randbereich von Siedlungsflächen 

mit starker bzw. extremer Hitzebelastung 

am Tage. Luftaustauschbereich, der bereits 

heute und auch unter dem Einfluss des bis 

2050 zu erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung aufweist und damit in 

seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben 

soll. 

049 

S.288 

Bollstraße - Am 

Bollholz - Lagesche 

Straße 

15,6 z.T. Biotopverbund Offenland/Acker; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum. 

Mittlere Kaltluft-Produktionsrate. Sehr 

hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Bereich von 

Ausgleichsflächen mit höchster thermischer 

Funktion. Außerdem liegt es im Randbereich 

einer Siedlung mit starker Hitzebelastung 

am Tage. 

056 

S.293 

Am Klosterteich –  

Krackser Straße 

17,6 Biotopvernetzung, Erholung, Grundwasser. Mittlere bis hohe Kaltluft-Produktionsrate. 

Hoher Kaltluft-Volumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker Hitzebelastung am 

Tage. 

057 

S.298 

 

 

südl. Krackser Str 

7,2 Biotopverbund Magerrasen und 

Kulturlandschaft und Offenland. Zielkonzept 

Naturschutz: Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion (dunkelgrün), 

Landschaftsschutzgebiet, planungsrelevante 

Arten, Erholung 

Schwache bis mittlere 

Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer bis hoher 

Kaltluftvolumenstrom. 

Das Plangebiet liegt innerhalb von 

thermischen Ausgleichsräumen mit 

überörtlicher Bedeutung, innerhalb von 

bioklimatischen Gunsträumen sowie im 

Kernbereich von Kaltluftleitbahnen 

überörtlicher Bedeutung. Es werden 

Flächen im Randbereich von Siedlungen in 

Anspruch genommen, die im Sommer von 

starker bzw. extremer Hitzebelastung 

betroffen sind. 
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058 

S.303 

 

Buschkampstraße –  

Östliche Niederheide 

5,5 Biotopverbund Grünland und Magerrasen. 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion 

(dunkelgrün), südliches Verbundsystem 

West-Ost, Landschaftsschutzgebiet, 

Erholung. 

Hohe Kaltluftproduktionsrate. Hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich von Kaltluftbahnen 

überörtlicher Bedeutung. Ferner liegt es im 

Randbereich von Siedlungen mit starker 

bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

 

062 

S.308 

süd-östl. A 33-Abfahrt  

Senne Süd, Oerkamp 

84,7 Biotopverbund Grünland und Magerrasen 

und Fließgewässer, Zielkonzept Naturschutz: 

Landschaftsraum mit hoher 

Naturschutzfunktion (dunkelgrün) und 

Naturschutz-Vorranggebiet (rot), 

Landschaftsschutzgebiet, unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum, Erholung. 

Hohe bis sehr hohe Kaltluftproduktionsrate. 

Hoher Kaltluftvolumenstrom. Das 

Plangebiet liegt im Kernbereich von 

Kaltluftbahnen überörtlicher Bedeutung. 

Ferner liegt es im Randbereich von 

Siedlungen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage sowie innerhalb 

von thermischen Ausgleichsräumen 

überörtlicher Bedeutung. 

 

073 

S.313 

Bokelstr. - Ummelner 

Straße 

50,5 z.T. Biotopverbund Offenland; geschützte 

Biotope; Landschaftsschutzgebiet; 

unzerschnittener, verkehrsarmer Raum; 

planungsrelevante Arten; Erholung, . 
Grundwasserschutz 

Wasserbeschaffungsverband Kralheide 

Mittlere Kaltluft-Produktionsrate. Mittlerer 

Kaltluft-Volumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich einer Siedlung mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

122 

S.318 

Senner Straße –  

Nordfeldweg 

10,5 Biotopverbund Offenland und Kulturland; 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet; unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum. 

Hohe Kaltluft-Produktionsrate. Hoher 

Kaltluft-Volumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Zentrum einer Siedlung mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

128 

S.323 

Pödinghauser Straße - 

Südstraße (HF) 

3,1 Biotopverbundschwerpunkt Acker; 

Zielkonzept Naturschutz: Landschaftsraum 

mit hoher Naturschutzfunktion; 

Landschaftsschutzgebiet. 

Hohe Kaltluft-Produktionsrate. Sehr hoher 

Kaltluft-Volumenstrom. Das Plangebiet liegt 

im Randbereich einer Siedlung mit starker 

Hitzebelastung am Tage. 

Quellen/Hinweise: 

- Bewertungen der ASB- und GIB- Flächen nach den Kriterien des Natur- und Klimaschutzes 

  (Seitenzahlen lt. Anhang C2 im Entwurf Regionalplan der Bezirksregierung) 

- Verweise auf Biotopverbund nach Karten der LANUV (Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz NRW),    

- Zielkonzept Naturschutz Bielefeld: rot =höchste Schutzkategorie, dklgrün = zweithöchste 

Schutzkategorie, LSG = Landschaftsschutzgebiet, NSG = Naturschutzgebiet, UZVR = unzerschnittener 

verkehrsarmer Raum  

- Bewertung zum Thema Klimaschutz nach Klimaanpassungskonzept der Stadt Bielefeld (Ratsbeschluss 

5.3.2020) 

https://anwendungen.bielefeld.de/bi/to0050.asp?__ktonr=177573  

 

 

 

 

https://anwendungen.bielefeld.de/bi/to0050.asp?__ktonr=177573
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E.1.2 Bereiche für den Schutz der Natur 

Zu den in der folgenden Tabelle genannten „Bereiche für den Schutz der Natur“ (BSN) 
in Bielefeld werden Bedenken erhoben und Änderungen der zeichnerischen 
Planentwurf gefordert.  

Hinweis: Quellen- / Literaturhinweise sind in Klammern gesetzt (Quellenangaben siehe 
Textende) 

Zu Blatt 13 des Planentwurfs (Bielefelder Stadtgebiet):++ 

BSN-
Nr.  

ASB-
Nr.  

Kartenausschnitt Regionalplanentwurf Karten zu Forderung / Änderungsvorschlag / 
Abgrenzung 

ohne ohne Forderung:  

Erhaltung aller Sieksysteme des Johannisbachs und seiner Zuflüsse im Norden Bielefelds als 
BSN entspr. der Darstellung im GEP TA OBBIE (2)  

Lage: Johannisbachsystem einschl. aller Zuflüsse, auch im Bereich der städtischen Grünzüge, 

bis zur Mündung in die Aa) 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7): Objekt VB-DT-BI-3916-002 
„Johannisbachsystem mit Nebensieks im Ravensberger Hügelland“:  

Gesamtbewertung: herausragende Bedeutung (Kernbereiche und weitere herausragende 

Funktionsbereiche des Biotopverbundes NRW);  

-Gebietsbeschreibung (Auszüge):  
- schmale Auen von Johannisbach und seiner Seitenbäche durchziehen netzartig die 
Ackerbaulandschaft des Ravensberger Hügellandes im Norden von Bielefeld. 

- an den Talhängen oft bewaldet oder mit Buschwerk bewachsen, fallen diese "Sieks" in der 

Ackerflur schon von weitem als dunkelgrüne Gehölzbänder auf 

- historisch bedingt wurden die umgestalteten Kastentälchen durchweg als Grünland genutzt. 

Heute v.a. Feuchtgrünlandflächen oft brachgefallen, in mäßig feuchten bis frischen Bereichen 

erfolgte Nutzungsintensivierung Richtung Mähweiden und Vielschnittwiesen 

- Obersee gehört zum Sieksystem des Johannisbaches, in unmittelbarer Siedlungsrandzone, 

parkartiges Umfeld, viele Erholungssuchende 

- bewaldete Sieks häufig mit unverbauten, naturnahen Bachläufen, Fließgewässer in den 
Grünlandsieks meist begradigt 

- strukturreiche Gehölze, überwiegend Laubholz 

Wertbestimmende Merkmale (Auszüge): 

- herausragende naturschutzfachliche Bedeutung als Refugial- und Vernetzungsbiotop 
innerhalb der Löss-Landschaft des Ravensberger Hügellandes 

- Obersee als wertvolles Trittsteinbiotop für Wasservögel 

- Quellbereiche, naturnahe und natürliche Fließgewässer, natürliche oder naturnahe 

Binnengewässer, (brachgefallenes) Feucht- und Nassgrünland, Auenwälder, bachbegleitender 

Erlenwald, Buchenmischwald, Buchenwald 

- zahlreiche Teiche, Weiher und Fischteiche 

- Kernlebensraum von Zielarten der Stillgewässer (Kammmolch, Kleiner Wasserfrosch, Torf-

Mosaikjungfer, Nordische Moosjungfer) 

- Vorkommen an Zielarten der Magerrasen und Trockenheiden (Langfühler-Dornschrecke, 
Steppengrashüpfer, Heidegrashüpfer) 
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- Vorkommen an Zielarten des Grünlandes (Warzenbeißer, Sumpfschrecke, Sumpfgrashüpfer) 

- Vorkommen an ZIelarten der Kulturlandschaft (u.a. Neuntöter, Feldsperling, Kuckuck) 

- Vorkommen an Zielarten der Fließgewässer (Eisvogel) 

Klimasensitive Arten und Lebensräume: 
- Feucht- und Nassgrünland  

- Vorkommen an klimasensitiven Zielarten des Grünlandes (Sumpfgrashüpfer, Sumpfschrecke) 

Schutzziel:  
Erhalt eines ausgedehnten, verzweigten Sieksystems mit strukturreichen Offenland-, 

Gewässer- und Gehölz-Lebensräumen als herausragender Refugial- und Vernetzungsbiotop 

innerhalb des Agrarraumes des Ravensberger Hügellandes. 

Zielarten:  
Neuntöter, Feldsperling, Gartenrotschwanz, Kuckuck, Rebhuhn, Eisvogel, 

Langfühlerdornschrecke, Heidegrashüpfer, Sumpfschrecke, Sumpfgrashüpfer, Warzenbeißer, 

Steppengrashüpfer, Kammmolch, Kleiner Wasserfrosch, Flussregenpfeifer, Schwarzspecht, 

Waldlaubsänger, Feldlerche 

Karten  Regionalplanentwurf (1): 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

Kern- und Verbindungsflächen, Karte 27 (3): 

 

insbesondere folgende Teilbereiche: 

13-1a ohne Forderung: Beibehaltung/Ergänzung/Erweiterung des BSN Jöllenbecker 
Mühlenbachtal zwischen Hemighold und Pödinghausen einschl. Seitensiek 
„Hemigholder Bach“ und Wald „Breimke“ (im Sinne eines „Lückenschlusses“) 

Lage: Niederung des Jöllenbecker Mühlenbachs westl. L 855 bis westl. L 783 
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Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt VB-DT-BI-3916-002 „Johannisbachsystem mit Nebensieks im Ravensberger 
Hügelland“: 
Gesamtbewertung: herausragende Bedeutung (Kernbereiche und weitere herausragende 

Funktionsbereiche des Biotopverbundes NRW)  

Objekt VB-DT-BI-3916-004 „Sieks und Kulturlandschaft um das Johannisbach-Talsystem“: 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

3816-097: „…Abschnitt des Jöllenbecker Mühlenbaches mit Auenwald und Buchenwald auf 
den Talhängen / Wertbestimmend sind insbesondere der naturnah fließende Bachlauf und der 

sich nach NW verbreiternde totholzreicher Erlenauwald / Stickstoffempfindlicher altholzreicher 

Hainsimsen-Buchenwald / wesentliche und für das Ravensberger Hügelland typische 
Strukturen eines Kastentales / gesetzl. geschützter Biotope: Bachbegleitender Erlenwald, 

Bachoberlauf im Mittelgebirge…“ 

3817-801: „…drei kleine Teiche bzw. Tümpel … von dichten Brennnessel-Beständen und 

Ufergehölzen aus Erlen und Weiden umgeben / Schutzwürdige und gefährdete flächige 

Gebüsche und Baumgruppen / Refugialraum vor allem auch für seltene Wasserpflanzen / 

Vernetzungs-Biotop innerhalb der intensiv ackerbaulich genutzten Landschaft / gesetzl. gesch. 

Biotope: stehende Kleingewässer“ 

3817-780: „…alter Eichen-Buchen-Mischwald / stickstoffempfindlich / arten- und 

individuenreiche Krautschicht / bodensaure Saumgesellschaft / Insel mit relativ hoher Vielfalt 

an Wald-, Lichtungs- und Saumpflanzen, darunter regional seltene Arten“ 

3817-740: „Siek mit Feuchtgrünland und naturnahen Au- und Hangwaldresten / 

Insbesondere die noch als Wiesen genutzten Feuchtgrünland-Bereiche machen das Gebiet zu 

einem besonders wertvollen Lebensraum für seltene, landschaftstypische Arten / gesetzl. 
geschützter Biotope: Nass- und Feuchtgrünlandbrache, Nass- und Feuchtwiese, Erlen-

Ufergehölz, Bachmittellauf im Mittelgebirge“ 

3817-251: „Verzweigtes Sieksystem mit Buchen- und Auwäldern, Feldgehölzen, Hecken, 

Grünland, Fließ- und Stillgewässern / reich strukturierter Biotopkomplex des Sieksystems ist ein 

charakteristischer Bestandteil im Naturraum des Ravensberger Hügellandes / Bedeutung für 

den lokalen Biotopverbund / gesetzl. geschützter Biotope: bachbegleitender Erlenwald, Nass- 

und Feuchtgrünlandbrache, Quellbach, Bachoberlauf im Mittelgebirge“ 

Daten aus LANUV-Fachportal (5): 

Breimke: Alter Buchen- und Eichenwald (Luftbild links): Arten- und individuenreiche 

Krautschicht. Inmitten der intensiv genutzten Landschaft stellt sich die Breimke auch bei der 

Florenkartierung NRW als Insel mit relativ hoher Vielfalt an Wald-, Lichtungs- und 

Saumpflanzen dar, unter denen auch regional seltene Arten sind: Auszug aus LANUV BK 

(Florenkartierung NRW: Blechnum spicant: Rippenfarn, am Bach: Sumpfdotterblume (Caltha 

palustris), VWL. 

http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/9110
http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/NBB0
http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/NBB0
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Bachbegleitender Erlenwald (Luftbild rechts): 

Mit typischen Pflanzenarten, u.a. Gegenblättriges Milzkraut, Gewöhnliche Waldsimse. 

Karten 

zu 13-

1a 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

BSN-Planzeichen 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

Teilflächen im Biotopkataster NRW BK-3816-097 

/ -801, 3817-780 / -740 / -251: 

 

 

13-1b ohne Forderung: Beibehaltung / Erweiterung des BSN Jöllenbecker Mühlenbachtal östlich 
Belzen (im Sinne eines „Lückenschlusses“) 
Lage: Niederung Jölle östl. Upmeier zu Belzen, westl. Solarpark 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7): vgl. BSN 13-1a 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3817-820 (Jöllenbecker Mühlenbachtal zwischen Pödinghauser Straße und Eickumer 

Straße): „Kastentalabschnitt des unteren Jöllenbecker Mühlenbaches / Fettwiesen und -weiden 

/ Feuchtwiesen und Nassgrünlandbrachen / Refugialraum für eine Anzahl von Tier- und 

Pflanzenarten vor allem der landschaftstypischen Feuchtgebiete / gesetzl. gesch. Biotope: 

Nass- und Feuchtgrünlandbrache, Nass- und Feuchtwiese, Teich, Sicker-, Sumpfquelle“ 
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Karten 

zu 13-

1b 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

BV-Verbindungsfläche, Karte 27 (3):

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

13-2 GWE 

01 
Forderung: Beibehaltung/Ergänzung/Erweiterung des BSN Johannisbachaue (ganzflächige 
Darstellung als BSN gem. Kern- und Verbindungsflächen n. LANUV-Karte 27) unter 

Streichung der Darstellung Wasserfläche („Untersee“) 

Lage: Johannisbachaue zw. Bahnlinie, Talbrückenstr., Grafenheider Str. und B61 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekte VB-DT-BI-3916-002 „Johannisbachsystem mit Nebensieks im Ravensberger 
Hügelland“ und VB-DT-BI-3916-004 „Sieks und Kulturlandschaft um das Johannisbach-

Talsystem“: zur Bewertung vgl. BSN Nr. 13-1a (herausragende u. besondere Bedeutung) 

Zu 4a: Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-630, Feldgehölze auf Plateaulagen nordöstlich Schildesche: „…Waldstücke in offener 
Ackerlandschaft und an Siedlungen angrenzend. Sie werden vor allem vom Flattergras-

Buchenwald beherrscht. In allen drei Wäldern sind die Westseiten offen und ohne Waldmantel, 

dadurch ist der Wald hier sehr licht und die Krautschicht artenreich / Die Bedeutung dieser 

Feldgehölze liegt vor allem in ihrer Gliederungsfunktion innerhalb der intensiv ackerbaulich 

genutzten Umgebung / Schutzziel: Erhalt und Optimierung von Feldgehölzen mit Althölzern“ 

Zahlreiche Fachliteratur, u.a.: 

STADT BIELEFELD (2016): Landschaftsplanerisches Entwicklungskonzept Johannisbachtal-

Obersee; 

NABU/NWV/BUND (2015): Grobkonzept Obersee-Johannisbachaue – NWV-Bericht 53, 80ff; 

Stiftung für die Natur Ravensberg (2007): Die Johannisbachaue – Denkschrift (SNR 

Kirchlengern); 

QUIRINI-JÜRGENS et al. (2015): Die Johannisbachaue in Bielefeld - NWV-Bericht 53, 166ff; 

BIOSTATION GT/BI: Diverse Untersuchungsberichte zu Flora und Fauna; 
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Brutvogelkartierung 2019 (Ornitholog. AG NWV) und früher: Weißstorch, Mäusebussard, 

Turmfalke, Kiebitz, Rebhuhn, Schleiereule, Kuckuck, Eisvogel, Nachtigall, Feldlerche, 

Neuntöter, Teich- u. Sumpfrohrsänger, Feldschwirl, Feldsperling u.a. 

Biostation-Gutachten 2020: u.a. 9 RL-Vogelarten im Gebiet; u.a. Kiebitz (im und außerhalb 

Heckrindgebiet, Brutversuch auf Acker, später mit 2 Küken im Heckrindgebiet!), 

Rauchschwalben 

Über 150 Pflanzenarten allein im Heckrindgebiet, davon 8 Rote Liste Pflanzenarten, u.a. 

Blasen-Segge (RL 3), Sumpfdotterblume (VWL), Wasser-Greiskraut (RL 2/3); 

auf Ackerflächen rund um Meyer zu Jerrendorf: Ackerrandstreifenprogramm der Stadt 

Bielefeld, langjährige extensive Nutzung mit KULAP-Vertrag von Ackerflächen, u.a. mit 
Feldlerche-Vorkommen, aber auch seltene Ackerwildkräuter, u.a. Stinkende Hundskamille (RL 

3 / 3), Kornblume (*/3), Acker-Zahntrost (RL 2/2= stark gefährdet!) 

Karten 

zu 13-

2 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

Teilflächen im Biotopkataster NRW BK-3917-630 

/ -639 (Feldgehölze u. Johannisbachaue): 

 

13-3/4 ASB 

131 

im 

NW, 
ASB 

094, 

096 

Forderungen:  
Nr. 3: Rücknahme ASB Uni-Campus bis Südgrenze des Grünzugs Babenhauser Bach 

(vgl. RGZ-Stellungnahme) 

Nr. 4a: Beibehaltung des BSN Grünzug Babenhauser Bach gem. GEP und 

Angliederung an den „Regionalen Grünzug“ (vgl. RGZ-Stellungnahme) 
Nr. 4b: Zusätzliche Ausweisung der Feuchtwiese zwischen Babenhauser Bach und Hof Hallau 
(Anschluss an das BSN Babenhauser Bach) 
Nr. 4c: Ausweisung zusätzlicher BSLE im Bereich Babenhausen/Niederdornberg 

Lage: Niederung des Babenhauser Bachs zw. Lohmannshof und Gellershagen 

Begründung/Erläuterung:  

Zu Nr. 3 u. Nr. 4:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3916-004 „Sieks und Kulturlandschaft um das Johannisbach-Talsystem“: 
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Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Vogeldaten aus Ornitho.de (Biostation GT/BI): 

Zu 3: Rastvögel: Steinschmätzer, Weißstorch, Turmfalke, Mäusebussard, Wiesenpieper 

Zu 4: Brutvögel: Rebhuhn (2016/18/19), Waldohreule (2019), Waldkauz (2018/19/20), 

Bluthänfling (2018/19), Feldsperling (2019), Goldammer, Dorngrasmücke, Feldschwirl (2006) 

Gastvögel: Waldschnepfe (2020), Schwarzspecht (2019), Rabenkrähe Schlafplatz (2017), 

Mäusebussard-Revier 

Zu 4a: Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3916-008 (Babenhauser Bach westlich Gellershagen): „…Von besonderem Wert sind der 
naturnahe Bachlauf mit Sickerquellen und Erlenwald-Streifen, die Feucht- und Naßwiesen, die 

jedoch größtenteils brachgefallen sind, sowie die randlichen Buchen-Hallenwälder vom Typ des 

Flattergras-Buchenwaldes. Durch die langgestreckte Form hat das Gebiet gliedernde Funktion 

innerhalb der Ackerbaulandschaft und bietet vielen Pflanzen und Tieren der Wälder und 
Grünländer einen Refugialraum. … Gesetzl. Geschützte Biotope: Stillgewässer, Nass- und 

Feuchtgrünlandbrache, Nass- und Feuchtwiese, Bachoberlauf im Mittelgebirge, Erlen-

Ufergehölz, Bachbegleitender Erlenwald, Sicker-, Sumpfquelle …“ 

Zu Nr. 4b: Standort des Breitblättrigen Knabenkrauts (Dactylorhiza majalis, Rote Liste NRW: 

3S, Großlandschaft WEBL: 2S), noch nicht im Biotopkataster NRW registriert.  

 (Luftbild: Google Maps) 

Vgl. auch ausführliche Erläuterungen im Anhang u.a. zu BSLE (Nr. 4c)! 

Karten 

zu 13-

3/4 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereiche 

(Nr. 3, 4a/b): 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 
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BSLE-Planzeichen 

 

Änderungsbereiche Nr. 4b/c:  

Siehe Karte im Anhang! 

 

Kern- u.-Verbindungsflächen, Karte 27 (3):

 

Biotopkataster NRW BK-3916-008: 

 

 

13-5 ASB 

014 
Forderung: Neuausweisung des BSN Köckerwald / Theeser Heide unter Angliederung / 
Erweiterung des Regionalen Grünzuges (vgl. RGZ-Stellungnahme) 

Lage: Köcker Wald zw. Theesen und Beckendorfer Mühlenbach 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3916-004 „Sieks und Kulturlandschaft um das Johannisbach-Talsystem“: 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-014 (Waldstücke in der Theeser Heide): „…bodensaurer Buchenmischwald vom 
Typ des Flattergras-Buchenwaldes / überwiegend bewaldete Kerbtälchen mit streckenweise 

naturnahen, leicht mäandrierenden Quellbächen / Wert als Wald-Lebensraum mit hohem 

Altholzanteil / durch die Flächengröße bzw. durch die unmittelbare Angrenzung an die 

Naturschutzgebiete "Beckendorfer Mühlenbachtal" und "Moorbachtal" kommt dem Gebiet 

große Bedeutung für den Biotopverbund zu / schutzwürdige u. gefährdete Gebüsche, 

Feldgehölze, Quellbereiche, Quellbach, Hainsimsen-Buchenwald“ 

Eines der größten zusammenhängenden Waldgebiete im Bielefelder Norden, teils naturnah 

bewirtschaftet; Bedeutung für die Naherholung.  

Vogeldaten aus Ornitho.de (Biostation GT/BI): 

Brutreviere von Mäusebussard, Habicht, Sperber, Baumfalke, Uhu (2018), Waldkauz, 

Waldohreule, Schleiereule, Rebhuhn, Schwarzspecht (2020) 

Nahrungsrevier von Rotmilan, Wespenbussard, Kolkrabe 

Daten aus LANUV-Fachportal (5): 

Artenreicher Wald, u.a. mit Besenheide, Pillen-Segge, Rippenfarn, Riesen-Schachtelhalm, 

gegenständiges Milzkraut  
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Karten 

zu 13-

5 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

BV-Verbindungsfläche, Karte 27 (3): 

 

Nordteil Biotopkataster NRW BK-3917-014: 
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13-6  Forderung: Neuausweisung/Erweiterung des Waldsieks im Sirwinkel als BSN 

Lage: Oberlauf eines namenlosen Seitenbachs („Deppendorfer Wiesenbach“) des 
Schwarzbaches zw. L922 und NSG Deppendorfer Wiesen 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3916-004 „Sieks und Kulturlandschaft um das Johannisbach-Talsystem“: 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Daten der Ornitholog. AG NWV des NWV (8):  
Abgelegenes, ruhiges Waldsiek mit 8 verlandenden Fischteichen, naturnahen Waldstrukturen; 
Brutvogelkartierung 2019: Reviere von Mäusebussard, Sperber, Turmfalke, Waldkauz, 

Teichhuhn, Bunt- u. Grünspecht, Hohltaube, Star, Fitis u.a.; Nahrungsrevier von Habicht. 

 

Karten 

zu 13-

6 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

BV-Verbindungsfläche, Karte 27 (3): 

 

 

13-7 099 Forderung: Ausweisung des nordwestlichen Feuchtsieks im Grünzug Schlosshofbach als BSN 

unter Einbindung / Beibehaltung des BSLE / RGZ Grünzug Schlosshofbach 

Lage: Grünzug Schlosshofbach südl. L779 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-016, Innerstädtisches parkartiges Bachauensystem von Bielefeld 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
 - als innerstädtischer Bachauen-Lebensraum lokal wertvolles Refugial- und 
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Vernetzungsbiotop 

- Bachabschnitte mit wertvollen Strukturen (naturnahe Bachabschnitte, Feucht- und 

Nassgrünland, Auenwald, Laubwald) bilden wertvolle Trittsteinbiotope und 

Refugiallebensräume innerhalb der intensiv genutzten Stadtlandschaft 

- Reste an naturnahen Bächen mit Feuchtgrünland, Kleingewässern und Auenwaldresten und 

Laubwald 

Schutzziel: u.a. Schutz und Optimierung der naturnahen Abschnitte mit Feucht- und 

Nassgrünland, Auenwald, Laubwald, Kleingewässern 

Zielarten: Kleiner Wasserfrosch, Kleine Pechlibelle 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-611 (Naturnahe Abschnitte des Schloßhofbaches): „ … Das Gebiet enthält neben 
den Feuchtbrachen artenreiche Bachstrecken und naturnahe Teiche und Tümpel und bildet so 

wertvolle Auen-Lebensräume innerhalb der intensiv genutzten Stadtlandschaft.“ Gesetzl. 
geschützte Lebensraumtypen: Nass- und Feuchtgrünlandbrache, Röhrichtbestand 

hochwüchsiger Arten, Ufergehölz, Bachröhricht, Tümpel (periodisch), Teich. Schutzziel: 
Schutz, Optimierung und Pflege von feuchten Auenwiesen und deren begleitenden Biotope 

Vgl. auch ausführliche Erläuterungen im Anhang! 

Karten 

zu 13-

7 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

BSLE-Planzeichen 

 

 

 

BV-Verbindungsfläche, Karte 27 (3): 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 
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Zu Blatt 14 des Planentwurfs (Bielefelder Stadtgebiet): 

BSN-
Nr.  

ASB-
Nr.  

Kartenausschnitt Regionalplanentwurf Karten zu Forderung / Änderungsvorschlag / 
Abgrenzung 

14-1 ASB 

035 
Forderung: Beibehaltung des Waldes zwischen Hungerbach und Kusenweg als BSN und Teil 
des „Eichen-Hainbuchenwaldes am Hövingsfeld“ gem. GEP 

Lage: Laubmischwald östlich A2 / südlich Kusenweg / nördl. NSG Eichen-Hainbuchenwald am 

Hövingsfeld 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-008, Lintheide und Lintholz beidseitig der BAB 2 östlich Bielefeld-

Heepen; Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- vergleichsweiße großflächiges Waldgebiet im sonst waldarmen, ackerbaulich geprägten 

Herforder Hügelland 
- bildet zusammen mit dem angrenzenden Wald-Naturschutzgebiet "Eichen-Hainbuchenwald 

im Hölungsfeld" eine weitgehend naturnahe Waldinse 

Schutzziel: Erhalt einer vergleichsweise großen, naturnahen Waldinsel inmitten des intensiv 

landwirtschaftlich genutzten Herforder Hügellandes 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-634, Waldgebiet am Kusenweg bei Bielefeld-Altenhangen: „…naturraumtypische 
buchen- und eichenreiche Laubwald-Lebensräume / Waldmeister-Buchenwald ("Flattergras-

Buchenwald") / Altholz / gesellschaftstypische Artenkombination vorhanden / starkes 

Baumholz (BHD 50 bis 80 cm)“ 

Der Wald steht im Direktkontakt (Pufferzone) mit NSG Eichen-Hainbuchenwald am 

Hövingsfeld (VB-DT-BI-3917-001; BK 3917-656) 

Vogeldaten aus Ornitho.de (Biostation/FP): 

Mittelspecht 2019 (Wintergast, Zusammenhang mit NSG), Star 2017 

Karten 

zu 14-

1 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

Biotopkataster NRW: BK-3917-634: 

http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/9130
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14-2 ASB 

032 
Forderung: Neuausweisung/Erweiterung der Dankmasch u. Umgebung und der oberen 
Vogelbachniederung als BSN unter entspr. Verkleinerung des ASB 032 

Lage: Langjährig ökologisch entwickelter Freiraum „Dankmasch“ südlich Milse, westlich 
Altenhagen beidseits der Robert-Nacke-Straße, mit Oberlauf des Vogelbachs nördlich 

Altenhagen 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-013, Kulturlandschaftskomplex im Herforder Hügelland 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 
Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Kulturlandschaftskomplex aus Acker- und Grünlandflächen, Feldgehölzen, Bächen, Tümpeln 

und Teichen im sonst intensiv landwirtschaftlich genutzten und ausgeräumten Herforder 

Hügelland 

- teilweise eng gekammerte Kulturlandschaftskomplexe mit Hecken, Feldgehölzinseln, 

Kleingewässern, Kopfweiden, Ufergehölzen entlang von Bachläufen 

- mehrere Feldgehölzinseln mit teilweise typischem Artenintentar und dem typischen 

Strukturaufbau der Eichen-Hainbuchenwälder  

- Artenschutzgewässer innerhalb verbuschter Bracheparzelle, teilweise mit Unterwasser-, 
Schwimmblattvegetation, Groß- und Kleinröhrichtfragmenten 

Schutzziel: Erhalt und Entwicklung der strukturreichen Kulturlandschaft mit naturnahen 

Bachabschnitten, Grünland, Feuchtgrünland, Feldgehölzen, Baumreihen und einigen 

Kleingewässern 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

3917-022: „eng gekammerter Kulturlandschaftskomplex mit ausgedehnten verzweigten 
Baum-Strauchhecken, breiten Feldgehölzen, Kleinwaldflächen / kettenförmig angeordnete 

Kleingewässer, Kopfweiden, Ufergehölze entlang eines kleinen Bachlaufes, Sukzessionsgehölze 

innerhalb einer von Hochstauden geprägten Senke / strukturreicher Refugial- und 

Vernetzungsbiotop / gesetzl. gesch. Biotope: Nass- und Feuchtgrünlandbrache, Ufergehölz, 

Bachoberlauf im Mittelgebirge, Teich, Tümpel (periodisch)“ 

3917-023: „Artenschutzgewässer innerhalb einer verbuschenden Bracheparzelle / 
buchtenreiches Kleingewässer innerhalb einer waldnahen Wiese / schutzwürdige Lebensräume 

in tierökologisch optimaler und störungsarmer waldnaher Lage“ 

3917-615: „Feldgehölze zwischen Altenhagen und Milse / Eichen-Hainbuchenwald / 

ehemaliges Hofgelände mit Parkwald, zwei Teichen und Erbgräbern / wichtiger Refugialraum 

für Arten der Wälder und Feuchtgebiete“ 
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Zusätzliche Hinweise: 

Langjährig mit ökologischer Landwirtschaft, Ausgleichs- und Naturschutzmaßnahmen, öffentl. 

Zuschüssen und ehrenamtlichem Einsatz entwickelter Freiraum mit hohem Natur- und 

Erholungswert; Projektschwerpunkt Bielefelder Naturschutzverbände (NWV, NABU, NPZ, 

Umweltamt Bielefeld): Projekt „Modell Schelphof“ (Biologische Landwirtschaft und 
artenreiche Kulturlandschaft www.kommbio.de/praxisbeispiele/schelphof/), 

Naturpädagogisches Zentrum (www.npzschelphof.de), Erlebnispfad Land[wirtschaft]; 

Artenschutz in der Kulturlandschaft; artenreicher Laubwald Nagelkamp; 

Zahlreiche Vorkommen gefährdeter Arten der Kulturlandschaft:  

Vögel: Nachtigall (größtes Vorkommen in Bielefeld), Mäusebussard, Turmfalke, Habicht, 

Schleiereule, Neuntöter, Feldlerche, Goldammer, Dorngrasmücke u.v.m. 

Fledermäuse: Großer Abendsegler, Breitflügel-Fledermaus, Zwergfledermaus 

Daten Biostation GT/BI und www.ornitho.de: 

(Karte links): Erweiterung NSG Dankmasch: hohes Aufkommen sehr seltener Vogelarten, 

Nachtigall (NA), Rebhuhn (RE), Neuntöter (NT), Feldlerche (FL), allein aus dem Jahr 2020! 

Ackerflächen westlich Robert-Nacke-Straße mit seltenen Ackerwildkräutern, u.a. 

Spießblättriges Tännelkraut (RL 3/3), im Tiefland extrem selten. 

LANUV NRW Fachportal (5): 

(Karte rechts): Rosa Punkt: Spießblättriges Tännelkraut (Kickxia elatine) westlich Dankmasch, 

außerhalb des Berglandes extrem selten!  

   

Fachliteratur:  

MENSENDIEK, H., QUIRINI-JÜRGENS, C. (2008): Das Modell Schelphof in Bielefeld-Heepen. - 

Berichte NWV 48, 146ff 

MENSENDIEK, H.: Projekt Bauerngarten am Schelphof. - Jahresheft 10 des NABU-Bielefeld, 81ff 

LETSCHERT, U.: Das Naturpädagogische Zentrum Schelphof e.V. - Jahresheft 12 des NABU-

Bielefeld, 90ff 

 

 

http://www.kommbio.de/praxisbeispiele/schelphof/
http://www.npzschelphof.de/
http://www.ornitho.de/
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Karten 

zu 14-

2 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereiche: 

 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

Biotopkataster NRW: BK-3917-022 /-023 /-615: 

 

 

14-3 ASB 

032 
Forderung: Neuausweisung der Windwehe-Niederung als Regionaler Grünzug östl. Heepen 

zwischen L805/A2 und L778 … 

(vgl. RGZ-Stellungnahme: Erweiterung/Forstsetzung des Grünzuges östl. der A2, Fortsetzung 

auf Blatt 19, dort Nr. 5) zur landschaftlichen Trennung der Siedlungsbänder 

Heepen/Baumheide und Milse/Altenhagen im Flächenumfang der Kern- und 

Verbindungsflächen gem. LANUV-Biotopverbund-/Biotopkatasterkarte (7) einschl. Umfeld 

Hungerbach / Kusenweg südlich Altenhagen), 

… zugleich: Erweiterung / Neuausweisung als BSN „Windwehe“  

(auf Basis der Abgrenzung der LANUV-Biotopverbund-/Biotopkatasterkarte (7) einschl. der BV-

Verbindungsflächen) 

Lage: Windwehe-Niederung zw. A2 und Milser Straße 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-006, Seitenbäche und Seitentälchen der Windwehe im Herforder 

Hügelland  
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- größtes Fließgewässer im Bielefelder Teil der Herforder Hügellandes 

- zahlreiche Quelbäche am Nordfuß des Teutoburger Waldes durchziehen den stark 

zersiedelten Raum um Bielefeld-Heepen 

- repräsentatives Biotopmosaik der Seitentäler: bewaldete Talgrünland-Biotope, kleinflächige 
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Feuchtbrachen, Ufergehölze, Gehölzstreifen entlang der Fließgewässer, Kleingehölze in Form 

von Gebüschen, Feldgehölzen und Kleinwaldflächen auf den Talkanten und Talhängen 

- neben Fischteichen vereinzelt naturnahe Kleingewässer 

- kleinflächige schutzwürdige Biotope: naturnahe unverbaute Fließgewässerabschnitte, Erlen-

Auenwäldchen, Brachflächen unterschiedlicher Feuchtestufe und kleinflächiges 

Feuchtgrünland, Röhrichtbestände 

- direkter biozönotischer und räumlicher Bezug zum Haupttal der Windwehe als bedeutendes 

Gewässer- und Talauensystem im Naturraum 

Schutzziel: Erhalt eines verzweigten, weitgehend offenen und grünlandgeprägten Talraum-

Biotopverbundsystems mit Grünland, kleinen Feuchtwaldbereichen und naturnahen 

Laubwaldresten 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7); (BK-3917-021 /-025 /-027 /-028 /-604): 

3917-021: „Großflächiger Weidegrünlandkomplex in der Lutterniederung: dieser naturnahe 
grünlandeprägte Niederungskomplex stellt einen wertvollen Refugial- und Vernetzungsbiotop 

dar / gesetzl. geschützter Biotope: Rasen-Großseggenried, Nass- und Feuchtgrünlandbrache“ 

3917-025: „Lutterabschnitt bei Heepen: Das Fließgewässer bildet mit seinem durchgängigen 

Gehölz- und Staudensaum einen lokal wertvollen Vernetzungsbiotop innerhalb des stadtnahen 

Agrarraumes. Darüber hinaus steht dieser Lutterabschnitt in einem direkten räumlichen und 

ökologischen Kontext zum Naturschutzgebiet Windwehe“ 

3917-027: „von dichten Gehölzstreifen durchzogener, grünlandgeprägter Talzug des 

Hungerbaches mit örtlich bachbegleitenden Kopfbäumen / häufig ein breiter hydrophiler 

Hochstaudensaum / seltenes ehemals traditionelles Nutzungsmosaik / im direkten Kontakt zu 

dem teilweise unter Naturschutz stehendem Lutter- bzw. Windwehebachtal / bildet einen 

wertvollen Refugial- und Vernetzungsbiotop“ 

3917-028: „Drei Laubholz-Feldgehölze teilweise mit dichtem Waldmantel inmitten eines 

flachwelligen Agrarraumes: Aufgrund ihrer isolierten Lage inmitten der Agrarlandschaft ohne 

Kontakt zu Straßen und Wegen stellen sie wertvolle Insel- und Refugialbiotope für waldlebende 

Tier- und Pflanzenarten dar“ 

3917-604: „NSG Windweheniederung: Naturnaher, stellenweise stark mäandrierender 
Bachabschnitt der Windwehe / weitgehend vollständiges Erle-Eschen-Pappel-Ufergehölz / 

kleinflächige Nass- und Feuchtwiesenbereiche als auch artenreiche Kleingewässer / durch 

Umfluten gespeiste Teiche / Die naturnahe, struktureiche Windweheniederungszone mit ihren 

zahlreichen randlichen Stillgewässern und Feuchtkomplexen ist ein wichtiger Refugial- und 

Vernetzungsbiotop innerhalb des strukturarmen Ravenberger Hügellandes.“  

Daten LANUV NRW Fachportal (5): 

Hohes Aufkommen von bemerkenswerten Pflanzenarten, insbesondere im Bereich Kusenweg: 

Echtes Tausendgüldenkraut, Sumpf-Dotterblume, Wiesen-Margerite, Kuckucks-Lichtnelke, 

Gelb-Segge, Gold-Hahnenfuß (VWL), Stinkende Hundskamille (RL 3/3), Manns-Knabenkraut! 

(in Bielefeld zunehmend seltene Orchidee, insbesondere im Tiefland), Zittergras (im Tiefland 

extrem selten! RL 3/3) 

Im Bereich Windwehe: u.a. Hohe Schlüsselblume (VWL), vgl. folgende Abb.: 
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Daten Biostation GT/BI und www.ornitho.de: 
Rotmilan 2020 & 2017 (Brutzeitbeobachtung), Eisvogel 2015 (Nahrungssuche) 

Karten 

zu 14-

3 

 Regionalplanentwurf: 

 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

 

 

Änderungsbereiche: 

http://www.ornitho.de/


Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

32 

 

 

 

 

Erweiterung Grünverbindung, BSN, als 

Verbindungsachse zum NSG Hövingsfeld östlich 

A2 (1, gemäß Vorschlag Umweltamt Bielefeld, 2 

zusätzlich) 
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Zu Blatt 18 des Planentwurfs (Bielefelder Stadtgebiet): 

BSN-
Nr.  

ASB-
Nr.  

Kartenausschnitt Regionalplanentwurf Karten zu Forderung / Änderungsvorschlag / 
Abgrenzung 

18-1 - Forderung: Beibehaltung des BSN Twellbachtal/Buchenwälder gemäß der Abgrenzung BK-

3916-232 bzw. LANUV- Biotopverbund-/Biotopkatasterkarte (7)  

Lage: Twellbachtal nördl. L778 (Bergstraße) in Bielefeld-Hoberge-Uerentrup 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3916-007, Acker-Grünlandkomplex am Nordhang des Teutoburger Waldes 

bei Kirchdornberg  
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Äcker, Grünland und Gehölze am Nordhang des Teutoburger Waldes zwischen Kirchdornberg 

und Uerentrup 
- der Hang wird durch mehrere Quellbäche gegliedert, die Sieks liegen in der offenen Ackerflur 

und grenzen teils direkt an Siedlungen, in den Oberläufen besteht Verbindung zum 

Teutoburger Wald, Quellbäche teils naturnah, stellenweise grünlandbegleitet, kleine 

Auenwaldreste 

- Am Hoberg größere naturnahe Altholzinseln (Buchenwald) 

- die Kulturlandschaft mit Grünland, Siektälchen, Feldgehölzen, Altholzinseln stellt eine 

wichtige Arrondierungsfläche zwischen dem Teutoburger Wald und den nördlich 

anschließenden Siedlungsbereiche und der intensiv genutzter Ackerlandschaft um 

Großdornberg dar  

- die Sieks als lineare Elemente haben eine wichtige Verbindungsfunktion im Biotopverbund 
- die Altholzinseln stellen wichtige Trittsteinelemente zwischen dem Teutoburger Wald und 

dem nördlich vorgelagerten, bewaldeten Osningkamm  

- Vorkommen an Zielarten der Kulturlandschaft (Kuckuck, Rauchschwalbe, Waldohreule u.a.) 

Schutzziel: Erhalt und Entwicklung der strukturreichen Kulturlandschaft mit teils naturnahen 

Quellsieks, Altholzinseln und Grünland 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3916-232 Buchenwälder am Golfplatz westlich Hoberge: „…altes Laubwaldgebiet mit 
Kalk- und Hainsimsen-Buchenwäldern / Bachtälchen mit naturnahen Erlen-Eschenbeständen 

durchfließen meist steil eingeschnittene Kerbtälchen / wertvoller Wald-Lebensraum inmitten 

einer sehr intensiv genutzten und dicht besiedelten Landschaft / gesetzl. geschützter Biotope: 

Nass- und Feuchtwiese, Quellbach, Bachoberlauf im Mittelgebirge, Rasen-Großseggenried, 

stehendes Kleingewässer, Sicker-, Sumpfquelle, Bachbegleitender Erlenwald, Bachbegleitender 

Eschenwald“ 

Daten Biostation GT/BI, www.ornitho.de und der Ornitholog. AG des NWV Bielefeld: 

Kleinspecht 2016, Waldkauz 2014; 

Brutreviere von Mäusebussard, Rotmilan; 

Vorkommen von Feuersalamander u.a. Amphibien  

 

 

 

http://www.ornitho.de/
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Karten 

zu 18-

1 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

Biotopkataster NRW: BK-3916-232: 

 

18-2 - Forderung: Erweiterung des BSN BK-3916-095 (NSG Oberes Johannisbachtal) um die 
Ackerflächen beidseits des Paderbachs 

Lage: Ackerflächen beidseits des Paderbachs zwischen Johannisbach und Hoberge-Uerentrup 

Begründung/Erläuterung:  
Daten Biostation GT/BI:  

6 Ackerflächen (Gentrups Hof), südlich Poetenweg, entlang städtischer Obstbaumallee, seit 

annähernd 30 Jahren im Bielefelder Ackerrandstreifenprogramm und somit extensiv 

bewirtschaftet, Vorkommen seltener Ackerwildkräuter:  

u.a. Acker-Zahntrost, RL 2 / 2 

Stinkende Hundskamille, RL 3 

Kornblume, RL */3 

Karten 

zu 18-

2 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereiche 

(Nr. 2): 

 

 

Ackerrandstreifen/Vertragsnaturschutzflächen: 
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18-3 GIB 

058 
Forderung: Erweiterung des BSN „Rieselfelder Windel“ 
a) nordwestlich um den Buchenwald beidseits der Postheide und die Detereiteiche (östl. A33) 

sowie um die Ersatzmaßnahmen (Amphibienschutzteiche) westl. A33 / südöstl. Kreisel L934 

(Friedrichsdorfer Str.)  

b) östlich um Erweiterungsflächen um den Toppmannshof (entspr. NSG-Abgrenzung),  

sowie zusätzlich als Pufferflächen: 

c) um die BV-Verbindungsflächen gem. LANUV-Fachportal (7) (Biotopkataster, Biotopverbund, 

NSG) nördl. A2 / westl. Wilhelmsdorfer Str. und 

d) den östlich unmittelbar ans NSG anschließenden Windel-Wald nördl. L788 (Buschkampstr.), 

westl. Windelsbleicher Str., südl. Riekestr. 

Lage: NSG Rieselfelder Windel und Umfeld zwischen den Ortsteilen Windelsbleiche und 

Windflöte in Bielefeld-Senne nordöstl. der A2 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-4017-002, Naturreservat "Rieselfelder Windel" bei Bielefeld Windelsbleiche  
Gesamtbewertung: herausragende Bedeutung (Kernbereiche und weitere herausragende 

Funktionsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Daten zu Erweiterungsbereichen Rieselfelder: 
Der Buchenwald, die Deterei-Teiche und Grünlandflächen um den Toppmannshof sind 

artenreiche, naturschutzfachlich wertvolle, integrale und funktionelle Bestandteile des NSG 

und der Erholungskulisse (Rundweg); die östlichen BV-Verbindungsflächen sind als Puffer- und 

potenzielle NSG-Erweiterungsflächen zu schützen. 

Karten 

zu 18-

3 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereiche 

(hier Nr. 3): 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

LANUV-Portal Naturschutzgebiete NRW: NSG-

Komplex BI-010-NSG Reiher-/Röhrbach, BI-024-

NSG Schwarzes Venn, BI-048- NSG Rieselfelder 

Windel, BI-026- NSG Kampeters Kolk: 
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18-4 ASB 

061 
Forderung: Erweiterung des BSN „Kampeters Kolk“ um die Waldflächen südl. L788 

(Buschkampstr) 

Lage: Wald südöstl. Buschkampstr, beidseits der K42 (Bekelheider Str.) südl. A2 bis zur Georg-

Müller-Schule 

Begründung/Erläuterung:  
Der Wald ist Teil des Ganzjahreslebensraumes der Amphibienpopulation in Kampeters Kolk, 

der u.a. wegen letzter Vorkommen der Knoblauchkröte geschützt ist. Er ist im Entwurf 

lediglich als Rest des ehemals vordem Regionalen Grünzug dargestellt.  

Karten

zu 18-

4 

 Vgl. Nr. 18-3, dort Ziff 4  

18-5 ASB 

076 
Forderung:  
a) Beibehaltung des BSN „Trüggelbachniederung“ östl. Ummeln einschl. Niederung 

Sunderbach/Grippenbach und Wald-Offenlandkomplex und Eingliederung in den 
Grünzug Heitkamp-Tüterbach (vgl. RGZ-Stellungnahme 

b) Ausweisung zusätzlicher BSN/RGZ im Bereich Ummeln/Heidekamp 

Lage: Kulturlandschaft östl. Bielefeld-Ummeln (östl. B61, südl. A2, westl. Ostwestfalendamm / 

Plantrasse OU Ummeln): Grünzug Bohlenweg, Wald-Offenlandkomplex und Bachsysteme 

Tüterbach / Sunderbach / Trüggelbach 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-4016-002, Lutterniederung mit Trüggelbach  
Gesamtbewertung: herausragende Bedeutung (Kernbereiche und weitere herausragende 

Funktionsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Lutter von Quelle bis zur südlichen Stadtgrenze sowie der Nebenbach Trüggelbach im stark 

zersiedelten Bielefelder Südwesten 

- zwischen Quelle und Brackwede unterschiedliche Gewässer- und Offenland-Lebensräume im 

Auenraum (Grünland, Feuchtgürnland, kleinflächige Auenwald- und Bruchwaldreste, Teiche) 
und Wälder auf der Terrassenkante (Besonderheit: Düne mit Buchenwald) 

- insgesamt stellt die Lutter mit dem Trüggelbach aufgrund ihrer unterschiedlichen 

Biotopkomplexe ein herausragendes Verbundbiotop dar 

- Vorkommen an Zielarten des Waldes (Kleinspecht, Waldlaubsänger) 

Objekt: VB-DT-BI-4016-013, Kulturlandschaft zwischen Ummeln und Brackwede 

Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Kulturlandschaftskomplex aus Grünland, Ackerflächen, Wald und Feldgehölzen zwischen 
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Brackwede im Nordosten und Ummeln im Südwesten zwischen der Bundesstraße B61 und der 

Bahnlinie Bielefeld - Gütersloh  

- Wald: Kiefernwald, Kiefernmischwald, Eichen-Mischwald, kleine Bruchwaldreste 

- Grünland wird teils beweidet und ist reich durch Baumreihen, Baumgruppen, Kopfbäume 

und Einzelbäume strukturiert, kleinflächig Feucht- und Nassgrünland, Magergrünland 

- das Gebiet wird von mehreren Bächen mit teils naturnahen Bachauen mit Auenwald 

durchzogen (u.a. Tüterbach) 

- der strukturreiche Wald-Offenlandkomplex ist ein wichtiger Refugialraum in der durch 

Siedlungen geprägten Stadtrandzone 

- die schutzwürdigen Bachniederungszonen mit Feucht- und Nassgrünland, Auenwald, 
Laubwald sind wichtige Vernetzungsbiotope im regionalen Biotopverbund 

- Vorkommen an Zielarten des Grünlandes (Kiebitz) 

Schutzziel: Erhalt eines stellenweise noch vielfältigen Kulturlandschaftskomplexes mit 

Grünland unterschiedlicher Ausprägung, Wäldern, Bachauen, Gehölzen und Kleingewässern 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-4016-071 Wald-Offenlandkomplex: „vielfältiger Kulturlandschaftsraum mit Weiden, 
durchsetzt von Kiefern-Mischwälder und Eichen-Mischwälder, sowie durchzogen von 

zahlreichen naturnahen Bächen / markante Einzelbäume, Baumreihen, Baumgruppen und 

besonders Kopfbäume sind alte Relikte der Kulturlandschaft / wertvoller Refugialraum 

inmitten einer mehr und mehr durch Siedlungen geprägte Stadtrandzone / gesetzl. gesch. 

Biotope: Tieflandbach, Bachbegleitender Erlenwald, Silikattrockenrasen, Erlen-Bruchwald“ 

Daten schutzwürdiger Arten zum BSN Tüterbach-Trüggelbach 

a) Vogeldaten aus aus Ornitho.de: Waldohreule 2019, Schleiereule 2018, Schwarzspecht 

2015/16/18, Eisvogel 2016, Kiebitz 2016/2017; Feldsperling, Mäusebussard 

b) Geschützte Vegetation (Geobotan. AG des NWV): trockenen Dünenzüge mit typischer 

Vegetation: Vaccinium myrtillus (Heidelbeere), Vaccinium vitis-idea (Preiselbeere Rote 

Liste 3), Carex arenaria (Rote Liste 3) und Festuca filiformis (Vorwarnliste) sowie 

Polypodium vulgare (Gewöhnlicher Tüpfelfarn) und Calluna vulgaris (Besenheide), (Ilex 

aquifolium) Stechpalme, geschützt durch die BundesartenschutzVO. Auffällig ist das 

Vorkommen des leberbraunen Milchlings (Lactarius hepaticus) 

c) Fledermausvorkommen (LANUV-Daten LINFOS): Jagdrevier der Breitflügelfledermaus 
(Eptesicus serotinus, streng geschützt FFH-Richtl., Anh.IV, Rote Liste NRW 2), die ihre 

Schlafhöhlen in etwa 1 km östlich dieses Bereichs haben, und des Großen Abendseglers 

(Nyctalus noctula 

 

Karten 
zu 18-

5 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereiche: 

 

Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 
Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag 

BSN Tüterbach-Trüggelbach): 
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Änderungsbereiche 5a/b: 

 

Blau umrandet: BSN-Vorschläge; dunkelrot 

umrandet: BSLE-Vorschläge  

Vgl. ausführliche Erläuterungen im Anhang! 

18-6 - Forderung: Neuausweisung des Walddünengebietes östl. Sennestadt als BSN entspr. der 

Flächenabgrenzung als Biotopverbund-Verbindungsflächen der LANUV-Karte 30: 

Lage: Wald südöstl. Sennestadt zwischen Ortsrand Sennestadt und Markengrund, 

Paderborner Str. und Senner Hellweg 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-4017-006, Senne-Kiefernwälder bei Sennestadt 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- großflächige Kiefernwälder am Südhang des Teutoburger Waldes um Sennestadt  
- Untergrund: Sandflächen der Senne  

- ausgedehnte trocken Kiefernwälder, zum Teil zwergstrauchreich, in der Strauch- und unteren 

Baumschicht häufig trockener Birken-Eichenwald 

- vielfältige, schichtenreiche Wald-Lebensräume mit Vegetationselementen und Fragmenten 

der trockenen Heiden, Borstgrasrasen und Sand-Magerrasen in Randzonen und innerhalb der 

Wälder als schutzwürdige Kleinbiotopve 

- wichtige Puffer- und Arrondierungsfunktion für das angrenzende FFH-Gebiet Teutoburger 

Wald  

- Lebensraum für Arten der Wälder und Kulturlandschaft (Jagdrevier und Sommerquartier 

mehrerer Fledermausarten wie Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, Braunes Langohr, 
Fransenfledermaus) 

- Lebensraum von Arten der Magerrasen (Zauneidechse) 

Schutzziel: Erhalt strukturreicher und großflächiger Sand-Kiefern-Laubmischwälder in direkter 

Nachbarschaft zum landesweit bedeutsamen Waldschutzgebiet des Teutoburger Waldes und 

ökologische Optimierung insbesondere durch Förderung autochthoner Laubgehölze, Erhalt 

und Entwicklung von Klein- und Sonderbiotopen wie Sandmager-, Borstgrasrasen und Heiden. 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-4017-390, Waldgebiet im Forst Dalbke: „Flachwelliger Dünenzug / ausgedehnter 
artenreichen Kiefernmischwald / Wasserschutzgebiet / gesetzl. gesch. Biotop: 

stickstoffempfindlicher Kiefernmischwald mit heimischen Laubbaumarten auf 

Dünenstandorten und nährstoffarmen Sandböden“ 

Vogeldaten aus Ornitho.de (Biostation GT/BI): 

Schwarzspecht 2020 (Nahrungsgast), Gartenrotschwanz 2020 (zur Brutzeit), 2019 singend, 

Uhu 2019 (zur Brutzeit), Habicht 2020 

http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/NAD0
http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/NAD0
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Daten LANUV NRW Fachportal (5): 

Große Bestände der Preiselbeere (RL 3/3), Rippenfarn (RL */3), Keulen-Bärlapp (RL 3 / 2) 

 

 

Karten 
zu 18-

6 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

 

18-7 - Forderung: Erweiterung des BSN „NSG Östlicher Teutoburger Wald“ um die südlich 

angrenzenden Kalk- und Silikat-Äcker, Obstwiesen und extensiven Grünlandflächen. 

Lage: Feldflur nördlich Quelle am Südhang des Teutoburger Waldes 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3916-009, Kalkäcker bei Quelle 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Kalkäcker am Südhang des Teutoburger Waldes bei Quelle (3 Teilflächen) 

- schutzwürdige und gefährdete Äcker und Ackerbrachen des Typs Kalkacker als Standort für 

Wildkräuter 

- Fläche ist Teil des Schutzackerkonzeptes NRW 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3916-0012, Äcker und Ackerbrachen (auf Sonderstandorten, hier Kalkacker): 

„…Extensivacker mit hoher Anzahl an Wildkräutern (Vegetationstyp: Kicksietum spuriae); 

http://methoden.naturschutzinformationen.nrw.de/methoden/de/anleitung/NHA0
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Schutzziel: Erhalt und Entwicklung der Kalkäcker als Lebensraum für seltene Ackerbegleitflora“ 

BK-3916-0048, Sandmagerrasenreste "Lange Breede" nordwestlich Bielefeld-Quelle:  

„…Feldrain (Stufenrain) mit artenreiche Sandmagerrasen-Vegetation. Auf den kleinflächig von 

Kaninchen offen gehaltenen Böschungsabschnitten haben sich Silbergrasfluren entwickelt. In 

den Randbereichen im Westen und Osten nimmt die Verbuschung zu. Die Sandmager- und 
Sandtrockenrasen sind repräsentative Lebensräume und Lebensgemeinschaften des südlichen 

Sandhanges des Teutoburger Waldes (Senne). Sie sind Standort gefährdeter Pflanzenarten. 

Niedrige Sandwände stellen spezifische Kleinhabitate für Wildbienen u.a. dar.  

Schutzziel: Erhalt von Magerbrachen mit Sandtrockenrasen-Vegetation als Wuchsort 

gefährdeter Pflanzengesellschaften und als Sonder-Habitat für Wildbienen u.a.“ 

BK-3916-144, Obstwiesen am Teuto-Unterhang westlich Bielefeld-Quelle: „   Die 
Obstwiesen und -weiden des Teuto-Unterhanges sind wegen ihrer Größe und Lage vor den 

Buchenwäldern des Bielefelder Osnings schutzwürdige Kulturbiotope. 

Schutzziel: Erhalt und ökologisch optimierte Pflege ausgedehnter Obstwiesen und -weiden in 

der Randzone des Teutoburger Waldes.“ 

BK-3916-239, Linienhafte Feldgehölze und Gehölzstreifen westlich Bielefeld-Quelle: „…Die 
Unterhangzone des Teutoburger Waldes wird von drei parallel verlaufenden, von Norden nach 

Süden sich erstreckenden Gehölzstreifen durchzogen. Der westliche Gehölzstreifen nimmt den 

Wall einer alten Landwehr auf, der mittlere Streifen wird vom Oberlauf des Lichtebaches 

durchflossen. Die Gehölzelemente werden zumeist von einer waldähnlichen Vegetation des 

bodensauren Eichenwaldes geprägt. Örtlich sind Altbuchen aspektbestimmend. Die 

linienhaften Gehölzelemente sind lokal wertvolle Vernetzungselemente innerhalb der offenen, 

stärker besiedelten sandigen Unterhangzone des Teutoburger Waldes mit Kontakt zu den 
Buchenwäldern des Osningkamms. Schutzziel:Erhalt linienhafter Gehölzelemente mit Kontakt 

zum Teutoburger Wald als lokal wertvolle Saum- und Vernetzungsbiotope“ 

Daten LANUV NRW Fachportal (5) / Biostation GT/BI: 

Die Flächen sind wertvollste Kalkäcker unter Vertragsnaturschutz mit extrem seltenen 

Kalkackerarten der Roten Liste Kategorie 1, u.a.:  

Spießblättriges Tännelkraut, RL 3/3 
Einjähriger Ziest, RL 2S, 1 
Acker-Krummhals, RL */3 

Stinkende Hundskamille, RL 3/3 

Acker-Lichtnelke, RL 2/2 

Acker- Ziest, RL 2/2 

Extensiv genutzte, arten- und struktureiche landwirtschaftliche Nutzflächen, die vom Bioland-

Betrieb Bobbert bewirtschaftet werden, überwiegend Grünland mit eingestreuten 

Gehölzbeständen, Obstbäumen und Hecken. Am Waldrand ca. 3000 qm große 

Streuobstwiese, ca. 20 Jahre alt, in gutem Pflegezustand. Vielfalt alter Kultur-sorten, extensive 

Grünlandnutzung (Mähwiese). Obstwiese und ca. 10 m breite Feldhecke wurden im Rahmen 
von Ausgleichsmaßnahmen für das Baugebiet Alleestraße angelegt. Im Zentrum der Fläche 

Baumallee (Alleestraße).  

Besonderheit: Flächenhaftes Naturdenkmal, Landschaftsplan West 097, Silikattrockenrasen 

auf einer Böschung im "Sauren Feld" einschließlich eines 2 m breiten Schutzstreifens nördlich 

der Böschungsoberkante. Schutzgegenstand: Silikattrockenrasen. 

Insgesamt eine besonders strukturreiche naturnahe Kulturlandschaft. 
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Karten 

zu 18-

7 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

LANUV-Fachbeitrag Naturschutz, Anhang III.2, 

Karte „Verbundschwerpunkt Acker“: 
Kernbereich des Verbundschwerpunktes 

„Schutzäcker bei Quelle“: 

 

 

 

18-8 - Forderung: Erweiterung des BSN (BK-4017-430, Waldmeister-Buchenwald südlich 

Hillegossen) um südlich vorgelagertes Extensivgrünland 

Lage: Südhang der Hillegosser Egge zwischen Buchenwald und K10 (Selhausenstr.) westl. 

Meyer zu Selhausen 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-018, Grünland bei Gadderbaum 
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- mehrere strukturreiche Grünlandflächen am unteren Hang des Osning-Hauptkammes und im 

Tal zwischen Hauptkammn und Osning-Vorhöhen zwischen Bethel und Hillegossen 
- Untergrund: tiefgründige, trockene Felsböden 

- Hecken, Baumreihen und hofnahe Feldgehölze 

- großflächiges Grünland mit Feldgehölzen, Hecken und Baumreihen zwischen Osning-

Hauptkamm und bewaldeten Osning-Vorhöhen als wichtiges Trittsteinbiotop 

- das Grünland besitzt aufgrund des Standortpotenzials (tiefgründige, trockene Felsböden) ein 

gutes Entwicklungspotenzial zu magerem Grünland 

Schutzziel: Erhalt und Optimierung des großflächgigen Grünlandgebietes mit Feuchtbiotopen 

Bewertung Biostation GT/BI: Extensiv genutzte Glatthaferwiesen auf südexponiertem 

Kalkstandort (Bereich mit sehr hohem Standortpotential für wertvolles artenreiches Grünland) 
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Karten 

zu 18-

8 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

 

18-9 ASB 

095 
Forderung: Erweiterung des BSN (BK-BI-00002, Östlicher Teutoburger Wald mit 

Ochsenheide, Ochsenberg und Stecklenbrink) um den nordöstlich angrenzenden 
Buchenwald (u.a. mit NSG Ochsenberg) und den nordwestlich angrenzenden 
Buchenwald  

Lage: Waldflächen am Egge-Nordhang östl. Ochsenberg oberhalb Kleingartenanlage „Sieben 
Hügel“ sowie westl. des ZIF oberhalb Kleingartenanlage Waldfrieden (Nordhang Stecklenbrink) 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3916-006, Kleine Laubholzinseln auf den Muschelkalk-Vorkamm  
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

 

Karten 

zu 18-

9 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereiche: 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

18-10 - Forderung: Erweiterung des BSN Lichtebach um die Biotopverbundobjekte VB-DT-BI-4016-

001 (Grünland-Waldkomplexe am Lichtebach bei Ummeln), VB-DT-BI-3916-010 (Oberlauf des 

Lichtebaches bis Ummeln) und die Biotopkomplexe BK 4016-152 (Flaß- und Steinbach-

Niederung) gem. Biotopkataster NRW  

Lage: Kulturlandschaft zwischen Silber-, Kupfer- und Eisenstraße in Bielefeld-Quelle 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
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Objekt: VB-DT-BI-4016-001, Grünland-Waldkomplexe am Lichtebach bei Ummeln  

Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Grünlandgeprägte Niederungen der Lichtebachzuflüsse und kleinteilige 

Kulturlandschaftsbereiche Kleinwaldflächen, Baumgruppen, hofnahe Obstweiden, 

Grünlandflächen unterschiedlicher Feuchtegrade, bereichsweise Feucht- und Nassgrünland 

- Nass- und Feuchtgrünland, Kleingewässer, naturnaher Bachlauf, Erlen-Bruchwald,  

- Vielfältiger Grünland-Kulturlandschaftskomplex mit Kleingewässern, Wäldern und 

Grünlandflächen unterschiedlicher Feuchtgrade in der Übergangszone zwischen Sand-Senne 
und Ostmünsterländer Talsandgebieten 

- Kiefern-Laubwälder als strukturreicher Waldlebensraum eine lokal wertvolle Biotopinsel 

inmitten der Feldflur dar 

Schutzziel: Erhalt und Optimierung eines großflächigen Kulturlandschaftskomplexes mit 

Grünland-, Waldbiotopen und Kleingewässern 

Objekt: VB-DT-BI-3916-010, Oberlauf des Lichtebaches bis Ummeln 

Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- Lichtebach in der südwestlichen Randzone von Bielefeld von Quellregion am Teuto-
Unterhang bis Ummeln, im oberen Bereich teils naturnahe Strukturen 

- Bach wird meist von Ufergehölzen und Kleinwaldflächen begleitet (bodensaurer Eichen-

Birkenwald) 

- lokale Bedeutung als Vernetzungsbiotop zwischen dem Teutoburger Wald und dem 

Ostmünsterland 

Schutzziel: Erhalt und Optimierung des Bachtales mit begleitendem Grünland, Gehölzen, 

kleinen Wäldern und mehreren Stillgewässern 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-4016-169, Kiefernwald westlich Bielefeld-Ummeln: „…Der Kiefern-Laubmischwald stellt 

als ein strukturreicher Waldlebensraum eine lokal wertvolle Biotopinsel inmitten der Feldflur 

dar / Schutzziel: Erhalt eines strukturreichen Kleinwaldes mit Vegetationselementen des 

naturnahen bodensauren Eichenmischwaldes als Refugialbiotop inmitten der 

landwirtschaftlich genutzten Feldflur des Ostmünsterlandes.“ 

 

BK-4016-152: Flaß- und Steinbach-Niederung westlich Waldquelle: „Grünlandgeprägte 
Niederungsebene / einzelne Kleinwaldflächen, Baumgruppen, hofnahe Obstweide / 

überwiegend (mäßig) feuchtes Weidegrünland, zum Teil binsenreichen Nassgrünland / 

kleinflächige Erlen-Feuchtwälder / gesetzl. geschützter Biotope: Nass- und Feuchtweide, Nass- 

und Feuchtgrünland, Tieflandbach, Röhrichte, Erlen-Bruchwald, Tümpel, Bachbegleitender 

Erlenwald“ 
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Karten 

zu 18-

10 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

18-11 - Forderung: Überprüfung der BSN-Abgrenzung in der Aue der Emslutter und Erweiterung im 
Bereich Umlohstraße / Alte Landstraße 

Lage: Aue und Niederung der Ems-Lutter zwischen BI-Quelle und Stadtgrenze 

Begründung/Erläuterung:  
Die Ems-Lutter entspringt zum Teil oberhalb des Bahnhofs Brackwede, zum Teil unterhalb des 

Bahnhofs, fließt von dort überwiegend in südwestlicher Richtung auf ca. 8,5 km Lauflänge 

durch Bielefelder Stadtgebiet und mündet bei Harsewinkel in die Ems. Trotz der angrenzenden 

teilweise intensiven Bebauung und verschiedenen Eingriffen der Vergangenheit sind der 

Bachlauf und seine Aue hier noch in einem weitgehend naturnahen Zustand. Ein vielfältiges 

Mosaik verschiedener Biotoptypen macht insgesamt den besonderen ökologischen Wert der 

Aue der Ems-Lutter aus. In der Lutteraue sind noch sieben nach § 30 
Bundesnaturschutzgesetzt bzw. § 42 Landesnaturschutzgesetz NW gesetzlich geschützte 

Biotope vorhanden. Im Zielkonzept Naturschutz der Stadt Bielefeld wurde die Lutter mit ihrer 

Aue deshalb als „Naturschutzvorranggebiet“ bewertet. Damit gemeint sind 
„Landschaftsräume und Landschaftsteile mit einem hohen Anteil an höchstwertigen 
Biotoptypen“, die eine besondere Funktion als „obligatorische Bestandteile des 
Biotopverbundes“ haben. Dementsprechend weist der Regionalplan die Lutteraue als BSN aus. 
Für den Schutz und die Entwicklung, auch im Sinne der Umsetzung der EU-WRRL, muss der 

BSN hier überprüft und in Teilbereichen erweitert werden. Insbesondere überall dort, wo 

Ufer- und Auenbereich nicht mit dargestellt werden. Der hier markierte Bereich ist ein 

Beispiel. Das Gebiet in der Aue wird geprägt durch eine große Teichanlage, Grünland, 

Einzelgehölze und Ackerflächen. 

 

Karten 

zu 18-

11 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 
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18-12 ASB 

061 

Forderung: Ausweisung eines BSN „Biotopkomplex Lohmanns Feld / Lohmanns Busch“ 
südlich Bielefeld-Windflöte 
Lage: zwischen Ortsteil BI-Windflöte und L 788 (Buschkampstraße) 

Begründung/Erläuterung: Wald-Offenland-Komplex auf Sandboden mit relativ naturnahem 
Eichen-Buchen-Kiefernwald bestockt, mit Vorkommen der Preiselbeere (gefährdete Art in 

NRW) sowie landwirtschaftl. Sandwegen mit reichen Insektenvorkommen, u.a. Wildbienen.  

Karten 

zu 18-

12 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

(grün umrandet: BSN-Abgrenzungs-

vorschlag) 

 
 

LANUV-Karte Biotopverbund (3): 

 
Daten LANUV NRW Fachportal (5): 

Bestände der Preiselbeere (RL 3/3) 
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Zu Blatt 19 des Planentwurfs (Bielefelder Stadtgebiet): 

BSN-
Nr.  

ASB-
Nr.  

Kartenausschnitt Regionalplanentwurf Karten zu Forderung / Änderungsvorschlag / 
Abgrenzung 

19-1 - Forderung: Beibehaltung des BSN Rüllberg-Südhang 

Lage: Freifläche zw. Gräfinghagener Str. und Naturfreundehaus südl. FFH-Buchenwald 

Rüllberg 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  

Objekt: VB-DT-BI-4017-014, Grünland und Äcker zwischen Teutoburger Wald und 

Onsingvorkamm bei Ubedissen  
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Schutzziel: Erhalt und Entwicklung des Grünlandes und der Ackerflächen mit Feldgehölzen, 

Hecken 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-4017-408, Alt-Buchenwald am Obernfeld: „…Alt-Buchenwald / der südliche Rand besitzt 

einen ausgeprägten Waldmantel / wichtiger Trittsteinbiotop innerhalb der umliegenden 

landwirtschaftlich geprägten Offenlandfläche des nördlichen Teutoburger Landes“ 

BK-4017-428, Heckenkomplex Gräfinghagen: „…Strauchheckenkomplex mit 

Baumüberhälter inenrhalb einer intensiv genutzten Agrarlandschaft mit Ackerbau, Grünland 

und Weihnachtsbaumkultur-Anbau. Die artenreichen Heckenzüge bilden wichtige 

Vernetzungsbiotope im Übergang von Wald und Offenland auf den südlichen Hangflächen der 

Osningvorberge / Schutzziel: Erhalt strukturreicher Heckenzüge im Übergang von Wald zum 

Offenland auf den südlichen Hangzonen der Osningvorberge.“ 

Der BK-Biotop 4017-428 umfasst zwar nicht den Ergänzungsvorschlag, umrahmt ihn aber 
durch seinen Waldmantel und eine anschl. Feldhecke. Die Ergänzungsfläche umfasst 

südexponiertes Extensivgrünland und Brachen auf Kalkuntergrund, Gehölzsukzession und 

wird von einer Hochspannungsleitung gequert. 

Vogelvorkommen (Daten Biostation GT/BI): Brutreviere von Uhu, Rotmilan, Neuntöter 

(langjährig), Kolkrabe (Brutverdacht) 

Flora und Vegetation (Daten Biostation GT/BI): Sehr schön strukturiertes Gebiet, im Wechsel 

gepflegte alte Hecken, Grünland auf Kalkuntergrund, extensiv genutzte Wiesen, Weiden, Kalk-

Buchenwald, Manns-Knabenkraut-Bestand (in Bielefeld selten) 

Karten 

zu 19-

1 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 
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Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

 

 

19-2 GIB 

049 
Forderung: Beibehaltung des BSN Talsystem Sussieksbach (gem. Flächenzuschnitt 

Biotopverbund-/Biotopkatasterflächen VB-DT-BI-3917-006, BK-3917-032, 605, -614) 

Lage: Talsystem Sussieksbach entlang der lippischen Grenze von der Quelle bis Mündung in 

die Windwehe 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-006, Seitenbäche und Seitentälchen der Windwehe im Herforder 

Hügelland  
Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 
Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- repräsentatives Biotopmosaik der Seitentäler: bewaldete Talgrünland-Biotope, kleinflächige 

Feuchtbrachen, Ufergehölze, Gehölzstreifen entlang der Fließgewässer, Kleingehölze in Form 

von Gebüschen, Feldgehölzen und Kleinwaldflächen auf den Talkanten und Talhängen 

- kleinflächige schutzwürdige Biotope: naturnahe unverbaute Fließgewässerabschnitte, Erlen-

Auenwäldchen, Brachflächen unterschiedlicher Feuchtestufe und kleinflächiges 

Feuchtgrünland, Röhrichtbestände 

- lokal wertvolle Refugial- und Vernetzungsbiotope innerhalb der intensiv landwirtschaftlich 

genutzten, stellenweise auch verstädterten Herforder Hügellandes 

- direkter biozönotischer und räumlicher Bezug zum Haupttal der Windwehe als bedeutendes 
Gewässer- und Talauensystem im Naturraum 

Schutzziel: Erhalt eines verzweigten, weitgehend offenen und grünlandgeprägten Talraum-

Biotopverbundsystems mit Grünland, kleinen Feuchtwaldbereichen und naturnahen 

Laubwaldresten. 

Objekt: VB-DT-BI-3917-003, Windwehe (mit Lutter und Sussieksbach) im Herforder Platten- 

und Hügelland 

Gesamtbewertung: herausragende Bedeutung (Kernbereiche und weitere herausragende 

Funktionsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-032, Siektal an der Lassheide: „…Tälchen inmitten ausgeprägter Ackerflächen 
geprägt durch 2 Feldgehölzinseln. Der schmale Talzug zwischen den Gehölzen wird heute als 

Wiese genutzt. Das Feldgehölz besteht überwiegend aus einem alten lichten Buchenbestand. / 

Insbesondere die beiden alten Laubholzbestände stellen einen wichtigen Trittsteinbiotop 

inmitten der ackerbaulich geprägten Feldflur dar. / Schutzziel: Erhalt von Gehölzinseln 

inmitten der ackerbaulich genutzten Feldflur.“ 

BK-3917-614: „Hofanlange Sielemann mit Kulturlandschaftskomplex in Bielefeld-

Bechterdissen / alte strukturreiche Hofstelle mit alten Hofbäumen, Heckenresten, 



Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

48 

 

Steinmauerresten, Obstwiesen und artenreichen Gehölzstreifen/ selten gewordener Ausschnitt 

der alten Kulturlandschaft / wichtiger Trittsteinbiotop“ 

BK-3917-605: „… Sussieksbachniederung: grünlandgeprägtes Grenzbachtal mit parziell 
naturnahem Bachlauf / fast durchgängig von dichtem Erlen-Eschen-Pappel-Gehölzsaum 

begleitet / Mähweiden und Mähwiesen, Naßweide / lokal wertvolles Refugial- und 
Vernetzungsbiotop im direkten Kontakt zum Naturschutzgebiet Windweheniederung / 

besondere ökologische Arrondierungsfunktion …“ 

Karten 

zu 19-

2 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich 

(Nr. 19-2/3): 

 

 

 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

 

 

19-3 GIB 

044 
Forderung: Neuausweisung des Talsystems Brönninghauser Bach als BSN zw. B66 und 

Windwehe gem. Flächendarstellung LANUV-Biotopverbundkarte Nr. 30 und Einbindung in die 
Erweiterung des Regionalen Grünzugs „Windwehe-Brönninghauser Bach“ bis zum 

Umspannwerk Bielefeld-Ost (vgl. RGZ-Stellungnahme) 

Lage: Talsystem Brönninghauser, Dingerdisser und Frordisser Bach zwischen B66 und 

Mündung in die Windwehe bei der L 805 

Begründung/Erläuterung:  
Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  
Objekt: VB-DT-BI-3917-006, Seitenbäche und Seitentälchen der Windwehe im Herforder 

Hügelland (vgl. Texte Nr. 19-2)  
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Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-036: „Talsystem des Brönninghauser, Dingerdisser und des Frordisser Baches: das 
naturnahe örtlich unverbautes Bachsystem mit nahezu geschlossenen bachbegleitenden 

Gehölzsäumen durchzieht ein langgestrecktes Grünlandtälchen / Quellregion des Frordisser 

Baches mit Roterlen und Pappeln, Talhänge mit Eichen-Buchenwald / Talgrünland wird 
überwiegend beweidet / brachgefallenes Talgrünland des Brönninghauser Baches westlich der 

BAB 2 von besonderem Wert / einzelne Kleingewässer mit dichtem Binsensaum / das 

naturnahe reich strukturierte, grünlandgeprägte Bachtalsystem ist ein wichtiger Refugial- und 

Vernetzungsbiotop mit Bezug auf das anschließende Naturschutzgebiet "Windwehe" / gesetzl. 

gesch. Biotope: Bruchgebüsch, Bachoberlauf im Mittelgebirge, Bachmittellauf im 

Mittelgebirge, Bachbegleitender Erlenwald, Rasen-Großseggenried, Nass- und Feuchtwiese, 

Tümpel“ 

Vogeldaten aus Ornitho.de (Biostation GT/BI): Nachtigall 2020 singend 

Karten 

zu 19-

3 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: 

Vgl. Ziff. 19-2 (dort Nr. 3) 

LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 

Vgl. Ziff. 19-2 

19-4 ASB 

035 

siehe 

Blatt 

14 

Forderung: Beibehaltung der BSN Lintheide / Lintholz nördl. BI-Brönninghausen 

Lage: Laubwaldgebiet Lintheide und Lintholz, westlich und östlich der BAB 2, nördl. L805 / 

Windwehe 

Begründung/Erläuterung:  

Bedeutung im Biotopverbund nach LANUV-Fachportal (7):  

Objekt: VB-DT-BI-3917-008, Lintheide und Lintholz beidseitig der BAB 2 östlich Bielefeld-

Heepen  

Gesamtbewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und 

Entwicklungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

Wertbestimmende Merkmale / Gebietsbeschreibung (Auszüge): 
- auf überwiegend frischen bis mäßig feuchten Standorten stocken Eichen-Mischwälder 

(Eichen-Buchenwald) 

- in langgestreckter Senke bachbegleitender Erlen-Eschenwald  

- vergleichsweiße großflächiges Waldgebiet im sonst waldarmen, ackerbaulich geprägten 

Herforder Hügelland 
- bildet zusammen mit dem angrenzenden Wald-Naturschutzgebiet "Eichen-Hainbuchenwald 

im Hölungsfeld" eine weitgehend naturnahe Waldinsel 

Schutzziel: Erhalt einer vergleichsweise großen, naturnahen Waldinsel inmitten des intensiv 

landwirtschaftlich genutzten Herforder Hügellandes 

Stichworte aus Biotopkataster NRW (7):  

BK-3917-030 Laubwaldgebiet Lintheide und Lintholz: „…Großflächiger Eichen-Mischwald / 

größtes, zusammenhängendes Laubwaldgebiet des waldarmen Herforder Hügellandes auf 

Bielefelder Gebiet mit überwiegend naturnaher Waldvegetation / gesetzl. gesch. Biotope: 

Bachbegleitender Erlenwald, Bachoberlauf im Mittelgebirge.“ 

 

  
Karten 

zu 19-

4 

 Regionalplanentwurf / Änderungsbereich: LANUV-Fachportal (7): Themen Biotopkataster, 

Biotopverbund, NSG (= Abgrenzungsvorschlag): 
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Geltender Regionalplan TA OBB (2): 

 

 

 

Quellen (Karten und Texte): 

(1) Bezirksregierung Detmold - Regionalplanungsbehörde: Regionalplan OWL: 

https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-

3/dezernat-32/regionalplan-owl  

(2) Bezirksregierung Detmold- Regionalplanungsbehörde: Regionalplan Teilabschnitt 
Oberbereich Bielefeld: https://www.bezreg-detmold.nrw.de/teilabschnitt-oberbereich-

bielefeld  

(3) Bezirksregierung Detmold - Regionalplanungsbehörde: Biotopverbund im Regierungsbezirk 

Detmold / Stadt Bielefeld, Karten Nr. 27-30, Stand Januar 2021, Quelle: LANUV 2018 

(4) Biologische Station Gütersloh-Bielefeld e.V.: Kartierungsdaten 

(5) LANUV NRW Fachportal: www.florenkartierung-nrw.de  

(6) LANUV NRW Fachportal „Naturschutzgebiete und Nationalpark Eifel in NRW“: 
http://nsg.naturschutzinformationen.nrw.de/nsg/de/karten/nsg  

(7) LANUV NRW Fachportal „Schutzwürdige Biotope in Nordrhein-Westfalen“ (Biotopkataster / 
Biotopverbund NRW): http://bk.naturschutzinformationen.nrw.de/bk/de/karten/bk  

(8) Naturwissenschaftlicher Verein für Bielefeld u.U. e.V.: Daten der Ornithologischen 

Arbeitsgemeinschaft 

(9) Stadt Bielefeld: Landschaftspläne Ost, West und Senne: 

https://www.bielefeld.de/de/un/nala/landpl/  

(10) Stadt Bielefeld, Umweltamt: Foliensatz „Beteiligungsverfahren zum Regionalplan OWL“ – 

Entwurf 2020 im Naturschutzbeirat 19.1.2021 

(11) sowie im Text zitierte Fachliteratur 

  

https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-3/dezernat-32/regionalplan-owl
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-3/dezernat-32/regionalplan-owl
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/teilabschnitt-oberbereich-bielefeld
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/teilabschnitt-oberbereich-bielefeld
http://www.florenkartierung-nrw.de/
http://nsg.naturschutzinformationen.nrw.de/nsg/de/karten/nsg
http://bk.naturschutzinformationen.nrw.de/bk/de/karten/bk
https://www.bielefeld.de/de/un/nala/landpl/
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Anhang: Detail-Ausführungen zu Einzelflächen 

Zu Blatt 13 Nr. 4: BSLE/RGZ im Bereich Großdornberg, Niederdornberg, Babenhausen 
(u.a. ASB 88/90/91/94/96) 

 

Legende: 

____ = zusätzliche RGZ Fläche am Babenhauser Bach 

___ = zusätzliche BSN Fläche am Hof Hallau 

___ = zusätzliche BSLE Flächen im Bereich Niederdornberg/Babenhausen, durch die Planungsbehörde 

als LSG zu sichern 

___ = vorgeplante ASB Flächen 

Im Auftrag der Bezirksregierung Detmold als regionale Planungsbehörde hatte im Jahre 2018 
die LANUV auf allen Flächen des Bezirks die Biotopverbundsysteme im Regionalplanbereich 
untersucht und dabei Kernflächen mit herausragender Bedeutung für das 
Biotopverbundsystem sowie Verbindungsflächen mit besonderer Bedeutung für das 
Biotopverbundsystem in ihrer Funktion untersucht und festgelegt. In Vorbereitung und in 
Mitwirkung beim Regionalplanentwurf 2021 hat die Stadt Bielefeld in ihrem Fachbeitrag für den 
ASB -Bereich insgesamt 956 ha Fläche, gleich 9,56 km², als potenziell für die 
Siedlungsbebauung geeignet angemeldet, die dann im Entwurf der Bezirksregierung auch 
dargestellt worden sind. 

Der Bereich im Bielefelder Westen mit einer intakten Kulturlandschaft und seinen intakten 
Sieksystemen spielt für den Naturschutz im Raum Bielefeld eine besondere Rolle. An keiner 
anderen Stelle im Stadtgebiet finden sich die Merkmale der Kulturlandschaft im Ravensberger 
Hügelland so ausgeprägt wie in diesem Bereich.  

In diesen Bereichen finden sich in den Bachauen von Hasbach, Johannisbach und 
Babenhauser Bach geobotanische Raritäten wie der Sumpfstorchschnabel (Geranium 
palustre, Rote Liste 3), das Wassergreiskraut (Senecio erraticus), der Sumpfpippau (Crepis 
paludosa), die Sumpfdotterblume (Caltha palustris, Rote Liste Vorwarnliste), (Dactylorhiza 
majalis, Rote Liste 2) und die Echte Brunnenkresse (Nasturtium officinale). Die äußerst 
fruchtbaren und landwirtschaftlich hochwertigen Eschböden (Lösslehm, Bodenwertzahl über 
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65 bis zu 90 in Babenhausen, Dr. Grothaus) zwischen den Siektälern auf den Riedel 
genannten Landrücken beherbergen unter anderen die Stinkende Hundskamille (Anthemis 
cotula, Rote Liste 3). Diese, wie geobotanisch nachgewiesen, intakten Biotopsysteme aus 
Siektälern und Eschrücken sind Voraussetzungen für die intakten Habitate unserer 
planungsrelevanten Avifauna. Am ehesten hier im nördwestlichen Bereich der Stadt Bielefeld, 
die laut Fachbeitrag der Landwirtschaftskammer zu den Kernräumen der Bielefelder 
Landwirtschaft gehört, sind wohl auf Grund der verhältnismäßig geringen Viehdichte und dem 
damit verbundenen geringeren Gülleeintrag ein verträgliches Miteinander zwischen 
Landwirtschaft und Naturschutz möglich. 

Avifaunistisch beherbergt diese Landschaft daher wichtige etliche Arten. Als seltene 
Stillgewässerart stellen wir im Planungsbereich zunächst die Reiherente (Aythya fuligula) fest, 
die spontan beim Meyer zu Wendischhof siedelt. Sowohl in der Hasbachaue als auch der 
Johannisbachaue finden wir den Eisvogel (Alcedo atthis, nach Anhang VS-Richtlinie streng 
geschützt) vor, mit Bruthöhlen auf jeden Fall in der Johannisbachaue. Den Babenhauser Bach 
nutzt der Eisvogel ebenfalls als Jagdrevier, in allen 3 Auenbereichen finden wir auch die 
Gebirgsstelze. Auf den Eschbereichen hat der Feldsperling (Passer montanus, nach Anhang 
VS-Richtlinie geschützt) sein Nahrungshabitat. Er brütet in den Waldstreifen und Auwäldern 
der 3 genannten Bachbereiche. Auch die Feldlerche (Alauda arvensis, nach Anhang VS-
Richtlinie geschützt) und der Wiesenpieper (Anthus pratensis, nach Anhang VS-Richtlinie 
geschützt) wurden in den Eschbereichen vielfach beobachtet. Zwar hatte der Kiebitz (Vanellus 
vanellus, nach Anhang VS-Richtlinie streng geschützt) dort kein Brutrevier mehr, jedoch 
stellen die Flächen Nahrungshabitate für den Kiebitz dar, der im Bereich Bavostraße, 
Großdornbergerstraße, Wittlersweg genauso häufig beobachtet worden ist, wie Wiesenpieper 
und Feldlerche. Diese teilweise streng geschützten Arten sind planungsrelevant. Gleichwohl 
durchschneiden die dargestellten ASB Gebiete 94, 96 und 88 diese Bereiche. Schließlich 
findet man auch das gesetzlich geschützt Rebhuhn (Perdix perdix, Rote Liste 2S, laut LANUV 
nicht nur in ungünstigem sondern schlechten Erhaltungszustand, da es an extensiver 
genutzten Ackerflächen mangelt, mit 4 Revieren (= Familien) gefunden 2019 auf dem 
Plangebiet ASB 096, ein weiteres wurde in der Nähe 2020 kartiert. Auf dem ASB 096 ist je ein 
Revier 2019 und 2020 kartiert worden. Außerdem befindet sich ein Rebhuhnrevier im 
südlichen Teil der ASB Fläche 088, gefunden 2020. Von insgesamt 12 bekannten Revieren in 
der Vogelzählungen 2019/2020 im ganzen Bereich Dornberg, Schröttinghausen, 
Babenhausen wären damit 8 unmittelbar vom Aussterben bedroht, und die vier weiteren 
hochgradig gefährdet. 

Nicht vergessen werden darf das Vorkommen der Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteinii) 
im Meßtischblattquadranten 3917.1, der Großen Bartfledermaus (Myotis brandtii), des Großen 
Mausohr (Myotis myotis) (lt. LANUV alle in ungünstigem Erhaltungszustand, Rote Liste-stark 
gefährdet) und des Großen Abendseglers (Nyctalis noctula) (laut Rote Liste durch extreme 
Seltenheit gefährdet). In wieweit Wochenstuben oder Winterquartiere direkt betroffen sind, 
müsste noch weiter geklärt werden. 

Daher ist es aus naturschutzfachlicher Sicht unabdingbar, sämtliche BSN- und BSLE-
Flächen zu erhalten und sie um die rot gekennzeichneten Flächen auf der Karte zu 
erweitern und zu sichern als Landschaftsschutzgebiete, besser noch als regionale 
Grünzüge. 

Bislang ist der Bereich von größeren verkehrlichen Zerschneidungen und städtisch geprägten 
Siedlungsformen verschont geblieben und grenzt im Westen an ein UVZR Gebiet. Insgesamt 
überwiegt noch der dörfliche Charakter der Siedlungsstrukturen. An manchen Stellen ist die 



Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

53 

 

Zersiedlung jedoch bereits kritisch und es drohen die Bereiche Großdornberg, Niederdornberg 
und Babenhausen östlich der Hasbachaue und westlich der Johannisbachaue zu einem 
kompakten städtischen Siedlungsbrei zusammenzuwachsen, verbunden mit der Vernichtung 
weiter Teile der typisch ravensbergischen Kulturlandschaft und verheerenden Folgen für den 
Biosystemverbund.  

Allein im Raum Dornberg, Niederdornbereich - Deppendorf bzw. Babenhausen hat die Stadt 
Bielefeld eine Fläche von 156,6 ha für ASB Gebiete reservieren lassen. Es sind dieses der 
ASB 088, Auf dem Esch – Johannisbach, mit 13,8 ha, der ASB 090, nördlich Niederdornberg, 
mit 11,2 ha, der ASB 91, Schröttinghauser Straße, mit 9,4 ha, der ASB 094, Poggenpohl Süd 
– Kattenstert/Dürerstraße, mit 51 ha, der ASB 096, Am Poggenpohl – Babenhauser Straße/Am 
Leihkamp, mit 77,3 ha und ASB 123, Fürfeld, mit 3,3 ha, das allerdings nicht mehr im 
Planungszustand ist, sondern in dem im Herbst 2019 die Baumaßnahmen begonnen haben.  

Untersuchungen des LANUV, sowie des Naturschutzbeirats und der Naturschutzverbände 
kommen zu dem Ergebnis, dass alle diese Bereiche nicht als Siedlungsfläche geeignet sind. 
Etwa die Hälfte der vorgesehenen Flächen kollidiert direkt mit Flächen, die eine besondere 
Bedeutung für den Biotopverbund besitzen. Zurzeit sind diese meistenteils als BSLE–Gebiete 
gekennzeichnet und zum Teil als Landschaftsschutzgebiete geschützt und gesichert. Die 
Kulturlandschaft im Bereich des Bielefelder Westens ist eine typische noch intakte Landschaft 
mit hohem naturschutzfachlichem Interesse. Sie beherbergt zahllose Rote Liste-Arten. Allein 
die Eingriffe im Bereich der Siedlungsflächen würden zu einer unwiederbringlichen Zerstörung 
dieser Kulturlandschaft führen. 

Rein rechnerisch wäre es möglich, auf den vorgesehenen 156,6 ha Platz für 3.000 -4.000 
Wohneinheiten zu schaffen mit etwa 4.000 - 7.000 zusätzlichen Einwohnern, die viele 
Kilometer vom Bielefelder Stadtzentrum entfernt siedeln würden. Die Stadt Bielefeld ist nach 
Osten ausgerichtet. Die Hauptverkehrsachsen der deutschen Bahn und der Autobahnen sowie 
der großen Bundesstraßen befinden sich allesamt im Bielefelder Osten oder Süden. Die 
Verkehrsinfrastruktur zum Bielefelder Westen hin ist nicht auf ein Wachstumspotential 
ausgelegt. Als Hauptverkehrsachsen haben wir im Westen nur die wenig leistungsfähigen 
Straßen, Wertherstraße (30er Zone), die Stapenhorststraße (30er Zone), die Jöllenbecker 
Straße, die Voltmannstraße und die Babenhauser Straße. Schon zum jetzigen Zeitpunkt sind 
diese Verkehrsachsen zu Hauptverkehrszeiten hoffnungslos überlastet und können trotz einer 
geplanten Verstärkung des ÖPNV bei weiterem Wachstum nach Westen nicht entlastet 
werden.  

Bielefeld arbeitet an einer Verkehrswende, nach der der MIV auf 25 % des Modal Splits 
zurückgedrängt werden soll. Dieses kann jedoch nicht gelingen, wenn immer mehr Bewohner 
auf den MIV angewiesen sein werden. Es ist nun einmal eine Binsenwahrheit, dass, je weiter 
der Siedlungsraum von den zentralen Funktionen einer Stadt entfernt ist, desto zwingender 
die Nutzung des Kraftfahrzeugs wird. Sogar der ADAC hat einmal Recht, wenn er mantraartig 
betont, dass „die Erreichbarkeit“ der Innen-„städte und die Qualität der urbanen Mobilität 
wichtige Standortfaktoren für… Beschäftigung und Lebensqualität“ seien (Udo Stötzel, ADAC 
- Präsidium Ostwestfalen). 

Der ÖPNV wird durch die Linien 24, 25 und 26 sowie die Stadtbahnlinie 4 bedient. Ein 
leistungsfähiges Radverkehrsnetz gibt es zurzeit nicht. Selbst unter der Voraussetzung, dass 
- was naturschutzfachlich abzulehnen ist - die Stadtbahnlinie 4 bis zur Endstation der 
Stadtbahn Linie 3 durchgebaut würde, wäre die Verkehrsinfrastruktur nicht in der Lage, die 
zusätzlichen Wohneinheiten an das Bielefelder Zentrum anzubinden. Dieses haben 
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verschiedene Gutachten zum Thema nachgewiesen. Zwingend wäre daher der planerische 
Ruf nach Verstärkung der Verkehrsinfrastruktur, die dann benötigt würde. Es sind Planungen, 
die bereits vor vielen Jahrzehnten verworfen worden sind, wie der Kreuzungsbereich des 
Ostwestfalendamms im Bielefelder Norden und die Spange durch den westlichen Bielefelder 
Grünzug. 

Die Planungssituation der Stadt Bielefeld geht wohl davon aus, das Stadtzentrum und die 
verstädterten Bereiche der Stadt bis zur Babenhauser Straße im Bereich der Hasbachaue 
auszudehnen. Alle Flächen des Biotopverbundes würden und aufgebrochen und viele durch 
Siedlung verdichtet. Eine Innenstadtsituation wäre dann bis zur Babenhauser Straße hin zu 
finden. Eine solche Planung würde neben der Einschränkung für die Landwirtschaft Verluste 
von Böden mit höchsten Punktzahlen, auch das Ende der Biotopverbundsysteme zwischen 
Hasbach und Babenhauser Bach bedeuten und dem Artensterben in Bielefeld deutlich 
Vorschub leisten. 

Vor Jahrzehnten war die Politik bereits einmal soweit, die Planung im Bereich Hof Hallau fallen 
zu lassen. Mittlerweile würde dieser Bereich durch den neuen Regionalplan vollkommen 
überplant. Es ist ein großer strategischer Fehler, Bielefeld nach Westen hin in eine intakte 
Kulturlandschaft hinein zu entwickeln, wie es bereits ein großer strategischer Fehler war, nach 
der Universität auch die Fachhochschulen dort auf einem eigenen Campus 
zusammenzufassen, stattdessen ist es aus naturschutzfachlicher Sicht erforderlich, weitere 
Bereiche mit hoher Bedeutung für das Biotopverbundsystem mindestens als 
Landschaftsschutzgebiete zu schützen, um die Verstädterung des Babenhausen -Dornberger 
Bereichs noch verhindern zu können. 

Daher sind bis auf wenige Bereiche im ASB Gebiet 096 westlich des Röteweges, und des ASB 
Bereiches 094 im Anschluss an die Fachhochschulbaulichkeiten, sowie des ASB Bereichs 
123, ein kleiner von allen vier Seiten von Siedlungsbereichen umschlossener Bereich im 
Zwickel Großdornberger Straße /Wertherstraße, wo die Bebauung überdies bereits begonnen 
hat, allesamt abzulehnen. Stattdessen ist der Bereich mit besonderer Bedeutung für die 
Biotopverbundsysteme auszudehnen und entsprechend zu schützen. Die Flächen ergeben 
sich aus der beigefügten Karte, rot umrandet. 

Die Ausweisung größerer, nicht integrierter Gewerbegebiete im Bereich Großdornberg, war 
ein Fehler, der wohl noch auf die Zeit vor der kommunalen Gebietsreform zurückzuführen war. 
Westlich des Höfeweges befindet sich im aktuellen Flächennutzungsplan noch eine Fläche, 
die als Gewerbefläche ausgewiesen ist, aber ebenfalls mit dem Planungsziel des Erhalts der 
Ravensberger Kulturlandschaft mit seinen Bioverbundsystemen mit hoher Bedeutung 
kollidiert. Diese ist zurückzunehmen und ebenfalls als BSLE - Fläche dauerhaft für die 
(möglichst ökologische) Landwirtschaft zu sichern. Darüber hinaus sind im gesamten Bereich 
wohl keine weiteren GIB (Gewerbeflächen) in der Planung der Stadt Bielefeld ausgewiesen, 
was zu begrüßen ist. 
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Zu Blatt 13 Nr. 7: BSN und RGZ im ASB 099 

Im alten im gültigen Regionalplan 
ist der Schlosshofgrünzug im 
Bereich des unteren Schloss-
hofbaches zwischen Jöllenbecker 
Straße und Apfelstraße als 
Bereich zum Schutz der Land-
schaft und landschaftsorientierten 
Erholung(BSLE) gesichert. Die 
Flächen sind im westlichen Teil als 
extensiv bewirtschafteter Grünzug 
genutzt, im östlichen Teil als 
Fläche für Kleingartenanlagen. Im 

Bereich dieses alten Schlosshofsieks haben sich an den Feuchtstellen hochinteressante 
Biotope gebildet, die gekennzeichnet sind von mehreren geschützten Arten wie Senecio 
aquaticus, Caltha palustris und verschiedenen Seggenarten wie Carex pallescens. Im 
Biotopverbundsystem des Johannisbaches spielt diese Aue eine große Rolle, da sie ein 
Refugium für mesophile und oligophile Arten bildet, mit der entsprechenden reichhaltigen 
Insektenfauna. Auch zum Schutze des Klimas ist dieser Bereich als bedeutende 
Kaltluftschneise zu werten, da sie einem mehrere 100 m breiten flachen Einschnitt in das 
Gelände bildet in das Kaltluft aus den nordwestlichen Bereichen gut einfließen kann. Darüber 
hinaus hat dieser Bereich eine hohe Freiraum- und Freizeitnutzungsfunktion. 
In ihrem ASB 099 weist der Regionalplanentwurf diese Aue bis an die Grenze des 
Schlosshofbaches als Siedlungsfläche aus. In den Prüfberichten, die das Planungsbüro 
Kortemeier verfasst hatte, wird davon ausgegangen, dass erheblichen Umweltauswirkungen 
festgestellt werden können. Nichtzutreffend ist allerdings die Einschätzung, dass die Fläche 
unerheblich sei für Mensch und menschliche Gesundheit und für die Erholungsfunktion. 
Vielmehr ist diese Erholungsfunktion erheblich. 

Es mag sein, dass zurzeit keine planungsrelevanten Arten vorgefunden werden. Andererseits 
ist das Feuchtgrünland von erheblichem geobotanischem Artenreichtum mit vielen Rote Liste 
Arten, es ist durchaus damit zu rechnen, dass planungsrelevante Arten der Fauna dort 
vorkommen. 

Nichtzutreffend ist auch die Einschätzung, dass die Flächen nicht zu einem Biotopverbund 
gehören. Vielmehr stellen die Flächen eine zentrale Bedeutung des Biotopverbunds 
Johannisbachaue dar, weil eben diese Flächen gute Refugialräume für oligophile und 
mesophile Arten bietet (vgl. auch LANUV-Karte Biotopverbund [7]).  

Die Auswirkung klimatischer Art werden allerdings gesehen. Da diese Flächen innerhalb von 
Ausgleichsflächen mit höchster thermischer Ausgleichsfunktion befindlich seien, außerdem 
sieht der Prüfbericht erhebliche Umweltauswirkungen hinsichtlich schutzwürdiger und 
klimarelevanter Böden. Die Empfehlung des Prüfberichts hinsichtlich der Fläche ASB 099 geht 
dahin, die Umweltauswirkungen als schutzgutübergreifend erheblich einzuschätzen. Dies 
gebietet, nicht erst die Stadt Bielefeld darüber entscheiden zu lassen, sondern bereits in 
Regionalplan die Flächen entsprechend als BSN und RGZ zu kennzeichnen und den ASB 
Bereich zu streichen. 

 

 Abb.: rot umrandet: ASB 099 



Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

56 

 

Zu Blatt 18 Nr. 5b: BSLE/RGZ im Bereich Ummeln/Heidekamp, ASB 076, GIB Pivitsweg 

 
Legende:  
___ = ASB – Fläche 076 
___ = BSLE 
___ = BSN 

Im Auftrage der Bezirksregierung Detmold als regionale Planungsbehörde hatte im Jahre 2018 
die LANUV auf allen Flächen des Bezirks die Biotopverbundsysteme im Regionalplanbereich 
untersucht und dabei Kernflächen mit herausragender Bedeutung für das 
Biotopverbundsystem sowie Verbindungsflächen mit besonderer Bedeutung für das 
Biotopverbundsystem in ihrer Funktion untersucht und festgelegt. 

In Vorbereitung und in Mitwirkung beim Regionalplanentwurf 2021 hat die Stadt Bielefeld in 
ihrem Fachbeitrag für den ASB -Bereich insgesamt 956 ha Fläche, gleich 9,56 km², als 
potenziell für die Siedlungsbebauung geeignet angemeldet, die dann im Entwurf der 
Bezirksregierung auch dargestellt worden sind. Hierzu gehört auch die ASB Fläche 076 mit 
einer Größe von 18,2 ha im Bereich Ummeln/Heidekamp. Der Prüfbericht vertritt die 
Auffassung, dass diese Flächen keine erheblichen Umweltauswirkungen im Plangebiet hätten 
und lediglich bedauerlich sei, dass 95 % des Plangebiets im Umfeld stark emittierender 
Anlagen und Straßen lägen. 

Obwohl das von der Stadt Bielefeld beauftragte Büro Kortemeier & Brockmann konstatiert, 
dass im unmittelbaren Umfeld von 300 m die planungsrelevante Art Kiebitz noch vorkommt, 
wird die Auffassung vertreten, dass das Planungsvorhaben keine erheblichen 
Umweltauswirkungen auf planungsrelevante Arten habe, was sich die Bezirksregierung durch 
die Vorlage des Entwurfs zu eigen macht.  

Die Störung der Biotopverbünde wird ebenfalls verneint, da nur kleinflächig Flächen betroffen 
seien. Die Karte des LANUV weist aus, dass diese Flächen sehr wohl eine erhebliche 
Bedeutung als Klammerfunktion zwischen den BSN Bereichen Lichtebach, Lutter und 
Trüggelbach haben. In der Fläche selbst befindet sich der Tüterbach mit einer durchaus 
bemerkenswerten Erlenbruchaue (Urtico-Alnetum). Statt die bedeutenden 
Verbindungsflächen mit ihrer Klammerfunktion für das Biotopverbundsystem zu unterstützen 
und zu verstärken, zerschneidet diese Planung das Biotopverbundsystem endgültig, was 
zwingend zu einer weiteren Bedrohung der BSN Flächen und zu einer deutlichen 
Artenverarmung führt. Zwischen den als BSN ausgewiesenen und geschützten Bachauen der 
Lichte-, Lutter und Trüggelbach kann kein Genfluss mehr stattfindet. Bekannt ist, dass in den 



Entwurf Regionalplan OWL – Stellungnahme der Naturschutzverbände BUND, LNU und NABU (31. März 2021) 

57 

 

Biotopsystemen die Avifauna zu den wichtigsten Ausbreitungsvektoren für Diasporen gehört. 
Zurzeit noch sind in der Fläche Kiebitz, Schwarzspecht, Mäusebussard und Feldsperling 
anzutreffen. 

Stattdessen wäre es erforderlich, um die Biotopverbundsysteme zwischen Trüggelbach und 
Lutteraue zu stärken, die weiteren Flächen in den Schutzbereich einzubeziehen, die auf der 
Karte rot umrandet sind. Des Weiteren ist es sinnvoll und zur Zielerreichung erforderlich, nicht 
nur den Trüggelbach, sondern auch den Tüterbach bis zur Mündung in den Trüggelbach als 
BSN Fläche auszuweisen. Schwarzspecht, Feldsperling und Mäusebussard finden dort Ihre 
Bruthabitate. 

Kulturlandschaftlich und raumordnungstechnisch würde diese Unterschutzstellung, am besten 
durch Landschaftsschutzgebiet gesichert, bedeuten, dass noch ein freier Landschaftsraum 
zwischen dem Stadtteil Bielefeld ummelden und im Stadtteil Bielefeld Brackwede bestehen 
bliebe. Dieses hat erhebliche klimatechnische Vorteile, da Frischluftschneisen erhalten 
blieben. Dem immer weiteren Zuwachs in einer siedlungsbreiartigen Stadtlandschaft könnte 
dadurch vorgebeugt werden. Wichtige planungsrelevante Arten hätten bei der weiteren 
Unterschutzstellung einen Überlebensvorteil. 

Bei den Böden handelt es sich nicht um geringwertige Sandböden der Senne sondern um 
durchaus landwirtschaftlich attraktive Lösslehmböden mit höherer Bodenwertzahl. Die 
ökologische Bewirtschaftung dieser Flächen wäre für den Erhalt der Artenvielfalt und zur 
Stärkung des Bioverbundsystems selbstverständlich von hoher Wichtigkeit und wäre hier 
ebenfalls zu fordern. 

Zwingend ist in diesem Zusammenhang auch der Verzicht auf das Gewerbegebiet beidseits 
des Pivitsweges, das ebenfalls stark negative Auswirkung auf die Biotopverbünde hätte. Leider 
ist in einem Regionalplanänderungsverfahren von 2015 diese Fläche zwecks 
Gewerbebebauung aus den Bereichen der geschützten Landschaft (BSLE nördlicher Teil und 
BSN südlicher Teil) herausgenommen worden. Ohne die zumindest weitgehende Rücknahme 
der damaligen Entscheidung hätte ein Verzicht auf das ASB 076 nicht die weitreichende 
positive Wirkung, die sie in Zusammenhang mit dem Verzicht auf das GIB hätte. 

Auch der zwischen Tüterbach und Trüggelbach liegende, bislang als BSN geschützte 
Dünenwald hat eine herausragende Bedeutung für den Biotopverbund und für den 
Artenschutz. Hier finden wir eine für die trockenen Dünenzüge typische Vegetation mit 
Vaccinium myrtillus (Heidelbeere), Vaccinium vitis-idea (Preiselbeere Rote Liste 3), Carex 
arenaria (Rote Liste 3) und Festuca filiformis (Vorwarnliste) sowie Polypodium vulgare 
(Gewöhnlicher Tüpfelfarn) und Calluna vulgaris, ebenfalls typisch für eine Dünenvegetation 
und nicht zuletzt Stechpalme (Ilex aquifolium), geschützt durch die BundesartenschutzVO. 
Auffällig ist das Vorkommen des leberbraunen Milchlings (Lactarius hepaticus), in NRW 
ungefährdet, aber im Osten Deutschlands und in Bayern auf der Roten Liste, jedenfalls ein 
Zeiger für relativ ungestörte und nährstoffarme Verhältnisse in einem Kiefernwald. 

Die genannten Landschaftsbereiche mit Ihren Wiesen und Waldrändern sind Jagdrevier der 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus, streng geschützt FFH-Richtl., Anh.IV, Rote Liste 
NRW 2), die Ihre Schlafhöhlen in etwa 1 km östlich dieses Bereichs haben (Quelle: LANUV 
NRW, Linfos-Datenbank), und des Großen Abendseglers (Nyctalus noctula, Rote Liste extrem 
selten) 

Um den Biotopverbund langfristig zu sichern, ist daher die Rücknahme der Maßnahme, bzw. 
weitere Sicherung als BSN, wie auf der Karte blau gekennzeichnet, zu fordern. 
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E.1.2.3 Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für 
Vogelarten des Offenlandes 

Im Kapitel 4.7 des Regionalplanentwurfs wird die Benennung und Darstellung von Bereichen 
zum Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes 
zusätzlich zu dem im Ziel F 15 Absatz 2 genannten Vogelschutzgebiet „Hellwegbörde“ als 
Option benannt. Angesichts des dramatischen Rückgangs der Vogelarten des Offenlands 
sollte davon unbedingt Gebrauch gemacht werden. Die Naturschutzverbände können hierzu 
kein Gesamtkonzept für das Plangebiet OWL vorlegen, dieses ist Aufgabe der 
Regionalplanung und des LANUV. 

Für den Kreis Gütersloh und die Stad Bielefeld bringen wir die in den beigefügten Karten 
gekennzeichneten noch verbliebenen Schwerpunktvorkommen von Vogelarten des 
Offenlandes, dargestellt auf Grundlage von Kartierungen der Biologischen Station 
Gütersloh/Bielefeld im  Zeitraum von 2015 - 2020, als Anregung für die Darstellung und 
Abgrenzung von BSLV-Bereichen in das Verfahren ein. Die Vorkommen sind in den Karten 
durch Punktsymbole gekennzeichnet, eine genauere räumliche Abgrenzung können wir 
ergänzend vorlegen, sofern unser Vorschlag, eine Diskussion um die Darstellung von BSLV-
Bereichen zu führen, aufgegriffen werden sollte. 

   

Die Abbildungen zeigen Ausschnitte für die Schwerpunktvorkommen im Stadtgebiet Bielefeld aus den 
insgesamt drei Karten zu den Schwerpunktvorkommen von Offenlandarten im Kreis Gütersloh und der 
Stadt Bielefeld. 

Die Karten mit den Schwerpunktvorkommen der Vogelarten des Offenlandes finden sich in 
einer Anlage zu diesem Teil der Stellungnahme. 
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E.1.2.4 Regionale Grünzüge  

Darstellung als „Regionale Grünzüge“ / „Innerörtliche Freiraumsysteme“  

Änderungsvorschläge zum Regionalplanentwurf  

Zusammenfassung  

„Regionale Grünzüge“ sind laut Regionalplan Ziel 7 besonders in verdichteten Räumen als 
Vorranggebiete für Erholung, Sport und Freizeit, lufthygienische und klimatische 
Ausgleichswirkungen und die Vernetzung von Biotopen zu sichern und zu entwickeln. Sie 
sollen auch einem Zusammenwachsen von Siedlungen entgegenwirken. „Entsprechend 
dieser Zielsetzung soll die Festlegung als Regionaler Grünzug eine Inanspruchnahme durch 
Siedlungsentwicklung – abgesehen von eng definierten Ausnahmen – ausschließen“.  

„Innerörtliche Freiraumsysteme“ innerhalb von Siedlungsbereichen sollen „zur 
Auflockerung und Gliederung, für den klimatischen Ausgleich, für die Erholung und den 
Biotopverbund zusammenhängende, ökologisch wirksame Freiflächensysteme entwickelt und 
erhalten werden. Ein Verbund dieser innerörtlichen Flächen sowie eine Anbindung an die freie 
Landschaft ist anzustreben.“ 

Darstellung der „Innerörtlichen Freiraumsysteme“ (BSLE) 
Das Planzeichen für BSLE mit den feinen, senkrechten grünen Linien eignet sich nicht zur 
Darstellung von linienförmigen, schmalen innerstädtischen Grünzügen, die z.B. in Bielefeld 
häufig entlang der Bachniederungen verlaufen. Viele dieser Grünzüge lassen sich so nicht 
darstellen! Bei Verwendung des Planzeichens für „Regionale Grünzüge“ fällt das etwas 
leichter. Besser wäre es aber, für „Innerörtliche Grünzüge“ in Siedlungsgebieten ein eigenes 
Planzeichen mit einer besser sichtbaren Abgrenzung zu verwenden.  

Forderung:   

Die oft bandartigen, eher schmalen Grünzüge als deutlich von den Siedlungsflächen 
abgesetzte grüne Bänder mit einem eigenen Planzeichen als „Innerörtliche Grünzüge“ 
darstellen. 

Im Widerspruch zu den Grundsätzen und Zielen des Regionalplans sind die bedeutenden 
innerstädtischen Grünzüge im Kartenteil Bielefeld weder als „Regionale Grünzüge“ noch 
als „Innerörtliche Freiraumsysteme“ dargestellt. Zudem werden große Teile dieser 
bedeutenden Grünzüge sogar als ASB dargestellt und können damit als Reservefläche 
für Wohnbebauung herangezogen werden. 
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Bedeutung des Stadtgrün insgesamt und der Grünzüge im Besonderen für 
Lebensqualität, Gesundheit und nachhaltige Stadtentwicklung 

 

Die Stadt wirbt für ihr Netz innerstädtischer Grünzüge: „Ein netzförmiges System aus 
innerstädtischen Grünzügen sowie Parkanlagen bilden das Gerüst dieses Grünsystems, das 
sich dank einer vorausschauenden Grünplanung in den letzten 100 Jahren in Bielefeld 
entwickelt hat.“ (https://www.bielefeld.de/de/un/nala/stadtt/).  

Neben der für das Leben in der Stadt unverzichtbaren Erholungsnutzung sind diese Grünzüge 
„bedeutsame klimatische und lufthygienische Ausgleichsräume“ sowie wertvolle „Freiflächen 
für den Schutz und Wiederherstellung von Biotopen und deren Verbindungen (Biotopverbund)“ 
(Zitate aus dem Textteil des Regionalplans).  

Zur Bedeutung des Stadtgrüns hat der AK Umwelt von Bielefeld2000Plus 2004 ein 
transdisziplinäres Forschungsprojekt durchgeführt, an dem neben fünf wissenschaftlichen 
Disziplinen auch das Umweltamt Bielefeld beteiligt war. Bielefelder Bürger wurden zum Wert 
des Stadtgrüns für Körper, Seele und Gesundheit befragt. Das Ergebnis war – insbesondere 
im Vergleich zu anderen Großstädten – beeindruckend. Alle Beteiligten betonten die 
Lebensqualität als auch die weitsichtige und kluge Stadtplanung Bielefelds. Denn Bielefeld hat 
es in bemerkenswerter Weise geschafft, die bereits in den 1920er Jahren angelegten 
Grünzüge bis heute zu erhalten und ist damit ein Vorbild für Städte, die sich in den letzten 20 
Jahren mühsam eine neue Grünstruktur aufbauen müssen. Denn gerade in diesem Zeitraum, 
wurde verstärkt zum klimatischen und gesundheitlichen Nutzen von Stadtgrün bzw. Stadtblau 
geforscht.  
 
Es ist heute nicht nur unumstritten, dass Stadtgrün/blau nachweislich ein essenzieller 
Bestandteil nachhaltiger Stadtentwicklung ist, sondern es ist auch ausdrücklicher 
politischer Wille, dass die Zukunft der Städte durchgrünt ist. (siehe z.B. Grünbuch 
Stadtgrün UBA 2015) 
 
Stadtgrün hat eine essenzielle stadtklimatische Wirkung, reduziert Lärm, dient als 
Schadstoffsenke und Erholungsraum, es fördert Biodiversität, Umweltbildung und sozialen 
Zusammenhalt und trägt zur Wertschöpfung von Wohnraum bei (siehe Kowarik et al. 2016). 
Es ist nationaler städtebaulicher Konsens, dass der durch die Urbanisierung 
entstehende Wohnungsbedarf, nicht auf Kosten des Stadtgrüns oder klimarelevanten 
Flächen und Erholungsräumen gelöst werden darf.  
 
In der aktuellen Stadtentwicklungsdebatte gilt nicht nur „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“, sondern auch der Grundsatz der doppelten Innenentwicklung: d.h. die im 
Baugesetzbuch verankerte Innennachverdichtung soll erfolgen, ohne vorhandene 

https://www.bielefeld.de/de/un/nala/stadtt/
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Grün/Blaustrukturen zu reduzieren. Im Gegenteil, im Sinne der Agenda 2030 gilt es, die 
Grünstrukturen noch so auszubauen, dass alle Bürger*innen einer Stadt einen einfachen 
Zugang zu erholungswertem Stadtgrün haben (siehe Nachhaltigkeitsziel 11.7): Ausgerichtet 
an Bevölkerungsgruppen wie z.B. älteren Menschen, Menschen mit Behinderungen, Familien 
mit kleinen Kindern, bedeutet das, dass auch diese einen einfachen, direkten, barrierefreien 
Zugang zu Stadtgrün haben müssen, was ca. 500 Metern Entfernung entspricht. (siehe 
FROHN /GEBHARDT 2004)  
 

Entwurf Regionalplan: Ziel F 6 Regionale Grünzüge 
Zur siedlungsräumlichen Gliederung werden Regionale Grünzüge als Vorranggebiete festgelegt.  

In ihnen sind folgende raumbedeutsame Nutzungen und Funktionen vorgesehen:  

• Freiraumbereiche – insbesondere in Verdichtungsgebieten –, die als Grünverbindung oder Grüngürtel 
wegen ihrer siedlungs- und freiraumbezogenen Funktionen zu erhalten, zu entwickeln oder zu sanieren 
und vor anderweitiger Inanspruchnahme besonders zu schützen sind  

• siedlungsnahe Freiflächen für freiraumorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen  

• Freiflächen für den Schutz und Wiederherstellung von Biotopen und deren Verbindungen (Biotopverbund)  

• als wichtige klimatische und lufthygienische Ausgleichsräume  

(2) Die Erhaltung und Verbesserung der räumlichen Durchgängigkeit der Regionalen Grünzüge ist zu 

gewährleisten.  

(3) Die Regionalen Grünzüge dürfen für raumbedeutsame siedlungsräumliche Planungen und Maßnahmen 

ausnahmsweise in Anspruch genommen werden, wenn für diese Planungen und Maßnahmen keine 

Alternativen außerhalb des betroffenen Regionalen Grünzuges bestehen. Die Nutzungen und Funktionen des 

betroffenen Regionalen Grünzuges dürfen dabei nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

 

Nach den Vorgaben der LPlG DVO (Planzeichendefinition Nr. 2.dc) sind Regionale Grünzüge mit der 

Rechtswirkung von Vorranggebieten im Sinne des § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG festzulegen. Für die Regionalen 

Grünzüge gilt die Festlegung des LEP NRW, wonach diese grundsätzlich vor einer siedlungsräumlichen 

Inanspruchnahme zu schützen sind und nur ausnahmsweise für eine solche Inanspruchnahme zur Verfügung 

stehen.  

 

Entwurf Regionalplan: Innerörtliche Freiraumsysteme  

Das Freiraumsystem des Regionalplans soll auf der nachfolgenden Ebene der Bauleitplanung gesichert und 

ergänzt werden. Innerhalb von Siedlungsbereichen sollen zur Auflockerung und Gliederung, für den 

klimatischen Ausgleich, für die Erholung und den Biotopverbund zusammenhängende, ökologisch wirksame 

Freiflächensysteme entwickelt und erhalten werden. Ein Verbund dieser innerörtlichen Flächen sowie eine 

Anbindung an die freie Landschaft ist anzustreben. Mit Blick auf die wohnumfeldnahe Erholung ist eine 

fußläufige Erreichbarkeit anzustreben. Vor dem Hintergrund des Klimawandels ist mit einer zunehmenden 

Wärmebelastung der städtischen Räume zu rechnen. Durch Freiflächen, die Anbindung an die freie 

Landschaft haben, ist ein Austausch mit kühlerer Luft möglich. Auch ohne die Anbindung an die freie 

Landschaft mindern die innerstädtische Freiräume durch Verdunstung und Verschattung die 

Wärmebelastung. Neben der Wärmebelastung ist auch von einer Erhöhung des Risikos von 

Starkregenereignissen auszugehen. Freiflächen bieten hier die Möglichkeit, Niederschläge zu versickern und 

zurückzuhalten. Öffentliche Freiflächen stellen im städtischen Raum einen Ausgleich für das Fehlen privater 

Gärten dar. Gerade bei einer räumlichen Vernetzung bis hin zur freien Landschaft können sie das 

Wohnumfeld erheblich aufwerten.  

Grundsatz F 7 Innerörtliche Freiraumsysteme  
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(1) Innerhalb des Siedlungsraums sollen zur Auflockerung und Gliederung zusammenhängende, ökologisch 

wirksame Freiflächensysteme entwickelt und erhalten werden. Diese dienen dem klimatischen Ausgleich 

sowie der Erholung und dem Biotopverbund.  

(2) Ein Verbund dieser innerörtlichen Flächen sowie eine fußläufige Anbindung an den Außenbereich soll – 

insbesondere mit Blick auf die wohnumfeldnahe Erholung – angestrebt werden. 

 

  

Bullerbach-Grünzug in Sennestadt Schloßhofgrünzug in Schildesche 

Aus diesen Gründen sind zur Sicherung des Bielefelder Stadtgrüns und der Grünzüge 
im Kartenteil des Regionalplans nachfolgende Änderungen vorzunehmen.   

Die folgenden Grünzüge sind als „Regionale Grünzüge“ oder „Innerörtliche 
Freiraumsysteme“ bzw. „Innerörtliche Grünzüge“ darzustellen: 

Nr. Name, Lage  Gründe ASB / GIB ? 
(siehe dazu auch im Kap. 
ASB)  

01 Schloßhofgrünzug 

Schloßhofbach / 

Sudbrackbach / 

Meierteiche bis 

Bürgerpark 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet, 

Naherholung, Stadtgärten, 

Wald, Radverkehrsnetz 

 

ASB 099 und  
ASB 130: 
Vollständige Streichung  

02 Gellershagen-
Grünzüge 

Gellershagener Bach, 

Gellershagenpark, 

Babenhausener Bach) 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet, 

Naherholung, Stadtgärten, 

Wald, Radverkehrsnetz 

 

ASB 131 und  
ASB 094:  
Vollständige Streichung  
 
  

03 Aßbach-Grünzug 

Schlosshofgrünzung / 

Apfelstraße– Aßbach – 

Jöllheide 

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Naherholung  
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04 Grünzug Sieben-
Teiche-Bach 
Brake: Ergänzung 

Randsieke 

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Naherholung 

ASB 023:  
Vollständige Streichung 

05 Grünzug Bracksiekbach  
Obersee bis einschl. 

Friedhof Schildesche 

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Naherholung 

 

06 Lutter-Grünzug  

Weser Lutter zwischen 

Teutoburger Straße 

und Heepen 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet, 

Naherholung, Stadtgärten, 

Radverkehrsnetz 

 

ASB 129: 
Vollständige Streichung  

07 Baderbach Grünzug 

Finkenbach, 

Kammeratsheide, 

Baderbach bis zum 

Teuto incl. Verbindung 

zum Stieghorster Bach  

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet,  

Naherholung, Stadtgärten, 

Wald, Radverkehrsnetz 

ASB 112,  
ASB 121 und  
ASB 125: 
Vollständige Streichung   
 
 
 

08 Grünzug Oldentruper 
Bach – Stieghorster 
Bach 
   

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet, 

Stadtgärten, Naherholung 

 

ASB 121: 
Vollständige Streichung 
ASB 043: 
Teilzurücknahme   

09 Grünzug Windwehe -
Brönninghauser Bach  
incl. Dankmasch  

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet,  

Freiraumschutz / 

Kulturlandschaftsschutz 

GIB 038: 
Streichung oder zumindest 
Teilzurücknahme 

10 Bohnenbach-Grünzug 
Gadderbaum 

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet,  

Naherholung 

 

ASB 126: 
Vollständige Streichung  

11 RGZ neu:  
Teutoburger Wald 

Höhenzug innerhalb 

der Stadtgrenzen, in 

Teilen zugleich BSN 

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Naturschutz/Waldschutz, 

Stadtgärten, Naherholung 

ASB 095: 
Vollständige Streichung 
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12 RGZ neu:  
Grünzug Alleestraße-
Lichtebach  
Teuto bis Bahnlinie 

Haller Willem, Quelle 

 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Naherholung, 

Freiraumschutz, 

Kulturlandschaftsschutz 

ASB 
Alleestraße/Wilfriedstr.: 
Teilzurücknahme (alt)  
 
ASB 082:  
Vollständige Streichung   

13 RGZ neu: 
Grünzug Heidkamp-
Tüterbach  

Ummeln-Nord 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Naherholung, 

Freiraumschutz, 

Gewässerschutz, 

Wasserschutzzone III, 

Überschwemmungsgebiet 

Kulturlandschaftsschutz 

 

ASB 076:  
Streichung (Wasserschutz-
gebiet gem. Ratsbeschluss) 
 
GIB Gütersloher 
Str./Pivitsweg: Streichung 
(alt)  

14 Ost-West-Grünzug und 
Bullerbach-Grünzug 

Sennestadt 

Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Naherholung, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet 

 

 

 

Die Beschneidung bzw. Verkleinerung von Grünzügen ist zu streichen bei: 

15 RGZ Johannisbach  
bei Auf dem Esch 

Biotopverbund, 

Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet, 

Freiraumschutz 

ASB 088: 
Vollständige Streichung  

 

Der folgenden Grünzüge sind zu erweitern:  

16 RGZ Köcker Wald  

Theesen 
Stadtklima, 

Biotopverbund, 

Naherholung, 

Freiraumschutz, 

Waldschutz 
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Erhalt von Kleingärten und Grabelandgärten  

Im den dargestellten Grünzügen liegen eine Vielzahl von Kleingarten- und anderen 
Gartenanlagen. Die Gärten sind mit ihren Gehölzbeständen, den Hecken und Obstbäumen, 
den Artenreichtum besonders der Vogelwelt, ein wichtiger Baustein im Biotopverbund. Da die 
Gärten vor allem von Mietern der Mehrgeschosswohnungen der Umgebung genutzt werden, 
sind sie auch ein bedeutender Beitrag zum Sozialleben im Stadtbezirk. Die folgende Tabelle 
macht deutlich, in welchem Umfang Stadtgärten gefährdet sind, wenn eine Sicherung der 
Grünzüge unterbleibt bzw. Grünzüge sogar als ASB für Bebauungen freigegeben werden 
können. Danach liegen ca. 50 % aller Bielefelder Kleingärten in Grünzügen. Ca.25 % bzw. 583 
Gärten liegen in geplanten ASB, d.h. sie könnten künftig durch Wohnbebauung verloren 
gehen.    

 

Garten in der Grabeland-Anlage im Schlosshof-Grünzug nahe der Alm 

Übersicht: Gartenanlagen in Grünzügen 

Nr.  Anlage/Verein/Ort Zahl  

Gärten 

Gärten 
in ASB 

Grünzug  Überplanung 
durch ASB ? 

01 Alte Schmiede, Schildesche 31 31 Schloßhofgrünzug ASB 130 

02 Am Bultkamp, Schildesche 63  Schloßhofgrünzug -  

03 Schloßhof, Schildesche 180 180 Schloßhofgrünzug ASB 130 

04 Melanchthon, Schildesche 43 43 Schloßhofgrünzug ASB 130 

05 Grabeland-Anlage Alm 130 130 Schloßhofgrünzug ASB 130 

06 Grabelandanlage Bultkamp ü. 100 ü. 100 Schloßhofgrünzug ASB 099 

07 Birkenhain, Schildesche 68 68 Gellershagen-Grünzüge ASB 131 

08 Klarholz, Schildesche 89  Aßbach-Grünzug -  

09 Am Stauteich, Mitte 89 89 Lutter-Grünzug ASB 129 

10 Lerchenstraße, Mitte 98 98 Lutter-Grünzug ASB 129 

11 Ravensberg am Venn, Mitte 88  Lutter-Grünzug -  
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12 Am Meierhof, Mitte 74  Lutter-Grünzug -  

13 Heeper Fichten, Heepen 102  Baderbach-Grünzug -  

14 Im Heepener Felde, Mitte  96  Baderbach-Grünzug -  

15 Am Kleiberweg, Mitte  25  Baderbach-Grünzug -  

16 Am Finkenbach, Heepen 42  Baderbach-Grünzug -  

17 Kammerattsheide, Heepen  15  Baderbach-Grünzug -  

18 Oldentrup, Oldentrup 82  Oldentruper Bach -  

19 Waldfrieden, Schildesche 74 74 Teutoburger Wald ASB 095 

 

 

 

Gesamt 

 

1489 

 

813 

  

Regionale Grünzüge / Innerörtliche Grünzüge im Detail 

01 Schloßhofgrünzug Schloßhofbach / Meierteiche 
bis Oetkerpark 

ASB 099 und ASB 130: 
vollständige Streichung  

 

Abb.: Grünzüge im Bielefelder Westen: Schloßhofgrünzug und Gellershagen-Grünzüge 

Der Schlosshofgrünzug liegt im dicht besiedelten Bielefelder Westen und verläuft als 
langgestreckte Grünverbindung von Oetkerpark bis zum Johannisbach im Norden. Das 
Einzugsgebiet wird durch einen hohen Anteil von Mehrgeschosswohnungen und Straßenzüge 
mit eher schlechter Durchgrünung geprägt. Daher hat der Grünzug eine besondere 
stadtklimatische Bedeutung.  
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Stadtklima: Das Gebiet ist Einzugsgebiet für flächenhaften Kaltluftabfluss und Grünfläche mit 
höchster thermischer Ausgleichsfunktion. Das Plangebiet liegt im Zentrum von 
Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. Der Grünzug ist 
bedeutsamer Luftaustauschbereich, der bereits heute und auch unter dem Einfluss des bis 
2050 zu erwartenden Klimawandels für die Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 
Bedeutung aufweist und damit in seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben muss.  

Naturschutz und Biotopverbund: Der Grünzug ist mit seinen Bachauensysteme und 
naturnahen Grünbereichen besonders bedeutsam für den Biotopverbund. Der Schloßhofbach 
ist im gesamten Verlauf das Bindeglied. Hinzu kommen der Sudbrackbach und der Grenzbach. 
Zielkonzept Naturschutz: Fläche mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz im 
Siedlungsbereich (rosa). Seit mehreren Jahren werden hier durch die Stadt Rasenflächen in 
artenreiche Mähwiesen umgewandelt. Der Schloßhof-Grünzug war und ist Projektfläche im 
Rahmen eines mit Bundesmitteln geförderten Biodiversitätsprojektes „Kommune für 
Biologische Vielfalt“. 

Erholung: Der Grünzug hat mit seinem Fuß- und Radwegenetz, seinen Sport- und 
Freizeitflächen, den Kleingarten und Mietergartenanlagen eine große Bedeutung für die 
Naherholung. Er ist eine bedeutende Radwegverbindung ab Stapenhorststraße bis zum 
Johannisbachtal.  

Stadtgärten: Im Grünzug liegen die Kleingartenanlagen Bultkamp, Schloßhof, Melanchthon 
und Alte Schmiede mit zusammen über 300 Gärten! Nahe der Alm und im Unterlauf wird das 
Grün durch zwei strukturreiche Grabeland-Anlagen mit über 200 Gärten geprägt. Die Gärten 
sind mit ihren Gehölzbeständen, den Hecken und Obstbäumen, dem Artenreichtum besonders 
der Vogelwelt, ein wichtiger Baustein im Biotopverbund. Es gibt wohl kaum einen anderen 
Grünzug in der Stadt mit mehr Kleingärten und Grabeland-Gärten! Da diese vor allem von 
Mietern der Mehrgeschosswohnungen der Umgebung genutzt werden, ist der Grünzug damit 
auch ein bedeutender Beitrag zum Sozialleben im Stadtbezirk. -  

Einen wichtigen Abschnitt des Schlosshof-Grünzugs bildet der Bultkamp Grünzug:  

„Aus einem typischen innerstädtischen Grünzug, der durch einen kanalähnlichen, zu einem 
Vorfluter degradierten Wasserlauf geprägt war, wurde ein naturnaher Landschaftsraum. Heute 
windet sich ein natürlicher Wasserlauf durch diese etwa zehn Hektar große Anlage, aus der 
wesensfremde Elemente wie beispielsweise Rosenbeete und landschaftsfremde Gehölze wie 
Omorikafichten und Wacholder ausnahmslos verschwunden sind. Inzwischen können dort 
seltene Vogelarten -wie beispielsweise Eisvogel oder Waldschnepfe- wieder beobachtet 
werden. Dieser Grünzug stellt die außerordentlich wichtige Verbindung zwischen der 
Bebauung im Bereich Sudbrack und dem Landschaftsraum des Johannisbachtales dar. 
Weiträumigkeit verlockt dazu, diesen Raum mit dem Fahrrad zu erleben.“  
(Stadt Bielefeld, https://www.bielefeld.de/de/un/uagrfr/pakan/#080)  

 

 

 

 

 

https://www.bielefeld.de/de/un/uagrfr/pakan/#080
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Darstellung im Entwurf   
(Kartenblätter 13 und 18) 

Neue Darstellung als Grünzug 
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Die folgenden, im Grünzug dargestellten ASB sind zu streichen.  
Warum dieser für den Bielefelder Westen bedeutsamen Grünzug bis zu den Meierteichen 

komplett als ASB dargestellt und damit für eine Bebauung geöffnet werden soll, ist nicht 

nachvollziehbar!  

ASB 130 Begründung  

 
Der ASB liegt vollständig in dem beschrieben 

Grünzug. Im Gebiet liegen wertvolle 

Grünflächen, naturnahe Fließgewässer, 

wertvolle Freizeit- und Erholungsflächen und 

zahlreiche Gartenanlagen.  

 

 
Stadtklima: Das Gebiet liegt im Zentrum von regional 

bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage und ist hier sehr bedeutsamer 

thermischer Ausgleichsraum.  

 

Gewässerschutz: Teile des Grünzugs sind 

Überschwemmungsbereiche und wichtige Rückhalteräume bei 

Starkregenereignissen. Eine Nutzung als ASB widerspricht damit 

auch dem für Oberflächengewässer festgelegten Ziel F 27.  

 
Stadtgärten: Drei Kleingartenanlagen mit über 250 Einzelgärten 

und eine Grabelandanlage mit 130 Einzelgärten sind betroffen.  

 

Prüfbogen der Stadt: „Hinsichtlich der 
schutzgutbezogenen Beurteilung sind voraussichtlich 

bei 3 Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen zu 

erwarten. Schutzgutübergreifend werden die 

Umweltauswirkungen deshalb als erheblich 

eingeschätzt.“ 

 

Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist zu streichen.  
 

ASB 099 Begründung:  

 

Naturschutz / Biotopverbund: Der ASB liegt im Norden des 

Grünzugs im Stadtbezirk Schildesche in einem ökologisch 

besonders wertvollen Abschnitt des Grünzugs und wird aktuell 

als Gartenanlage genutzt. Zur naturnahen Aue des 

Schlosshofbaches und Sudbrackbaches, der als BSN darzustellen 

ist, bildet er einen wichtigen Puffer zu den anschließenden 

Siedlungsgebieten. Die Bachauen sind hier Überschwemmungs-

gebiet. Aktueller Schutzstatus: Landschaftsschutzgebiet.  

 
Stadtgärten: Aktuell liegt im ASB eine bedeutende Gartenanlage 

von über 100 Grabelandgärten. Die Gärten sind mit ihren 

Gehölzbeständen, den Hecken und Obstbäumen, den 

Artenreichtum besonders der Vogelwelt, ein wichtiger Baustein 

im Biotopverbund. Da diese vor allem von Mietern der 

Mehrgeschosswohnungen der Umgebung genutzt werden, ist die 

Anlage damit auch ein bedeutender Beitrag zum Sozialleben im 

Stadtbezirk. 

 
Klima: Bewertung in den Prüfbögen der Stadt: „Das Plangebiet 
liegt innerhalb von Ausgleichsflächen mit höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Ferner liegt es zentral in regional 

bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage“. Zudem ist es bedeutende 

Kaltluftschneise. 
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Gewässerschutz: Der Schloßhofbach mit seinem geplanten 

Strahlursprung wird durch die Festlegung des ASB in dieser 

Breite (Ausdehnung nach Westen) erheblich beeinträchtigt; der 

ASB umfasst randlich ein natürliches Überschwemmungsgebiet 

und von Starkregen beeinflusste Flächen. 

„Die Beschreibung und Bewertung der voraussichtlich erheblichen 
Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter gemäß § 8 Abs. 1 ROG 

ist auf den nachgeordneten Planungs- und Zulassungsebenen 

weiter zu konkretisieren (insbesondere im Rahmen der UVP und 

Eingriffsregelung).  

 
Insbesondere wegen der Bedeutung der Fläche für das 
Stadtklima, den Biotopverbund und seiner sozialen Bedeutung 
als Gartenanlage muss der ASB 99 komplett gestrichen werden.  

 

Ergänzende Bewertung der Flächen am Unteren Schloßhofbach 

Im alten im alten Regionalplan war der Schlosshofgrünzug im Bereich des unteren 
Schlosshofbaches zwischen Jöllenbecker Straße und Apfelstraße als 
Landschaftsschutzgebiet gesichert.Die Flächen sind im westlichen Teil als extensiv 
bewirtschafteter Grünzug genutzt, im östlichen Teil als Fläche für Kleingartenanlagen.  

Im Bereich dieses alten Schlosshofsieks haben sich an den Feuchtstellen hochinteressante 
Biotope gebildet, die gekennzeichnet sind von mehreren geschützten Arten wie Senecio 
aquaticus, Caltha palustris und verschiedenen Seggenarten wie Carex pallescens. Im 
Biotopverbundsystem des Johannisbaches spielt diese Aue eine große Rolle, da sie ein 
Refugium für mesophile und oligophile Arten bildet, mit der entsprechenden reichhaltigen 
Insektenfauna. Auch zum Schutze des Klimas ist dieser Bereich als bedeutende 
Kaltluftschneise zu werten, da sie einem mehrere 100 m breiten flachen Einschnitt in das 
Gelände bildet in das Kaltluft aus den nordwestlichen Bereichen gut einfließen kann. Darüber 
hinaus hat dieser Bereich eine hohe Freiraum- und Freizeitnutzungsfunktion. 

In ihrem ASB 099 weist die Stadt diese Aue bis an die Grenze des Schlosshofbaches als 
Siedlungsfläche aus. In den Prüfberichten, die das Planungsbüro Kortemeier verfasst hatte, 
wird davon ausgegangen dass erheblichen Umweltauswirkungen festgestellt werden können. 
Nichtzutreffend ist allerdings die Einschätzung, dass die Fläche unerheblich sei für Mensch 
und menschliche Gesundheit und für die Erholungsfunktion. Vielmehr ist diese 
Erholungsfunktion erheblich. Es mag sein, dass zur Zeit keine planungsrelevanten Arten 
vorgefunden werden. Andererseits ist das Feuchtgrünland von erheblichem geobotanischem 
Artenreichtum mit vielen Rote Liste Arten, es ist durchaus damit zu rechnen, dass 
planungsrelevante Arten der Fauna dort vorkommen.  

Nichtzutreffend ist auch die Einschätzung, dass die Flächen nicht zu einem Biotopverbund 
gehören. Vielmehr stellen die Flächen eine zentrale Bedeutung des Biotopverbunds 
Johannisbachaue dar, weil eben diese Flächen gute Refugialräume für oligophile und 
mesophile Pflanzen bietet. Die Auswirkung klimatischer Art werden allerdings gesehen. Da 
diese Flächen innerhalb von Ausgleichsflächen mit höchster thermischer Ausgleichsfunktion 
befindlich seien, außerdem sieht der Prüfbericht erhebliche Umweltauswirkungen hinsichtlich 
schutzwürdiger und klimarelevanter Böden. Die Empfehlung des Prüfberichts hinsichtlich der 
Fläche ASB 099 geht dahin, die Umweltauswirkungen als schutzgutübergreifend erheblich 
einzuschätzen. 
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Dies gebietet, nicht erst die Stadt Bielefeld darüber entscheiden zu lassen, sondern bereits in 
Regionalplan die Flächen entsprechend als BSN und RGZ zu kennzeichnen und den ASB 
Bereich zu streichen.  

02 Gellershagen-
Grünzüge 

Gellershagener Bach, 
Gellershagenpark, 
Babenhausener Bach 

ASB 131 und ASB 094:  
Vollständige Streichung  

 

 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB, ist vollständig zu streichen.  
Warum diese für den Bielefelder Westen bedeutsamen Grünzüge und Grünanlagen komplett 

als ASB dargestellt und damit für eine Bebauung geöffnet werden sollen, ist nicht 

nachvollziehbar!  

ASB 131 
 

Begründung  

 

 
 

 
 

 

Naturschutz/Biotopverbund: Die Grünzüge mit ihren 

Bachauensystemen, Waldinseln und 

Kuturlandschaftselementen sind für den Artenschutz und 

Biotopverbund bedeutsam. Verbindende Elemente sind die 

Bachläufe Gellershagener Bach, Babenhausener Bach und 

Grenzbach mit ihren Überschwemmungsbereichen. Der 

Grenzbach durchfließt den attraktiven, mit besonders alten 

Gehölzbeständen (Hofeichen!) ausgestatteten Gellershagen 

Park.  

Zielkonzept Naturschutz: Fläche mit besonderer Bedeutung für 

den Naturschutz im Siedlungsbereich, planungsrelevante Arten.  

 
Naherholung: Für die dicht besiedelte Umgebung (Universität) 

sind die Grünzüge mit ihrem Wegesystemen und den 

Freizeitanlagen ein bedeutsamer Naherholungsbereich.  

 
Klima: Stadtklimatisch haben die Grünzüge eine besondere 

Bedeutung. Im Prüfbogen heißt es dazu: „Das Plangebiet liegt 

innerhalb von Ausgleichsflächen mit höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Ferner liegt es im Zentrum von regional 

bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage (gleichzeitig Klimawandel-

Vorsorgebereich) sowie im Bereich bioklimatischer 

Gunsträume.“ 

 
Wald: Ein weiteres Problem sieht der Prüfbogen im hohen 

Waldanteil: „19% des Plangebietes führen zur 
Waldflächeninanspruchnahme“  
 
Gewässerschutz: Die gesamten Grünanlagen entlang kleinerer 

Gewässer mit erheblicher Starkregenbeeinträchtigung als ASB 

auszuweisen, ist planerisch völlig überzogen und unnötig. Es 

widerspricht dem für Oberflächengewässer festgelegten Ziel F 

27. Der ASB muss allein aus Gründen des Gewässer- und 

Hochwasserschutzes komplett gestrichen werden.  

 

Gesamtbewertung in den Prüfbögen:  
„Hinsichtlich der schutzgutbezogenen Beurteilung 
sind voraussichtlich bei 4 Kriterien erhebliche 

Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Schutzgutübergreifend werden die 

Umweltauswirkungen deshalb als erheblich 

eingeschätzt.“ 
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Grünzug Gellershagener Bach, Gellershagen Park 

 

Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen 
 

ASB 094 
 

Begründung 

 
 

 
 

 

Der ASB 94 soll als Sondernutzungsgebiet für einen evtl. Ausbau 

des Hochschulstandortes vorgehalten werden. Der Bereich liegt 

am Poggenpohl Süd, nördlich des Campus Nord und ist ca. 51 ha 

groß.  

 
Naturschutz/Biotopverbund: Im alten Gebietsentwicklungsplan 

ist die Fläche bisher als Biotopverbundbereich mit 

Grünlandflächen und Gehölz/Grünland/Acker und Offenland 

dargestellt. Schutzstatus: Landschaftsschutzgebiet. Zielkonzept 
Naturschutz: Landschaftsraum mit hoher Naturschutzfunktion 
(dunkelgrün) und Naturschutz-Vorranggebiet (rot), geschützte 

Biotope, Landschaftsschutzgebiet; Unzerschnittener, 

verkehrsarmer Raum, planungsrelevante Arten. Der Prüfbogen 

weist darauf hin, dass im Plangebiet §30 BNatSchG- bzw. §42 

LG-NW-Biotope liegen sowie 10% des Plangebietes zur 

Waldflächeninanspruchnahme führen. 

 

Stadtklima: Es handelt sich um ein Kaltluftentstehungsgebiet 

mit höchster Produktionsrate. Und höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Luftaustauschbereich, der bereits heute 

und auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu erwartenden 

Klimawandels für die Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine 

sehr hohe Bedeutung aufweist 

 
Zusammenfassung Prüfbogen:  
„Hinsichtlich der schutzgutbezogenen Beurteilung sind 
voraussichtlich bei 4 Kriterien erhebliche 

Umweltauswirkungen zu erwarten. Schutzgutübergreifend 

werden die Umweltauswirkungen deshalb als erheblich 

eingeschätzt.“ 

 
Der ASB 094 muss aus diesen Gründen komplett gestrichen 
werden.  
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03 Aßbach-Grünzug  
 

Schlosshofgrünzug / 
Apfelstraße - Aßbach - 
Jöllheide 

Darstellung als ASB zurück 
nehmen 

Bedeutung: Wichtige Grünverbindung zwischen Schlosshofbach und Jöllheide. 

Biotopverbund, Stadtklima, Gewässerschutz, Naherholung, Stadtgärten (Kleingartenanlage 

Klarhorst)  

 

Darstellung im Entwurf  

(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  

 

 
 

 

04 Grünzug Sieben-
Teiche-Bach 

Brake 

 

ASB 023:  

Vollständige Streichung 

Bedeutung: Stadtklima, Biotopverbund, Naherholung, Gewässerschutz, 

Überschwemmungsgebiet, planungsrelevate Arten, geschützte Biotope 
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Darstellung im Entwurf (Kartenblatt 13)  
 

Neue Darstellung:  

 
 

 

Im aktuellen Regionalplan ist der Grünzug als BSLE dargestellt. Im neuen Entwurf sind Teile 
als ASB dargestellt (s.u.), u.a. auch das naturschutzfachlich wertvolle nördliche Seitensiek. 
Der Grünzug verbindet die BSN-Bereiche in der Jölle-Niederung im Westen mit der Aue der 
Aa im Osten, in den der Bachlauf entwässert. Er ist zentrale Grünanlage im Ortsteil Brake. 
Vorgeschlagen wird eine Verknüpfung mit dem Kerksiek-Grünzug im Süden. 

Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen. 
 

ASB 023  Begründung 

 
 

 

 
Naturschutz / Biotopverbund: Im Westen des 

Plangebietes ist ein naturschutzfachlich wertvolles 

Seitensiek des Baches betroffen.  

Wald: 22% des Plangebietes würde zu einer 

Waldflächeninanspruchnahme führen.  

Stadtklima: Das Plangebiet liegt im Bereich von regional 

bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. 

extremer Hitzebelastung am Tage und ist wichtige 

Frischluftschneise.  

Zusammenfassung Prüfbogen: „Hinsichtlich der 
schutzgutbezogenen Beurteilung sind voraussichtlich 

bei 3 Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen zu 

erwarten. Schutzgutübergreifend werden die 

Umweltauswirkungen deshalb als erheblich 

eingeschätzt.“ 
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05 Grünzug Bracksiekbach  Obersee bis einschl. 
Friedhof Schildesche 

Darstellung als ASB zurück 
nehmen 

 

Bedeutung: Stadtklima, Naturschutz/Biotopverbund, Naherholung, Gewässerschutz, 
Überschwemmungsgebiet 

Stadtklima: Besonders bedeutsame Kaltluftschneise vom Obersee in die dicht besiedelten 
Bereiche des Stadtbezirks Schildesche. 

  

 

 

Naturschutz / Biotopverbund Im Verhältnis zum Oberseegrünzug, der durch seine 
Ausräumung und vollständige Umgestaltung in den 80er Jahren vieles von seinem ehemaligen 
Artenreichtum verloren hat, konnte sich durch geschickte Mahdbewirtschaftung im 
Bracksiekgrünzug einiges von dem ehemaligen Artenreichtum erhalten, da das 
Feuchtgrünland Refugialräume für oligophile und mesophile Arten bietet. Die mittlere 
Abundanz von sicher indigenen Arten wie Sumpfdotterblume, Kuckkuckslichtnelke oder auch 
dem Gewöhnliche Frauenmantel (Alchemilla xanthochlora) (allesamt mindestens Rote Liste 
Vorwarnliste) beweisen, dass die Flächen eine hohe Bedeutung für den Biotopverbund haben, 
nicht zuletzt, da der alte, von Umstrukturierungen verschonte Schildescher Friedhof ebenfalls 
solche Refugialräume bietet. 
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Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  
 

 
 

 

 

06 Lutter-Grünzug Weser Lutter zwischen 
Teutoburger Straße und 
Heepen 

ASB 129: 
Vollständige Streichung  

 

 

„Mit seinen Parkflächen, Teichen, der Lutter, Spielmöglichkeiten, Spazier- und Joggingwegen 

bietet der Luttergrünzug circa 36.000 Menschen die Möglichkeit zur wohnungsnahen 

Erholung. Als Bindeglied zwischen der östlichen Innenstadt und dem Stadtteil Heepen 

ermöglicht dieser zugleich mit seinen Fuß- und Radwegen Arbeits- und Einkaufswege abseits 

der stark befahrenen Straßen im Grünen zu bewältigen. Optisch gliedert sich der Grünzug in 

eine spannende Abfolge unterschiedlich geprägter Freiraumabschnitte. Kurzum: Der 

Luttergrünzug ist der bedeutsamste Grünzug im Bielefelder Osten.“ 

https://www.bielefeld.de/de/un/freir/luttergruenzug/ 

Daraus ergibt sich die Frage: Gibt es tatsächlich in der Stadt jemanden, die Absicht hat, diesen 
Grünzug zu bebauen?  

 

https://www.bielefeld.de/de/un/freir/luttergruenzug/
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Bedeutung: Stadtklima, Naherholung, Biotopverbund, Gewässerschutz, Artenschutz 
(planungsrelevante Arten)  

Stadtklima: Mittlere Kaltluftproduktionsrate und mittlerer Kaltluftvolumenstrom. 
Kaltluftleitbahn. Luftaustauschbereich, der bereits heute und auch unter dem Einfluss des bis 
2050 zu erwartenden Klimawandels für die Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe 
Bedeutung aufweist und damit in seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben muss.  

Naherholung: Besonders große Bedeutung für die Naherholung. Bedeutende 
Radwegverbindung City-Heepen. Viele Spielplätze und Freizeitanlagen. Stauteiche als 
Naturerlebnisbereiche.  

 

 

Stadtgärten: Im Grünzug liegen die Kleingartenanlage Am Stauteich III, Ravensberg am Venn 
und Meierhof mit insgesamt 358 Einzelgärten. Die Gärten sind mit ihren Gehölzbeständen, 
den Hecken und Obstbäumen, dem Artenreichtum besonders der Vogelwelt, ein wichtiger 
Baustein im Biotopverbund. Die Anlage Meierhof verfügt über einen eindrucksvollen 
Besuchergarten. Da Kleingärten vor allem von Mietern der Mehrgeschosswohnungen der 
Umgebung genutzt werden, ist der Grünzug damit auch ein bedeutender Beitrag zum 
Sozialleben im Stadtbezirk. - 
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Naturschutz / Biotopverbund: Eine besondere Bedeutung hat die Stadt Bielefeld für den 
Erhalt des seltenen und hochattraktiven Sumpfstorchschnabels (Geranium palustre, Rote Liste 
III), denn insbesondere in der Bielefelder Lutteraue kommt diese Art im mesophilen 
Feuchtgrünland gehäuft vor. Durch geschickte Bewirtschaftung konnte sogar eine Ausbreitung 
der Art bewirkt werden. 

  

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen 
Warum dieser für den Bielefelder Osten besonders bedeutsame Grünzug in großen Teilen als 

ASB dargestellt und damit für eine Bebauung geöffnet werden soll, ist nicht nachvollziehbar!  

 

ASB 129  
 

Begründung 

 

 

 

Naturschutz / Biotopverbund: Bereich laut Zielkonzept 

Naturschutz: Fläche mit besonderer Bedeutung für den 

Naturschutz im Siedlungsbereich (rosa).Artenschutz 

(planungsrelevante Arten) Wald: „22% des Plangebietes führen 
zur Waldflächeninanspruchnahme“ (Prüfbögen) 

 

Stadtklima: Mittlere Kaltluft-Produktionsrate. Mittlerer Kaltluft-

Volumenstrom. Kaltluft-Leitbahn. Das Plangebiet ist eine 

Grünfläche mit höchster thermischer Ausgleichsfunktion. Ferner 

liegt es im Zentrum von Siedlungsflächen mit starker bzw. 

extremer Hitzebelastung am Tage. Luftaustauschbereich, der 

bereits heute und auch unter dem Einfluss des bis 2050 zu 

erwartenden Klimawandels für die Kaltluftzufuhr in den 

Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung aufweist und damit in 

seiner Funktion unbedingt erhalten bleiben soll. Hochwertige 

innerstädtische Grünanlage, fungiert bereits heute als 

Hauptausgleichsraum zur Hitzeerholung am Tage. 

Gewässerschutz: Lage innerhalb eines Überschwemmungs-

gebietes, Lage innerhalb eines geplanten Strahlursprunges an der 

Weser-Lutter und Lage im Bereich geplanter Renaturierungen. 

Aktuell wird mit hohem Finanzaufwand und Fördermitteln ein 

Konzept für die naturnahe Umgestaltung und Durchgängigkeit 

der Weser-Lutter umgesetzt. Die Ausweisung der Gesamtfläche 

als ASB ist allein aus Sicht des Gewässerschutzes völlig 

ungeeignet! Sie widerspricht dem für Oberflächengewässer 

festgelegten Ziel F 27 (siehe Textliche Festlegungen).  

 

Naherholung: Besonders große Bedeutung für die Naherholung. 

Drei Stauteiche als Naturerlebnisbereiche. Bezirkssportanlage.  

Stadtgärten: Im Planungsgebiet liegt die Kleingartenanlage Am 

Stauteich III mit 89 Einzelgärten.  

 

Zusammenfassung Prüfbögen: „Hinsichtlich der schutzgutbezogenen Beurteilung sind 

voraussichtlich bei 3 Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Schutzgutübergreifend werden die Umweltauswirkungen deshalb als erheblich 

eingeschätzt.“ 
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07 Baderbach Grünzug 
 
Heepen-Sieker- 
Stieghorst  

Johannisbach, Finkenbach, 
Kammeratsheide, Baderbach 
bis zum Teuto  - incl. 
Verbindung zum 
Stieghorster Bach  

ASB 112, ASB 121 und ASB 125: 
Vollständiger Streichung  
  

 

Der Nord-Süd-Grünzug verbindet das Johannisbach-Tal mit dem Teutoburger Wald, bindet 
dabei bedeutsame Naturbereiche wie die Auen von Finkenbach und Baderbach, das Heeper 
Holz und die Kammeratsheide ein und bildet damit einen besonders herausragenden Grünzug 
im Bielefelder Osten bzw. den Stadtbezirken Heepen, Sieker und Stieghorst.  

Eine Verbindung nach Osten zum Stieghorster Bach ist südlich des Ortskerns von Heepen 
vorhanden und als BSLE dargestellt. Wie dieser Abschnitt sind andere Teile aktuell bzw. auch 
im neuen Entwurf als BSLE dargestellt, aber nicht miteinander verbunden. Diese Darstellung 
wird der Bedeutung für Stadtklima, Biotopverbund und Naherholung nicht gerecht. Der 
Grünzug ist als durchgehender „Innerörtlicher Grünzug“ darzustellen und zu sichern. Dem 
steht entgegen, dass im Gebiet drei ASB dargestellt sind, die komplett zu streichen sind.  

Naherholung: Besonders große Bedeutung für die Naherholung, bedeutende Fuß- und 
Radwegverbindung, viele Freizeitsportanlagen und Spielplätze. 

 
Abschnitt 1 ab Heepen 

 
Abschnitt 2 bis Stieghorst 

 

Stadtklima: Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt 
in Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. Stadtnahe Grün- 
und Freifläche, die bereits heute die Zufuhr von Kaltluft zu den Leitbahnen und 
Luftaustauschbereichen unterstützt. 
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Naturschutz / Biotopverbund:  Auf Grund der guten Gewässerqualität hat sich am 
Baderbach eine artenreiche Bachuferflora erhalten, in der Hohe Schlüsselblume, 
Sumpfdotterblume (RL=Vorwarnliste), Goldschopfhahnenfuß (RL=Vorwarnliste), 
Waldgoldstern und Hischzungenfarn noch reichlich vorkommen.  

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  

 
  

 

Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen  

ASB 112  Begründung 

 
 

 
 

Stadtklima: Das Plangebiet liegt in bedeutsamen 

Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage (Prüfbögen). 

Naturschutz: Schutzwürdige Biotope,  

Biotopverbundflächen, Landschaftsschutzgebiet 

Wald: „17% des Plangebietes führen zur 
Waldflächeninanspruchnahme“ (Prüfbögen) 

Naherholung: Bedeutende Freizeitsportanlagen liegen 

im Planungsgebiet. 

Gewässerschutz: Der Abstand im Bereich zum 

Baderbach und seinem geplanten Strahlursprung nach 

WRRL sind zu gering. ASB umfasst Starkregen 

beeinflusste Bereiche, was keinen Niederschlag in der 

Bewertung findet. Der ASB muss aus Sicht des 

Gewässerschutzes zumindest deutlich reduziert 

werden. 
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen: 
Warum dieser für den Stadtbezirk Stieghorst besonders bedeutsame, eher schmale Grünzug 

als ASB dargestellt und damit für eine Bebauung geöffnet werden soll, ist nicht 

nachvollziehbar!  

ASB 127  
 

Begründung 

 
 

 
 

Gewässerschutz: Naturnaher Baderbach mit Ufer-Gehölzbe-

ständen. „23% des Plangebietes führen zur Flächeninanspruch-

nahme in Überschwemmungsgebieten bzw. HQ-100-Gebieten“. 
(Prüfbögen) WRRL: Allein aufgrund der Lage innerhalb eines 

Überschwemmungsgebietes und innerhalb eines geplanten 

Strahlursprunges ist die Fläche als ASB völlig ungeeignet.  

 
Stadtklima: „Das Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 
Ausgleichsräumen mit überörtlicher Bedeutung mit Bezug zum 

Belastungsraum Bielefeld (flächenhafter Kaltluftabfluss) sowie 

höchster thermischer Ausgleichfunktion. Ferner liegt es im Zentrum 

von regional bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. 

extremer Hitzebelastung am Tage.“ (Prüfbögen) 
 

Naturschutz / Biotopverbund: „Das Plangebiet liegt jedoch in 
Landschaftsschutzgebieten. §30 BNa)tSchG bzw. §42 LG-NW-

Biotope, schutzwürdige Biotope, Biotopverbundflächen/ 

zielartenbezogener Biotopverbund.“(Prüfbögen)  

 

Naherholung: Bedeutende Erholungsfläche im Stadtteil Stieghorst.  

 
Zusammenfassung Prüfbögen:  
„Hinsichtlich der schutzgutbezogenen Beurteilung sind 
voraussichtlich bei 2 Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen 

zu erwarten. Schutzgutübergreifend werden die 

Umweltauswirkungen deshalb als erheblich eingeschätzt.“  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen: 

ASB 125  Begründung 

 
 
 
 

Bedeutung: Grünzug Am Siebrassenhof, Königsbreede, Jagdweg, 

Nord-Süd-Verbundachse zum Baderbachtal, Stadtklima, 

Biotopverbund, Landschaftsschutzgebiet, Kulturlandschaftsschutz, 

Freiraumschutz, Naherholung.  

 

Stadtklima: „Sehr hoher Kaltluftvolumenstrom. Einzugsgebiet von 

flächenhaften Kaltluftabfluss in den Stadtteil Stieghorst. Das 

Plangebiet liegt innerhalb von thermischen Ausgleichsräumen mit 

überörtlicher Bedeutung. Ferner liegt es im Zentrum von 

Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer Hitzebelastung am 

Tage.“ (Prüfbögen) Kaltluftleitbahn (Randbereich) und 

Luftaustauschbereich, der bereits heute und auch unter dem 

Einfluss des bis 2050 zu erwartenden Klimawandels für die 

Kaltluftzufuhr in den Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung 

aufweist und damit in ihrer Funktion unbedingt erhalten bleiben 

soll.  

Die noch freien Flächen zwischen den Straßen Am Siebrassehof 

und Jagdweg werden als Kaltluftschneise noch wichtiger, falls das 

östlich angrenzende 34 ha große Kasernengelände Catterick-

Barracks wie gewünscht weiter bebaut würde. Dort würde dann 

ein urban verdichtetes Quartier entstehen. 

 

Naherholung: Große Bedeutung für die Naherholung, bedeutende 

Fußwegverbindung vom Ortszentrum Stieghorst zum Teutoburger 

Wald.  

Zusammenfassung Prüfbögen: „Hinsichtlich der 
schutzgutbezogenen Beurteilung sind voraussichtlich bei 3 

Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Schutzgutübergreifend werden die Umweltauswirkungen deshalb 

als erheblich eingeschätzt.“ 

Erweiterung des Grünzuges nach Norden und Anbindung an das Johannisbachtal:  

Übernahme der Stellungnahme der UNB zum Regionalplan: Darstellung der 

Grünverbindung im Bereich Wellbachstraße/Leineweberring zwischen Finkenbach-Aue / 

Grünzug Baderbach im Süden und dem Johannisbachtal im Norden. (Quelle : UNB Stadt 

Bielefeld)  
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Der Bereich ist Bestandteil des Freiraumkonzepts zu den „grünen” Maßnahmen aus dem 
INSEK erstellt. Themenschwerpunkte sind die Aufwertung der Grünflächen, Spielplätze in 
Baumheide und die Entwicklung einer westlichen Grünspange „Grüne Kammeratsheide”. 
https://www.bielefeld.de/de/un/freir/frei     

 

 

Baderbach  

08 Grünzug Oldentruper 
Bach – Stieghorster 
Bach   

Heepen, Stieghorst  ASB 043: zumindest in Teilen 
zurücknehmen 
 

 

 

Nord-Süd-Grünzug entlang der Niederungen 

des Oldentruper Baches und des Stieghorster 

Baches, verbunden mit dem Baderbach-

Grünzug. Die aktuelle bzw. im Entwurf 

enthaltene Darstellung als BSLN wird dem 

Charakter und der Bedeutung dieses 

durchgehenden Grünzuges nicht gerecht. Für 

die Naherholung wertvolle Grünverbindung 

mit Oldentruper Park und Ostring-Teiche. Rad- 

und Fußwegverbindung. Kleingartenanlage 

Oldentrup.  

 

Stieghorster Bach 

https://www.bielefeld.de/de/un/freir/frei
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Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 19)  

Neue Darstellung:  
 

   
 

 

 

 

Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zu streichen: 
 

ASB 121  
 

Begründung 

 

 
 

 

Vorrangig als Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche 

(Sportplätze) genutzte Fläche mit Wohnbau bei Oldentrup. 

Der Stieghorster Bach quert (SW-NO). 

 
Stadtklima: Das Plangebiet liegt innerhalb von 

Ausgleichsflächen mit höchster thermischer 

Ausgleichsfunktion. Ferner liegt es zentral in regional 

bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer 

Hitzebelastung am Tage (gleichzeitig Klimawandel-

Vorsorgebereich). Hinsichtlich der schutzgutbezogenen 

Beurteilung sind voraussichtlich bei 2 Kriterien erhebliche 

Umweltauswirkungen zu erwarten. Schutzgutübergreifend 

werden die Umweltauswirkungen deshalb als erheblich 

eingeschätzt. 

 

Gewässerschutz: Die Gewässeraue des Stieghorster Baches 

ist erheblich betroffen; der ASB umfasst Starkregen 

beeinflusste Bereiche, was keinen Niederschlag in der 

Bewertung findet.  
 
Naherholung: In großen Teilen wird die Planfläche als Sport-, 

Freizeit- und Erholungsfläche (Sportplätze) genutzt.  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist zumindest in großen Teilen zurück zunehmen: 
 

ASB 043  
 

Begründung 

 
 
 

Aktuell: Biotopverbund, Gehölz/Grünland/Acker und Offenland, 

Zielkonzept Naturschutz Naturvorranggebiet (dklgrün und rot), 

Landschaftsschutzgebiet, Naherholung 

 

Stadtklima: Hohe Kaltluftproduktionsrate. Mittlerer 

Kaltluftvolumenstrom. Das Plangebiet liegt im Randbereich einer 

Siedlung mit starker bzw. extremer Hitzebelastung am Tage. 

Stadtnahe Grün- und Freiflächen, die zukünftig aufgrund der sich 

durch den Klimawandel ausdehnenden Belastungen im 

Siedlungsraum eine sehr hohe Bedeutung als nächtlicher 

Luftaustauschbereich und/oder Erholungsfläche am Tage 

zukommen wird. 

 

Gewässerschutz: Die Gewässeraue des Stieghorster Baches ist 

erheblich betroffen; der ASB umfasst Starkregen beeinflusste 

Bereiche und Überflutungsflächen.  

 

Weil Belange des Gewässerschutzes, des Biotopverbundes im 
Grünzug und des Klimaanpassungskonzeptes massiv 
beeinträchtigt werden, ist der ASB zurückzunehmen.  

 

 

 

Stieghorster Bach, Oldentruper Bach 
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09 Grünzug Windwehe- 
Brönninghauser Bach  

Incl. Dankmasch -  GIB 038: vollständig streichen 

 

  

 

 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 19)  

Neue Darstellung:  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte GIB ist komplett zu streichen  
 

GIB 038 
 

Begründung 

 
 

Aktuell: Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte 

Erholung; Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche. 

Landschaftsschutzgebiet. 

 

Stadtklima: Wichtiges Kaltluftentstehungsgebiet und 

bedeutende Kaltluftschneise 

 

Naturschutz: 42% des Plangebietes liegen im Umfeld 

(300m) von Naturschutzgebieten. Biotopverbund: Grünzug 

am Bachlauf 

 

Naturschutz /Gewässerschutz / WRRL: Der Brönninghauser 

Bach würde bei Umsetzung dieses GIB zwischen A 2 und 

dem neuen Baugebiet mit einem gradlinigen Verlauf ohne 

ausreichende Uferzonen und Aue eingezwängt. Schon der 

Bau der A 2 und der Ausbau der Raststätte Lipperland 

waren ein massiver Eingriff in die Aue. Für die hier 

notwendige Renaturierung wäre überhaupt kein Platz mehr 

vorhanden. Der Abstand des GIB zum Brönninghauser Bach 

muss zumindest sehr deutlich vergrößert werden. Dies ist 

auch erforderlich, damit bei Starkregen ausreichende 

Überflutungsflächen erhalten bleiben.  

 

 

 

GIB 38:  Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 19)  

Neue Darstellung:  
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10 Bohnenbach-Grünzug  Gadderbaum 
 

ASB 126: 
Vollständige Streichung  

 

Bedeutung: Stadtklimatisch bedeutende Kaltluftschneise, Biotopverbund, Gewässerschutz.  

Bedeutendes naturnahes Naherholungsgebiet in Bethel, besonders intensiv von den dort 

lebenden Menschen mit Handicap genutzt.  

 

 
 

Der Bohnenbach entspringt im 

Teutoburger Wald oberhalb von Bethel 

rd. 200 m westlich von Haus Salem. Ein 

weiterer Quellbach entspringt ebenfalls 

an der Bodelschwingstraße, 100 m 

nördlich des Restaurants Habichtshöhe. 

Beide fließen in nördlicher Richtung ab, 

treffen sich am Remterweg in Bethel 

(Ecke Baumschulenweg) und fließen von 

dort in nordwestlicher Richtung weiter 

durch das Grünland zwischen 

Quellenhofweg und Karl-Siebold-Weg. 

Der Bohnenbach speist einen Stauteich 

östlich der Mamre-Patmos-Schule und 

durchfließt den neu gestalteten 

Bohnenbachpark am Saronweg.  

 

 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 18)  
 

Neue Darstellung:  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zurück zunehmen: 
 

ASB 126  Begründung 

 
 

„Die Fläche erstreckt sich von der Mamre-Patmos-Schule in 

südöstliche Richtung bis zum Japanischen Garten Bielefeld. Sie 

umfasst überwiegend Gehölzbestände und Grünlandflächen 

entlang des Bohnenbachs im Ortsteil Bethel.“ (Prüfbogen) 

 
Naherholung: Bedeutendes, parkartiges Naherholungsgebiet mit 

neu gestaltetem Bohnenbachpark für Bethel. Für Bebauung 

gänzlich ungeeignet. 

Stadtklima: „Das Plangebiet liegt innerhalb von thermischen 
Ausgleichsräumen mit überörtlicher Bedeutung mit Bezug zum 

Belastungsraum Bielefeld (flächenhafter Kaltluftabfluss). Ferner 

liegt es im Randbereich von regional bedeutsamen 

Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer Hitzebelastung am 

Tage sowie im Bereich bioklimatischer Gunsträume.“  (Prüfbögen) 

 

Zusammenfassung Prüfbögen:  
„Hinsichtlich der schutzgutbezogenen Beurteilung sind voraussichtlich bei 3 Kriterien 
erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten. Schutzgutübergreifend werden die 

Umweltauswirkungen deshalb als erheblich eingeschätzt.“ 
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11 RGZ neu:  
Höhenzug Teutoburger 
Wald Höhenzug  

Innerhalb der 
Stadtgrenzen, in Teilen 
zugleich BSN 

ASB 95: 
Vollständige Streichung 

Übernahme des Vorschlags des Umweltamtes 

Bedeutung: Stadtklima, Biotopverbund, Naturschutz/Waldschutz, Naherholung. 

Insbesondere die Waldflächen des Teutoburger Waldes sind in großen Teilen als BSN, FFH- 
und NSG gesichert. Zum Grünzug gehören aber auch weitere schutzwürdige 
Kulturlandschafts- und Naherholungsbereiche, die durch umfassende Darstellung als 
„Regionaler Grünzug“ gesichert werden sollten, auch als Puffer zu den FFH-Gebieten. Der 
Vorschlag des Umweltamtes wird unterstützt. 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 18)  

Neue Darstellung:  
 

 
 

 
Quelle: Umweltamt 

 

Der folgenden, im Grünzug dargestellte ASB ist komplett zu streichen:  
 

ASB 095 Begründung 

 
 
Landschaftsbild: „75% des Plangebietes 
führen zur Flächeninanspruchnahme in 

Bereichen mit herausragender 

Bedeutung.“(Prüfbogen) 

 

Das Gebiet liegt komplett in dem auch vom Umweltamt 

vorgeschlagenen „Regionalen Grünzug“ Teutoburger Wald. Aktuell 
überwiegend als Freiraum und für die Naherholung genutzt. Es 

grenzt unmittelbar an das FFH- und NSG Ochsenheide an. Hier wird 

zugleich auch eine Erweiterung des BSN als Puffer zu diesem FFH-

Gebiet gefordert. Das Gebiet ist als LSG ausgewiesen. 4% des 

Plangebietes führen zur Waldflächeninanspruchnahme 

 
 
Stadtgärten: Im Plangebiet liegt die Kleingartenanlage Waldfrieden 

mit 74 Einzelgärten. Die Gärten sind mit ihren Gehölzbeständen, 

den Hecken und Obstbäumen, dem Artenreichtum besonders der 

Vogelwelt, ein wichtiger Baustein im Biotopverbund. Da die Gärten 

vor allem von Mietern der Mehrgeschosswohnungen der 

Umgebung genutzt werden, ist der Grünzug damit auch ein 

bedeutender Beitrag zum Sozialleben im Stadtbezirk.  

 

Stadtklima: „Das Plangebiet liegt innerhalb von thermischen Ausgleichsräumen mit überörtlicher Bedeutung mit 
Bezug zum Belastungsraum Bielefeld (flächenhafter Kaltluftabfluss). Ferner liegt es im Randbereich von regional 

bedeutsamen Siedlungsbereichen mit starker bzw. extremer Hitzebelastung am Tage.“ (Prüfbogen)  
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Zusammenfassung Prüfbögen:  Hinsichtlich der schutzgutbezogenen Beurteilung sind 

voraussichtlich bei 3 Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Schutzgutübergreifend werden die Umweltauswirkungen deshalb als erheblich eingeschätzt. 

Eine FFH-Vorprüfung wurde durchgeführt. 

 

 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 18)  

Neue Darstellung:  
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12 Grünzug Alleestraße-
Lichtebach 
  

Quelle: Teuto bis Bahnlinie 
Haller Willem, Alleestraße 

ASB 081 und 082:  
Vollständige Streichung 

 
 

 

 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 18)  

Neue Darstellung:  
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Der folgenden, im Grünzug dargestellte ASB ist in Teilen zurück zu nehmen: 
 

ASB ohne Nummer  
Wilfriedstraße /Alleestraße (alt) 

Begründung 

 
Neu:  

 
 

 
 

 

Grünzug und Landwirtschaftsflächen im Baugebiet 
Alleestraße und am Biohof Bobbert  
1. Grünfläche der Alleestraße (naturnahe 

Regenwasserversickerungsanlage)  

2. Zurücknahme des ASB am Biohof Bobbert und Erhalt der 

Grünlandflächen als BSLE und Teil des Grünzuges 

 
Begründung:  
Der Grünzug und die Freifläche am Hof haben ökologisch und 

stadtklimatisch für den Stadtbezirk eine große Bedeutung.  

 

Biotopverbund: Eine im Jahre 2000 angelegte naturnahe 

Versickerungsanlage hat sich hier zu einem naturnahen 

Grünzug mit Einzelgehölzen, Weidengebüschen, 

Röhrichtbeständen und Hochstandenfluren entwickelt. Rund 

um den Biohof ca. 40 geschützte alte Hofeichen (Geschützter 

Landschaftsbestandteil und z.T. Naturdenkmal) Die noch als 

ASB ausgewiesenen Flächen beiderseits der Hofanlage bis zur L 

756 wird extensiv als Grünland, eine kleine Teilfläche am Hof 

ackerbaulich biologisch bewirtschaftet 

 

Naherholung: Mit Spielplätzen, Radwegen und dem 

Rundwanderweg ist es eine bedeutsame Grünfläche für die 

naturbezogene Erholung.  

 

Stadtklima: Insgesamt ist der Bereich Bestandteil einer 

bedeutenden Frischluftschneise, die vom Hang des 

Teutoburger Waldes bis in den Siedlungskern von Quelle und 

die neuen Baugebiete hineinreicht. Eine Bebauung in diesem 

Bereich würde diese Frischluft- und Klimaschneise 

unterbrechen. Die Bebauung steht damit auch dem 

Klimaschutzprogramm der Stadt Bielefeld und den mit der 

Ausrufung des Klimanotstandes verbundenen Zielsetzungen 

entgegen.  

 
Biologische Landwirtschat: Aufgrund seiner ökologischen 

Bedeutung ist die Landwirtschaftsfläche am Hof im 

"Zielkonzept Naturschutz" der Stadt Bielefeld in die Kategorie 

"Landschaftsräume mit hoher Naturschutzfunktion" eingestuft 

worden. Biologische Landwirtschaft und die Nutzung biologisch 

und regional erzeugter Produkte leisten einen besonders 

wichtigen Beitrag zum Natur- und Klimaschutz. Für den 

Stadtbezirk und die gesamte Stadt Bielefeld ist es deshalb 

besonders wichtig, dass Biolandwirtschaft und vorhandene 

Betriebe gefördert und gestützt werden.  

 

Stadt hat Bebauung abgelehnt: Aus diesen Gründen hat der 

Stadtentwicklungsauschuss 2020 hier eine Bebauung 

abgelehnt. Dem sollte jetzt durch Herausnahme der 

Landwirtschaftsflächen aus dem ASB-Bereich und durch 

Darstellung eines Grünzuges Rechnung getragen werden.  
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Die folgenden, im Grünzug dargestellten ASB sind zu streichen: 
 

ASB 081 und 082 Begründung 

ASB 081 

 
ASB 082 

 

 
Biotopverbund: Grünlandflächen, Magerrasen und 

Fließgewässer und Gehölz/Grünland/Acker, Zielkonzept 

Naturschutz: in Teilen Naturvorranggebiet (dunkelgrün und rot),  

planungsrelevante Arten, geschützte Biotope, 

Landschaftsschutzgebiet.  

 

Naherholung: Wichtiger Freiraum am Rande des Ortsteils 

Quelle.  

 

Stadtklima: Hohe Kaltluftproduktionsrate. Sehr hoher 

Kaltluftvolumenstrom. Einzugsgebiet von Kaltluftleitbahnen/-

abflüssen überörtlicher Bedeutung. Stadtnahe Grün- und 

Freifläche, die bereits heute die Zufuhr von Kaltluft zu den 

Leitbahnen und Luftaustauschbereichen unterstützt und indirekt 

auf den angrenzenden Siedlungsraum wirkt. ASB 082 würde eine 

wichtige Kaltluftschneise unterbrechen.  

 

Gewässerschutz: Abstandsflächen zum BSN Lichtebach und 

Lutter sind viel zu gering. Hier ist Strahlursprung nach WRRL 

geplant. Der BSN am Lichtebach und an der Lutter ist dafür zu 

vergrößern, der ASB aus Sicht des Gewässerschutzes zu 

mindestens deutlich zu reduzieren.  

 

Die ASB erstrecken sich in die noch strukturreiche, 
weitläufige Kulturlandschaft hinein und 
beeinträchtigen hier in starkem Maße noch 
vorhandenen Freiraum. Abstände zum BSN 
Lichtebach sind bei beiden ASB nicht erkennbar! Der 
Bach bildet unmittelbar die Grenze der ASB!  

 

 

13 RGZ neu: 
Grünzug Heidekamp-
Tüterbach  

Ummeln-Nord ASB 076: 
Streichen oder deutlich zurück 
nehmen 

 

Der Stadtbezirk Ummeln ist in den letzten Jahren besonders stark durch neue Straßenbau-
projekte, insbesondere den Bau der A 33, belastet worden. In Planung ist im Osten noch der 
neue Autobahnzubringer B 61 n. Neue Gewerbegebiete sind im Süden von Brackwede 
entstanden. Es droht ein Zusammenwachsen und damit die Zerstörung bedeutenden Grün- 
und Biotopverbundachsen und Klimaschneisen.  

Es handelt sich um eine typische Situation, in der Regionalplanung gegensteuern muss. 
Genau dafür gibt es das Instrument der Ausweisung regionaler Grünzüge. Denn sie habe zum 
Ziel, ein solches Zusammenwachsen zu verhindern und Freiraumbereiche zu erhalten, die als 
Grünverbindung oder Grüngürtel wegen ihrer siedlungs- und freiraumbezogenen Funktionen 
zu erhalten, zu entwickeln oder zu sanieren und vor anderweitiger Inanspruchnahme 
besonders zu schützen sind“. 
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Bei der noch vorhandenen Grünverbindung vom Luttertal bis zum Tüterbach handelt 
es sich exakt um einen solchen Grüngürtel, der aktuell durch neue ASB und GIB 
bedroht ist.   

 

Grünland- und Ackerbauflächen nahe der A 33 in Ummeln-Nord /Heidekamp 

Bedeutung: Stadtklima, Biotopverbund, Naherholung, Freiraumschutz, Gewässerschutz, 
Überschwemmungsgebiet, Landschaftsschutzgebiet, Kulturlandschaftsschutz, Schutz 
geschützter Biotope/Artenschutz 

 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 18)  
 

Neue Darstellung:  
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Der folgenden, im Grünzug dargestellte ASB und GIB sind vollständig zurück zunehmen: 

GIB Gütersloher Straße  / Pivitsweg Begründung 

 
 

 
 

Landschaftsschutzgebiet, Wasserschutzgebiet, 

Freiraum/Kulturlandschaft, Geschütze Biotope, 

Stadtklima  

Die massive Bebauung würde den Biotopverbund und 

den Kaltluftstrom im Grünzug komplett unterbrechen. 

Auch aus Gründen des Gewässer- und 

Grundwasserschutzes ist diese Bebauung völlig 

inakzeptabel.  

Gewässerschutz: Wasserschutzgebiet Zone 
IIIA/B, deshalb scheidet nach Ratsbeschluss 
von 1989 hier Bebauung aus 

 

Siehe: Ausführliche Stellungnahmen der 

Naturschutzverbände und Beschluss des 

Naturschutzbeirates vom 19.1.2021 

 
 
Tüterbach / Pivitsweg.  
Blick nach Ummeln über das geplante 
Gewerbegebiet 

 

 

Der folgenden, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig zurück zunehmen, damit das 
durchgehende Band des Grünzuges von der Lutter bis zum Tüterbach erhalten bleibt.  

ASB 076 Begründung 

 
 

Vorrangig landwirtschaftlich genutzte Fläche mit Wohnbau, 

Wald und Bereichen. Bedeutung: Landschaftsschutzgebiet, 

Wasserschutzgebiet, Freiraum/Kulturlandschaft, Geschütze 

Biotope, Stadtklima  

Gewässerschutz: Wasserschutzgebiet Zone IIIA/B, 
deshalb scheidet nach Ratsbeschluss von 1989 hier 
Bebauung aus 
 

Zusammenfassung Prüfbögen: „Hinsichtlich der 
schutzgutbezogenen Beurteilung sind voraussichtlich bei 2 

Kriterien erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Schutzgutübergreifend werden die Umweltauswirkungen 

deshalb als erheblich eingeschätzt.“ 

Eine vollständige Bebauung würde den Biotopverbund und 

den Kaltluftstrom im Grünzug unterbrechen. Deshalb muss 
der ASB aus Sicht des Klimaschutzes zumindest erheblich 
zurück genommen werden. 

https://bielefeld.bund.net/service/meldungen/detail/news/naturschutzbeirat-lehnt-gewerbegebiet-mit-grosser-mehrheit-ab/
https://bielefeld.bund.net/service/meldungen/detail/news/naturschutzbeirat-lehnt-gewerbegebiet-mit-grosser-mehrheit-ab/
https://bielefeld.bund.net/service/meldungen/detail/news/naturschutzbeirat-lehnt-gewerbegebiet-mit-grosser-mehrheit-ab/
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Ergänzende Bewertung des vorgeschlagenen Grünzuges Heidekamp-
Tüterbach 
 

 
 
Stellungnahme zum Regionalplan zu den ASB  076 Flächen im Bereich Ummeln – 
Heidekamp und dem geplanten GIB -Pivitsweg 
 
Im Auftrag der Bezirksregierung Detmold als regionale Planungsbehörde hatte im Jahre 2018 die LANUV auf 

allen Flächen des Bezirks die Biotopverbundsysteme im Regionalplanbereich untersucht und dabei Kernflächen 

mit herausragender Bedeutung für das Biotopverbundsystem sowie Verbindungsflächen mit besonderer 

Bedeutung für das Biotopverbundsystem in ihrer Funktion untersucht und festgelegt. 

 

In Vorbereitung und in Mitwirkung beim Regionalplanentwurf 2021 hat die Stadt Bielefeld in ihrem Fachbeitrag 

für den ASB - Bereich insgesamt 956 ha Fläche, gleich 9,56 km², als potenziell für die Siedlungsbebauung 

geeignet reserviert. 

 

Hierzu gehört auch die ASB Fläche 076 mit einer Größe von 18,2 ha im Bereich Ummeln/Heidekamp 

Die Stadt Bielefeld ist in ihrem Prüfbericht der Auffassung, dass diese Flächen keine erheblichen 

Umweltauswirkungen im Plangebiet hätten und lediglich bedauerlich sei, dass 95 % des Plangebiets im Umfeld 

stark immitierende Anlagen und Straßen läge. 

 

Obwohl die Stadt Bielefeld konstatiert, dass im unmittelbaren Umfeld von 300 m die planungsrelevante Art 

Kiebitz noch vorkommt, ist sie der Auffassung, dass dieses keine erheblichen Umweltauswirkungen auf 

planungsrelevante Arten habe. Die Störung der Biotopverbünde wird ebenfalls verneint, da nur kleinflächig 

Flächen betroffen seien. 

 

Die Karte des LANUV weist aus, dass diese Flächen sehr wohl eine erhebliche Bedeutung als Klammerfunktion 

zwischen den BSN Bereichen Lichtebach, Lutter und Trüggelbach haben. In der Fläche selbst befindet sich der 

Tüterbach mit einer durchaus bemerkenswerten Erlenbruchaue (Urtico-Alnetum). Statt die bedeutenden 

Verbindungsflächen mit ihrer Klammerfunktion für das Biotopverbundsystem zu unterstützen und zu 

verstärken, zerschneidet diese Planung das Biotopverbundsystem endgültig, was zwingend zu einer weiteren 

Bedrohung der BSN Flächen und zu einer deutlichen Artenverarmung führt. Zwischen den als BSN 

ausgewiesenen und geschützten Bachauen der Lichte-, Lutter und Trüggelbach kann kein Genfluss mehr 

stattfinden. Bekannt ist, dass in den Biotopsystemen die Avifauna zu den wichtigsten Ausbreitungsvektoren für 

Diasporen gehört. Zur Zeit sind noch in der Fläche Kiebitz, Schwarzspecht, Mäusebussard und Feldsperling 

anzutreffen. 
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Stattdessen wäre es erforderlich, um die Biotopverbundsysteme zwischen Trüggelbach und Lutteraue zu 

stärken, die weiteren Flächen in den Schutzbereich einzubeziehen, die auf der Karte rot umrandet sind. 

Desweiteren ist es sinnvoll und zur Zielerreichung erforderlich, nicht nur den Trüggelbach, sondern auch den 

Tüterbach bis zur Mündung in den Trüggelbach als BSN Fläche auszuweisen. Schwarzspecht, Feldsperling und 

Mäusebussard finden dort Ihre Bruthabitate. 

 

Kulturlandschaftlich und raumordnungstechnisch würde diese Unterschutzstellung bedeuten, dass noch ein 

freier Landschaftsraum zwischen den Stadtteilen Ummeln und Brackwede bestehen würde. Dieses hat 

erhebliche klimatechnische Vorteile, da Frischluftschneisen erhalten blieben. Den immer weiteren Zuwachs in 

einer siedlungsbreiartigen Stadtlandschaft könnte dadurch vorgebeugt werden. Wichtige planungsrelevante 

Arten hätten bei der weiteren Unterschutzstellung einen Überlebensvorteil. 

 

Bei den Böden handelt es sich nicht um geringwertige Sandböden der Senne sondern um durchaus Landschaft 

landwirtschaftlich attraktive Lösslehmböden mit höherer Bodenwertzahl. Die ökologische Bewirtschaftung 

dieser Flächen wäre für den Erhalt der Artenvielfalt und zur Stärkung des Biotopverbundsystems 

selbstverständlich von hoher Wichtigkeit und wäre hier ebenfalls zu fordern. 

 

Zwingend ist in diesem Zusammenhang auch der Verzicht auf das Gewerbegebiet beidseits des Pivitsweges, 
das ebenfalls stark negative Auswirkung auf die Biotopverbünde hätte. Leider ist in einem 

Regionalplanänderungsverfahren von 2015 diese Fläche zwecks Gewerbebebauung aus den Bereichen der 

geschützten Landschaft (BSLE nördlicher Teil und BSN südlicher Teil) herausgenommen worden. Ohne die 

zumindestens weitgehende Rücknahme der damaligen Entscheidung hätte ein Verzicht auf das ASB 076 nicht 

die weitreichende positive Wirkung, die sie in Zusammenhang mit dem Verzicht auf das GIB hätte.  

 

Auch der zwischen Tüterbach und Trüggelbach liegende, bislang als BSN geschützte Dünenwald hat eine 

herausragende Bedeutung für den Biotopverbund und für den Artenschutz. 

 

Hier finden wir eine für die trockenen Dünenzüge typische Vegetation mit Vaccinium myrtilis (Heidelbeere), 

Vaccinium vitis-idea (Preiselbeere Rote Liste 3), Carex arenaria (Rote Liste 3) und Festuca filiformis 

(Vorwarnliste) sowie Polypodium vulgare (Gewöhnlicher Tüpfelfarn) und Calluna vulgaris, ebenfalls typisch für 

eine Dünenvegetation und nicht zuletzt (Ilex aquifolinum) Stechpalme, geschützt durch die 

BundesartenschutzVO. Auffällig ist das Vorkommen des leberbraunen Milchlings (Lactarius hepaticus), in NRW 

ungefährdet, aber im Osten Deutschlands und in Bayern auf der Roten Liste, jedenfalls ein Zeiger für relativ 

ungestörte und nährstoffarme Verhältnisse in einem Kiefernwald. 

Die genannten Landschaftsbereiche mit Ihren Wiesen und Waldrändern sind Jagdrevier der 

Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus, streng geschützt FFH-Richtl., Anh.IV, Rote Liste NRW 2), die Ihre 

Schlafhöhlen in etwa 1 km östlich dieses Bereichs haben (Quelle: LANUV NRW, Linfos-Datenbank), und des 

Großen Abendseglers (Nyctalus noctula, Rote Liste extrem selten) 

 

Um den Biotopverbund langfristig zu sichern, ist daher die Rücknahme der Maßnahme, bzw. weitere Sicherung 

als BSN, wie auf der Karte blau gekennzeichnet, zu fordern. (Autor dies Textes: Thomas Keitel, Naturwiss. 

Verein) 
 
 

Tüterbach-Aue 
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14 Ost-West-Grünzug und 
Bullerbach-Grünzug 

Sennestadt Darstellung als ASB zurück 
nehmen 

 

  

 

Ein „grünes Kreuz“ im Zentrum von Sennestadt aus Bullerbachtal und West-Ost-Grünzug ist 
die zentrale Grünfläche im Stadtbezirk, prägt das Landschaftsbild innerhalb der „Sennestadt“, 
sorgt als Klimaschneise für den Luftaustausch, ist eine durchgehende Biotopverbindung und 
mit attraktiven Rad- und Fußwegen (u.a. dem Bullerbach-Wanderweg) die zentrale 
Erholungsfläche. Aktuell läuft ein INSEK-Projekt zur Aufwertung des Grünzuges als „Grünes 
Rückgrat“ von Sennestadt.  https://www.bielefeld.de/ftp/dokumente/INSEK_Sennestadt.pdf  

 

 

 

  

https://www.bielefeld.de/ftp/dokumente/INSEK_Sennestadt.pdf
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Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 18)  
 

Neue Darstellung:  
 

 
 

 

 

 

15 RGZ Johannisbach  
bei Auf dem Esch 

Die Beschneidung bzw. 
Verkleinerung dieses 
Grünzuges ist zu streichen 
 

ASB 088: 
Komplett streichen 

 

Bedeutung: Biotopverbund, Gewässerschutz, Überschwemmungsgebiet des Johannisbachs, 

Freiraum/Kulturlandschaft, Landschaftsschutz, Puffer für ein BSN-Gebiet  

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  
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Der folgende, im Grünzug dargestellte ASB ist vollständig bzw. zumindest in großen Teilen 
zurück zunehmen: 

ASB 088  Begründung 

 

Die Erweiterung der Siedlungsflächen von Dornberg an den 

Johannisbach heran wäre ein massiver Eingriff in die als BSN 

geschützte Aue des Baches. Der noch vorhandene schmale Puffer zu 

den Baugebieten im Norden ginge hier vollständig verloren, da der 

Überflutungsbereich der Aue die Grenze bilden würde. Betroffen sind 
laut Prüfbögen: Naturschutzgebiete, Vorkommen planungsrelevanter 

Arten, schutzwürdige Biotope, Biotopverbundflächen/ 

zielartenbezogener Biotopverbund, Oberflächenwasserkörper gemäß 

WRRL, Grundwasserkörper gemäß WRRL, klimatischer und 

lufthygienischer Ausgleich,  Landschaftsbild, Landschaftsschutzgebiete 

und Waldflächen. 

 
 

 

16 RGZ Köcker Wald - 
Erweiterung 
 

Theesen  

 

Bedeutung: Stadtklima, Biotopverbund, Naherholung, Freiraumschutz, Waldschutz 

Darstellung im Entwurf  
(Kartenblatt 13)  

Neue Darstellung:  
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Quellenangaben:  

Stadt Bielefeld, Umweltbericht, Prüfbögen: https://www.bezreg-
detmold.nrw.de/system/files/media/document/file/3.32_anhang_c2_pruefboegen_stadt_bi.pdf 

Klimaanpassungskonzept der Stadt Bielefeld:  
https://anwendungen.bielefeld.de/bi/to0050.asp?__ktonr=177573  

Zielkonzept Naturschutz der Stadt Bielefeld: 
https://www.bielefeld.de/ftp/dokumente/Naturschutz_Zielkonzept.pdf  

Prof. Dr. Joachim Frohn / Karsten Gebhardt: Grün für Körper und Seele: Zur Wertschätzung und 
Nutzung von Stadtgrün durch die Bielefelder Bevölkerung 

https://www.universitaet-bielefeld.de/bi2000plus/diskussionspapiere/DP_37_final.pdf 

Kowarik I, et al. (2016). Ökosystem Leistungen in der Stadt - Gesundheit schützen und Lebensqualität 
erhöhen. Berlin, Leipzig 

BUND-Projekt Bielefelder Bäche  www.bielefelder-baeche.de  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bezreg-detmold.nrw.de/system/files/media/document/file/3.32_anhang_c2_pruefboegen_stadt_bi.pdf
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/system/files/media/document/file/3.32_anhang_c2_pruefboegen_stadt_bi.pdf
https://anwendungen.bielefeld.de/bi/to0050.asp?__ktonr=177573
https://www.bielefeld.de/ftp/dokumente/Naturschutz_Zielkonzept.pdf
https://www.universitaet-bielefeld.de/bi2000plus/diskussionspapiere/DP_37_final.pdf
http://www.bielefelder-baeche.de/
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E.1.2.5 Gewässerschutz 

E.1.2.5 1 Oberflächengewässer 

Der Entwurf des Regionalplan berücksichtigt weder in seinen textlichen Festlegungen (s. unter 
C.2.11.2 dieser Stellungnahme) noch in seinen zeichnerischen Darstellungen und der 
Strategischen Umweltprüfung die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL) im 
erforderlichen Maße. 

Es ist festzustellen, dass die Thematik im Umweltbericht zwar behandelt wird, dann aber bei 
der Festlegung von ASB und anderen Bereichen nicht im gebotenen Maße beachtet wird. Im 
verbindlichen Umsetzungsplan (Bewirtschaftungsplan) der Stadt Bielefeld festgesetzte 
Strahlursprünge werden z.B. bei den BI_Bie_ASB_003, 043, 091 und 099 sowie 
BI_Bie_GEW_01 nicht berücksichtigt.  

Es bestehen gegen folgende Darstellungen des Regionalplans Bedenken (vgl. hierzu 
auch oben zu den Bedenken gegen Siedlungsbereichsdarstellungen unter E.1.1.2 zu ASB und  
E.1.1.2 zu GIB):  

BI_Bie_ASB_003 

213 Wasser: geplanter Strahlursprung gem. Umsetzungsfahrplan WRRL erfordert 20 m breite 
Uferstreifen, die das ASB trennen; das ASB ist zu reduzieren. 

BI_Bie_ASB_043 

213 Wasser: Abstandsfläche zum Oldentruper Bach viel zu gering, hier teilweise vorhandener 
und teilweise geplanter Strahlursprung nach WRRL; das ASB ist zu reduzieren. 

BI_Bie_ASB_081 

213 Wasser: Abstandsflächen zum Lichtebach viel zu gering, hier geplanter Strahlursprung 
nach WRRL, Vergrößerung der BSN am Lichtebach und Reduzierung des ASB erforderlich. 

BI_Bie_ASB_082 

213 Wasser: Abstandsflächen zum Lichtebach und zur Lutter viel zu gering, hier geplanter 
Strahlursprung nach WRRL, Vergrößerung der BSN am Lichtebach und an der Lutter und 
Reduzierung des ASB erforderlich. 

BI_Bie_ASB_091 

213 Wasser: extreme Einengung der Johannisbach-Aue mit geplantem Strahlursprung im 
Verbund mit ASB 096 südlich des Gewässers; die zusammenfassende Einschätzung ignoriert 
diese erheblichen Auswirkungen. Eine Reduzierung des ASB bei gleichzeitiger Verbreiterung 
des BSN ist erforderlich. 

BI_Bie_ASB_094 

213 Wasser: der erheblich betroffene Babenhauser Bach ist zwar kein berichtspflichtiges 
Gewässer, aber mit seiner Aue durchaus als naturnah einzustufen; im Übrigen gelten die 
Bestimmungen der WRRL für alle Gewässer; dieses wird bei der Bewertung völlig ignoriert; 
das ASB mit Zweckbindung Bildungswesen muss verkleinert und differenziert werden. 
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BI_Bie_ASB_096 

213 Wasser: Einengung der Johannisbach-Aue im Norden; siehe ASB 091. Es ist 
unverständlich, warum dieses ASB trotz der eindeutigen zusammenfassenden Einschätzung 
in dieser Form geplant wird; eine Reduzierung des ASB ist erforderlich. 

BI_Bie_ASB_099 

202 Erholung: die vorhandene Wertigkeit von betroffenen Flächen als Gebiet für die 
Naherholung wird völlig unterschätzt; der Schloßhofbach-Grünzug war und ist Projektfläche 
im Rahmen eines mit Bundesmitteln geförderten Biodiversitätsprojektes;  

213 Wasser: der Schloßhofbach mit seinem geplanten Strahlursprung wird durch die 
Festlegung des ASB in dieser Breite (Ausdehnung nach Westen) erheblich beeinträchtigt; das 
ASB umfasst randlich ein natürliches Überschwemmungsgebiet und von Starkregen 
beeinflusste Flächen; das ASB muss im westlichen Bereich deutlich zurückgenommen 
werden. 

BI_Bie_ASB_112 

213 Wasser: Insbesondere der Abstand im nördlichen Bereich zum Baderbach und seinem 
geplanten Strahlursprung nach WRRL sind zu gering; ASB umfasst Starkregen beeinflusste 
Bereiche, was keinen Niederschlag in der Bewertung findet; das ASB muss reduziert werden. 

BI_Bie_ASB_121 

213 Wasser: Gewässeraue des Stieghorster Baches erheblich betroffen; ASB umfasst 
Starkregen beeinflusste Bereiche, was keinen Niederschlag in der Bewertung findet; das ASB 
muss reduziert werden. 

BI_Bie_ASB_127 

212/213 Wasser: Lage innerhalb eines Überschwemmungsgebietes und Lage innerhalb eines 
geplanten Strahlursprunges am Baderbach; die Fläche ist als ASB völlig ungeeignet und muss 
komplett gestrichen werden. 

BI_Bie_ASB_129 

212/213 Wasser: Lage innerhalb eines Überschwemmungsgebietes, Lage innerhalb eines 
geplanten Strahlursprunges an der Weser-Lutter und Lage im Bereich geplanter 
Renaturierungen an der Lutter; die Ausweisung der Gesamtfläche als ASB völlig ungeeignet! 
Sie Es widerspricht dem für Oberflächengewässer festgelegten Ziel F 27 (siehe Textliche 
Festlegungen). Das ASB muss komplett gestrichen werden. 

BI_Bie_ASB_130 

212/213 Wasser: Die gesamten Grünanlagen entlang der kleineren Gewässer mit erheblicher 
Starkregenbeeinträchtigung als ASB auszuweisen, ist planerisch völlig überzogen und 
unnötig. Es widerspricht dem für Oberflächengewässer festgelegten Ziel F 27 (siehe Textliche 
Festlegungen). Das ASB muss komplett gestrichen werden. 

BI_Bie_ASB_131 

212/213 Wasser: Die gesamten Grünanlagen entlang kleinerer Gewässer mit erheblicher 
Starkregenbeeinträchtigung als ASB auszuweisen, ist planerisch völlig überzogen und 
unnötig. Eine zweckgebundene Nutzung, wie textlich unter 1.05 erwähnt, ist im Plan nicht 
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dargestellt. Es widerspricht dem für Oberflächengewässer festgelegten Ziel F 27 (siehe 
Textliche Festlegungen). Das ASB muss komplett gestrichen werden. 

BI_Bie_GEW_01 

212/213 Wasser: Die Darstellung des sog. Untersees im Regionalplan OWL ist ersatzlos 
zu streichen.  

Seit Jahren verhindert die Darstellung des Untersees im aktuellen Regionalplan die gesetzlich 
verpflichtende Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie in diesem Bereich. Die 
ökologisch katastrophale, wasserwirtschaftlich unsinnige und finanziell abenteuerliche 
Planung wird auch bereits von der Stadt Bielefeld nicht mehr betrieben. Stattdessen wurde 
von der Stadt Bielefeld im Auftrag des Ausschusses für Umwelt und Klimaschutz ein 
Grobkonzept für ein Naturschutzgebiet in der Johannisbachaue erarbeitet. Ebenso existieren 
vorbereitende wasserwirtschaftliche Planungen zur Umsetzung der verpflichtenden 
Entwicklung dieses Bereiches zu einem Strahlursprung gemäß WRRL. Um diese Planungen 
fortführen und umsetzen zu können, muss die Darstellung des Untersees im Regionalplan 
ersatzlos gestrichen werden. Im Übrigen widerspricht diese Darstellung auch dem für 
Oberflächengewässer festgelegten Ziel F 27 (siehe Textliche Festlegungen). 

Die im Umweltbericht zum Regionalplan unter 5.3.3 stehenden Äußerungen zum Untersee 
sind ersatzlos zu streichen. 
Anmerkung: Die Abkürzung "GEW" ist nicht im Abkürzungsverzeichnis erläutert.  

BI_Bie_GIB_038 

212/213 Wasser: Der Abstand des Gebietes zum Brönninghauser Bach muss vergrößert 
werden. Dies ist ebenso erforderlich aufgrund erheblicher Starkregenbeeinträchtigungen. Das 
GIB muss erheblich reduziert werden. 

E.1.2.5 2 Grundwasser 

Gegen die textlichen Festlegungen - siehe hierzu unter C.2.11.1 dieser Stellungnahme – und 
zeichnerischen Darstellungen zum Grundwasserschutz bestehen Bedenken.  

Zeichnerische Festlegungen 

Aufgrund der Ausführungen unter A. zu Kap. 4.14 Wasser ist im Kartenblatt 18 die Darstellung 
„Grundwasser- und Gewässerschutz“ für den Wasserbeschaffungsverband (WBV) Kralheide 
in Bielefeld-Ummeln und Quelle II in Bielefeld-Quelle zu ergänzen. Der WBV Kerkebrink in 
Bielefeld-Hoberge ist auf dem Kartenblatt eingetragen. 

Im Umweltbericht werden die Belange des Grundwasserschutzes nur unzureichend 
berücksichtigt (s. hierzu auch unter D dieser Stellungnahme). Aufgrund des Klimawandels 
steigt die Bedeutung des Grundwassers als sauberes Trink, aber auch Brauchwasser 
erheblich. Zudem sind die Standorte gerade für die Wasserwerke der öffentlichen 
Wasserversorgung weitgehend „ausgereizt“. Die letzten Trockenjahre haben dies deutlich 
gezeigt. Die Aussagen unter A. zu Kap. 4.14 Wasser müssen sich somit auch in Tab. 5, S. 22 
(Kap. 3.5/3.5.1) widerspiegeln. So sind alle ausgewiesenen und geplanten 
Wasserschutzgebiete incl. WSZ III B sowie alle Einzugsgebiete von 
Wassergewinnungsanlagen der öffentlichen Wasserversorgung, für die 
(unverständlicherweise) kein Wasserschutzgebiet ausgewiesen werden soll, in die Kategorie 
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„Plangebiet ist voraussichtlich mit erheblichen Umweltauswirkungen verbunden“ 
aufzunehmen. Unverständlich, warum dies nur für den „Abbau von Bodenschätzen“ gelten soll 
(S. 23). Durch Straßen und andere Bebauung werden auch die schützende Boden-
Deckschichten zerstört und die Gefahr möglicher Grundwasserverunreinigungen ist aufgrund 
der vielfältigen Nutzungen z.B. durch Landwirtschaft, Industrie/Gewerbe, undichte Kanäle und 
auch Hausgärten mindestens genauso hoch oder sogar erheblich höher als bei Abgrabungen. 
Dies hat die Vergangenheit deutlich gezeigt. 

Gegen folgenden zeichnerischen Darstellungen des Planentwurfs bestehen Bedenken 
(vgl. hierzu auch oben zu den Bedenken gegen Siedlungsbereichsdarstellungen unter E.1.1.2 
zu ASB und  E.1.1.2 zu GIB):  

BI_Bie_ASB_076 Ummeln 

Die vom Gutachter vorgenommene Bewertung hinsichtlich des Punktes Wasserschutzgebiet 
WSZ III A/B kann auch aufgrund der unter Ziel F 26 gemachten Angaben nicht nachvollzogen 
werden. Hier sind erhebliche Umweltauswirkungen die Folge. Eine Entscheidung über die 
Betroffenheit darf nicht auf der nachfolgenden Ebene getroffen werden. 

BI_Bie_ASB_126 Gadderbaum 

Durch die Lage in der WSZ III im Festgestein mit nur geringer schützender Deckschicht im 
Bereich des Teutoburger Waldes ist eine Einstufung als erhebliche Umweltauswirkung 
gegeben (s. oben). Liegt direkt am Rand der WSZ III des WW Bielefeld-
Windfang/Brackwede/Gadderbaum 

BI_Bie_GIB_073 Ummeln 

Das Gebiet liegt im direkten Einzugsbereich des Wasserbeschaffungsverbandes (WBV) 
Kralheide. Hierzu wird auf die Ausführungen zu Punkt A. Kap. 4.14 Wasser verwiesen. 
Danach sollen Einzugsgebiete von Wassergewinnungsanlagen der öffentlichen 
Wasserversorgung, auch wenn dafür unverständlicherweise bisher kein Wasserschutzgebiet 
ausgewiesen wird, von einer Bebauung freigehalten werden. Die Ziffer 2.11 ist entsprechend 
als erhebliche Umweltauswirkungen zu formulieren. 

Anhang E 

Die unter Anhang C 2 genannten Änderungen sind auch entsprechend in der Anlage E für die 
o.g. 3 Flächen hinsichtlich der Spalte „Wasserschutzgebiet“ zu übernehmen. Dadurch ergibt 
sich für die Fläche BI_Bie_GIB_073 Ummeln eine rote Einfärbung für die Spalte 
„Zusammenfassende Einschätzung“ „Plangebiet ist bei diesem Kriterium voraussichtlich mit 
erheblichen Umweltauswirkungen verbunden“ – zumindest für den Bereich des 
Einzugsgebietes der Brunnen des Wasserbeschaffungsverbandes Kralheide. 
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E.1.3  Bereiche für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher   
          Bodenschätze  

BI_Bie_BSAB_01 

Forderung: 

Der BSAB-Bereich ist zu streichen 

Begründung: 

Gegen die Planung einer Tonabgrabung bestehen 
erhebliche Bedenken, da wichtige Freiraumfunktionen 
erheblich beeinträchtigt werden. Dazu gehören 
Biotopverbundfunktionen der Sieksysteme. Diese ist nach 
dem LANUV-Fachbeitrag des Naturschutzes die 
Biotopverbundfläche herausragender Bedeutung BV-DT-BI-
3916-002 „ Johannisbachsystem mit Nebensieks im 
Ravensberger Hügelland“. Wertbestimmend für diesen 
Biotopverbund sind u.a. seine herausragende 

naturschutzfachliche Bedeutung als Refugial- und Vernetzungsbiotop innerhalb der Löss-
Landschaft des Ravensberger Hügellandes und das Vorkommen an Zielarten der Magerrasen, 
des Grünlandes, der Kulturlandschaft der Fließgewässer (vgl. Biotopverbunddokument). Die 
Bewertung der Betroffenheit des Biotopverbundes in der SUP unter Verwies auf die „nur“ 
kleinräumige Betroffenheit (2 %) lässt außer Acht, dass nicht nur die unmittelbare 
Flächeninanspruchnahme, sondern auch die mittelbaren Auswirkungen zu erheblichen 
Beeinträchtigungen/Störungen führen werden, zumal durch die Lage des Plangebiets entlang 
des Siek die von indirekten Auswirkungen  betroffenen Biotopverbundflächen sehr groß sind.  

Nach dem Zielkonzept Naturschutz liegen der Abgrabungsbereich teilweise in einem 
Naturschutzvorranggebiet und Landschaftsraum mit hoher Naturschutzfunktion. Betroffen sind 
auch besonders geschützte Arten. Beeinträchtigt werden die Erholungsfunktion ( 
Landschaftsschutzgebiet) sowie klimatische Funktionen (Kaltluftquellgebiet) und auf der 
Gesamtfläche schutzwürdige/klimarelevante Böden. 
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E.1.4   Verkehr 

E.1.4.1 Straßenverkehr 

Zu den grundsätzlichen Bedenken der Naturschutzverbände gegen die im Regionalplan 
dargestellten Neu- und Ausbauprojekte der Bedarfspläne verweisen wir auf Kap. C.3.1 
„Straßenverkehr“ dieser Stellungnahme.  

Streichung der Trasse für die B 66 n im Bielefelder Stadtgebiet  

Die im Regionalplan noch dargestellte Trasse für die B 66 n muss aus dem Plan 
herausgenommen werden. Auch wenn der Regionalplan grundsätzlich die Planungen des 
Bundesverkehrswegeplans übernimmt, sollte hier aufgrund der besonderen Situation, der 
klaren Haltung des Stadtrates und der durch diese Planung beeinträchtigten Optionen für eine 
nachhaltige, zukunftsfähige Stadtentwicklung eine Ausnahme gemacht und auf die Darstellung 
verzichtet werden.  

Es geht dabei um den Bau 
einer mindestens 4 
spurigen, autobahnähnliche 
Schellstraße, die ab dem 
OWD-Tunnel bis zum 
Anschluss an die A 2 das 
Stadtgebiet auf ca. 5 km 
Länge durchziehen soll. Es 
handelt sich um eine sehr 
alte Planung noch aus den 
1960er Jahren. Der Rat der 

Stadt hat schon 2016 beschlossen, diese Straßenplanung nicht weiter zu verfolgen. Das 
Bundesverkehrsministerium wurde aufgefordert, die Planung nach der Zurückstellung in den 
weiteren Bedarf endgültig aus dem Bundesverkehrswegeplan zu streichen. Der Bau einer 
autobahnähnlichen Schnellstraße quer durch ein dicht bebautes Stadtgebiet ist nicht mehr 
zeitgemäß, verhindert in einemgroßen Teil der Stadt eine nachhaltige Stadtentwicklung und 
steht dem Anliegen einer Verkehrswende mit Reduzierung des Autoverkehrs zugunsten von 
ÖPNV und Radverkehr entgegen. Da zwei parallel verlaufenen Hauptverkehrsstraßen 
vierspurig ausgebaut sind, gibt es für dieses Neubauprojekt auch keinen Bedarf. 

Weitere Hinweise können der nachfolgen wiedergegebenen Stellungnahme der 
Naturschutzverbände zum Bundesverkehrswegeplan 2016 entnommen werden.1  

Das Projekt war bereits in den BVWP 2003 nicht übernommen worden. Ein Bedarf ist weiterhin 
nicht gegeben. Die Anbindung der B 61 an die A 2 war bereits zum BVWP 2003 durch die 
Ortsumgehung Bielefeld-Heepen (Ostring) und den vierspurigen Ausbau der Eckendorfer 
Straße gegeben. Die jetzige B 66 (Detmolder Straße) ist entgegen der Darstellung im BVWP-
Entwurf seit Jahrzehnten in voller Länge vierspurig ausgebaut. Erst 2011 wurde sie mit großem 
Aufwand und unter Verlust von Rad- und Gehwegflächen weiter für den Autoverkehr 
ausgebaut. Einer weiteren Straßenanbindung durch das Stadtgebiet bedarf es nicht. Die 
innerstädtische Verkehrsentlastung wäre gering und rechtfertigt keinen Neubau. 
                                                           
1 https://www.lb-naturschutz-nrw.de/fileadmin/redaktion/Fachthemen/Stra_bau/BVWP_2030/B66-G40-
NW_B_66_Bielefeld.pdf 

https://www.lb-naturschutz-nrw.de/fileadmin/redaktion/Fachthemen/Stra_bau/BVWP_2030/B66-G40-NW_B_66_Bielefeld.pdf
https://www.lb-naturschutz-nrw.de/fileadmin/redaktion/Fachthemen/Stra_bau/BVWP_2030/B66-G40-NW_B_66_Bielefeld.pdf
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Verkehrsentlastungen sind durch eine stärkere Verlagerung des Personen- und Güterverkehrs 
auf die Schiene/ÖPNV anzustreben. Ebenfalls falsch ist die Darstellung der B 66 neu im 
BVWP-Entwurf als Umgehungsstraße. In Wirklichkeit führt die Trasse durch das östliche 
Stadtgebiet und durch zahlreiche Wohngebiete in den Stadtteilen Stieghorst, Sieker und rund 
um das Stadion Rußheide. Das Projekt stellt einen Parallel-Ausbau zur „modernisierten“ 
Bahnstrecke BI – Lemgo / Lage / Detmold dar. Nach den bis zum Jahr 2000 erfolgten 
Maßnahmen zur Beschleunigung des Bahnverkehrs auf der Bahnstrecke Bielefeld – Lemgo 
hat sich das Fahrgastaufkommen dort stark erhöht, allein von 2001 bis 2008 um 45%.  

Ein paralleler Neubau der B 66 im Stadtgebiet Bielefeld würde diese verkehrspolitisch 
gewünschte Zunahme und Verlagerung auf den Schienenverkehr gefährden. Die Attraktivität 
der Bahnstrecke ist durch weitere Maßnahmen (u.a. Ausbau von Parkmöglichkeiten für PKW, 
Radfahrer an den Bahnhöfen, bessere ÖPNV-Anbindung, Elektrifizierung der Bahnstrecke 
Bielefeld-Lage und den Bau zusätzlicher Ausweichstellen) zu erhöhen, um den Anteil der 
Bahnnutzer weiter zu steigern. Eine Fernverkehrsfunktion der Straße, die eine Aufnahme in 
den BVWP rechtfertigen würde, ist nicht zu erkennen. Diese Funktion endet für die B 66 vom 
Osten (Kreis Lippe) kommend an der A 2. Eine Weiterführung in die Bielefelder Innenstadt hat 
nur noch örtliche Verkehrsfunktionen.  

Der zuständige Stadtentwicklungsausschuss des Rates des Stadt Bielefeld lehnt per 
Beschluss vom 12.04.2016 das Projekt ab, ebenso der Stadtrat am 28.04.2016. 2 

Eingriff in Natur und Landschaft  

Es sind Freiräume mit einer sehr hohen Erholungsfunktion betroffen, die auch für den Artenund 
Biotopschutz, insbesondere im Bereich Lutterbach (Stauteiche), Mühlenbach, Baderbachtal, 
Meyerbach, von wichtiger Bedeutung sind. Es kommt durch die B 66n zu erheblichen Eingriffe 
in ein Naturschutzgebiete (NSG „Auf dem Kort“), das im Regionalplan1 als Vorranggebiet für 
den Naturschutz dargestellt ist, und zur Inanspruchnahme von Flächen 1 Bezirksregierung 
Detmold (2004): Regionalplan „GEP Detmold – TA Oberbereich Bielefeld“, Blätter 16, 17 B66-
G40-NW B 66 Bielefeld Landesbüro der Naturschutzverbände NRW, Mai 2016 eines 
Landschaftsschutzgebietes.2 Die betroffenen Freiräume sind auch Lebensräume besonders 
geschützter Arten (Große Bartfledermaus, Feldsperling).  

Im sog. Grünen Band durch die Bielefelder Oststadt würde das Projekt schätzungsweise 60 
Kleingärten zerstören, darunter zahlreiche naturnah gestaltete. Diese Gärten sind 
Lebensräume für zahlreiche Insekten-, Vogel- und andere Tierarten sowie für Hunderte von 
Bäumen und Sträuchern.  

Städtebauliche Belastung  

Die zusätzliche Lärmbelastung in Wohngebieten mit Verminderung der Aufenthaltsqualität 
wäre erheblich größer als in der Städtebaulichen Beurteilung (Abschnitt 1.10) angenommen. 
Sie würde auf etwa 4,8 km Länge eintreten. Mit dem 2012 fertig gestellten „Grünen Band“ 
zwischen Wilhelm-Bertelsmann-Straße und Luttergrünzug verläuft auf der Trasse ein sehr 
beliebtes Naherholungsgebiet mit zahlreichen Kleingärten, Spazierwegen und Spielplätzen. 
Der Verlust dieser seinerzeit aus EU-Mitteln geförderten Fläche würde die Lebensqualität im 

                                                           
2Vgl. hierzu auch : https://www.nw.de/lokal/bielefeld/mitte/22488389_Keine-Autobahn-durch-den-Bielefelder-

Osten-B66n-vor-dem-Aus.html 

  

https://www.nw.de/lokal/bielefeld/mitte/22488389_Keine-Autobahn-durch-den-Bielefelder-Osten-B66n-vor-dem-Aus.html
https://www.nw.de/lokal/bielefeld/mitte/22488389_Keine-Autobahn-durch-den-Bielefelder-Osten-B66n-vor-dem-Aus.html
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Stadtteil stark beeinträchtigen. Etwa 30 Wohnhäuser sind durch das Projekt vom Abriss 
bedroht. Der dadurch eintretende Funktionsverlust in den Stadtteilen wurde im NKV der 
BVWP-Bewertung und auch in der verbalen Einschätzung der „städtebaulichen Bedeutung“ 
nicht berücksichtigt.  

Dazu kommen erhebliche Trennwirkungen der bis zu 30 m breiten Trasse in den dicht 
besiedelten Wohnvierteln der Bielefelder Oststadt. Diese würden vor allem in den Bereichen 
Heeper Straße/Luttergrünzug, Otto-Brenner-Straße/Meisenstraße und Tackeloh (Stadtteil 
Stieghorst) eintreten. Forderung: Streichung Als Alternative schlagen wir eine Elektrifizierung 
der Bahnstrecke Bielefeld-Lage und den Bau zusätzlicher Ausweichstellen vor. Damit könnten 
die Fahrtzeiten der Bahnen verkürzt und die Taktung erhöht werden. Die Abgas- und 
Lärmbelastung der Bahnhöfe und der Streckenanwohner durch den jetzigen Dieselzugbetrieb 
würde entfallen, ebenso die weiträumige Luftverschmutzung sowie Klimaschäden. Der ÖPNV 
würde attraktiver. 

E.1.4.2 Radverkehr 

Radschnellweg Ostwestfalen - Minden – Herford – Rheda-Wiedenbrück  

In der Erläuterungskarte 3.32 „schiene-öpnv.rad“ist ein 
Radschnellweg von Minden nur bis Herford dargestellt. In der 
Region wird aber schon länger das Projekt eines 
Radschnellweg von Minden bis Rheda-Wiedenbrück verfolgt. 
Im Rahmen der dringend notwendigen Förderung des 
überregionalen Radverkehrsnetzes und einer Verkehrswende 
mit Stärkung des Radverkehrs kommt dieser 
Radschellverbindung zwischen den Städten Minden, Herford, 
Bielefeld, Gütersloh und Rheda-Wiedenbrück eine wichtige 
Funktion zu. . Im 2-km- Einzugsbereich entlang des RSWO 
wohnen rund 440.000 Einwohner, davon ca. 240.000 im 
Südabschnitt. Der Radschnellweg hat ein Entlastungs- und 
Verkehrsverlagerungspotential sowohl für die stark befahrene 

Bundesstraße 61 als auch für die regionale Bahnstrecke Minden – Hamm. 

Aktuell wird zwar zunächst der Abschnitt Minden - Herford bearbeitet. Dennoch ist es wichtig, 
dass ein Regionalplan, der bis 2030 Gültigkeit haben soll, auch die Planung für den weiteren 
Verlauf dargestellt wird. Für die Verlängerung über Bielefeld nach Rheda-Wiedenbrück muss 
eine Trasse in einem Korridor entlang der B 61 eingeplant werden. Die endgültige 
Trassenführung ist in diesem Bereich noch offen. Eine Option ist die Führung unmittelbar 
entlang der B 61. Diese darzustellen ist auch deshalb wichtig, weil nach 
Bundesverkehrswegeplan ein Ausbau der B 61 geplant ist. Bei diesem Ausbau müssen die 
Belange des Radverkehrs zumindest gleichberichtigt neben den Belangen des Autoverkehrs 
mit berücksichtigt werden.  

Aus der Begründung des Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen für 
die Radschnellwege:   

Nordrhein-Westfalen schaut voraus: Ein Netz von Radschnellwegen verbindet – innerstädtisch 
Ziele, die Stadt mit dem Umland, die Zentren untereinander, Wohnung und Arbeitsstelle 
miteinander und vieles mehr. Die Vorteile des Radfahrens überzeugen: Es entlastet Umwelt 
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und Straßen, kostet wenig, fördert die Gesundheit und macht auch noch Spaß! Als Pedelec 
ist das Rad auch für längere Strecken und viele Menschen eine echte Alternative zum Auto. 

Darum brauchen wir in Nordrhein-Westfalen ein gut ausgebautes, sicheres Radverkehrsnetz 
im besten Standard. Das Premiumprodukt für den Radverkehr sind die Radschnellwege – 
breite, komfortable Verbindungen, auf denen sich die Fahrzeiten in und zwischen den Städten 
erheblich verkürzen. In NRW radeln wir voraus und bauen sieben große Radschnellwege – 
auf den ersten Kilometern können Sie schon heute fahren! Als Netz- und Infrastrukturelement 
sind Radschnellwege dazu geeignet, den längst fälligen Quantensprung einzuleiten, um das 
Potenzial des Radverkehrs voll auszuschöpfen. Das Land Nordrhein-Westfalen gewährleistet 
diese Qualität durch die Festlegung von Standards. Es übernimmt weiter Verantwortung durch 
die Übernahme der Baulast für Radschnellwege. 

Quelle: https://www.radschnellwege.nrw/rs3-radschnellweg-owl/  

Konzept des VCD: https://gliederungen.vcd.org/fileadmin/user_upload/ostwestfalen-
lippe/redaktion/pdf-Dateien/Radschnellweg__Ostwestfalen_.pdf  

https://www.nw.de/lokal/kreis_minden_luebbecke/bad_oeynhausen/22919586_Radschnellw
eg-Die-Stadt-plant-das-Land-baut.html  

 

 

E.1.4.3 Bahnverkehr 

Neue Haltepunkt an der Bahnstrecke Bielefeld – Lage 

An der Bahnstrecke Bielefeld – Lage sind im Trassenbereich der B 66n zwei neue Haltepunkte 
zusätzlich zum Ostbahnhof im Regionalplan-Entwurf verzeichnet: Am Stadtholz und Otto-
Brenner-Straße. 

Beide Stationen würden jedoch erheblich in Kleingartenanlagen bzw. in Grünzugfunktionen 
eingreifen: Am Stadtholz ist wegen der Böschung und Bahnbrücke erhebliche 
Flächenversiegelung nötig. // An der Otto-Brenner-Straße liegt nördlich der Bahn angrenzend 

https://www.radschnellwege.nrw/rs3-radschnellweg-owl/
https://gliederungen.vcd.org/fileadmin/user_upload/ostwestfalen-lippe/redaktion/pdf-Dateien/Radschnellweg__Ostwestfalen_.pdf
https://gliederungen.vcd.org/fileadmin/user_upload/ostwestfalen-lippe/redaktion/pdf-Dateien/Radschnellweg__Ostwestfalen_.pdf
https://www.nw.de/lokal/kreis_minden_luebbecke/bad_oeynhausen/22919586_Radschnellweg-Die-Stadt-plant-das-Land-baut.html
https://www.nw.de/lokal/kreis_minden_luebbecke/bad_oeynhausen/22919586_Radschnellweg-Die-Stadt-plant-das-Land-baut.html
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mesophiles Grünland, das für die Aufnahme und Versickerung von Regenwasser wichtig ist 
(eigentlich Überschwemmungszone bis zur Lutter // Klimaschutz: Anpassung an Klimawandel; 
hier: Abpuffern von Starkregenereignissen). Freihalten dieser Fläche wäre wichtig, um 
Erholungsfunktion des Grünzuges zu erhalten. An dieser Stelle wäre neuer Haltepunkt nur an 
der Südseite der Bahnstrecke sinnvoll. Dort befindet sich heute ein (Kompost-)Lagerplatz des 
Umweltbetriebes der Stadt BI. Erhalt der Freiflächen wichtig auch als Kaltluftschneise. Zudem 
wären beide neuen Haltepunkte nur jeweils wenige hundert Meter vom Ostbahnhof entfernt. 

Neue Haltepunkte Bahn-Hauptstrecke Bielefeld – Minden 

An der Bahn-Hauptstrecke Bielefeld – Minden ist im Regionalplan-Entwurf ein neuer 
Haltepunkt am Ostrand von Schildesche verzeichnet. Hier sollte vermieden werden, die 
Erschließung östlich der Bahntrasse in den Agrarraum hinein zu bauen  (Böschungswald, 
Ackerrandstreifen). 

Neue Haltepunkt An der DB-Hauptstrecke Bielefeld – Hamm 

An der DB-Hauptstrecke Bielefeld – Hamm ist im Ortsteil Ummeln ein neuer Haltepunkt im 
Rplan-Entwurf verzeichnet. An der geplanten Stelle direkt südlich der Warendorfer Straße 
würde zusammen mit der geplanten Ortsumgehung Ummeln /Zubringer A33 weitere, ohnehin 
schon stark mit Bauvorhaben belastete Fläche versiegelt. Der Standort liegt dem nördlich 
benachbarten großen Wasserschutzgebiet an. 

Keinerlei Trennung/Grünraum mehr zw. Ortsrandbebauung und Verkehrsflächen 

Nutzungskonflikt mit der laut Planung stark befahrenen Umgehungsstraße: Wie sollen die 
Fahrgäste der Bahn die Straße queren? 

 

 

 

 

ANLAGEN 

- Anlage 1: Tabelle „Anlage zur Stellungnahme der Umweltverbände zum Regionalplan 
OWL: Gesamtüberblick kritischer ASB und GIB“ in der Stadt Bielefeld 

- Anlage 2: Karte mit den Schwerpunktvorkommen der Vogelarten des Offenlandes im 
Kreis Gütersloh und Stadt Bielefeld 

 



Anlage zur Stellungnahme der Umweltverbände zum Regionalplan OWL/Stadt Bielefeld: Gesamtüberblick kritischer ASB und GIB 

Belange, die besonders stark betroffen sind, sind rot markiert.  

ASB / GIB Nr. Fläche  

in ha 

 

Naturschutz 

  

Stadtklima  

 

BSN  

 

Grünzüge  

 

Gewässerschutz  Landwirtschaft Stadtgärten 

 

Naherholung 

 

Empfehlung 

Siedlungsflächen (ASB) 

 

     

ASB 003 

Wordstr. 

11,9   BSN Jölletal-

Sieke 

Jölle-Grünzug Jölle   stark vollständig 

streichen 

ASB 005 

Deliusstraße  

5,0   NSG / BSN 

Moorbachtal 

Moorbach-

Grünzug 

Moorbach    vollständig 

streichen 

ASB 006 

Heidsieker 

Heide 

7,5    Pfarrholzbach Pfarrholzbach   stark zumindest 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 010 

Moorbachtal 

5,0   NSG / BSN 

Moorbachtal 

Moorbach-

Grünzug 

Moorbach   stark teilweise 

zurücknehmen 

ASB 012 

Theesen 

7,5   Moorbachtal 

Seitensieke 

Moorbach 

Grünzug 

Moorbach  

Sieke 

  stark vollständig 

streichen 

ASB 014 

Köckersfeld 

13,9   BSN  

Köckerwald 

Grünzug 

Köckerwald 

Mühlenbach 

Seitensieke 

Ökol. 

Landwirtschaft 

 sehr stark vollständig 

streichen 

ASB 020 

Blackenfeld 

Ost  

28,1   BSN 

Johannisb. 

Grünzug Jölle 

Johannisbach 

Johannisbach   stark vollständig 

streichen 

ASB 022 

Engersche Str 

5,9   BSN Jölle Grünzug Jölle 

Johannisbach 

Jölle Seitensieke   stark teilweise 

zurücknehmen 

ASB 023 

Brake 

7,7    Grünzug 

Sieben-Teiche-

Bach 

Sieben-Teiche-

Bach 

 - sehr stark vollständig 

streichen 

ASB 032 

Am Franzhof 

28,1   BSN  

Dankmasch 

Grünzug 

Dankmach / 

Windwehe 

Vogelbach   stark vollständig 

streichen 

ASB 043 

Ostring  

12,3    Grünzug 

Stieghorster 

Bach 

Stieghorster 

Bach 

  stark vollständig 

streichen 

ASB 047 

Kampbrede 

8,2   BSN 

Sussieksbach 

Grünzug 

Windwehe 

Sussieksbach    teilweise 

zurücknehmen 

ASB 054 

Am Brockhoff 

13,8    Grünzug  

Dalbke 

Dalbke    vollständig 

streichen 

 



ASB / GIB Nr. Fläche  

in ha 

Naturschutz 

  

 

Stadtklima  

 

BSN  

 

Grünzüge  

 

Gewässerschutz  Landwirtschaft Stadtgärten 

 

Naherholun

g 

 

Empfehlung 

ASB 060 

Eckhardts-

heim 

35,2      ökol. 

Landwirtschaft 

 sehr stark vollständige 

Streichung 

ASB 061 

Postheide 

60,5        stark vollständig 

streichen 

ASB 076 

Ummeln Nord 

 

18,2   BSN 

Tüterbach 

Heidkamp-

Tüterbach 

Tüterbach 
Grundwasserschutz  

WSZ IIIA/B 

  stark vollständig 

streichen 

ASB 061 

Quelle 

Kupferheide 

   BSN 

Lichtebach 

Grünzug 

Ummeln-Nord 

Waserschutz 

gebiet 

  stark zumindest 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 082 

Quelle, 

Eisenstr. 

23,9   BSN 

Lichtebach 

Lichtebach-

Grünzug 

Lichtebach 

- Lutter 

  stark zumindest 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 088 

Auf dem Esch, 

Johannisbach 

13,8   BSN 

Johannis-

bach 

Johannisbach-

Grünzug 

Johannisbach    vollständig 

streichen 

ASB 090 

Hasbachtal 

 

11,2    Hasbach-

Grünzug 

Hasbach   stark zumindest 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 091 

Thomashof 

9,4         zumindest 

teilweise 

zurücknehmen 

ASB 094 

Am 

Poggenpohl  

51,0   BSN 

Babenhaus. 

Bach 

Grünzug 

Babenh. Bach 

Babenhauser  

Bach 

 - stark vollständig 

streichen 

ASB 095 

Werther Str.  

17,9   BSN 

Teutoburger 

Wald 

Teutoburger 

Wald 

  74 Gärten stark vollständig 

streichen 

ASB 096 

Schongauer 

Str.  

77,3   BSN 

Babenhaus. 

Bach  

Babenhauser 

Bach, 

Johannisbach 

   sehr stark  vollständig 

streichen 

ASB 099 

Bultkamp  

12,6   BSN 

Schlossbach 

Schloßbach-

Bultkamp-

Grünzug 

Schloßbach  Über 100 

Gärten 

sehr stark  vollständig 

streichen 

ASB 112 

Friedrich-

Hagemanstr 

18,2    Grünzug 

Baderbach 

   sehr stark  vollständig 

streichen 



ASB / GIB Nr. Fläche  

in ha 

 

Naturschutz

-belange  

Stadtklima  

 

BSN  

 

Grünzüge  

 

Gewässer-

schutz  

Landwirtschaft Stadtgärten 

 

Naherholun

g 

 

Empfehlung 

ASB 121 

Stieghorst 

4,8    Grünzug  

Stiegh. Bach 

Stieghorster 

Bach 

  stark vollständig 

streichen 

ASB 125 

Königsbreede  

16,6    Grünzug 

Baderbach  

   stark vollständig 

streichen 

ASB 126 

Bethel 

18,9    Grünzug 

Bohnenbach 

Bohnenbach 

Grundwasser-

schutz WSZ III 

 - sehr stark vollständig 

streichen 

ASB 129 

Weserlutter 

36,9    Grünzug  

Weserlutter 

Weser-Lutter  190 Gärten sehr stark vollständig 

streichen 

ASB 130 

Schlossbach 

 

48,5    Grünzug  

Schloßbach 

Schloßbach  über  

300 Gärten 

sehr stark vollständig 

streichen 

ASB 131 

Gellershagen 

85,5    Grünzüge 

Gellershagen 

Gellershagen.Ba

benh. Bach 

 68 Gärten sehr stark vollständig 

streichen 

Gewerbeflächen (GIB) 

 

     

GIB 016 

Telgenbrink 

 

15,5         teilweise 

zurücknehmen 

GIB 038 

Ostring 

 

42,9   BSN 

Brönungsha

user Bach 

Grünzug 

Brönungsh. 

Bach 

Brönning-

hauser Bach 

  stark vollständig 

streichen 

GIB 044 

Kornkamp 

10,2   BSN 

Brönungsh. 

Bach 

Grünzug 

Brönungsh. 

Bach 

Brönungsh. 

Bach 

   teilweise 

zurücknehmen 

GIB 057  

Krackser Str 

 

7,2   Umfeld NSG 

/ BSN 

Grünzug 

Widelsbl. 

Teiche 

    vollständig 

streichen 

GIB 058 

Buschkamp  

5,5   Unmittelbar 

am NSG / 

BSN 

Grünzug 

Windelsbl. 

Teiche 

   stark vollständig 

streichen 

GIB 062 

Senne Süd, 

Oerkamp  

84,7   Geschützte 

Biotope, 

BSN 

Aktuell 

Regionaler 

Grünzug 

   stark vollständig 

streichen 

GIB 073 

Ummeln-Süd 

50,5   Naturnahe 

Kulturland-

schaft 

 Grundwasser 
schutz Einzugsgebiet 

WBV Kralheide 

  stark vollständig 

streichen 

 




